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Das Collegium Hungaricum in Wien veranstaltete mit verschiedenen
Partnern in den letzten Jahren zwischen 2002-2010 wissenschaftliche Sym-
posien über vier bedeutende Politiker des ungarischen Reformzeitalters
und der Revolutionszeit: über Lajos Kossuth (gemeinsam mit der Botschaft
der Republik Ungarn anlässlich seines 200. Geburtstages 2002),  Ferenc
Deák (gemeinsam mit dem Österreichischen Staatsarchivs auch anlässlich
seines 200. Geburtstages 2004), Lajos Batthyány (ebenfalls gemeinsam
mit dem Österreichischen Staatsarchiv auch anlässlich seines 200. Geburts-
tages 2007) und István Széchenyi (gemeinsam mit dem Österreichischen
Staatsarchiv mit dem Zentralverband Ungarischer Vereine und Organi-
sationen in Österreich zum 150. Todestag des „größten Ungarn” 2010).
Der vorliegende Band enthält die Vorträge der wissenschaftlichen Sympo-
sien in redigierter Form.
Die Organisation der Symposien wurde von den jeweiligen Leitern des
Collegium Hungaricum, von Univ.-Prof. Dr. Károly Csúri, Dr. Zoltán
Fónagy, Dr. József Kelenik und Dr. Márton Méhes durchgeführt. Das
Collegium Hungaricum möchte sich bei seinem österreichischen Partner,
dem Österreichischen Staatsarchiv, besonders bei dem Generaldirektor,
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Hon.-Prof. Dr. Lorentz Mikoletzky, der immer bereit war, diese Veran-
staltungen aufzunehmen, bedanken. Wir bedanken uns bei Dr. Imre Ress,
dass er die Idee der Publikation des Bandes nicht einschlafen ließ. Besonde-
rer Dank gilt Dr. Stefan Malf r, der die sprachliche Redaktion der unga-
rischen Beiträge übernahm und mit großer Sorgfalt vollendete.
Das Collegium Hungaricum, das Institut für ungarische Geschichts-
forschung in Wien und die Ungarische Archivdelegation beim Öster-
reichischen Staatsarchiv hoffen, dass sie mit der Publikation dieses Bandes
zum besseren Verständnis dieser konfliktvollen Epoche, die sich für die
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In den Lexika steht gewöhnlich soviel: Stephan Graf Széchenyi, unga-
rischer Politiker, geboren am 21. September 1791 in Wien, gestorben (Selbst-
mord) am 8. April 1860 in Döbling. Er setzte sich in seiner Heimat für
politische Reformen ein und förderte die Modernisierung der Wirtschaft.
Er rief in Ungarn zahlreiche Unternehmen ins Leben, so eine Werft und
die erste Maschinenfabrik, und er schuf eine der ersten Dampfmühlen.
Ferner förderte er die Dampfschifffahrt auf der Donau und auf dem
Plattensee, war Initiator und Regierungsbeauftragter bei der Regulierung
der unteren Donau und der Theiss, und er ließ als erste feste Verbindung
zwischen den Städten Buda und Pest die Kettenbrücke bauen. Ebenso setzte
er sich für die Kultur ein, namentlich indem er die Ungarische Akademie
der Wissenschaften gründete.
Lexika haben gewöhnlich wenig Raum zur Verfügung. Wer aber die
oben stehenden Zeilen liest, wird – selbst wenn er als Nicht-Ungar zum
ersten Mal auf den Namen Széchenyis stossen sollte – für sich vermutlich
feststellen, dass es sich da um einen außergewöhnlichen Mann gehandelt
haben muss. In den Volksschulen der Heimat Széchenyis lernen die Kinder
den Grafen als historische Gestalt schon früh kennen, und sie wissen, dass ihn
bereits seine Zeitgenossen „den größten Ungarn” nannten. Ja, sie erfahren,
dass die Bezeichnung ihm von seinem härtesten politischen Gegner, Lajos
Kossuth, verliehen wurde, der sich mit Széchenyi ein Leben lang nicht zu
versöhnen vermochte, seiner Leistung aber anerkennend auf diese Weise
huldigte. Széchenyi – wie Kossuth – stehen heute im Pantheon der ungari-
schen Vergangenheit nebeneinander. Die einstigen Gegner sind Kult-
figuren geworden, deren Denkmäler man überall im Land findet und nach
denen in allen Ortschaften Ungarns Strassen und Plätze benannt sind.
Zwischen den trockenen Zeilen der Nachschlagwerke und der natio-
nalen Glorifizierung fällt es nicht ganz leicht, die lebendige Figur des
Politikers und des Menschen Széchenyi ins rechte Licht zu rücken. Dies
umso weniger, als der Graf selber es mit seiner unendlich komplizierten
und empfindsamen Natur den Historikern der Nachwelt nicht leicht
gemacht hat. Nicht leicht trotz der Tatsache, dass er ein sehr umfang-
reiches Tagebuch hinterließ, das nicht nur von der Persönlichkeit, sondern
auch vom politischen Geschehen seiner Zeit Zeugnis ablegt – ein einma-
liges historisches Dokument. Schwer, zumal auf knappem Raum, fällt der
Überblick aber auch darum, weil das Leben Széchenyis manche Wendung
und Wandlung, Höhen und Tiefen und zahlreiche Widersprüche kannte.
István (Stephan) Széchenyi, der spätere „größte Ungar”, wuchs in Wien
und auf dem Stammschloss der Familie in Cenk (Zinkendorf) zweisprachig
auf. Er beherrschte das Ungarische, publizierte viel in dieser Sprache, zog
aber beim Schreiben eher das Deutsche vor. Wie alle Kinder reicher Aris-
tokraten seiner Zeit lernte er bereits zu Hause ausgezeichnet Französisch.
Der Graf galt in seiner Heimat als einer der gebildetsten Männer, aber diese
Bildung erwarb er sich autodidaktisch erst in späteren Jahren. Die Schule –
eher: den Privatunterricht – brach er früh ab, weil er sich 1808 freiwillig als
Soldat meldete. In der Folge nahm er als Offizier an den Kriegen teil, die
Österreich mit seinen Verbündeten gegen Napoleon ausfocht. Die Iden-
tität des jungen Mannes, der im Offizierskorps jetzt ohnehin nur noch
deutsch sprach, mutet schwankend an: War er Ungar, Österreicher, ein
Austro-Ungar? Er war jedenfalls ein guter Soldat, Rittmeister, der sich in
Schlachten hart und tapfer schlug und namentlich als Flügeladjutant Ku-
riermissionen mit Bravour löste.
Die Militärlaufbahn, deren aktiver Teil bis 1815 dauerte (endgültig
verließ er die Armee erst Anfang 1826), war für das Werden des späteren
Staatsmanns von mehrfacher Bedeutung. Als Ordonnanzoffizier stand er in
Diensten des Feldherrn Karl Fürst zu Schwarzenberg, er begegnete immer
wieder auch den Heerführern der Verbündeten, hielt sich schon früh in der
Umgebung von hochgestellten Politikern und sogar gekrönten Häuptern
auf, kurz, er gewann bereits in jungen Jahren einen europäischen Über-
blick. Dies auch darum, weil ihn der Krieg nach Italien und Frankreich,
nach Paris verschlug. Nach dem endgültigen Sieg über Bonaparte nahm er
Urlaub und besuchte England, das zum bestimmenden Erlebnis wurde.
Széchenyi lernte Englisch – zu jener Zeit ein ungewöhnliches Unterfangen
–, und in seinem Leben weilte er insgesamt fünfmal in England, was allein
mit Blick auf die damaligen Reiseverhältnisse Beachtung verdient.
 	
Der junge Széchenyi hatte in Deutschland in den Befreiungskriegen die
Kraft des Nationalgefühls erfahren; in England machte er Bekanntschaft
mit dem Liberalismus. Die bürgerlich fortgeschrittene britische Gesellschaft,
die von der Verfassung garantierte Gleichheit vor dem Gesetz und die
industrielle Modernität des Landes machten auf den jungen Grafen einen
tiefen Eindruck. Unternehmensfreiheit, individuelle Initiative, die dem
einzelnen Nutzen bringt, aber auch der Gemeinschaft dient, Bündelung
der Kräfte, Vereinigung (Gründung von Gesellschaften), damit man hoch-
gesteckte Ziele erreichen könne – Széchenyi machte sich diese Grundge-
danken für immer zu eigen.
Bis zum Auftritt als Politiker dauerte es aber noch zehn Jahre. Diese Zeit
verging mit weiteren, ausgedehnten Reisen, so auch in den Orient, mit
Sorgen um die eigenen Güter, unglücklichen Liebschaften, nun schon mit
einer fleißig und systematisch betriebenen Lektüre sowie mit unzähligen
Plänen, wie das eigene Leben zu gestalten sei. Die große Entscheidung kam
Anfang November 1825, nachdem der ungarische Landtag wieder ein-
berufen worden war und Széchenyi – als Magnat automatisch Mitglied des
Oberhauses – sich in einer bitter geführten Diskussion über die mangelnde
Unterstützung der ungarischen Kultur erhob und ein Jahreseinkommen
für die Gründung einer Gelehrten Gesellschaft anbot. Der Auftritt machte
Schule, andere Edelleute schlossen sich an, und die Ungarische Akademie
der Wissenschaften hatte damit ihre Geburtsstunde.
Für Széchenyi selber, der über Nacht berühmt geworden war, bedeutete
der Beschluss eine Zäsur. Nun hatte er seine Berufung gefunden; er gedachte
sich der Reformierung und Modernisierung des rückständigen, aus histo-
rischen Gründen zurückgebliebenen Ungarn zu widmen, sein Leben ganz
diesem Dienst unterzuordnen: „Ich will eine Nation regenerieren.” Der
Vorsatz wurzelte ganz in romantischem Boden, im Geniekult, und Széche-
nyi war auch ein seltsames Kind der Romantik. Seltsam darum, weil ihn,
den gläubigen Katholiken, immer wieder die wildesten abergläubischen
Vorstellungen plagten; darüber hinaus mutet aber auch die Tatsache merk-
würdig an, dass dieser Vollblutromantiker zugleich den Anbruch des tech-
nischen Zeitalters genau voraussah und sich vom Fortschritt der Industrie
und der Wissenschaft fasziniert zeigte.
In den nun folgenden 23 Jahren – von 1825 bis 1848 – entwickelte der
Graf zu einem grossen Teil im Alleingang eine lange Reihe von phanta-
sievollen politischen und wirtschaftlichen Initiativen, mit denen er das
Gesicht des Landes veränderte, zugleich aber sich selber eine Arbeits-
   	 	 	 
belastung zumutete, die nicht nach Menschenmaß war. Fügen wir hinzu:
Er übte diese Tätigkeit so aus, dass er in all diesen Jahren niemals wirksame
politische Macht besass, kraft welcher er die Verwirklichung seiner Pläne
hätte beschleunigen können. Stattdessen musste er stets die Kunst der
Überredung üben und namentlich bei der Wiener Regierung um Unter-
stützung oder zumindest um Toleranz werben. Auch das war nicht leicht,
weil Klemens Metternich, der Staatskanzler, hinter der wirtschaftlichen
Förderung Ungarns eine Absicht witterte, das Land aus dem Verband der
Monarchie zu lösen.
Hier knüpfen wir nun an die lexikalischen Angaben an, müssen sie aber
jeweils kurz erläutern. Den persönlichen politischen Durchbruch schaffte
Széchenyi 1830 mit seinem Buch „Vom Kreditwesen”, in dem er die Ab-
schaffung jener alten Gesetze forderte, die den Grundbesitz des Adels
unveräußerbar machten. Da die Güter auf solche Weise nicht als Grund-
pfandhypothek eingesetzt werden konnten, gab es in dem weit über-
wiegend agrarischen Ungarn auch keinen Kredit und damit keine Mög-
lichkeit, Kapital für die Gründung oder die Modernisierung von Betrieben
einzusetzen. Das Buch erregte Aufsehen und machte das Problem bewusst.
Széchenyi, der das Schreiben in einem geradezu erschreckenden Ausmaß
übte, veröffentlichte in der Folge zur Propagierung seiner Ideen mehrere
weitere Bücher sowie Flugschriften, Hunderte von Zeitungsartikeln, wozu
noch das Tagebuch und eine Unmenge von Briefen kamen.
Die Gründungen des Grafen waren vielfältig, und mit seinen Vorhaben
verfolgte er oft nicht nur wirtschaftliche, sondern gleichermaßen poli-
tische Ziele. Als Grundbesitzer und einstiger Husarenrittmeister verstand
er sich auf Pferde, und er führte in Ungarn – nach dem in England
gesehenen Vorbild – die Pferderennen ein. Zum einen ging es da um die
Pferdezucht, zum anderen entwickelte sich aber aus den Rennen letztlich
der Landwirtschaftliche Verein Ungarns. Weiters zielte Széchenyi darauf,
aus Buda und Pest (er war es, der den Namen „Budapest” als Vorschlag ins
Gespräch brachte) die neue Hauptstadt, das neue kulturelle Zentrum des
Landes zu machen. Er forderte den Adel auf, in Budapest zu bauen und
dorthin zu ziehen, und die Verpflanzung der Pferderennen nach Ungarn
diente dem Zweck, das Leben in der Hauptstadt attraktiver zu machen.
Gleiches galt für die Akademie und für das von Széchenyi unterstützte
erste Theater ungarischer Sprache in Pest, wiewohl dieses Haus schließlich
nicht nach seinen Vorstellungen gebaut wurde. Das neue gesellschaftliche
Leben sollte auch durch das von Széchenyi – wieder nach englischem
 	
Vorbild – begründete Casino gestärkt werden. Darunter hat man sich nicht
ein Spielkasino, sondern einen Klub vorzustellen, wo Gebildete verkehren,
eine Bibliothek benutzen, europäische Zeitungen lesen und vorab über das
öffentliche Leben diskutieren konnten.
Das größte Projekt, mit dem sich in Ungarn bei den meisten der Name
Széchenyis – neben der Akademie – bis heute verbindet, war die Ketten-
brücke. Auch sie diente der Förderung der Hauptstadt, ja durch den Bau
der ersten, zu jeder Jahreszeit benutzbaren Verbindung zwischen den Städ-
ten Pest und Buda wurde der Weg zur Großagglomeration Budapest über-
haupt eröffnet. Széchenyi war weder Ingenieur noch Bankier, wohl aber
der Initiator und der treibende politische Geist bei der Schaffung der
technischen und finanziellen Grundlagen. Er holte aus England die pla-
nenden und ausführenden Fachleute nach Ungarn, William Tierney Clark
und den mit diesem nicht verwandten Adam Clark, und er bewog den
Wiener Finanzmann Georg Sina zur Gründung einer Aktiengesellschaft
für den Bau der Kettenbrücke. Eine politische Überlegung war auch dies-
mal mit im Spiel: Durch die Verpflichtung aller, auf der Brücke eine Maut
zu entrichten (das Vorhaben gelang), sollte eine Bresche in die Steuer- und
Abgabefreiheit des Adels geschlagen und damit der Weg zu einer gerechten
Lastenverteilung gebahnt werden.
Die Förderung des Verkehrswesens, die Erkenntnis überhaupt, dass
Mobilität und Transportkapazität wichtige Faktoren der anbrechenden
Zeit sind, beherrschten Széchenyis Denken und Handeln. Er präsidierte
der Gesellschaft, die die Eisenbahnlinie zwischen Wiener Neustadt und
Sopron (Ödenburg) baute, setzte sich für die Schaffung einer Bahnver-
bindung zwischen Wien und Budapest ein (auch diese wurde nicht nach
seinen Vorstellungen verwirklicht), und er war ein Vorkämpfer der Bahn-
linie zwischen Budapest und der Hafenstadt Fiume (Rijeka). Ungarn, so
meinte er, sollte auf die Ausfuhr setzen und als Agrarprodukt nicht bloß
Getreide, sondern Mehl exportieren, ein bereits im Land verarbeitetes
Erzeugnis von höherem Wert. So schuf er in Budapest die erste Dampf-
mühle, aus deren Wartungswerkstatt sich dann eine Maschinenfabrik
entwickelte.
Eine besondere Rolle spielte Széchenyi bei der Erschließung von Was-
serwegen. Die erste Reise an die untere Donau machte er 1830 aus eigenem
Antrieb (und auf eigene Kosten), um zu erkunden, wie der Flussabschnitt
beim Eisernen Tor von den Felshindernissen befreit werden könnte. Das
Ziel bestand darin, eine schiffbare Handelsroute bis zum Schwarzen Meer
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und nach Konstantinopel zu schaffen. Széchenyi bezahlte diese Reise mit
einer schweren, sich auf sein ganzes weiteres Leben auswirkenden Malaria-
infektion. In der Folge weilte er trotzdem immer wieder an der unteren
Donau und führte, nun schon als königlicher Beauftragter, die Aufsicht
über die Arbeiten zur Freilegung des Flussbetts. Es gelang, die Strecke
zumindest bei mittlerem Wasserstand schiffbar zu machen. Die Sorge um
die Donau hing eng zusammen mit der Wiener Donau-Dampfschiff-
fahrtsgesellschaft, für die sich Széchenyi mit großem Arbeitsaufwand ein-
setzte und für die er auf einer kleinen Insel nördlich von Budapest eine
Schiffswerft schuf. Aus eigenem Antrieb (und mit staatlicher, aber dürf-
tiger Unterstützung) setzte Széchenyi sodann durch, dass man die Regulie-
rung der Theiss in Angriff nahm, eines Flusses, der in der Grossen Tief-
ebene immer wieder Überschwemmungen verursachte.
Der Graf, ein Baumeister, setzte auf die friedliche wirtschaftliche Ent-
wicklung. Ungarn hielt er für zurückgeblieben und vorerst für schwach, er
wollte es keiner politischen Erschütterung aussetzen. Er verabscheute das
große Pathos der Volksredner, der Gedanke an einen revolutionären Um-
sturz machte ihm Angst. Er war und blieb bis zuletzt ein Anhänger der
Habsburgermonarchie, da er sich eine gesicherte Existenz seiner Heimat
nur in deren Rahmen vorstellen konnte. Die friedliche, bürgerliche Revo-
lution im März 1848 schien ihm dennoch neue, verheißungsvolle Pers-
pektiven zu eröffnen. In der nunmehr selbständigen ungarischen Regie-
rung akzeptierte er die Stelle eines Ministers für Verkehr und öffentliche
Arbeiten mit gemischten Gefühlen, setzte sich aber in der Folge loyal und
energisch für die vom Kabinett vertretenen Anliegen des Landes ein. Als
sich aber im Spätsommer die Gegensätze zwischen Wien und Pest ver-
schärften und sich ein unvermeidbarer Krieg abzeichnete, brach Széchenyi
zusammen. Seine Familie brachte ihn Anfang September 1848 in eine
Nervenheilanstalt in Döbling bei Wien, in ein Sanatorium, das er in den
elfeinhalb Jahren seines restlichen Lebens nie mehr verließ.
Manche Nervenärzte haben sich an der Deutung der von Zeitgenossen
beschriebenen Symptome versucht, ohne sich darauf einigen zu können,
welcher Art das Leiden Széchenyis gewesen war. Die Diskussion, in der das
Spannungsverhältnis von Genie und Irrsinn keine geringe Rolle spielt,
dauert bis zum heutigen Tage an. Der Historiker kann dazu vielleicht
soviel beisteuern: Das sich selber über zwei Jahrzehnte lang zugemutete
Arbeitspensum hatte Széchenyi erschöpft, seinen Organismus angegriffen.
Dass seine Nerven schwach seien und er eines Tages vom Wahnsinn
  	
bedroht sein könnte, war Széchenyi nach dem Zeugnis seines Tagebuchs
bewusst. Da er im September 1848 überzeugt war, dass Ungarn im kom-
menden Krieg untergehen, ja vernichtet würde, sah er auch das eigene
Lebenswerk gefährdet: all das, was er gebaut hatte, aber auch seinen großen
zivilisatorischen Entwurf, die Regenerierung der Nation. Grund genug,
um zusammenzubrechen.
Der Sturz war sehr tief. Nach einigen Briefen in der ersten Zeit seines
Aufenthalts in Döbling, Schreiben, in denen sich Széchenyi wild als Ver-
derber seines Volks anklagte, folgte während sechs bis sieben Jahren eine
vollkommene Stille. Széchenyi erholte sich erst Ende 1856 soweit, dass er
die Feder wieder in die Hand nahm. In den späten fünfziger Jahren
versuchte er dann von Döbling aus mit anonymen Flugschriften, Artikeln
und sogar mit einem heimlich in London gedruckten Buch wieder in die
Geschicke seines Landes einzugreifen. Sein Protest gegen den Neoabso-
lutismus alarmierte die Polizei, die Verdacht schöpfte und in Széchenyis
Wohnung in der Anstalt eine Hausdurchsuchung vornahm. Die Suche
förderte nichts zutage, wohl aber fand man belastendes, den Tatbestand der
Majestätsbeleidigung erfüllendes Material bei seinem Schreiber. Széchenyi,
ein Leben lang suizidgefährdet und der neuen Kraftprobe nicht mehr
gewachsen, erschoss sich in der Nacht auf den 8. April 1860.
Ein ganzes Land trauerte um ihn, seine Bestattung wurde zur politischen
Demonstration. Die Nachwelt in seiner Heimat machte ihn zu einer Kult-
figur des Patriotismus, ignorierte aber gern seine scharfe Kritik an der un-
garischen Mentalität. Auch sein Pessimismus passte schlecht zum selbst-
gewissen Machtgefühl, mit dem Ungarn 1896 die Millenniumsfeiern beging.
Unter kommunistischer Herrschaft galt ein Aristokrat wie Széchenyi an-
fänglich nur als Klassenfeind, bis dann allmählich auch die kommunistische
Partei das Zauberwort „Reform” entdeckte und sich auf Széchenyi zu
berufen begann. Nach der Wende von 1989 rückte in der historisch-
politischen Erinnerung Széchenyi wieder in den Vordergrund, hatte er sich
doch selbst- und rastlos dafür eingesetzt, was nun – unter veränderten
Verhältnissen – erneut das Ziel war und ist: aufzuholen, den Abstand zu
schließen, der zwischen Ungarn und dem entwickelten westlichen Teil
Europas besteht.
Andreas Oplatka




Es ist nicht gerade Neuland, das ich hier betrete. Das Verhältnis, das
Graf Stephan Széchenyi und Klemens Metternich, der Staatskanzler, im
Menschlichen wie im Politischen unterhielten, hatte von Anfang an seinen
Platz in allen Lebensabrissen, die Historiker Széchenyi widmeten. Ebenso
wenig fehlt es an Spezialuntersuchungen, die sich mit dem engeren Gegen-
stand, mit der Beziehung der beiden Staatsmänner, befassen. Das Thema
steht dennoch immer wieder zur Diskussion, und dies hat seine Gründe.
Zum einen sind die geistesgeschichtliche Verschiedenartigkeit und die
Ähnlichkeit der beiden, ihre Gegensätzlichkeit und Zusammenarbeit, ihre
rund drei Jahrzehnte währende echte oder vermeintliche Allianz ein fas-
zinierender Gegenstand. Zum anderen oszillieren die Meinungen über
diese sonderbare Beziehung zwischen Extremen. Dafür ein Beispiel. Der
1902 geborene ungarische Historiker Béla Menczer, der den größten Teil
seines Lebens im französischen und später im britischen Exil verbrachte,
sowie die orthodoxe Marxistin Erzsébet Andics veröffentlichten beide
Arbeiten über Széchenyi und Metternich.  Menczer spricht im wesent-
lichen von einer herzlichen Beziehung und von Interessen, die einander
sehr nahe kamen, während Andics in ihrer klassenkämpferischen Sicht
einzig von einem hart geführten politischen Duell zu berichten weiß.
Es wäre im Sinn des Grafen Széchenyi, sollte ich hier nun erklären, dass
ich mich im Folgenden an den goldenen Mittelweg zu halten gedenke. Und
obwohl ich das tatsächlich tun will, soll eingangs doch unterstrichen wer-
den, dass im vorliegenden Fall selbst zugespitzt einseitige Urteile stets
etwas für sich haben. Der Staatskanzler und der Graf gingen miteinander
zumeist freundschaftlich um, und dennoch fehlte es auf beiden Seiten
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gründlich an Vertrauen. Sie betonten die Wertschätzung, die sie einander
entgegenbrachten, wir haben aber auch zahlreiche Belege dafür, dass sie über
die Kenntnisse und die Fähigkeiten des anderen eine niederschmetternde
Meinung hegten. Das Nebeneinander, Miteinander und Gegeneinander der
beiden erscheint zugleich – und dies ist das historisch Faszinierende – als die
Personifizierung von politisch-gesellschaftlichen Gegensätzen im ersten Drit-
tel des 19. Jahrhunderts. In Stichworten: Wir haben zu tun mit Symptomen
eines Übergangs, einer Ablösungs- und Anpassungskrise, des Ringens zwischen
Autokratie, unbedingtem Legitimitätsanspruch, Beharren und Bewahren
einerseits und dem Aufbruch ins liberale, bürgerliche Zeitalter anderseits.
Es gab zugunsten Metternichs nicht nur einen gewaltigen Rang-, son-
dern auch einen bedeutenden Altersunterschied. Er verlieh dem Staats-
kanzler gegenüber Széchenyi die Position des strengen, aber nachsichtigen
Lehrers und Vorgesetzten. Metternich, 1773 geboren, war 18 Jahre älter als
Széchenyi. Sein kulturelles Urerlebnis vermittelte ihm die Aufklärung.
Der Kanzler blieb bis zuletzt überzeugt, dass Vernunft das internationale
Geschehen zu berechnen und zu steuern vermöge. Dass er selber für das
Irrationale weder im Leben von Einzelnen noch in dem der Völker einen
Sinn habe, rechnete sich Metternich als Verdienst an, so die kritische
Anmerkung seines Biographen Heinrich von Srbik, dessen Feder sonst eine
tiefe Verehrung geführt hat. Politisch wiederum war es die Französische
Revolution, die Metternich, den in Strassburg studierenden jungen Rhein-
länder, prägte. Als abschreckendes Erlebnis hallte sie ein Leben lang nach.
Széchenyi, obwohl auch er ein fleißiger Leser der Werke Voltaires,
Rousseaus und Montesquieus, war demgegenüber schon ganz ein Kind der
europäischen Romantik. Byrons Maßlosigkeit im Bestreben zur Erwei-
terung der Grenzen des Ichs, E. T. A. Hoffmanns phantastisches Weltbild,
in dem hinter den prosaischen Erscheinungen der Gegenwart zumeist böse
Geister lauern, all dies bestimmt die Gedankenwelt des abergläubischen
Széchenyi. Der Entschluss, das Riesenwerk der Erneuerung Ungarns allein
auf seinen Schultern zu tragen, wurzelt an sich schon im romantischen
Geniekult. Dass der kühle und betont ausgeglichene Staatskanzler den
impulsiven Grafen für begabt, liebenswert, aber auch für gehörig verrückt
hielt, mutet nicht überraschend an. Bereits im Gemüt, in der Grund-
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stimmung waren die beiden Kinder verschiedenartiger Zeiten. Überein-
stimmung dagegen herrschte zwischen ihnen in der Ablehnung des gewalt-
samen Umbruchs. Széchenyi bewahrte zwar keine Erinnerungen an die
Französische Revolution, wohl aber an deren Folgen, an die als Soldat
selber erlebten Schrecken der Napoleonischen Kriege.
Széchenyi hatte Metternichs Aufmerksamkeit schon früh erregt, und
der Kanzler ebnete dem jungen Grafen gelegentlich wohlwollend den Weg.
Sich mit ihm ernsthaft auseinanderzusetzen begann er erst im Spätherbst
1825, nachdem Széchenyi sich mit seiner Geste zur Förderung der unga-
rischen Sprache und Kultur in Aufsehen erregender Weise zu Wort ge-
meldet hatte. Metternich suchte den Grafen vor dem eingeschlagenen Weg
zu warnen. Vergeblich. Széchenyi, der in Westeuropa namentlich vom
britischen Liberalismus starke Eindrücke empfangen hatte, hielt an seinem
Entschluss fest. Die Aussprachen waren freimütig und lang, und Metternich
wie Széchenyi hegten ihre Hintergedanken. Der Staatskanzler glaubte eine
neue, für die Monarchie lebensgefährliche politische Richtung erkannt zu
haben, die im ungarischen Landtag aufgetaucht sei. An der Ansicht, dass
das revolutionäre Übel seinen Anfang 1825 genommen habe, hielt er auch
nach seinem Sturz 1848 noch fest. Széchenyi seinerseits, politisch vorerst
unerfahren, spielte mit dem Gedanken, Metternich für seine Pläne zu-
gunsten Ungarns zu gewinnen oder selber als ein Kenner der ungarischen
Verhältnisse in seinen Dienst zu treten. Doch das Misstrauen war zu groß
– keine dieser Vorstellungen sollte sich je erfüllen.
Die äußeren Umstände der Beziehung sind rasch erzählt. Stephan Széche-
nyi, der sich 1825 dazu entschloss, sein Leben der Modernisierung seines
ungarischen Vaterlands zu weihen, war bei seiner Tätigkeit, die, ebenso wie
Metternichs Amtszeit, bis zum Revolutionsjahr 1848 reichte, auf den
Staatskanzler angewiesen. Das Königreich Ungarn bildete einen Teil des
Österreichischen Reichs, und so führte kein Weg am mächtigen Mann in
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Wien vorbei, wenn der Graf seine Pläne verwirklichen wollte. Für seine
Industriegründungen – Schiffswerft, Dampfmühle, Maschinenfabrik –,
für seine gesellschaftlichen Neuerungen – Einführung der Pferderennen,
aus welchen der Tierzucht- und der Landwirtschaftsverein hervorgehen,
Gründung des Kasinos als eines Treffpunkts für Adel und Bürgertum –,
für seine Vorhaben im Bereich der Infrastruktur – Bau der Kettenbrücke,
Förderung der Eisenbahnen sowie der Dampfschifffahrt auf der Donau
und auf dem Plattensee –, für seine Wirksamkeit zugunsten der unga-
rischen Kultur – Schaffung der Gelehrten Gesellschaft, der späteren Aka-
demie, Engagement zugunsten eines ungarischen Theaters in Pest –, für
all das brauchte er die Unterstützung, zumindest aber die wohlwollende
Duldung des Staatskanzlers.
Die Sicht Metternichs war eine andere, und daraus resultierte die ständige,
zumeist latente Spannung im Verhältnis der beiden Männer. Ob Metternich
sich mit verhängnisvollen Folgen gegen den Zeitgeist gestemmt habe und
somit zum zerstörerischen „Dämon Österreichs” geworden sei – dies ist die
Meinung des Historikers Viktor Bibl – oder ob er ein heiterer, menschen-
freundlicher Pessimist war, der sich beim Regieren darauf verlegte, „die Leute
vor ihrem eigenen Wahnwitz zu schützen” – diese Charakterisierung wie-
derum stammt von Golo Mann –, solche Fragen dürfen wir hier ausklam-
mern. Die Feststellung soll da genügen, dass dem Staatskanzler die Aufgabe
anvertraut war, ein von vielerlei Nationen bewohntes Reich zusammen-
zuhalten und dass er – gemäß dem Auftrag, aber entsprechend auch der
eigenen Überzeugung – stets dieses Ziel verfolgte.
Dem reifen Staatskanzler fehlte es indessen nicht an Sinn für die Viel-
falt der politischen Institutionen und für die kulturellen Unterschiede
innerhalb der Monarchie, und er zeigte sich auf seine Art bereit, ihnen
Rechnung zu tragen. Zwar vertrat er im Bewusstsein einer unendlichen
zivilisatorischen Überlegenheit die Meinung, dass östlich von Wien Barba-
renland beginne, aber Ungarn gegenüber brachte er doch ein wohlwollen-
des Interesse auf. Daran hatte auch seine dritte Gattin, die Ungarin Melanie
Zichy-Ferraris, einen Anteil, ferner die Rivalität mit dem Grafen Ko-
lowrat-Liebsteinsky, der seinerseits die Slawen des Reichs bevorzugte.
Föderalistische Zugeständnisse im Kulturellen, restriktive Haltung im
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Politischen – der Gegensatz ließ sich schwer auflösen, weil Metternich den
Liberalismus und die mit ihm einhergehende Tendenz zur nationalen
Emanzipation als feindliche, die Einheit des Reichs gefährdende Phäno-
mene sah. Bezeichnend sind seine schweren Vorhaltungen Széchenyi ge-
genüber wegen des Baus der Kettenbrücke in Pest. Dass das Werk dank
einer Privatinitiative entstand, missfiel dem Kanzler. Man habe, erklärte
er, bei solchen Unternehmungen auf die Zentralmacht, auf den König, zu
warten, denn wo er nicht beteiligt sei, dort gedeihe das Schlechte.
In Wien bestand die wirtschaftspolitische Tendenz, der Entfaltung der
Privatinitiative in den zentralen Teilen der Monarchie Freiheitsraum zu
gewähren, die Freiheit aber in den peripheren Provinzen nur beschränkt
zuzulassen. Ob dies zur Verhinderung allzu rasch entstehender sozialer
Gegensätze geschah oder aus Angst vor der Stärkung der lokalen, natio-
nalen Grundlagen, bleibe dahingestellt. Die Linie entsprach jedenfalls den
Überzeugungen Metternichs. Hinzu kam die in der konservativen Grund-
natur des Fürsten wurzelnde Überzeugung, dass sich große Sprünge in der
Entwicklung von Nationen nicht von außen erzwingen lassen, dass gesun-
des, organisches Wachstum Zeit braucht. Metternich setzte Széchenyi
wiederholt pädagogisch auseinander, dass Ungarn noch nicht so weit sei
wie die Hansa-Städte fünfhundert Jahre zuvor. 	 Dies mochte sogar zutref-
fen, aber auch der Standpunkt des Grafen hatte manches für sich: dass
Ungarn ohne rasche Reformen und Anstrengungen zur Modernisierung
chaotische Zustände drohten; und dass ein entwickeltes Ungarn im Ge-
samtinteresse der Monarchie liege, da es an Steuern mehr aufbringen und
allgemein zur erhöhten Homogenität des Reichs beitragen werde.
Doch Metternich fiel es schwer, vom Bild des „verrückten” jungen
Stefferl wegzukommen. In einem Schreiben an Erzherzog Joseph verspot-
tete er 1835 den Grafen als einen „Waghals”, der „über die Steppen”
Eisenbahn fährt und damit sucht, „das Vaterland mit Dampf in die Luft zu
sprengen.” Und es blieb dabei, dass Metternich hinter dem Tun des un-
ruhig kreativen Széchenyi die Tendenz witterte, hier wolle jemand parti-
kularistisch-nationale Interessen fördern und betreibe damit letzten Endes
die Ablösung seiner Heimat vom Körper der Monarchie. In einem Anfang
1837 aufgesetzten Memorandum über Ungarn rechnete Metternich mit
den Gründungen Széchenyis hart ab. Er nannte den Grafen einen „schwir-
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renden Geist” und warf ihm beispielsweise vor, die von ihm geförderten
Unternehmungen bei der Donauschifffahrt würden in Ungarn „als ein
rein nationaler Industrie-Zweck” bezeichnet. Als sich dann die Regierung
1845 dazu entschloss, die Förderung Ungarns tatkräftig in die eigene Hand
zu nehmen, da war Széchenyi dem Staatskanzler als Beauftragter für das
Verkehrswesen doch willkommen. Dem Grafen brachte das Amt aller-
dings Ernüchterung, weil er die für seine Vorhaben benötigten Mittel
nicht im erwünschten Ausmaß erhielt und weil er unzählige Kämpfe mit
der Bürokratie der Staatsverwaltung durchzustehen hatte.
Die Beziehung der zwei Männer, die sich äußerlich zumeist – nicht
immer – unter Wahrung der besten aristokratischen Umgangsformen
vollzog, trug im Politisch-Inhaltlichen eine tragische Note. Tragisch darum,
weil der Staatskanzler sein Misstrauen nie zu überwinden vermochte und –
wenn überhaupt – erst in den Jahren nach seinem Sturz 1848 begriff, dass er
in Széchenyi einen gemäßigten und kompromissbereiten Vertreter des
nationalen Gedankens vor sich hatte. Jemanden, der zwar als ungarischer
Patriot handelte, gerade im Interesse seiner Heimat aber für die Erhaltung
der Habsburgermonarchie eintrat und somit das gleiche Ziel verfolgte wie
Metternich selber. Es scheint freilich, dass der Staatskanzler nicht einmal
versuchsweise je Überlegungen darüber anstellte, ob sich der Reichsge-
danke und der Liberalismus miteinander versöhnen ließen.
Zuletzt noch eine Anmerkung – auf die Gefahr hin, dass man mir vorhält,
ich verlöre mich in Gesellschaftsklatsch des 19. Jahrhunderts. In Kürze: Unter
den vielen Frauen, die Metternich nahe standen, finden wir einen in diesem
Zusammenhang selten verzeichneten Namen: Julia Festetich. Es handelte
sich nicht um die gleichnamige Mutter Stephan Széchenyis, sondern um
deren Nichte, die 1790 geboren wurde und jung, 1816 verstarb. Die nach
allen Überlieferungen bildhübsche Frau war die zweite Gattin von Karl
Zichy. Hier beginnen seltsame Parallelen. Metternich selber schrieb später,
dass zwischen ihm und der tief religiösen und ihrem Gatten streng treuen
Julia Zichy-Festetics eine heftige, gegenseitige, aber niemals erfüllte Liebe
bestanden habe.   Nun kam es von 1824 an während gut zehn Jahren zum
genau gleichen Verhältnis, zur gleichen unerfüllten Leidenschaft zwischen
Stephan Széchenyi und der Gräfin Crescence Seilern, die ihrerseits Karl
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Zichys dritte Gattin war. Bekanntlich wurde sie nach Zichys Tod Széche-
nyis Frau.
Was aber unser Thema, das Verhältnis von Metternich und Széchenyi,
um eine Nuance bereichert, ist dies: Im engen Kreis der Wiener Aristok-
ratie war Széchenyis unglückliche Liebe zu Crescence ein offenes Geheim-
nis. Die Annahme liegt somit auf der Hand, dass Metternich mit dem
stillen Lächeln eines Komplizen auf Széchenyi blickte, der im Hause Zichy
das wiederholte, was früher ihm, Metternich, selber widerfahren war. Er
mochte Széchenyi gegenüber jene nachsichtig gönnerhaften Gefühle hegen,
für die drei Generationen später Hugo von Hofmannsthal im „Rosen-
kavalier” folgende Worte in den Mund einer seiner Figuren gab: „Ist mir
ordentlich, ich seh’ mich selber! Muss lachen über den Filou, den pudel-
jungen.” 
Andreas Oplatka
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SZÉCHENYI (UND SEIN MEMORANDUM UNTER 30
ANDEREN) IN METTERNICHS VORZIMMER 
In unserem Beitrag wird ein besonderer „Wiener Tag” von István
Széchenyi in Erinnerung gerufen, genauer gesagt wird der Ablauf des 8.
Januar 1844 dargestellt, wie er im Tagebuch des Grafen aufgezeichnet ist.
Das Thema unserer Fallstudie knüpft eng an den ausgezeichneten Essay
von Andreas Oplatka im vorliegenden Band an, so dass es nicht erforderlich
ist, die Vorgeschichte ausführlich zu erörtern. Wir können sogar auf die
Behandlung der allgemeinen Merkmale und Schlüsselereignisse in der
Beziehung zwischen Széchenyi und Metternich verzichten, weil dieses
Thema in der Széchenyiliteratur ausführlich besprochen ist.
Das Tagebuch bietet uns zwar Széchenyis politisch-psychologischen
Gesichtspunkt nur in der Zerbrechlichkeit des Augenblicks dar, trotzdem
sollte die Interpretation des Tagebuchs durch den Historiker nicht nur auf
die innere Analyse des Textes beschränkt bleiben. Unsere Methode ist
folgende. Die Quelle wird in den Mittelpunkt gestellt, die bisherigen
Kenntnisse werden als Hintergrundmaterial benutzt, um die Bedeutungs-
schichten der Eintragung zu erschließen. Das Tagebuch dient somit weder
als Datenbasis einer historischen Ereignisreihe und enthält somit nur ein-
fache „Fakten” aus der Biographie, noch ist es als eine Mikrowelt in sich
aufzufassen, sondern es kann, verknüpft mit seinem gesamten Umfeld,
selbst zu einer wirklichen historischen Quelle werden.
Die untersuchte Eintragung vom 8. Januar 1844 gehört zu einem kürze-
ren viertägigen Aufenthalt Széchenyi in Wien (7.-11. Januar). Der Ereig-
nisreihe gingen Einladung und Reise voraus. Zunächst einige Worte über
die Einladung. Am 6. Januar erhielt Széchenyi die Aufforderung von
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Metternichs Kanzleileiter, Josef-Sebastian Gervay, nach Wien zu fahren,
wie es in seinem Tagebuch festgehalten ist: „Wirkner bringt mir Brief von
Gervay «Soll nach Wien».” Dieses Ereignis ist nicht ohne Vorgeschichte, es
hängt unmittelbar mit jenen Versuchen, dann mit den Verhandlungen
zusammen, die seit Ende 1842 Széchenyis politische Annäherung an die
Regierung, dann seine Amtsübernahme (1845) begleiteten. Interessanter-
weise wiederholen sich sogar die sprachlichen Formulierungen. Die ersten
Anfragen wurden von Széchenyi in seinem Tagebuch Ende 1842 auf die
gleiche Art eingetragen: „Josika Samuel: «Du solltest nach Wien»; Confidenz
an Zsedényi… «Ich soll nach Wien ect.»”. Anscheinend geht es auch hier um eine
Wendung Széchenyis und nicht um die tatsächlichen Worte der anderen Person.
Die Einladungsworte wurden aller Wahrscheinlichkeit nach in dieser Form von
Széchenyi interpretiert. Die Gespräche mit Wien verliefen in unregelmäßigen
Abständen. Széchenyi erläuterte schon 1843 seine Vorstellungen in zwei Memo-
randen, zur Klarstellung seiner Prinzipien und Zielsetzungen. Offensichtlich
rechnete er Anfang Januar 1844 mit der Fortsetzung der Verhandlungen auf
einer anderen Ebene, da er Metternich gerade am 28. Dezember 1843 den wirklich
wesentlichen, mehrfach korrigierten und abgeänderten Plan über die Aufstellung
der Reformkommission mit der Bezeichnung „Memoire II” weitergeleitet
hatte. Dass er die Reise schon am Tag nach der Einladung (das heißt
sofort) antrat, deutet darauf hin, dass er den Entwicklungen mit großen
Erwartungen entgegensah.
Die Reise ergab sich aus Széchenyi Lebenssituation. Es sei hier klar-
gestellt, dass er seit 1827, anders als vorher, nicht Wien als Lebensmittel-
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punkt hatte, sondern als „Pester Einwohner” galt. Obwohl er wie seine
Zeitgenossen aus der Aristokratie nach wie vor mehrere Wohnsitze hatte
(Landschlösser, Wien, Pressburg, Pest usw.), war er jedoch durch seine
Mission als nationaler Reformer und durch die wichtigen Bereiche seiner
Tätigkeit (Kasino, Pferderennen, Akademie, Kettenbrücke usw.) an Pest
gebunden. Da er großes Gewicht auf die Entwicklung des kulturellen und
gesellschaftlichen Lebens der Stadt legte, war es auch selbstverständlich,
dass er die Ballsaison dort verbrachte. In den 1840er Jahren bewegte sich die
(ab Anfang der „Saison” registrierte) Anzahl seiner Tage in der unga-
rischen Hauptstadt – nicht gerechnet die Zeit während der Landtags-
sitzungen – zwischen 208 und 272 pro Jahr. Die Zahl der Tage in Wien
liegt dagegen zwischen 10 und 77. Natürlich gibt es zwischen den beiden
Angaben einen direkten Zusammenhang. Es ist kein Zufall, dass die Zahl
der Wiener Termine zur Zeit der höchsten Pester Präsenz (1842) am
geringsten war, bzw. in den Jahren 1845-46 umgekehrt. Der Unterschied
zwischen den Größen dieser Zahlen ist allerdings beeindruckend. Um
solche Zahlen zu erreichen musste Széchenyi reisen (in diesem Fall von
Pressburg). Wie immer hielt er auch dieses Mal seine Ankunft am 7. Januar
in jenem Gasthof fest, wo er diesmal eine Wohnung mietete („in Wien
angekommen Schwan 8.1/2 Uhr”).
Széchenyi lebte also nicht in der Kaiserstadt. Er besuchte sie regelmäßig
zur Zeit der Pferderennen, nahm an den Verhandlungen der Donaudampf-
schifffahrtsgesellschaft teil, meistens wurde er aber durch die Politik zu
Wiener Reisen und Aufenthalten veranlasst. Seine längeren Wiener Auf-
enthalte (etwa ein Monat lang, von 23, 30 bis zu 46 Tagen) waren üblicher-
weise mit wichtigen politischen Verhandlungen verknüpft bzw. fielen in
die Zeit, in der er als Präsident der Verkehrskommission des Statthal-
tereirates Anfang 1846 und 1847 längere Zeit wegen einer Unterstützung
der Regierung für die Regulierung der Theiß antichambrierte. Neben den
Personen, die in den Wiener Tagebucheintragungen regelmäßig vorkom-
men (Staatskanzler Metternich, der Bankier Baron György Sina), scheinen
nun häufig auch Baron Kübeck, Präsident der Hofkammer, der Staatsrat
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Gervay und - um die wichtigste Person hervorzuheben - György Apponyi,
der ungarische stellvertretende Hofkanzler, später Hofkanzler, im Tage-
buch auf.
Der Personenkreis änderte sich fortlaufend, es ist aber wichtig festzu-
halten, dass die Wiener Aristokratengesellschaft auch weiterhin die natür-
liche Szene für Széchenyi bedeutete; er hatte durch seine familiären Bezie-
hungen Zutritt zu den obersten Kreisen. Wenn er in der Kaiserstadt
verweilte, machte er Besuche bei seinen Brüdern („bei Louis, Paul”), den
Familien Licthenstein, Lichnovszky, Lobkovitz, Schönburg, Esterházy, Zichy, Gras-
salkovich, Károlyi usw. (oder bei verschiedenen Mitgliedern dieser Familien),
er nahm an Mittagessen usw. teil, wie das im Tagebuch zu lesen ist: „bei…”,
„zu…”, „visit bei,” „Besuch(e) bei,” „Nachmittag bei,” „Abend bei”, sowie auch
„Esse bei,” „Souper bei,” „Diner bei”, „Tanz bei,” „Soireé bei,” „Ball bei…” usw.
einmal hier, einmal dort.
Der Ort der untersuchten Tagebucheintragung ist der in den 1840er
Jahren sowohl in Bezug auf das politische als auch das gesellschaftliche
Leben wichtigste „Wiener Schauplatz” Széchenyis, nämlich das Gebäude
am Ballhausplatz, wo sich die Kanzlei und die Wohnung Metternichs
befanden. Er ist nicht nur wegen seiner Bedeutung der ausschlaggebende
Schauplatz, sondern auch quantitativ. Széchenyi verbrachte damals, weit
über die anderen gesellschaftlichen Räume hinaus, die meiste Zeit im
„Metternich-”, richtiger gesagt im „Melanie-Salon.” Das kommt auch im
Tagebuch in vielen verschiedenen Formen vor, auch abhängig davon, zu
welchem Zweck der Graf dort verweilte. Neben der einfachen Namens-
nennung („Mett”, „Metternich”, „Melanie” usw. ) ist eine Vielfalt an Varia-
tionen zu lesen: bei…, Visiten…, Esse…, Audienz… usw. 
Nach der Ankunft am Vortag soll also das Erlebnis, die ganze Eintra-
gung hier stehen:
„8ten Tüchtig Kopfweh. – Bei Tini. Sehr lebendig. Gar nicht gebeugt oder gedrückt.
Bei Mett[ernich]. Spricht mir 3 Stunden a’ peu pre’s unverständliches Zeug.
[Hebt mir Revitzky heraus! Diesen seine Tage sind noch nicht verlebt!! -] [eingetragen
am Seitenblatt]
Von meinem Mémoire sprach er nichts. Ich begriff nicht! Gehe zu Gervay, der mir
ganz naif gestehet: er habe es nicht gelesen!… Er sucht unter 30 Memoiren das meine
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heraus… das mit einem Schreiben von Kübeck begleitet ist!!! ect. Gervay lügt mir vor,
K[übeck] habe es gelesen… ich aber entdecke, es ist nicht das Meine! Ha ha ha!!! – –
[Wird mir es nie vergeben – – denn er muss vor mir erröthen. Lobte Pepi Eötvös. –]
[eingetragen am Seitenblatt]
Esse bei Metternich. Finde Felix Schwarzenberg. Jaj nekem. Melanie trotzig… ich rede
ihr wegen den liegengelassenen Mémoire… Sie spricht mit Mett[errnich]. Später dieser mit
mir – – ist verlegen – – Melanie: «nur immer Grade [!]» warum auf krummen Wegen?
Aus dem Ganzen sehe ich, – – «dass sie mir’s Maul machen – – pour me paralyser, was
Ihnen am Ende auch gerathen wird.» – Komödie bei Luis. Abends Metternich. Casino – –
wo ich Gräfin Nemes Billard spielen sehe.”
Aus dem Gesichtspunkt von Széchenyis politischer Interessenlage ist
der Text sehr dicht. Neben dem eher gesellschaftlichen Bezug in den ersten
anderthalb Zeilen und in der letzten Zeile hat jeder Satz in der Eintragung
einen politischen Bezug. Beim Durchlesen des Textes werden wir die
einzelnen Schichten der Eintragung, die Bedeutung ihrer Anspielungen
der Reihe nach erschließen.
Es fällt auf den ersten Blick auf, dass dieser Tag Széchenyis im Zeichen
von Metternich verging. Er war am Vormittag bei ihm in seinem Audienz-
zimmer („Bei Mett[ernich]”), danach aß er mit ihm und mit seiner Frau in
einer kleineren Gesellschaft („Esse bei Metternich.”), und schließlich ver-
brachte er auch einen Teil des Abends bei ihnen („Abends Metternich”). Für
jene Zeit gilt als Schlüssel für das System von Széchenyis Beziehungen, dass
Herzogin Melanie Zichy, die Frau des Kanzlers Metternich, die den „in-
nersten Aristokratenkreis” prägte, ihm regelmäßigen Zutritt zu ihren
Veranstaltungen ermöglichte. Als einer, der in Wien geboren war, dort
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, Bd. 1-8, Wien 1880-1884, Bd. 5, 227 und 238; Bd 6, 10; Bd. 7
und 65. In den Tagebüchern von Széchenyi (Bd. 3-6) finden sich sehr viele Daten über
sozialisiert wurde, aus einer angesehenen, reichen Familie stammte, Ver-
wandte in „hohen Positionen” hatte, hätte er zwar auf diese prestigevolle
Behandlung vielleicht ein Anrecht haben können, dennoch ist es erstaun-
lich zu sehen, dass Széchenyi als liberal-nationaler Reformer (damals schon
als der „größte Ungar”) in Wien, noch dazu in Metternichs Kreisen, „salon-
fähig” blieb. Dazu war Melanies Beitrag unbedingt notwendig. Darüber hi-
naus aber war es auch noch notwendig, dass der Staatskanzler Széchenyi
gegenüber Interesse und Neugier entgegenbrachte (auch wenn er das nicht
aussprach) oder ihn zu gewinnen und zu beeinflussen, ihn unmittelbar,
persönlich zu kontrollieren für wichtig hielt. Wir können uns hier nicht
mit der Frage beschäftigen, ob dieser „Positionsvorteil” für Széchenyis
Laufbahn tatsächlich von Vorteil war: ob es für ihn dadurch nützliche
Kontakte, Kenntnisse aus erster Hand, einen für persönliche Einwir-
kungen geeigneten Kommunikationsraum gab, oder ganz im Gegenteil
nur Illusionen, Desinformationen. In der Fachliteratur wurde diese Situa-
tion schon vielfach analysiert. 	
Der Meinungsaustausch am Vormittag kann unmittelbar der Anlass für
Széchenyis Wiener Reise gewesen sein. Der Graf konnte daher mit Recht
erwarten, dass man ihm etwas Wichtiges mitteilen oder Bemerkungen zu
seinem Memoire machen würde, eventuell eine Präzisierung seiner Pläne,
seiner Vorschläge mit ihm besprechen wollte, wenn man ihn nach Wien
bestellt hatte. Demgegenüber war dieses Ereignis sehr enttäuschend: „Spricht
mir 3 Stunden a’ peu pre’s.”
Der Ausdruck weist eindeutig auf die Einseitigkeit des Meinungsaus-
tausches hin. Széchenyi hörte sich Metternichs Vortrag, seine Ausführun-
gen an. Der Kanzler interessierte sich auch dieses Mal nicht für seine
Meinung. Das ist nicht der einzige Vorfall dieser Art in der Beziehung
zwischen Metternich und Széchenyi. Die meisten Treffen mit einer politi-
schen Zielsetzung endeten für Széchenyi mit einem Gefühl des Mangels, er
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habe seine Meinung nicht vortragen können, er habe dazu keine Möglich-
keit bekommen. Als Beispiel seien hier ihre ersten politischen „Ausein-
andersetzungen” genannt. Zu Beginn des Landtags 1825/27 blieben die
Worte damals so sehr „in Széchenyi stecken”, dass er nach den beiden
Treffen fast sofort in einem Memoire seine Meinung niederschrieb.   Es
kam auch bei anderen Gelegenheiten vor, dass Széchenyi, indem er die
Dauer des Gesprächs festhielt, ausdrückte, Metternich habe mit ihm kei-
nen Dialog geführt, sondern er habe mit ihm einseitig gesprochen. Wie
gesagt, der Kanzler überwältigte ihn regelmäßig. In diesen Situationen (die
Széchenyi im allgemeinen erniedrigend berührten) ist die Absicht zu sehen,
den anderen politisch niederzuhalten, d.h. ein Moment der bewussten
politischen Psychologie. Metternich betonte so die Differenz ihrer Posi-
tionen. Mit seinen Verlautbarungen drückte er weiterhin aus, er sei derje-
nige, der „von höher her sähe” und somit sei er im Besitz des höheren
Wissens. Zusätzlich hatten diese Gelegenheiten natürlich auch die Funk-
tion von Gehorsamkeitsproben. Hinter der regelmäßigen Wiederholung
zeigt sich aber auch eine negative menschliche Eigenschaft, die für den
älter werdenden Metternich immer mehr charakteristisch wurde. Es ist
wie bei jedem „selbstzufriedenen” Menschen, dass er aus dem Gefühl der
eigenen Unfehlbarkeit heraus durch keine Neugier getrieben ist, die Mei-
nung des anderen zu erfahren. In einer solchen Situation kommt es aber zu
keiner Aufklärung und Belehrung. In den bedeutenden Gesprächssitu-
ationen zwischen Metternich und Széchenyi kommt dieser Charakter
immer zum Vorschein, und weil Széchenyi darauf besonders empfindlich
reagierte, hielt er seine Beleidigungen immer fest (wie z.B. bei ihren
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einseitigen Gesprächen in den Jahren 1825, 1830, 1835, 1839, 1846).  Dieses
Mal, am 8. Januar 1844, dürften Themen behandelt worden sein, die
Széchenyi weniger unmittelbar berührten.
„unverständliches Zeug.” – schrieb der Tagebuchautor weiter. Das zeigt
sogar die Bemerkung am Blattrand („Hebt mir Revitzky heraus! Diesen seine
Tage sind noch nicht verlebt!!”) Er hielt es für wichtig, so ein „unverständliches
Zeug” anzumerken. Es ist nicht schwer, Széchenyis Kritik zu rekonstru-
ieren. Reviczky, der schon 8 Jahre zuvor, 1836, als Hofkanzler abgelöst
worden war, hatte keineswegs politische Aktualität. Es wurde ihm das Amt
eines Botschafters verliehen, und er zog sich aus dem aktiven öffentlichen
Leben zurück. Metternichs Satz ist etwa in dem Sinne zu bewerten, als
wenn jemand heute sagen würde: Gebt acht auf den früheren ungarischen
Ministerpräsidenten, Péter Boros, denn seine Zeit kann noch kommen!
(Ich bitte um Verzeihung, dass ich die Absurdität von Metternichs Bemer-
kung durch kein österreichisches Beispiel, sondern durch ein Beispiel aus
der ungarischen Gegenwart illustriert habe, ich bin aber mit den innen-
politischen Verhältnissen von Österreich nicht in dem Maße vertraut, um
mit Sicherheit eine korrekte Parallele zu ziehen.)
Was immer in den drei Stunden gesprochen wurde, für Széchenyi blieb
das Wesentliche aus: „Von meinem Mémoire sprach er nichts. Ich begriff nicht!”
Széchenyi war nach Wien geeilt, um eine sachliche Reaktion auf sein
Angebot, das er mit „großer Selbstbeherrschung” gemacht hat, zu erhalten.
Demgegenüber musste er hinnehmen, dass Metternich ihm einen Vortrag
über „Nichts” gehalten hat und dass über seine Pläne, seine Vorhaben
„anlässlich der offiziellen Audienz” kein Wort gefallen ist. Sein Leidensweg
ging mit einer tragikomischen Situation in Metternichs Kanzlei weiter.
„Gehe zu Gervay, der mir ganz naif gestehet: er habe es nicht gelesen!” –
Széchenyi muss auch das, mit Recht, als Nichtbeachtung empfunden
haben, da er das Wesentliche seines zweiten Memorandums von 1843 mit
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Kübeck schon früher durchgesprochen hatte. Es ging um die Aufstellung
einer Reformkommission. Der Präsident der Hofkammer hatte bei den
Personen Änderungen vorgeschlagen (was Széchenyi auch akzeptierte hat-
te), im Wesentlichen hatte er den Plan bejaht. Széchenyi fing mit der
Formulierung des Memorandums am 17. Dezember an und wurde damit
am 22. fertig. Am 28. Dezember überreichte er es in Pressburg Wirkner,
um es „nach Wien zu Metternich weiterzuleiten.” Er musste die Erfah-
rung machen, dass in Wien ein anderes Arbeitstempo herrschte. 
Das nächste Erlebnis ist noch erniedrigender: „Er sucht unter 30 Memo-
iren das meine heraus…”. Es ist kein Zufall, dass im Széchenyi Tagebuch
auch die Zahlenangabe eingetragen ist. Das Memorandum des nationalen
Reformers, der große Pläne entwarf, sich selbst im Zeichen der monar-
chischen Reformen für den Erfolg der Regierung „aufopfert,” wurde zu
einem bloßen Aktenstück. Es geriet unter zahlreiche Eingaben, die man in
Metternichs Kanzlei hin und her schieben konnte. Die Verkehrtheit der
Lage muss auch Gervay gespürt haben, da er sich sogar veranlasst sah zu
lügen, um Széchenyi zu beruhigen. Das von ihm hervorgeholte Memoran-
dum, „das mit einem Schreiben von Kübeck begleitet ist”, war nicht seines, was
Széchenyi (trotz Gervays Vernebelung) auch bemerkt. Die Szene muss
peinlich gewesen sein, davon zeugt das die Spannung wiedergebende (nach-
trägliche) leicht sarkastische Lachen im Tagebuch („Ha ha ha!!!”), und die
Lüge wurde für beide offensichtlich: „Wird mir es nie vergeben – – denn er
muss vor mir erröthen.”
Zu den beleidigenden Episoden gehört auch, dass er sich in Wien –
während man ihn zu einem Aktenstück erniedrigt – Lobsprüche über
József Eötvös anhören musste. Gervay „Lobte Pepi Eötvös” nicht nur zufäl-
lig, dieser hatte nämlich im Dezember 1843 ebenfalls einen Annäherungs-
versuch bei der Regierung unternommen. Er hatte seinem Memorandum
einen ganz eindeutigen Brief mit seinem Angebot beigelegt, so dass man in
Wien ihn mit Recht ebenfalls für „ein bekehrtes Schaf” hielt. Der Text des
Briefes suggeriert eine viel stärkere Zusammenarbeit, nicht so wie Szé-
chenyi, der eine sich zwar anpassende, jedoch selbständige Vorstellung
vorlegte. Zweifellos muss diese Version in Wien mehr Gefallen geerntet
 ' '	 	''	 !
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haben.  Széchenyi wusste schon Bescheid über die „Krise” von Eötvös, er
akzeptierte ihn im Grunde und dachte vom jüngeren Reformer, dass er zu
seinen Kreisen zähle. Gervays Bemerkung muss für ihn trotzdem belei-
digend gewesen sein, weil er sich selbst doch für ein anderes politisches
Kaliber hielt. Zu dieser Zeit nahm er Eötvös noch nicht sehr ernst, den er
in seinem Tagebuch immer nur als „Pepi” etwas abwertend erwähnt. 
Auch die nächste Episode drehte sich an diesem Tag, der ganz im
Zeichen Metternichs stand, um das Memorandum. Széchenyi nahm – wie
so oft – die Vermittlung von Melanie in Anspruch. „Melanie trotzig… ich
rede ihr wegen den liegengelassenen Mémoire. Sie spricht mit Mett[errnich].” Das
Erlebnis wird noch stärker: der Kanzler weiß nichts von seiner Eingabe:
„Später dieser mit mir – – ist verlegen – –”. Melanie, die nicht nur Széchenyi
in seinen beschwerlichen Wiener Sachen manchmal Hilfe leistete, sondern
ihm mit ihrem Verhalten auch die Meinung der Regierung über ihn
signalisierte (Széchenyi meinte wenigstens, diese bei ihr ablesen zu kön-
nen), bewegte den Reformer zu einer weiteren Überlegung: „Melanie: «nur
immer Grade [!]» warum auf krummen Wegen?” Diese Bemerkung macht
deutlich – und das ist interessant –, wie die Aristokratengesellschaft funk-
tionierte. Es klingt ja, als würde Melanie suggerieren, Széchenyi solle nicht
den Weg der Bürokratie beschreiten und sich dort abquälen, sondern seine
Angelegenheiten durch seine persönlichen Beziehungen erledigen. Das
heißt also, dass er sich zuerst an sie hätte wenden sollen.
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An jedem Schauplatz des Tagesablaufs verstärkte sich der Eindruck: die
Regierung brauche ihn, das spiele sie ihm vor, seine Pläne aber brauche sie
nicht, mit denen beschäftigte sie sich nicht. Die Regierung wolle gar keine
wesentlichen Reformen (im Sinne von Széchenyi), daher komme ihm nur
eine Scheinrolle zu. Gervays Verhalten zeigte am deutlichsten diese Dop-
pelzüngigkeit. Er kannte das übernommene Memorandum Széchenyis
nicht, wusste aber wahrscheinlich, dass es auch niemand anderem bekannt
war, doch wollte er Széchenyi, sogar um den Preis der Lüge, zeigen, dass die
Eingabe „ernst” genommen werde. Széchenyi verstand die Botschaft des
Tages so: in Wien sei man auf seine Person neugierig, man wolle ihn gerne
gewinnen, aber alles das, wofür er stand, die nationalen Reformen, müsse er
draußen lassen. Er möge sich der Regierung anschließen, aber eine
Einwirkung auf die Richtung der Regierungspolitik könne er nicht haben
– so empfand er die gar nicht verheimlichte Absicht der Wiener Politik.
Die Überlegungen zur nicht ungefährlichen Annäherung der Regierung
an ihn führten am Ende des schweren Tages zu einer groben Aussage: „Aus
dem Ganzen sehe ich, – – „dass sie mir’s Maul machen – – pour me paralyser, was
Ihnen am Ende auch gerathen wird.”
Das Wiener Verhältnis zu Széchenyis möglicher Rolle im Dienst der
Regierung wurde in einer Studie „Versteckspiel” genannt.  In der Tat ist
es ganz allgemein nachweisbar, dass Metternich Széchenyis Eingaben viel
besser kannte (und benutzte), als er ihn das spüren ließ. Das ist auch in
unserem Fall möglich. Die Vorwürfe, die Széchenyi im Brief vom 10.
Januar, noch in Wien, gegenüber Gervay formulierte, hat dieser mit einer
Andeutung zurückgewiesen, aus der hervorgeht, dass Kübeck den Text
vielleicht doch gelesen hat, jedenfalls solle der Graf in Sachen von solcher
Tragweite geduldig sein.  Es ist durchaus möglich, dass Gervay damit
seine eigene manipulative Vorgangsweise entschuldigen wollte, da neben
der Tagebucheintragung auch Kübecks direkte Behauptung (vom 9. Janu-
ar: „Ich habe es nicht gelesen, und man fragt mich nicht”), bestätigt, dass der
konkrete Text zu dieser Zeit in Wien tatsächlich noch nicht bearbeitet
worden war.  Das Dilemma ist nicht ganz aufzulösen.
Die Frage jedoch, ob sich Széchenyi mit Recht erniedrigt gefühlt habe,
dass man seiner Eingabe in den kurzen anderthalb Wochen (!) keine Auf-
merksamkeit geschenkt hat, kann man wohl verneinen. Im Tagebuch
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Széchenyis wird das Problem zweifelsohne überdimensioniert dargestellt.
In einem solch kurzen Zeitraum (28. Dezember – 8. Jänner) kann man
wohl gar nicht von „liegengelassenen Mémoiren” reden. Die obersten
Entscheidungsträger müssen in einer solchen Zeitspanne noch keinen
fertigen Standpunkt zu einem Memorandum erarbeitet haben, den sie auch
dem Verfasser hätten zukommen lassen. Széchenyi maß seiner eigenen
Bedeutung einen anderen Stellenwert bei, und danach richteten sich auch
seine Erwartungen.
Ebenso gehört die Frage hierher, ob Széchenyi Bestürzung, dass „sein
großer Plan” zu einer Akte wurde, begründet war. Széchenyi wurde hier
mit der normalen Arbeitsweise der Bürokratie konfrontiert, und er be-
schwerte sich, dass sein Text „auf die gewöhnliche Weise” gehandhabt
wurde. Das Selbstbewusstsein des „Retters der Nation”, des „sich selbst
aufopfernden” romantischen Reformerhelden spiegelt sich im Tagebuch-
erlebnis wider. Széchenyi Identität als vielseitiger Reformer hat es ihm
unmöglich gemacht, diese Situation als typischer „Hofmensch” zu erle-
ben. 
Es ist uns leider noch nicht gelungen, den Aktenstoß (bzw. seine er-
reichbaren Teile) zu prüfen, der am 8. Januar 1844 auf dem Tisch von
Gervay liegen konnte. So ist uns das konkrete Umfeld der rund 30 Teil-
nehmer nicht bekannt. In dem uns bekannten Umfeld der Memoranden
halten wir die Eingaben Széchenyis sehr wohl für etwas Besonderes, und so
gesehen verstehen wir sein Selbstbewusstsein und seine Enttäuschung
darüber, dass er sich in einem Aktenstoß wiedergefunden hat. Széchenyi
hat den Rahmen der im allgemeinen langweiligen Gattung gesprengt und,
abgesehenen von der Anpassung an den Adressaten, auf die selbständige
Ausrichtung seines Programms Wert gelegt und seine nationalen Reform-
vorstellungen sogar in seine an Wien gerichteten Vorschläge (z.B. über das
Tabakregal) aufgenommen. Im „Memoire I” finden sich z.B. dieselben
historischen Erläuterungen, die in seinen damaligen Artikeln zu lesen sind,
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Wir haben die „Beleidigung” Széchenyis  und die „politischen Spiele”
in Wien untersucht. Auch nach den Konsequenzen ist zu fragen. Ein Jahr
später, Anfang 1845, kam es zwischen der Regierung und dem Grafen zu
einer ähnlicher Begegnung, wobei Széchenyi darauf achtete, dass er diesmal
das Versteckspiel nicht nur erlitt, sondern aktiv daran teilnahm. Bevor er
am 3. April 1845 nach Wien fuhr und nachgab („O Gott, welche Abnegation -!
Ich trage mich an”) hat er gute drei Monate lang die Reise nach Wien
abgelehnt. Einige Beispiele aus dem Text weisen darauf hin, dass das
Erlebnis von Anfang 1844 den sich an die Regierung annähernden Szé-
chenyi nicht nur verletzt hat, sondern auch als konkrete Erinnerung in
ihm wirkte und auf seine spätere Verhandlungsstrategie Einfluss genom-
men hat. Auf eine ihm Mitte Januar 1845 bewusst weitergegebene „ver-
trauliche” Nachricht bewegte er sich nicht, sondern lachte darüber, dass er
von Metternich zu einem ernsthaften Gespräch eingeladen werde. So
lautet die konkrete Eintragung: „Fürst Metternich lässt mir sagen: Ich soll
kommen. Es werden keine Worte, kein Plauschen. Musste lächeln.”
Solche und ähnliche Erlebnisse in Wien hatten aber keine politisch-strate-
gischen Folgen. Man kann diese Szenen keineswegs in eine „erkenntnisge-
schichtliche” Reihe bringen. Széchenyi hat die Eigenarten der Regierungs-
politik, soweit sie sich mit ihm beschäftigte, nicht analytisch durchschaut,
sondern erlebt, obwohl er auf die Ziele starrte. Es ist sehr charakteristisch, dass
er sich einen Monat nach seinem etwas beleidigten Rückzug (Februar 1844) in
einem Artikel mit dem Titel „Czégér” (Schild) in aller Öffentlichkeit mit
einem formelhaften Ausdruck als „Mensch der Regierung” bezeichnet. Es ist
eindeutig erwiesen, dass die ab Anfang 1843 öffentlich deklarierte Partei-
nahme Széchenyis für die Regierung nicht im Einklang mit den im Tage-
buch aufgezeichneten Erlebnissen mit der Regierung stand. Die Wiener
„Regierung” taucht in seinen die politische Situation analysierenden Schriften
als eine allgemeiner, ganz unkonkreter Ausdruck auf. In dieser Allgemein-
heit fühlt er sich ihr zugehörig, und wir dürfen sicher sein, dass sein
„Wir-Bewusstsein” in Bezug auf die Regierung nicht ein tatsächliches
inneres Erlebnis gewesen ist. Es ist jedoch eindeutig, dass er, unabhängig
von seiner konkreten Meinung zur Wiener Regierung, notwendigerweise
unter den Regierungsunterstützern geblieben ist. Er hat zwar seine neue
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Position vor der Öffentlichkeit stets mit der veränderten und richtigen
Politik der Regierung erklärt, dahinter steckten aber in der Wirklichkeit
tiefer liegende Geschichtspunkte. Entscheidend für seine Strategie waren
seine Ängste bezüglich der internationalen Machtpositionen, seine Auffas-
sung über das Funktionieren der Monarchie insgesamt, seine Angewie-
senheit auf die Machtinstrumente der Exekutive, seine Aversionen gegen-
über einer fundamentalen Oppositionspolitik, seine Befürchtungen über
einen Rückschlag in Wien und die Vereitelung der Reformen durch den
Hof, und natürlich seine guten Beziehungen in Wien und die gewohnte
Wiener Atmosphäre, in der er sich zu Hause fühlte.
Aus allen diesen Gründen ist die Formulierung, Széchenyi sei von der
Regierung quasi enttäuscht gewesen, nicht ganz zutreffend. Seine sich
wiederholenden Erlebnisse weisen darauf hin, dass er kein besonderes
Vertrauen in die Reformbereitschaft der Regierung hatte. Dass er aber die
Inhalte und die Richtung der Politik des Reiches nicht beeinflussen konnte
(nicht einmal durch die Beziehung zu Metternich), das muss ihn mit der
Zeit enttäuscht haben.
Széchenyi begann also seinen mühsamen Weg zur Beeinflussung der
Regierung mit einem Erlebnis, das nicht leicht zu verkraften war.
Ferenc Velkey
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DAS LETZTE LEBENSKAPITEL SZÉCHENYIS IN WIEN:
IN DER HEILANSTALT VON DÖBLING
Für die Ungarn verbirgt sich hinter „Döbling” eine Heilanstalt, und
zwar jene Heilanstalt, in der Széchenyi seine letzten Lebensjahre ver-
brachte.  Viele Ungarn, die diesen Ort auf einer Karte Österreichs ver-
geblich suchen, wissen nicht, dass es sich dabei heute um einen Stadtbezirk
Wiens handelt.
Vor hundertfünfzig Jahren löste „Döbling” in Ungarn noch keinerlei
Assoziationen aus, während die Wiener in diesem Zusammenhang damals
sofort an ein einziges großes Gebäude, an eine private Nervenheilanstalt
dachten. Eigentümer und Leiter dieser Anstalt war Dr. Gustav Görgen. In
sein Institut wurden vornehme Geisteskranke aufgenommen, die für ihre
Behandlung und die Verpflegung beträchtliche Summen zahlten. Hier
wohnte in seinen letzten Jahren auch der aus Ungarn stammende deutsch-
sprachige Dichter, Nikolaus Lenau. In Ungarn selbst existierte zu dieser
Zeit keine Nervenheilanstalt. Als sich der bereits erkrankte Széchenyi,
begleitet von seinem Arzt Pál Almási Balogh, am 5. September 1848 von
Pest aus nach Westungarn in seinen Heimatort Zinkendorf begab und
dabei während der Reise immer stärkere Krankheitssymptome zeigte,
änderte der Arzt das Reiseziel: Statt nach Zinkendorf reisten sie nach Wien
weiter und erreichten am 7. September die für den Arzt allerdings nicht
unbekannte Heilanstalt in Döbling.
Über Széchenyis Krankheit lässt sich wenig sagen. Eine Beschreibung
der geistigen Krankheiten gemäß unseren heutigen Kategorien gab es noch
nicht. Leider liegt auch keine genaue Beschreibung der Symptome von
Széchenyis Krankheit vor. Seine psychische Labilität war seit Jahrzehnten
bekannt. Die wirklich beängstigenden Zustände, in dem sich das Land seit
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dem Spätsommer von 1848 befand, trugen wahrscheinlich letztlich auch zu
seinem nervlichen Zusammenbruch bei. Ohne irgendwelche Fachkennt-
nisse zu haben, würden wir hier über einen Nervenzusammenbruch reden,
und zwar über einen ernsten Fall, bei dem das Bewusstsein verloren ging
und Wahnvorstellungen die Seele beherrschten. Széchenyi hat sich in der
Zeit von 1849-1850 als Antichrist verstanden, hat Selbstmordversuche
unternommen, und sich persönlich und ganz allein für das tragische Schick-
sal des Landes verantwortlich gefühlt. Seine Selbstanklagen lauteten: Als
Initiator der Reformen in Ungarn, die 1825 begannen, fühlte er sich
verantwortlich für alles, was seitdem geschah. Das Schicksalsjahr 1848
führte letztlich zu einem bewaffneten Konflikt. Für Széchenyi bedeutete
es auch das bittere Ende, den Tod seiner Nation.
Wie Széchenyi schließlich diesen tiefen Nervenzusammenbruch über-
wand, bleibt eigentlich ein Rätsel. Die Ärzte konnten kaum helfen, die
damaligen medizinischen Kenntnisse erlaubten es einfach nicht. Dr. Gör-
gen selbst war kein renommierter Arzt. Gewissermaßen aus Unkenntnis
ließen Dr. Görgen und seine Kollegen die wohlhabenden Kranken von
Döbling einfach in Ruhe. Man quälte sie auch nicht mit den damals
üblichen Kaltwasser- und Isoliermethoden; man überließ die Heilung der
Kranken sozusagen der Zeit.
Széchenyis Genesung dauerte Jahre. Über seine ersten Döblinger Jahre
wissen wir wenig. Blieben von den ersten Monaten noch handschriftliche
Selbstanklagen übrig, finden wir nach 1852 so gut wie keine Spuren. Wie
der seit seiner Jugend labile, jetzt schon ältere, fern seiner Heimat lebende
Széchenyi gesundete, wissen wir also eigentlich nicht. Aber die letzten
Jahre in Döbling, etwa die Zeit zwischen 1857-1860 zeigen uns eine voll-
ständige Genesung und auch auf einmal eine phantastische geistige Ak-
tivität. Der Graf schrieb Studien, Zeitungsartikel, ein großes satirisches
Werk; er publizierte ein kritisches Buch über das Bachsche System und
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initiierte Denkschriften usw. Er blieb zwar für immer in seinem fünf-Zim-
mer Appartement in Döbling, führte von dort aber seit der Mitte der
1850er Jahre ein reges gesellschaftliches Leben, er empfing Gäste, kons-
pirierte wegen der Herausgabe seiner Schriften usw.
Diese positive  nderung in seinem Leben versuchte der Monograph der
Döblinger Periode, Domokos Kosáry so zu erklären, dass Széchenyi die
europäische Außenpolitik durch die Presse verfolgte und sah, dass die
Monarchie nach dem Krimkrieg Monat für Monat mehr in eine außen-
politische Krise geriet – und er sah ebenfalls, dass auch seine Heimat nicht
tot war. Die neuen Perspektiven seines Landes machten ihn wieder wach,
arbeitsfähig, ja sogar hyperaktiv.
Die geistige Wiederherstellung der Persönlichkeit begann zunächst
ganz bescheiden. Ende 1856 fing er an, eine Studie zu schreiben, und zwar
über die Liebe und Nächstenliebe. Er griff auf, dass man im Ungarischen
zwei Wörter für die Liebe zwischen Mann und Frau bzw. für die Liebe
zwischen Kindern und Eltern, zwischen Freunden, Freundinnen usw.
benutzt. All dies war zwar bekannt, das Thema an sich also nicht komp-
liziert. Ihm ging es darum, auszuprobieren, ob er überhaupt noch zu schrei-
ben in der Lage war – und es gelang.
Am 16. Februar 1857 begann er eine Arbeit mit dem Titel Selbstkenntnisse
zu verfassen. Es entstand ein riesiges Werk, das ihm später zum Verhängnis
wurde.
Alles begann auch hier ganz harmlos. Er beschrieb aus langjähriger
Erfahrung, wie man das alltägliche Leben führen sollte. Es ging dabei um
Essen, Trinken, Schlafen, auf welchem Wege man die Gesundheit erhalten
kann usw. Er schrieb auf ungarisch und dies sehr fleißig, Tag für Tag. Er
gliederte das Werk nicht in Kapitel. Allein das eingetragene Tagesdatum
unterteilte den Text. Es ist unklar, ob er an eine Veröffentlichung dachte –
wahrscheinlich ja. Es ist aber auch möglich, dass er nur ein Lebenszeichen
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geben wollte, um zu zeigen, dass er in der Heilanstalt nicht begraben war,
sondern dort ein aktives Leben führte.
Es stellt sich die Frage, warum er Döbling nach seiner Genesung nicht
verlassen hat. Der Graf war immer frei in seinen Handlungen und nie
unter Vormundschaft gestellt worden. Aber mindestens ein psychischer
Defekt (heute würde man sagen: Psychose) blieb bestehen: Er dachte stets,
dass er seiner Umgebung, seinem Land schade, wenn er mit Freunden, mit
Landsleuten in Berührung komme. Darum wollte er sich bewusst isolieren,
seine Kontakte zu Familienmitgliedern, Freunden auf einige Stunden be-
grenzen. Er verließ seine Zimmer nicht, ging nicht einmal in den Garten.
Den Spaziergang führte er in den miteinander verbundenen Zimmern aus,
wobei einfach alle Türen geöffnet wurden. Eine andere Interpretation
sieht in seiner freiwilliger Wahl, in Döbling zu bleiben, eine Sehnsucht
nach Sicherheit. Hier war es schwieriger für die Machthaber, ihn zu
erreichen.
Dieses Asyl brauchte er dann zwei Monate nach Beginn der Abfassung
seiner Texte wirklich. Die Thematik der „Selbstkenntnisse” änderte sich
nämlich blitzschnell. Am 12. April 1857 erhielt der Graf einen Brief aus dem
Komitat Zala, in dem stand, dass er und seine Söhne an der Huldigung des
Kaisers – während dessen Reise in Ungarn – teilnehmen sollten. Er verbat
seinen Söhnen sofort, an diesem Ereignis teilzunehmen. Beim Schreiben
kannte er von diesem Moment an keine Selbstzensur mehr. Er wagte es, die
absolutistische Regierung zu kritisieren, schrieb mehr und mehr über
Politik, und zwar über die Wiener Politik. Ein gefährliches Spiel. Aber er
gab die Hoffnung noch nicht völlig auf, dass man den Kaiser doch irgend-
wie für den (ungarischen) Konstitutionalismus gewinnen könne.
Mitte Mai des Jahres 1857 begann die Rundreise des Kaisers in Ungarn.
Széchenyi verfolgte sie aufmerksam in den Zeitungen. Plötzlich gewann
er eine neue Erkenntnis: der Kaiser selbst hat an den miserablen Zu-
ständen Schuld. Széchenyi wollte von nun an den Kaiser „enthüllen”.
Seine Schrift- und Sichtweise änderte sich von neuem. „Und gehen wir
jetzt” – schrieb er bei dieser Wende – „in den Empfangsraum Seiner
Majestät, gehen wir hinter den Paravent, der mit einem Loch versehen
ist, wo wir alles sehen und hören können, und seien wir nun Zeugen all
dessen, was dort geschieht.”
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 Kecskeméthy dachte an gebliebene Defekte in Széchenyi’s Denken. Falk betonte die
politischen Erwägungen für das Verweilen in Döbling. – Die Diskussion ging in der
späteren Széchenyi-Literatur weiter.
„Graf Georg Apponyi tritt hinein” – fährt der Text Széchenyis fort –
„und sagt: ’Großmächtiger Kaiser! Eure Majestät hat mir mehrmals erlaubt,
aus dem Innersten des Herzens zu reden…’” 	
Und damit beginnt eine Satire aus der Umgebung des Kaisers und über den
Kaiser selbst. Der Entdecker dieses umfangreichen Széchenyi-Manuskriptes,
Árpád Károlyi, nannte das Werk: Die Große Ungarische Satire. Es treten in
diesem Werk die Gestalten der damaligen Politik auf, vor allem Alexander
Bach, und sie entlarven sich und das ganze System. Sie reden nämlich offen
und ganz ohne Hemmungen vor dem Kaiser. Der Hauptredner ist Bach –
andere betreten zwar auch die Szene, verlassen aber den Empfangsraum
schnell wieder. Bach ist es, der redet, erzählt, schwätzt, vermittelt (z.B.: „Das
engstirnige Denken Seiner Majestät ist heutzutage Hauptgegenstand der
europäischen Witze” – sagt er zum Kaiser). Anfangs sagt oder fragt der Kaiser
noch etwas, dann schweigt er völlig und hört einfach nur zu. Bach aber zitiert
so viele Leute und so lange, dass wir bald nicht mehr wissen, wer eigentlich
redet. In diesem Text legt sich Széchenyi keinerlei Hemmungen auf, er fühlt
sich von allem befreit.   Selbst die Herausgeber des Textes im ersten Teil des 20.
Jahrhunderts erlaubten es sich nicht, alles zu publizieren. Für die Zeit in der
Mitte des 19. Jahrhunderts war es viel wichtiger, dass der Text eine Menge
Majestätsbeleidigungen enthielt. Ob Széchenyi noch immer an eine Publika-
tion dachte, ist äußerst fraglich. Er schrieb weiter auf ungarisch, eine auslän-
dische Ausgabe war im Prinzip zwar möglich, aber unvorstellbar schwierig.
Das Werk war auch noch nicht beendet. Die Große Ungarische Satire gilt als das
größte Werk der ungarischen satirischen Literatur überhaupt, die Ausgabe
von 1991 – in diesem Jahr erschien das Werk erstmals vollständig – enthält
über eintausend Seiten.  Der Stil ist erneuert, expressiv, scharf. Die Sprache ist
sehr oft eine Mischung aus der Wiener Volkssprache, aus erhabenen höfi-
schen Redewendungen, aus fremden Wörtern und sogar fremdsprachigen
Sätzen, aus der sog. Makkaroni-Sprache. 
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Hinter dem Paravent stöhnt manchmal der sich verborgen haltende
Széchenyi schmerzlich auf. Sonst spielt er keine Rolle, er präsentiert sich
sogar in dem unendlichen Bachschen Geschwätz als Verstorbener.
Die Große Ungarische Satire blieb letztlich unvollendet. Eigentlich war
sie auch nicht zu vollenden – es gab keine sich entwickelnde Dramatik in
den Monologen. Es kam zwar immer etwas Neues dazu: weiterer Stoff
auf Grund neuer Zeitungsmeldungen, woraus Széchenyi neue Themen
für den geschwätzigen Bach fand. Aber das Werk jemals zu vollenden, war
auf diese Weise schwierig. Andererseits bot sich dem Verfasser dadurch
die Möglichkeit, das Werk nach Belieben unterbrechen und beenden zu
können.
Und diese Unterbrechung gab es tatsächlich: Im November 1857 ge-
langte nämlich ein Propagandaheft in Széchenyis Hände, das neuen Stoff
für seine schriftstellerischen Aktivitäten bot. Es ging um eine Publikation
aus der Umgebung Bachs, mit dem Titel Rückblick auf die jüngste Ent-
wicklungsperiode Ungarns.  Széchenyi wollte unmittelbar auf diese Schrift
antworten und sie damit vernichten. Er löste sich von seiner auf ungarisch
verfassten Satire und begann eine Antwort auf den Rückblick in deutscher
Sprache zu schreiben. So entstand sein letztes publiziertes Werk: Ein Blick
auf den anonymen Rückblick.  Dieser Blick gilt nun als vergleichsweise harm-
los im Verhältnis zur Satire. Der Verfasser sagte im Vorwort, dass dem
behandelten Rückblick Instruktionen von Bach zu Grunde liegen, dieser
Minister also verantwortlich für das ganze Propagandawerk sei. Aus die-
sem Grund hat Széchenyi in seinem Blick immer Bach direkt angesprochen.
Der Graf übte eine vernichtende Kritik gegenüber der Bachschen Propa-
ganda. Die satirische Sichtweise und weiterer Stoff flossen aus der großen
Satire ein. Aber der Blick war – wir erwähnten es bereits – eine Art
Jugendausgabe im Vergleich zur Satire. Der Kaiser selbst wurde im Blick
nicht kritisiert, nur die Regierung und dabei vor allem der Innenminister:
Bach. Im Juni 1858 vollendete Széchenyi das Werk, mit dem er sich an das
europäische Publikum wenden wollte.
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Der Blick wurde von Széchenyi konspirativ herausgegeben. Um keine
Spuren zu hinterlassen, ließ er zuerst das Manuskript kopieren. Sein Sohn
Béla schmuggelte es Ende des Jahres nach England. In London fand der
junge Graf mit Unterstützung alter Bekannter seines Vaters bzw. mit Hilfe
ungarischer Emigranten einen Verlag. Die Flugschrift erschien März 1859
in 2000 Exemplaren. Dann wurde sie auf geheimen Wegen nach Öster-
reich zurückgeschmuggelt und in europäischen diplomatischen Kreisen
verbreitet. 
Der satirische Stil, die rhapsodische Behandlung lenkte die Aufmerk-
samkeit der Behörden von Anfang an auf Széchenyi. Seine Aktivitäten, die
große Anzahl seiner Besucher, machten ihn schon früh politisch ver-
dächtig. Seit März 1859 stand er unter polizeilicher Überwachung. Das
unerwartete Erscheinen der Flugschrift in London war ein Fiasko für die
Polizei. Mit der Begründung, dass das gelbe, „galgenfarbige” Buch Majes-
tätsbeleidigungen beinhalte, wurde es in Österreich sofort verboten. Wie
erwähnt, war Széchenyi von den Behörden als Verfasser bloß verdächtigt
worden. Man wollte aber Gewissheit und vor allem Beweise haben. Die
Polizeispitze entschied sich für eine Hausdurchsuchung bei Széchenyi in
Döbling, gleichzeitig fanden Durchsuchungen bei seinen Familienmit-
gliedern und seinen Mitarbeitern statt. Am 3. März 1860 war es soweit. Szé-
chenyi zeigte sich während der Hausdurchsuchung kampfbereit, ironisch
und gar nicht deprimiert. Der Graf hatte alles Kompromittierende aus
seinen Schriften entfernt und seine Mitarbeiter rechtzeitig gewarnt – so
hoffte er, der Polizei keine Beweise hinterlassen zu haben. In Döbling
wurde wirklich nichts Gefährliches beschlagnahmt. Aber einige Tage spä-
ter stellte sich heraus, dass die Polizei das Manuskript der Großen Unga-
rischen Satire bei seinem Sekretär gefunden hatte. Széchenyi hatte von nun
an Todesangst und geriet langsam in Panik. Wenn schon der für ihn
harmlos erscheinende Blick auf Grund von Majestätsbeleidigungen verbo-
ten worden war, so enthielt die Satire diese in Hülle und Fülle, genug für
mehrere Todesurteile.
Vor einer möglichen Hinrichtung hatte der alte Mann keine Angst. So
eine derartige Grausamkeit war unwahrscheinlich. Aber ein Todesurteil
mit Begnadigung, mit einer Konfiszierung aller seiner Besitztümer als
Nebenstrafe hätte bedeutet, dass seine Familie zugrunde gegangen wäre.
Ein anderer möglicher Schritt seitens der Machthaber wäre gewesen,




Széchenyi für geisteskrank zu erklären und ihn in ein echtes Narrenhaus
zu überweisen. Und dies war für die damalige Zeit schrecklicher als der
Tod. 
Széchenyi wollte die Machthaber testen. Er schrieb einen Brief an den
Polizeiminister, auf den er unmittelbar eine Antwort erhielt: „Döbling
hörte auf, für Sie ein Asyl zu sein”.  Dieser Brief kam am 17. März 1860.
Am ersten April schrieb Széchenyi in sein Tagebuch: „[Ich] kann mich
nicht retten”.  Und dann hörte er auf, sein Tagebuch zu führen. Die
Karwoche folgte. Einige Tage später, am 8. April 1860, in der Nacht zum
Ostersamstag, griff er zur Pistole.	
András Gergely
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	 In den populären Schriften kommt wieder und wieder vor, daß Széchenyi ermordet
wurde. In der Geschichtswissenschaft war diese Ansicht nie vertreten.
EIN RÜCKBLICK UND EIN AUSBLICK
April 1860. Graf Stephan Széchenyi, Karl Ludwig Freiherr von
Bruck und die Habsburgermonarchie
Man muss, wenn man den Freitod des Grafen Stephan Széchenyi in der
Nacht vom 7. auf den 8. April 1860, Karsamstag auf Ostersonntag, nicht
nur als ein persönliches, sondern als ein politisches Ereignis betrachten will,
einige Schritte vom Sarg zurücktreten und Abstand gewinnen.
Er war ganz ohne Zweifel ein politisches Ereignis. Viele Wochen lang
füllten Berichte, Nachrufe, Beileidsadressen die Spalten der Zeitungen in
Ungarn. Das wäre nicht zu erklären, wenn es sich bloß um ein persönliches
oder gesellschaftliches Ereignis gehandelt hätte. Széchenyis Zeit war ja
längst vorbei. Dass er die politischen Gespräche und die Schreibtätigkeit
wieder aufgenommen hatte, war der breiten Öffentlichkeit verborgen
geblieben. Dennoch jetzt diese unglaubliche Erregung landauf, landab!
Man kann sie nicht verstehen, wenn man nur auf den Sarg schaut. Man
muss ins Land schauen und auf die letzten zehn Jahre zurückblicken, dann
sieht man, dass sein Tod, den man geradezu zelebrierte, zu einem weiteren
Katalysator der politischen Entwicklung im Lande geworden ist.
Das erste Fanal war die Niederlage auf dem Schlachtfeld bei Solferino im
Sommer 1859 gewesen. War das System, das im Sommer ’49 gesiegt hatte,
damit erledigt? Das nicht, aber es war erschüttert. Im Auftrag des neuen
Kabinetts Rechberg sondierte der ebenfalls neue Polizeiminister Joseph Al-
exander Freiherr v. Hübner, wie man aus der ungarischen Sackgasse her-
auskommen konnte . Die Sondierungen verliefen im Sand. Im Gegenteil,
gleichsam als wolle sie die neue Situation demonstrativ nicht wahrhaben,
erließ die Regierung im September 1859 das Patent für die Evangelischen in
Ungarn. Ganz im Geist des Neoabsolutismus ohne gehörige Einbeziehung
  Stefan Malfèr, 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? Die Protokolle des österreichischen Ministerrates 1848-
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der Betroffenen oktroyiert, entfachte es einen anwachsenden Sturm der
Entrüstung. Das war die zweite Erschütterung. Franz Joseph nahm diesen
Sturm wahr, und er nahm ihn ernst und begann Gespräche mit Vertretern
der Evangelischen. Aber noch bevor die Gespräche ein Ergebnis gebracht
hatten, nahm sich Széchenyis das Leben. Es war wie ein schwerer Zwi-
schenfall. Der Tod des Propheten wurde zum dritten, fast willkommenen
Anlass, den Widerstand gegen die Wiener Zentralregierung auszudrücken.
Zwar lag auf der veröffentlichten Meinung noch die Hand von Polizei und
Zensur, aber Trauerkundgebungen konnte man schwer verbieten. Und so
begannen die Städte, Gemeinden, Komitate, Vereine aller Art mit einem
nicht enden wollenden Strom an Beileids- und Gedenkäußerungen, an
„Trauerfesten” und „Trauerfeierlichkeiten” – die Ausdrücke sind zeitge-
nössisch!
Wir stehen aber immer noch in der Aufbahrungshalle. Gehen wir hi-
naus und halten wir Umschau. Der April 1860 hatte für die Habsburger-
monarchie mehr zu bieten. Noch waren die Blumen auf Széchenyis Grab
nicht verwelkt, noch war das Requiem nicht gehalten, als das kaiserliche
Handschreiben vom 19. April veröffentlicht wurde. Es besagte, dass Erz-
herzog Albrecht – als Generalgouverneur und Kommandierender General
in Ungarn die eiserne Hand des neoabsolutistischen Regimes – auf seine
Bitte hin von seinen Ämtern enthoben war. Zum vorläufigen Nachfolger
wurde der FZM. Ludwig Ritter v. Benedek ernannt, der populäre und
erfolgreiche General ungarischer Abstammung, noch dazu ein Evange-
lischer. Das Handschreiben vom 19. April war weit mehr als die bloße Mit-
teilung eines personellen Wechsels. Es ordnete auch die Zusammenlegung
der verhassten Statthaltereiabteilungen an und verkündete einen neuen
Organismus in der Komitats- und Gemeindeverwaltung. Mit diesem Hand-
schreiben, so wurde es empfunden, streckte der Monarch den Ungarn seine
Hand zur Versöhnung hin.
Es bestand natürlich kein kausaler Zusammenhang zwischen dem Tod
Széchenyis und der Abberufung Albrechts, das wissen wir. Was wir auch
!# stefan malfèr
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wissen, was die Leute damals aber nicht wissen konnten, auch Széchenyi
nicht, war die Tatsache, dass die Abberufung Albrechts schon Wochen
früher erwogen wurde. Franz Joseph präsidierte persönlich der Minis-
terkonferenz vom 30. März, in der er die Änderung der ungarischen
Politik zuerst seinen Ministern mitteilte, übrigens bereits in Anwesenheit
Benedeks:
„Se. k.k. apostolische Majestät eröffneten der Konferenz die Ah. Ab-
sicht, Se. k.k. Hoheit den durchlauchtigsten Herrn Erzherzog Albrecht
von dem Posten eines Generalgouverneurs von Ungarn abzurufen und den
FZM. Ritter v. Benedek provisorisch zur Leitung des Generalgouver-
nements zu bestimmen. Diese Ah. Abberufung sei nicht als Konzession
gegen das Land zu betrachten, sondern lediglich als die Erfüllung eines vom
durchlauchtigsten Herrn Erzherzog schon vor einiger Zeit ausgespro-
chenen Wunsches und als eine Maßregel, die nötig geworden, um Se. k.k.
Hoheit vor fortgesetzten Avancen zu verwahren. Bei dieser Veränderung
in der Person des Landeschefs solle auch offen ausgesprochen werden, was
dem Lande Ungarn in Absicht auf ständische Vertretung und administra-
tive Organisierung gewährt werden wird, um auf diese Weise eine unüber-
schreitbare Grenzlinie für das Erreichbare zu ziehen und der jetzt hoch-
gehenden Agitation zur Verwirklichung maßloser Wünsche ein Ziel zu
setzen.”
Und dann diskutierten die Minister auf des Kaisers Anordnung hin
ausführlich die Details des politischen Versöhnungsversuchs.
An diesem Tag, 30. März, schrieb Széchenyi in sein Tagebuch: „Ver-
zweifelt. Kann nicht leben und auch nicht sterben.”
Tags darauf wurden in der Ministerkonferenz die Grundzüge einer
künftigen Komitatsverfassung diskutiert, die der Reichsrat Ladislaus v.
Szõgyény auf Anordnung des Kaisers verfasst und mit Justizminister Graf
Nádasdy vereinbart hatte.
An diesem Tag schrieb Széchenyi in sein Tagebuch: „Bin verloren!”
Am übernächsten Tag, 2. April, berieten die Minister, wieder unter dem
Vorsitz des Kaisers, die Gestalt der künftigen Landesvertretung in Un-
garn, die Änderungen im Organismus der politischen Landesstellen, die
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Publikation hierüber und schließlich die Möglichkeit der gütlichen Beile-
gung der Wirren in der evangelischen Kirche in Ungarn 	.
An diesem Tag schrieb Széchenyi nichts mehr in sein Tagebuch, er hatte
am 1. April mit dem Ausruf „Kann mich nicht retten” seine letzte Eintra-
gung vorgenommen. Wäre seine Verzweiflung gemildert worden, wenn er
von den Vorgängen in der Ministerkonferenz gehört hätte?
Das Handschreiben vom 19. April wurde zu einem Wendepunkt, auch
wenn das Ziel der Versöhnung noch lange nicht erreicht war. Es besteht
kein kausaler, aber doch ein tiefer innerer Zusammenhang zwischen dem
Tod Széchenyis, der Abberufung Erzherzog Albrechts und dem Versuch,
Ungarn gegenüber eine neue Politik einzuschlagen. Sie war nämlich nicht
unumstritten. Der Kaiser war schon Ende Jänner zur Erkenntnis gekom-
men, dass die bisherige Politik gescheitert war  . Albrecht aber stemmte
sich vehement gegen eine Änderung . Die Hausdurchsuchung bei Szé-
chenyi und der drohende Brief des Polizeiministers Thierry  waren ganz
im Sinn Albrechts. Ihre Motive waren die Angst vor dem revolutionären
Geist Széchenyis und vor all jenen, die statt eines schönfärberischen „Rück-
blicks” die Lage scharf in den „Blick” nahmen. Auch die Ministerkonferenz
war geteilt. Am heftigsten opponierte, vergeblich, Justizminister Nádasdy
gegen die neue Öffnung. Doch der Monarch war entschlossen, und die
Mehrheit in der Regierung unterstützte ihn. Erzherzog Albrecht musste
abtreten. Übrigens waren auch die Tage des Polizeiministers im Amt
bereits gezählt, der mit seinem Brief Széchenyi so in Schrecken versetzt
hatte .
Széchenyis Tod konnte vielleicht als ein Ende und als eine Niederlage
empfunden werden. In Wirklichkeit hatte die Zukunft schon begonnen.
Nicht seine Ideen, sondern der Neoabsolutismus war am Ende.
Im April 1860 gab es viel Regen und schlechtes Wetter. Das Feuilleton
der Zeitung „Die Presse” vom 15. April, es war der Sonntag nach Ostern,
eine Woche nach Széchenyis Tod, begann mit einer Plauderei über das
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Wetter. Die Kastanien grünen, die Mandeln blühen zwar, aber die Prater-
ausfahrt am Ostermontag hatte es völlig verregnet, und das schlechte Wet-
ter hatte der Oper einen durch Schnupfen bedingten Ausfall des mozar-
tischen Grafen Almaviva beschert. Doch dann wurde der Feuilletonist,
Friedrich Uhl, ernst: „Man spottet so oft über das Wetter und die Bespre-
chung desselben, und ahnt oft nicht, welchen Einfluss dasselbe nicht bloß
auf die physische, sondern auch auf die moralische Welt nimmt. Sollte es
nicht auch, wenigsten teilweise, mit den schrecklichen Vorfällen im Zu-
sammenhang stehen, welche die Ereignisse dieser Woche bildeten? Indem
wir den Manen Stephan Széchenyi’s nahen, fällt ein dunkler Schatten, als
ob eine Wolke am Himmel zöge, auf die grüne Wiese, auf der uns herum-
zutummeln unsere Aufgabe ist. Dieses Irrenhaus von Döbling ist bereits zu
einem traurigen Rufe gelangt. Zwei große Männer, ein Dichter und ein
Staatsmann, der Sänger der Zigeunerlieder und der ungarische Patriot,
beide Einen Zweck verfolgend, fanden dasselbe Ziel im Irrenhause –
Nikolaus Lenau und Stephan Széchenyi.”
Das Wetter besserte sich, und die Oper spielte weiter, aber der nächste
politische Sturm braute sich schon zusammen. Nur eine Woche später, am
Montag, dem 23. April, brachte das Abendblatt der „Presse” das beunruhi-
gende Gerücht, der Finanzminister Karl Freiherr v. Bruck, der noch am
Vorabend der italienischen Opernvorstellung beigewohnt habe, sei bedenklich
erkrankt, und in der Morgenzeitung vom Dienstag war die Todesnachricht
zu lesen. Die Gerüchte jagten einander: Erkrankung, Rücktritt, Schlag-
anfall, Enthebung von seinem Posten, Selbstmord? Und nun die Todes-
nachricht! „Die Presse” schrieb an diesem Dienstag: „Die Amtsent-
hebung und der Tod des Freiherrn v. Bruck bilden ein Ereignis, das in
unserer, während der letzten Wochen durch erschütternde Vorfälle mit
Schrecken geschwängerten Atmosphäre eine unbeschreibliche Wirkung
hervorbringt.” 
Am Donnerstag dieser Woche, es war der 26. April 1860, wurde am
Vormittag in der Schottenkirche das Requiem für Graf Stephan Széchenyi
gehalten, und am Nachmittag fand in der reformierten Kirche die Lei-
chenfeier für Karl Freiherr v. Bruck und anschließend das Begräbnis auf
dem evangelischen Friedhof statt. Übrigens donnerte, stürmte und regnete
es wieder heftig .
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Am selben Tag wurde es amtlich, dass sich Bruck selbst das Leben
genommen hatte. Es folgte das Gerücht seiner Mitschuld an den Verun-
treuungen bei der Armeebeschaffung im Sommer 1859, dann das Dementi,
er sei nicht als Mitschuldiger, sonder als Zeuge einvernommen worden .
Auch beim Freiherrn v. Bruck dürfen wir nicht nur die letzte drama-
tische Wendung sehen, sondern müssen zurückblicken und weiter aus-
holen. Lange hatte er das besondere Vertrauen des jungen Kaisers gehabt,
doch war es seinen Gegnern gelungen, das Vertrauen zu untergraben. Im
Herbst 1859 wurde bekannt, dass Bruck eigenmächtig eine Anleihe über-
schritten, praktisch einfach die Druckerpresse angeworfen und nicht ge-
decktes Geld hinausgegeben hatte. Im März 1860 hatte der Finanzminister
eine neue Anleihe aufgelegt, 200 Millionen Gulden wollte er haben, zur
Defizitdeckung und zur Währungssanierung. Am 7. April – wir sind
wieder in unserem fatalen Monat – war Zeichnungsschluss, und nur ein
Drittel wurde gezeichnet. Darin drückte sich ein deutliches Misstrauen der
Hochfinanz gegen die Regierung und ihren Finanzminister aus, es war ein
schmerzlicher Misserfolg für Bruck. Da kamen seinen Gegnern die Ver-
haftungen und Untersuchungen wegen Korruptionsverdacht gerade recht.
Als erster war der FML. August Freiherr v. Eynatten verhaftet worden. Er
war während des Feldzugs von 1859 interimistischer Leiter des AOK.
gewesen, hatte als solcher wiederholt an Ministerkonferenzen teilgenom-
men. Er war für die Armeebeschaffungen zuständig. Eynatten erhängte
sich am 8. März in seiner Arrestzelle. Dann wurden der Direktor der
Credit-Anstalt Franz Richter und Anfang April einige Triestiner Unter-
nehmer verhaftet, darunter Baron Pasquale Revoltella. Mit Franz Richter
und der CA hatte Bruck immer wieder zusammengearbeitet, mit Revol-
tella war er befreundet. Die Intrige gegen den Finanzminister kam am 22.
April zu ihrem Ziel, als Franz Joseph den Minister abrupt entließ . Ent-
täuschung, verletzte Ehre, Stolz mögen die psychologischen Ursachen
seines Freitodes gewesen sein. Der Hintergrund seines politischen Endes
und seiner Entlassung waren die erbitterten Flügelkämpfe um die zukünf-
tige Finanz-, Währungs-, Wirtschafts- und Reichspolitik. Bruck hatte
nach der Niederlage vom Sommer 1859 in den einsetzenden Reformprozess
kräftig eingegriffen, er hatte die Budgetsparkommission erzwungen, er
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hatte sich für die Einberufung des sogenannten verstärkten Reichsrates
eingesetzt, er hatte Druck gemacht, den Kaiser gedrängt, vor allem auch
immer wieder Einsparungen im Armeebudget gefordert . So überraschend
für ihn die Enthebung gekommen sein musste, so sehr schockierte er durch
seine finale Tat die Öffentlichkeit.
Auch Brucks Tod schien auf den ersten Blick eine Niederlage seines
wirtschaftsliberalen und auf die Währungssanierung zielenden finanz-
politischen Weges zu sein. In Wirklichkeit aber waren die Mechanismen
schon in Gang gesetzt – unter seiner tatkräftigen Mithilfe –, die das
Staatsbudget aus der Umklammerung durch den militärischen Würgegriff
des Neoabsolutismus befreiten und die die parlamentarische Budgetkont-
rolle und letztlich die konstitutionelle Monarchie brachten. Am 29. April
unterzeichnete der Kaiser die Ernennung der außerordentlichen Reichs-
räte. Der verstärkte Reichsrat, dieses etwas seltsame Gremium, das man
nach heutigen politologischen Begriffen am ehesten einen großen runden
Tisch nennen könnte, entwickelte eine Eigendynamik und führte letztlich
die Habsburgermonarchie aus der Sackgasse heraus auf den zielführenden,
freilich bis zur Erreichung des Ziels noch langen konstitutionellen Weg.
Das Diplom vom 20. Oktober 1860, des Kaisers Antwort auf das Votum des
verstärkten Reichsrates, eröffnete neue Aussichten gerade auch in jenen
politischen Bereichen, für die die Namen der beiden großen Toten des
düsteren Monats April 1860 stehen: in der ungarischen Frage sowie in der
Budget- und Verfassungsfrage	.
Beide Politiker waren mit dem herrschenden Establishment verbunden,
wenn auch in kritischer Distanz. Sie waren beide Anreger, Mitwirkende
und zugleich Oppositionelle. Sie waren weitsichtig und reformorientiert,
und die politische Zukunft gehörte den von ihnen vertretenen Ideen.
Darin lag ihre Größe. Sie waren beide immer wieder ihrer Zeit voraus, sie
waren unbequem, und die Intrige der politischen Konkurrenten und die
Angst der Machthaber brachten sie zu Fall. Sie fielen beide zu einem
Zeitpunkt, als die Weichen in die von ihnen erträumte Zukunft schon
gestellt waren, sie selbst aber konnten das neue Land nicht mehr betreten,
ja nicht einmal mehr sehen. Darin liegt ihre Tragik.
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Das Gedenken an Graf Stephan Széchenyi, das Interesse an der Ge-
schichte der Habsburgermonarchie und damit an der gemeinsamen öster-
reichisch-ungarischen Geschichte hat uns zusammengeführt. Auch Ereig-
nisse, die wir als tragisch zu bezeichnen pflegen, müssen vom Historiker
ruhig beurteilt und eingeordnet werden.
Wir mussten versuchen, Rückblick und Umschau zu halten, um die
unglaubliche Erregung zu verstehen, in die Széchenyis Tod Ungarn stürzte.
Dabei gerieten überraschend viele Probleme ins Blickfeld, und nicht nur
Probleme, sondern auch andere Personen und Schicksale. In diesem Früh-
jahrsmonat des Jahres 1860 häuften sich die dramatischen Ereignisse und
reiften politische Prozesse in einer besonders raschen Abfolge.
Der Ausblick aber hat uns gezeigt, dass Sackgassen, Irrwege, Ent-
wicklungsprobleme einer Gesellschaft und eines Staates verlassen und
überwunden werden können. Jene historischen Persönlichkeiten, die dazu
einen Beitrag geleistet haben, werden, auch wenn sie persönlich auf der
Strecke geblieben sind, nicht vergessen, auch nicht nach 150 Jahren.
Stefan Malfèr
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Sei erlaubt, als Einführung, ein ganz unwissenschaftliches Gedanken-
spiel über die Zufälle, vielleicht sogar über die Laune der Genetik als ein die
Geschichte mitformender Faktor. In der ersten Hälfte de 19. Jahrhunderts
hat diese Zufälligkeit die Geschichte in mehrfacher Hinsicht beeinflusst,
glücklich und auch unglücklich. Einerseits: der Zufall der Geburt ließ auf
den Thron der Habsburger nacheinander Herrscher mit bescheidenen
Fähigkeiten gelangen. Der Reihe der Kaiser und Könige des 18. Jahr-
hunderts von großem Format – Maria Theresia, Joseph II., Leopold II. –
folgte Franz I., die verkörperte Mittelmäßigkeit, dann Ferdinand I. (V.),
der [an Epilepsie litt und regierungsunfähig] schlechthin schwachsinnig
war, und Franz Joseph, ohne besondere Vorzüge. (Obwohl es der Habs-
burger-Dynastie nicht an talentvollen Persönlichkeiten mangelte, aber sie
alle waren Zweit- oder Drittgeborene.) In einem Staatsystem, wo der
Herrscher keineswegs nur eine symbolische Rolle spielte, sondern ein
ausschlaggebende Faktor des Regierens darstellte, waren seine persönlichen
Qualitäten von hoher Bedeutung.
Anderseits: In den Jahrzenten vor und nach der Jahrhundertwende
wurde in Ungarn eine ganz außergewöhnliche Reihe von hochbegabten
Persönlichkeiten geboren, eine große Generation des öffentlichen Lebens
des neuzeitlichen Ungarn (die sogenannte erste Reformgeneration). Aber
auch in der ungarischen Literaturgeschichte war es eine reiche Epoche.
Um nur die berühmtesten Namen zu erwähnen: István Graf Széchenyi
und Ferenc Kölcsey wurden in 1790, Miklós Baron Wesselényi 1796,
Mihály Vörösmarty 1800, Lajos Kossuth 1802, Ferenc Deák 1803 geboren.
Obwohl Lajos Kossuth im Mittelpunkt meines Vortrags wie des Sympo-
siums steht, möchte ich damit betonen, dass man ihn keineswegs als einen
allein stehenden Helden betrachten darf. Er war ein hervorragendes Mit-
glied einer ganzen Generation und einer politischen Bewegung, die die
Schaffung des modernen Ungarn erzielte. Eben als solcher konnte er 1848
die meisten seiner politischen Zielen zu verwirklichen.
Lajos Kossuth wurde 1802 (wahrscheinlich am 19. September) in einer
kleinadeligen Familie in einem kleinen Dorf, Monok (in der nähe der
Tokajer Weingegend) geboren. Die adelige Geburt war von hoher Bedeu-
tung in der ständischen Gesellschaft, da der Adel über ein Monopol der
politischen Rechte verfügte. Kossuth selbst hat später der Herkunft wenig
Wert beigelegt: nur als eine „Eintrittskarte” ins öffentlichen Leben war sie
ihm von gewisser Bedeutung. Trotzdem haben die Herkunft und die
Verhältnisse der Sozialisierung natürlich vieles an seiner Laufbahn deter-
miniert, deswegen möchte ich seinen familiären Hintergrund erörtern.
Seine Familie und die soziale Schlicht, in die er hineingeboren wurde,
waren ein typisch ungarisches gesellschaftliches Gebilde. Am Anfang des
19. Jh. zählte sich etwa 4,5 Prozent der Bevölkerung zum Adelstand; der
überwiegende Teil von ihnen war besitzlos oder bewirtschaftete selbst
seinen kleinen Besitz. Viele von ihnen lebten als Untertanen eines Groß-
grundbesitzers, trieben ein Gewerbe oder gingen in der Gebildetenschicht
(als Beamte, Juristen oder Geistliche) auf.
Zu der letzteren Gruppe gehörte auch die weitverzeigte Familie Kos-
suth. Sie war sehr stolz auf ihre mittelalterliche Abstammung. Aber das alte
Adelsgeschlecht war arm und gehörte nicht zu den Familien, deren Mit-
glieder die politische Elite des Reichtages oder mindestens der Komitate
bildeten. Kossuths Vater erwarb sein Brot als Advokat einiger Groß-
grundbesitzer, u. a. der Familie des Grafen Andrássy. Die Mutter stammte
aus einer deutschen Bürgerfamilie (aber schon mit Adelprädikat) aus Nord-
ungarn (der heutigen Slowakei).
In der Persönlichkeit des Politikers kann man einiges von beiden Traditio-
nen entdecken. Der starke persönliche Unabhängigkeitsanspruch, manchmal
das überentwickelte Selbstgefühl oder die Abneigung gegen die Aristok-
ratie wurden oft als typische kleinadelige Züge betrachtet. Von der Seite
seiner Mutter konnte er die Neigung zur bürgerlichen Lebensform und die
Fähigkeit, regelmäßig und fleißig zu arbeiten, erben. Seine Lebensführung
entsprach – im größten Teil seines langen Lebens – der eines Bürgers. Er
erhielt sich und seine Familie von der täglichen Arbeit, als Advokat, Jour-
nalist, Redakteur, bzw. als Geschäftsführer verschiedener Vereine. Kos-
suth war bei all diesen Tätigkeiten unglaublich fleißig: das war eine der
wichtigsten seiner Eigenschaften, die teilweise auch seinen Erfolg erklärt.
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Viele adelige Familien aus Nordungarn waren mehrsprachig (unga-
risch, slowakisch, deutsch); die Kossuths gehörten nicht zu ihnen. Seine
nationale Identität – etwas, das in diesen Jahrzehnten von zentraler Bedeu-
tung wurde – war einfach ungarisch, trotz der deutschen Abstammung
seiner Mutter und trotz seines Namens mit slowakischer Herkunft: „Ich
bin als Ungar geboren, als Ungar erzogen, ich sprach (zu Hause) keine
andere Sprache, als die ungarische” – schrieb er als alter Mann, mit einem
spürbaren Stolz.
Ein fundamentales Element der Identität bildete zu seiner Zeit die Reli-
gion. Die Familie Kossuth gehörte zur Lutherischen Kirche, aber ohne
religiöse Intoleranz jeder Art. Die Eltern ließen ihr Sohn in das Gymna-
sium der Piaristen (also in eine römisch-katholische Schule) gehen. Die
höhere Ausbildung erwarb er in Eperjes (heute Prešov in der Slowakei) in
der Hochschule der Lutheraner, wo er auch seine Deutschkenntnisse
vertiefte, dann in Sárospatak, in der Hochburg der Calvinisten. Auch
dieser Schullaufbahn ist es zu verdanken, dass er von jeder religiösen
Befangenheit frei blieb. (Sogar seine Frau, Terézia Meszlényi war katho-
lischen Glaubens.)
Die Sárospataker Hochschule – wo er die juristische Ausbildung erhielt –
pflegte und vermittelte eine sehr ausgeprägte ungarische ständisch-nationa-
listische Unabhängigkeitstradition für ihre Studenten. Diese Wirkung
wurde bei Kossuth nach dem Abschluss seiner Studien durch die ersten
politischen Erlebnisse vertieft. Er erfüllte sein Praktikum in Pest, beim
obersten Gerichtshof. In diesen Jahren – 1822-23 – fand der letzte große
Konflikt zwischen den Ständen und der Zentralmacht statt. Seine ersten
unmittelbaren Erfahrungen erlebte Kossuth in den stürmischen Sitzungen
im Pester Komitatshaus. Diese Erfahrungen und die Erfolge des sog.
„nationalen Widerstandes” wirkten sehr stark auf die Ausbildung seiner
Ansichten über das politische System: die Bewahrung der starken und
breiten Autonomie der Komitate blieb ihm ein politisches Axiom; er wollte
nur die traditionellen Institutionen der Stände für neue Ziele, d.h. im
Interesse der bürgerlichen Reformen verwenden.
Nach demAbschluss seiner Ausbildungmit einer Advokatenprüfung 1823
kehrte er nach Hause zurück und praktizierte als Advokat und Rechts-
berater von Großgrundbesitzern und seiner Heimatstadt, Sátoraljaújhely. Er
schaltete sich ins öffentliche Leben der Stadt, des Komitates und der
evangelischen Kirchengemeinde ein, und kann man sagen, er war ziemlich
erfolgreich. Die beruflichen, politischen und gesellschaftlichen Erfolge
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entsprachen seinem sozialen Status; das erste Drittel seines Lebens verlief
so, wie das in der ständischen Gesellschaft durch die Geburt bestimmt
wurde.
Seine wichtigste Erfahrungen aus dieser Jahren:
Im Auftrag des Komitates führte Kossuth eine detaillierte Untersuchung
und Aufzeichnung der materiellen Zustände in etwa 100 Dörfern durch. Die
unmittelbaren Erfahrungen über die Armut der Agrarbevölkerung vertief-
ten seine Kenntnisse über die Realität des Urbarialsystem (da er selbst, als
besitzlos, nicht betroffen war). Welche soziale Spannungen dieses System
verbarg, das konnte er 1831, anlässlich des Bauernaufruhrs in Nordostungarn
(der letzte in der ungarischen Geschichte) hautnah erleben. Zur selben Zeit
wütete auch die erste große Choleraepidemie: diesmal konnte er die totale
Unbrauchbarkeit der ständischen Administration erfahren. In diesen Jahren
sammelte er also vielseitige Kenntnisse über die Krisenerscheinungen, gena-
uer gesagt über die allgemeine Krise der bestehenden wirtschaftlichen,
sozialen und politischen Ordnung.
Er stand nicht allein mit dieser Erkenntnis. In diesen Jahren formten
sich die ersten Gruppen meistens jüngerer, relativ gebildeter Adeliger in
mehreren Komitaten, die den Ausweg im Ideensystem des Liberalismus zu
finden meinten. Kossuth schloss sich von Anfang an einer solcher infor-
mellen Gruppe an. Mit seinen ersten liberal gesinnten Reden in den
Komitatssitzungen schaffte er sich bald mächtige Feinde unter den ange-
sehenen Persönlichkeiten seiner Heimat.
Die bisher „vorschriftsmäßige” Laufbahn Kossuths nahm eine große
Wende infolge eines Zufalls, eines Fehltrittes finanzieller Art, der von
seinen politischen Gegner ausgenutzt wurde. Obwohl sein Fehler, eine
jugendliche Leichtsinnigkeit, keine strafrechtliche Folge hatte und letzt-
endlich niemandem Schaden verursachte, hielt er eine weitere Karriere in
seinem Komitat für unmöglich. (Nach diesem Vorfall galt Kossuth bis an
sein Lebensende als ein Vorbild eines unbestechlichen, puritanischen Poli-
tikers mit sauberen Händen.)
Ende 1832 reiste er nach Pressburg, zur Eröffnung des Landtages. Diese
Versammlung dauerte dreieinhalb Jahre und gilt als der „erste Reform-
landtag”. Hier bildete sich eine liberale Opposition aus den erwähnten
zerstreuten Gruppen. Kossuth kam hier zu einer wichtigen Rolle. Im
Auftrag seiner daheim gebliebenen wohlhabenden Freunde fing er – gegen
eine Bezahlung – an, Berichte über die Ereignisse und Diskussionen des
Landtages zu schreiben. (Die gedruckten Zeitungen durften – wegen der
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Zensur – kaum etwas darüber schreiben.) Diese handgeschriebenen Berichte
waren die ersten in der Reihe der Unternehmen von Kossuth. Die „Berich-
ten vom Landtag” sicherten der sich formenden liberalen Opposition eine
relativ breite Öffentlichkeit und machten den Namen des Verfassers lan-
desweit bekannt. Seine „Privatbriefe” erschienen zweimal wöchentlich und
hatten bald mehr als 300 Abonnenten (das bedeutete Tausende der Lesern).
(Das Blatt wurde von Schreibern per Hand kopiert; Kossuth nützte damit
eine Rechtslücke aus.)
Nach Schluss des Landtages 1836 setzte Kossuth sein erfolgreiches
Unternehmen in Pest unter dem Titel „Munizipale Berichte” fort. Mit
diesem ebenfalls handgeschriebenen Blatt schuf er ein ständiges Informa-
tionsforum für die liberale öffentliche Meinung. Kossuth wurde von der
Regierung schon seit 1833 als ein gefährlicher Aufrührer angesehen; die
Munizipalen Berichte wurden verboten, und der Redakteur wurde im Mai
1837 verhaftet. In seinem Prozess verteidigte er sich selbst. Seine Ent-
schlossenheit, sein Mut und seine Überzeugungstreue brachten ihm ein
ungeheueres moralisches und politisches Ansehen; er wurde – zusammen
mit Baron Wesselényi, der ebenso mit einem Prozess verfolgt war – zu
einem der Symbole der Redefreiheit. Kossuth nutzte die drei Haftjahren
praktisch: er eignete sich die englische Sprache an und studierte Ökonomie.
Kossuth wurde im Mai 1840 – dank dem entschlossenen Auftritt der
Opposition – freigelassen. EinigeMonate später, Anfang 1841, eröffnete sich
ihm die größte Möglichkeit seines bisherigen Lebens: er wurde Redakteur
der neugegründeten Zeitung Pesti Hírlap.
Vor dem nächsten Kapitel der Biographie Kossuths einige Sätze über
sein Privatleben. Nachdem er aus dem Gefängnis entlassen war, heiratete
er die schon erwähnte Terézia Meszlényi. Die glückliche Ehe dauerte bis
1865, als Kossuths Frau starb. Aus der Ehe stammten drei Kinder. Die
Tochter starb mit 18 Jahren, die Söhne, Lajos der jüngere und Ferenc
wurden in der Emigration zu erfolgreichen Ingenieuren. Ferenc Kossuth
kehrte nach den Tod seines Vaters heim, wurde Politiker, Vorsitzender der
Unabhängigkeitspartei, 1906 sogar Handelsminister. Als solcher verleugnete
die politischen Grundprinzipien seines Vaters. Beide Söhne Kossuths star-
ben ohne Kinder.
Es gab mehrere Erklärungen, wie der vorbestrafte Kossuth ein noch viel
wirksameres Instrument in die Hände bekommen konnte. Eine Erklärung
lautet, die Regierung hoffte, mit Hilfe der Zensoren ihn erfolgreich bändigen
zu können. Laut einer anderen rechnete sie damit, dass der Radikalismus
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des „Aufrührers” die gemäßigte Opposition an die Seite der Regierung
treiben würde. Laut der dritten wollte sie – nach dem Misserfolg der
politischen Prozesse der vorigen Jahren – Nachgiebigkeit zeigen.
Alle Überlegungen erwiesen sich aber als falsch. Das Blatt wurde unter
der Leitung Kossuth zum freimütigsten Organ von Ungarn, wahrscheinlich
sogar der Habsburgermonarchie. Ihr Redakteur gilt bis heute als der Schöp-
fer der modernen ungarischen politischen Presse. Die Zeitung hatte bald
mehr als 5000 Abonnenten, mehr, als alle anderen ungarischen Zeitungen
der Zeit insgesamt. Unter anderenNeuerungen des Redakteurs war die Ein-
führung des Leitartikels von größter Bedeutung. In diesen Artikeln war
Kossuth nicht mehr nur Vermittler der Ansichten der liberalen Opposition,
sondern er konnte selbst zur Gestaltung ihres politischen Programms, der
sog. „Politik der Interesseneinigung” wesentlich beitragen. Obwohl sein
„Radikalismus” nicht zur Spaltung der Opposition führte, löste er doch eine
sehr scharfe Reaktion vonGraf Széchenyi aus, der ab 1841 immer wieder in öf-
fentliche Auseinandersetzungen mit Kossuth geriet. Als Kossuth Mitte 1844
– mit der Hilfe des Eigentümers – von der Zeitung entfernt wurde, zählte er
schon zur den einflussreichsten Anführern der liberalen Opposition.
In den nächsten Jahren erörterte er in mehreren Studien – die meistens
in Leipzig gedruckt und nach Ungarn geschmuggelt wurden – dass seine
Generation nicht Zeit genug habe, um die nötigen Reformen friedlich zu
verwirklichen und einer sozialen Explosion vorzubeugen. Gleichzeitig war
er in einer Reihe von sozialen, kulturellen und wirtschaftlichen Vereinen
tätig. Von größter Bedeutung war der sog. Schutzverein. Der Verein wurde
für die Beförderung der heimischen Industrie 1844 gegründet. Kossuth
koordinierte als Direktor die 140 lokalen Organisationen und erarbeitete
Konzeptionen für die Entwicklung der Wirtschaft. Als Mitgründer des
Gewerbevereins organisierte er die erste ungarische Industrieausstellung.
Kossuth gehörte zu jenen, die die Liberalen dazu veranlassten, eine sta-
bile politische Organisation zustande zu bringen und ein umfassendes
Programm zu schaffen. Diese Entwicklung mündete in die Gründung der
Oppositionspartei im Juni 1847. Die grundlegende Formulierung ihres
Programms, der sog. Oppositionserklärung, wurde von Kossuth abgefasst.
Zum Präsidenten der Partei wurde – natürlich – ein Aristokrat, Lajos
Graf Batthyány gewählt, aber die Mehrheit der Opposition war einig,
dass die Liberalen im Unterhaus des nächsten Landtages von Kossuth
geführt werden müssten. Im Herbst 1847 gewann er – nach einem hef-
tigen Wahlkampf – das Mandat des Komitates Pest.
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Im Frühling 1848 spielte Kossuth eine zentrale Rolle beim Durchbruch
der liberalen Reformen. Durch die Nachricht der Revolution in Paris veran-
lasst, die schwierige Lage der konservativen Zentralmacht erkennend, sah er
die Zeit gekommen, das Reformprogramm vollständig annehmen zu lassen.
In einer Rede von historischer Bedeutung forderte er am 3. März die sofortige
Aufhebung der Grundentlastung, gemeinsames Tragen der öffentlichen Las-
ten, Rechtsgleichheit, Volksvertretung und eine dem Parlament verantwort-
liche, unabhängige Regierung und nicht zuletzt – eine Verfassung nach ähn-
lichen Grundprinzipien für die westliche Hälfte des Habsburgerreiches. In
der nächsten Wochen wurde er zur Antriebskraft der Umgestaltung. Die
Grundlagen des modernenUngarn wurden in den sog. Aprilgesetzen nieder-
gelegt, und Kossuth wurde zum Symbol der siegreichen Revolution.
In der Regierung Batthyány bekleidete Kossuth das Amt des Finanz-
ministers. Er übernahm eine fast völlig leere Staatskasse, leitete aber ener-
gisch die Konsolidierung der Finanzangelegenheiten. Zur Deckung der
bald nötig gewordenen Verteidigungsausgaben ließ er zunächst den Staat
sich auf dem Binnenmarkt verschulden, dann ließ er eigene Banknoten, die
sog. Kossuthnoten drucken. Als Folge des Vertrauens der Gesellschaft und
einer disziplinierten Finanzpolitik war der Verteidigungskampf nie vom
Geldmangel bedroht, und die Kossuthnoten verloren bis zum Ende des
Freiheitskrieges kaum an Wert.
Kossuth spielte eine zentrale Rolle in der neuen Regierung nicht nur als
Finanzminister. Als populärste Persönlichkeit der ehemaligen Oppositions-
partei übte er eine bestimmende Wirkung auf die allgemeine Richtung der
Regierung bzw. des Parlaments aus. (Da ich mich hier auf die biographischen
Angaben beschränken soll, gehe ich nicht in die Diskussionen über die
Bewertung seiner Rolle im Konflikt zwischen Budapest und Wien ein.)
Nach dem offenen Bruch und nach dem Rücktritt der Regierung Batthyány
wurde Kossuth zum Präsidenten des sog. Landesverteidigungsauschusses
(der eigentlichen Regierung) gewählt. In diesem Amt, als politischer An-
führer des ungarischen Freiheitskampfes, wurde er weltweit berühmt. Die
fortschrittliche öffentliche Meinung identifizierte die Angelegenheiten Un-
garns mit den allgemeinen Freiheitsbestrebungen – undmit demNamen von
Kossuth. Trotz seiner großen Macht und seines Einfluss lehnte er die
Forderungen seiner radikalen Anhänger strikt ab, eine revolutionäre Dik-
tatur einzuführen. Als er am 14. April 1849, nach der Unabhängigkeits-
erklärung, zum Gouverneur-Präsidenten gewählt wurde, pflichtete er der
Einschränkung seines Kompetenzbereiches bei.
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Angesichts der militärischen Niederlage verließ er das Land. Er war 47
Jahre alt – und noch fast die Hälfte seines Lebens stand vor ihm. Nach 1849
hielt er die Herstellung der Selbständigkeit Ungarns für sein Lebensziel,
man kann sagen, für seine Mission. Nach einem kurzen Aufenthalt in
Vidin, dann in Sumla (beide in heutigen Bulgarien) wurde er bis September
1851 in Kütahya, in Kleinasien interniert. Er verließ die Türkei auf einem
amerikanischen Kriegsschiff infolge eines Beschlusses des Kongresses. Er
wurde in England und in den Vereinigten Staaten auf bis zu 500 Groß-
kundgebungen als Freiheitsheld gefeiert. Nach dieser Reise ließ er sich im
Sommer 1852 in London nieder. 1861 zog er nach Italien, zuerst nach
Genua, dann 1865 nach Turin. Hier, bzw. in der nahe liegenden Ortschaft
Barracone di Collegno wohnte er bis zu seinem Tod.
Vor 1867 war er politisch sehr aktiv. Einerseits versuchte er, die Angele-
genheiten der ungarischen Unabhängigkeit in die große Politik einzubrin-
gen, verlässliche Verbündete zu finden, Österreich zu isolieren. Anderer-
seits versuchte er auch innerhalb Ungarns die breiteste Unterstützung für
den Gedanken des unabhängigen ungarischen Staates zu gewinnen. Hier
seien nur kurz seine Entwürfe zur Lösung der Nationalitätenproblematik,
wie der sogenannte Verfassungsentwurf von Kütahya und der Entwurf des
Donaubundes, erwähnt.
In den Sechzigerjahren entfernte er sich immer weiter von den Haupt-
strömungen des ungarischen öffentlichen Leben. Er lehnte den Ausgleich
zwischen Österreich und Ungarn strikt ab. Die letzten Jahrzehnten seines
Lebens gehören schon eher zur Geschichte des Kossuthkults, obwohl die
Unabhängigkeitspartei mehrmals versuchte, ihn in das öffentliche Leben
einzuschalten. In der letzten Phase seines Lebens arbeitete er an der Redak-
tion seiner Schriften aus der Emigration. Die letzten Jahre wurden dadurch
verbittert, dass er sogar seine ungarische Staatsbürgerschaft verlor. „Der
große Verbannte”, „der Eremit von Turin” starb am 20. März 1894. 22
Jahre lang hatte er in Turin gelebt. Sein Tod löste politische Kompli-







Am Anfang stellt sich die Frage, welche Bedeutung Kossuth für die
Wiener Regierung nach seiner Flucht hatte. Schwarzenberg, der dieser
Regierung vorstand und der in der Folge fast ausschließlich allein verant-
wortlich für die österreichische Politik gegenüber dem Osmanischen Reich
war, die in dieser Periode die Auslieferung Kossuths, und mit ihm der
anderen geflüchteten wichtigen Protagonisten der ungarischen Revolu-
tion, zum vordringlichen Ziel hatte , sah in dem gewesenen Landesgouver-
neur nicht nur den Führer eines gegen die legitimeMacht, die Dynastie der
Habsburger, aufgestandenes Landes, sondern geradezu ein Symbol für die
Revolution. Kossuth stand an der Spitze all jener „bösen Kräfte”, zu deren
Niederwerfung der Fürst mit seiner Regierung berufen worden war. Es
galt also, diesen Mann, der die politische, ja ideologische Verkörperung des
Feindes der legitimen Kräfte darstellte, gefangen zu nehmen und ihm
seiner „verdienten” Strafe zuzuführen.
Die Idee, Kossuth gefangen zu nehmen, war bereits früh, nämlich schon
während der für die österreichische Seite zunächst so erfolgreich verlau-
fenden militärischen Winterkampagne Windischgrätz’ 1848/1849 aufge-
taucht. Nachdem der Feldmarschall die ungarische Hauptstadt Anfang Jän-
ner 1849 eingenommen hatte, war er offenbar der Meinung, die „Rebellion”
sei endgültig unterdrückt und die Führer des Aufstandes würden nun flüch-
ten. Er richtete daher wenige Tage später ein Schreiben an Graf Stürmer,
den österreichischen Internuntius in der Türkei, in dem er ihn aufforderte,
alle Vorkehrungen zu treffen, umKossuth festzunehmen. Denn, so folgerte
Windischgrätz, die Möglichkeit, dass die Führer der ungarischen Rebellion,
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wie er sich ausdrückte, sich in die Türkei begeben würden, wäre sehr groß.
Stürmer gab diesen Auftrag an die österreichischen Konsulate in der Levante
weiter und kontaktierte auch die türkischen Behörden, um etwaige unga-
rische Flüchtlinge in die Hand zu bekommen. Die Berechtigung für die
Auslieferung der politischen Flüchtlinge leitete die österreichische Seite
dabei aus den mit der Pforte abgeschlossenen Verträgen ab, die den öster-
reichischen Behörden das Jurisdiktionsrecht über österreichische Unter-
tanen in der Türkei zugestand. Der türkische Außenminister erklärte jedoch
dem österreichischen Gesandten, dass die Türkei „in Ermangelung eines
Kartells zwischen beiden Regierungen wegen gegenseitiger Auslieferung
politischer Verbrecher” und wegen „Pflichten der Menschlichkeit” sich
außerstande sähe, diese Flüchtlinge an Österreich auszuliefern. Die tür-
kische Regierung versuchte daraufhin eine politische Quadratur des Kreises:
mit einer Weisung an die zuständigen untergeordneten Behörden ordnete
sie an, dass alle aus Ungarn kommenden Empörer, so wurden die Flücht-
linge von der Pforte offiziell genannt, das Asyl auf osmanischem Gebiet
verwehrt werde, sollten sie aber doch die Grenze überschreiten, sie auf
keinen Fall zurückgeschickt werden sollten.
Damit waren bereits zu diesem frühen Zeitpunkt die Positionen der
beiden Seiten in der Flüchtlingsfrage im Prinzip festgelegt. Die mili-
tärische Entwicklung in Ungarn ließ in der Folge allerdings eine Emigra-
tion der ungarischen Führungspersönlichkeiten in die Türkei als wenig
wahrscheinlich erscheinen. Aktuell wurde diese Frage erst wieder mit fort-
schreitenden Erfolgen der Österreicher und der Russen auf dem Schlachtfeld.
Der österreichische Ministerrat befasste sich aus gegebenem Anlass mit
dem Flüchtlingsproblem im August 1849. Zu jenem Zeitpunkt wurde das
Problem der ersten Flüchtlinge in der Walachei zur Sprache gebracht. Der
Ministerrat war der Meinung, dass das Osmanische Reich vertragsmäßig
zur Auslieferung politischer Flüchtlinge an das Habsburgerreich verpflich-
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tet wäre. So wurde auch der österreichische Internuntius in Konstan-
tinopel von Schwarzenberg angewiesen, auf diesem vermeintlichen Recht
zu bestehen, und auch der Generalkonsul in der Walachei erhielt gleich-
lautende Anweisungen. Anfang des nächsten Monats, nach Einholung
genauerer Auskünfte von Stürmer aus Konstantinopel, erkannte die Re-
gierung allerdings, dass dieses Recht in Wirklichkeit nicht bestand und
dass die Türkei nach den geltenden Verträgen nur verpflichtet war, „derlei
Personen unschädlich zu machen und von der Grenze zu entfernen”.
Ungeachtet dieser Erkenntnis verstärkte Österreich, d. h. vornehmlich
Schwarzenberg in seiner Funktion als Außenminister, den Druck auf die
Türkei, die ungarischen Flüchtlinge doch an Österreich auszuweisen.
Hinzu kam, dass Russland eine analoge Haltung in der Frage der Auslie-
ferung der polnischen Flüchtlinge, die sich am ungarischen Aufstand
beteiligt hatten, gegenüber Konstantinopel einnahm. Schwarzenberg wies
deshalb Stürmer an, im völligen Einvernehmen mit Titof, dem russischen
Gesandten in der Türkei, vorzugehen. Stürmer befolgte diese Weisung
und verlangte in sehr vehementer und immer drängenderer Art undWeise
die Erfüllung der österreichischen Wünsche. Die Angelegenheit eska-
lierte, bis schließlich der österreichische und der russische Gesandte Mitte
September 1849 der Pforte ein regelrechtes Ultimatum stellten: sollten die
Forderungen nach Auslieferung binnen zwei Tagen von den Türken nicht
erfüllt werden, würden die beiden Mächte den diplomatischen Verkehr
mit dem Osmanischen Reich suspendieren. Und genau das geschah dann
auch 	. Schwarzenberg, dem nichts anderes übrigblieb, als diesen Schritt im
nachhinein zu billigen, beauftragte den Internuntius, die Folgen der Unter-
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brechung der diplomatischen Beziehungen – nicht Abbruches, wie er be-
tonte – möglichst gering zu halten  . Nun waren auch die Russen um
Schadensbegrenzung bemüht. Im Verlauf des Oktobers 1849 ließ St. Pe-
tersburg, nach einer diplomatischen Offensive der Türken, von der For-
derung zur Auslieferung der polnischen, ins Osmanische Reich geflüch-
teten Aufständischen ab, um sich statt dessen mit der Internierung dieser
Flüchtlinge durch die türkischen Behörden zu begnügen, und zwar im
asiatischen Teil des Reiches . Auch auf österreichischer Seite hatte Schwar-
zenberg, teils aus eigener Einsicht, teils durch das Verhalten der Russen dazu
mehr oder minder gezwungen, seine Forderung nach Auslieferung der
„Rebellen” fallengelassen und eine ähnliche Zusicherung der Pforte hin-
sichtlich der ungarischen Flüchtlinge, wie sie die Türken den Russen
bezüglich der Polen gemacht hatten, akzeptiert – d.h. der österreichische
Außenminister und Ministerpräsident war nun mit der Erklärung zufrie-
den, die türkischen Behörden würden die Anführer der Empörung inter-
nieren und dafür Sorge tragen, dass diese künftig nichts mehr gegen die
gesetzliche Ordnung in den österreichischen Staaten unternehmen könn-
ten . Dieses Einlenken war zweifellos auf die konsequente Haltung der
osmanischen Regierung zurückzuführen, die wiederum von den West-
mächten, hauptsächlich England, tatkräftigst unterstützt wurde. Diese
Unterstützung ging so weit, dass am 1. November 1849 ein englischer
Flottenverband verstärkt durch einige französische Schiffe in die Darda-
nellen einlief und erst am 13. November die Meerenge wieder verließ, ein
eklatanter Bruch internationaler Vereinbarungen . Nun war es auch vorbei
mit dem einvernehmlichen Vorgehen der beiden konservativen Kaiser-
höfe. Die Russen nahmen am 5. November 1849 wieder die diplomatischen
Beziehungen mit der Pforte auf und unterbreiteten ihre neu gefassten
Forderungen hinsichtlich der polnischen Flüchtlinge; von einer Auslie-
ferung an Russland war darin keine Rede mehr . Nach weiteren Verhand-
lungen schlossen dann Russland und die Türkei am 25. Dezember 1849 ein
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Abkommen über die Behandlung der Polen ab: alle Polen, die im Zuge des
ungarischen Aufstandes in die Türkei gekommen waren, sollten unter
Aufsicht der russischen Gesandtschaft ausgewiesen werden und die Türkei
garantierte, die zum Islam Übergetretenen in Aleppo zu internieren .
Auch die Verhandlungen zwischen Österreich und der Pforte gingen in
der Zwischenzeit weiter. Nachdem von österreichischer Seite auf die
Auslieferung der ungarischen Flüchtlinge bereits im Jänner 1850 verzichtet
worden war, blieb nur mehr die Frage der Dauer der Internierung dieser
Personen offen ; schließlich wurden – ohne dass ein fester Zeitrahmen
festgesetzt worden war – die diplomatischen Beziehungen zwischen Wien
und Konstantinopel Anfang April 1850 wieder aufgenommen .
Der Abschluss wie überhaupt die gesamte Aktion wegen der in die
Türkei geflüchteten ungarischen Aufständischen war keine Meisterleistung
der offiziellen österreichischen Diplomatie. Neben der offiziellen gab es
aber auch eine andere Seite des Problems, und die hatte mit Diplomatie
nichts zu tun. Bereits Mitte August 1849 tauchte der Plan auf, Kommissäre
auf osmanisches Gebiet zu den politischen Flüchtlingen zu entsenden,
„damit sie daselbst den Spuren Kossuths und seiner Konsorten nachgehen
und in Absicht auf deren Verhaftung… das ersetzen, was allenfalls unsere
Konsule zu leisten außerstande sein sollten”. Diese Kommissäre sollten
„nicht nur diejenigen Mittel, über welche unsere Missionen gebieten,
geschickt anwenden, sondern sich auch neue schaffen”. Sollte es diesen
Kommissären gelingen, „sich der flüchtigen Insurgenten Chefs zu bemäch-
tigen, so müsste es zunächst ihrem Ermessen und jenen der beteiligten
Missionen… überlassen bleiben, den oder die Verhafteten auf dem sichersten
und kürzesten Weg nach Österreich zu schaffen” . Nachdem klar gewor-
den war, dass Österreich keine vertragsmäßige Handhabe besaß, die Auslie-
ferung politischer Flüchtlinge von der Pforte zu fordern, und die Türken
überdies in ihrer ablehnenden Haltung durch die beiden westeuropäischen
Großmächte nachhaltige Unterstützung erfuhren, wurde dieser Plan nach
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und nach in die Tat umgesetzt. Zwei Kommissäre, Paul v. Kovats und Ga-
briel (Gabor) Jasmagy wurden zunächst nach Widin entsandt, um die
kaiserliche Amnestie zu propagieren, die allerdings nicht für die politi-
schen und militärischen Führer des ungarischen Aufstandes galt	. Schon
hier beabsichtigte Jasmagy, der nun die Führung der Aktion übernommen
hatte, die Ergreifung und Auslieferung Kossuths an ein österreichisches
Konsulat; das Konsulat hätte dann kraft der Exterritorialität und des
Rechtes der Jurisdiktion über österreichische Untertanen in der Türkei
den ehemaligen Landesgouverneur von Ungarn nach Österreich schaffen
können. Zwar sind einige Vorbereitungen in dieser Richtung unternom-
men worden – u. a. in Form von Bestechung türkischer Behörden – doch
die Verlegung der ungarischen Emigranten, also auch Kossuths nach
Schumla im November 1849 machte die beabsichtigte Gefangennahme
zunichte . Doch der Plan zur Entführung Kossuths war dadurch nur
aufgeschoben, keineswegs aufgegeben. Jasmagy begab sich nach Konstan-
tinopel, wo er in dem neuen Generalkonsul Anton v. Mihanovich einen
tatkräftigen Förderer seiner Absichten vorfand. Tatsächlich war es dann
der Generalkonsul, der einen neuen, konkreten Plan entwarf, um Kos-
suths habhaft zu werden, und der Jasmagy auch mit der notwendigen
Logistik versorgte, d.h. mit Geld und Leuten. Im Detail sah der Plan vor,
Kossuth, nachdem dieser erfahren hatte, dass die Türken beabsichtigten,
ihn und weitere Führer des ungarischen Aufstandes irgendwo in Klein-
asien zu internieren, zur Flucht aus Schumla nach Varna zu animieren, um
ihn dann während dieser Flucht von angeheuerten Leuten festzunehmen
und ihm, Mihanovich, „lebendig zu überliefern”. Dieser Plan musste
allerdings die Entwicklung der politischen Beziehungen zwischen Öster-
reich und dem Osmanischen Reich berücksichtigen. Zwar waren die diplo-
matischen Beziehungen in Konstantinopel schon Mitte September 1849
unterbrochen worden, doch die Verhandlungen über das Schicksal der
ungarischen Flüchtlinge gingen in Wien weiter. Der türkische Gesandte
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machte Schwarzenberg im Namen seiner Regierung den Vorschlag, die
Flüchtlinge zu internieren, und zwar so, dass sie „für alle Zukunft unschäd-
lich gemacht werden”, wie es Schwarzenberg interpretierte. Der öster-
reichische Ministerpräsident ging auf diesen Vorschlag prinzipiell ein, ließ
den Türken eine Liste der zu Internierenden zukommen und verhandelte
über Detailfragen weiter. Diese Namensliste erwies sich allerdings als ein
Hemmschuh bei der Ausführung des Entführungsplanes. Denn, wie Schwar-
zenberg in einerWeisung anMihanovichMitte Dezember 1849 ausführte,
solange die Verhandlungen mit der Pforte liefen, wäre „eine Aushebung
eines dieser auf unserer Namensliste stehenden und derzeit noch in Schumla
befindlichen Individuen durchaus nicht mehr zu rechtfertigen”. Andere
Flüchtlinge, die sich irgendwo anders auf türkischem Gebiet aufhielten,
könnten allerdings ohne weiteres von den österreichischen Konsulaten
festgesetzt werden. „Aus gleichem Anbetrachte”, fährt dann Schwarzen-
berg fort, „könnte selbst auch die Ergreifung Kossuths statt haben, sobald
die von Ihnen in das Vertrauen gezogenen Herren Kovats und Jasmagy
Mittel und Wege finden würden, seiner Person auf einer etwaigen Flucht
außerhalb dem Bereiche von Schumla und der türkischen Aufsicht habhaft
zu werden.” Mit diesenWeisungen, Geld und Helfern versehen, schickte
Mihanovich nun Jasmagy los, endlich den „Rebellenführer” Kossuth der
österreichischen Gerechtigkeit zuzuführen. Jasmagy, nach den uns heute
zugänglichen Quellen offenbar eine Art österreichischer James Bond, beab-
sichtigte das Problem einer „etwaigen Flucht” Kossuths mit Hilfe einer
Frau zu lösen – der jungen Gräfin Dembinska. Kossuth hatte diese Frau zu
Anfang seiner Flucht in die Türkei kennengelernt, und sie hatte ihn auf
den Stationen seiner bisherigen Emigration begleitet; das gegenseitige Ver-
hältnis wurde als eng bezeichnet, und die Gräfin hatte einen gewissen
Einfluss auf den um 23 Jahre älteren Führer des ungarischen Freiheits-
kampfes. Zugleich soll sie Jasmagy zugetan gewesen sein. Dessen Plan
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ging nun dahin, Kossuth, nachdem dieser die Nachricht erhalten hatte,
dass er und seine Gefährten in Kleinasien auf unbestimmte Zeit interniert
werden sollten, mit Hilfe der heimwehkranken und des bisherigen türki-
schen Exils müden Dembinska zu einer Flucht mit dem vermeintlichen
Ziel Amerika zu bewegen. Jasmagys Leute hätten sich als Fluchthelfer
ausgegeben, Kossuth aber an das österreichische Konsulat übergeben. So
weit der Plan. Aber schon bei der Abreise der präsumtiven Entführer aus
Konstantinopel begannen die Dinge schief zu laufen. Die türkischen Be-
hörden erhoben Einwände wegen der Reisedokumente für die Begleiter
Jasmagys, so dass von einer geheimenMission keine Rede sein konnte. Und
nach der Ankunft in Schumla weigerte sich der osmanische Kommandant,
die von Jasmagy mitgeführten, vonMihanovich ausgestellten Reisepapiere
zu vidieren. Diese Schwierigkeiten waren nicht, wie auf österreichischer
Seite angenommen wurde, auf die Halsstarrigkeit oder Unfreundlichkeit
der lokalen türkischen Behörden zurückzuführen, sondern schlicht und
einfach auf den Umstand, dass der Entführungsplan wegen einer undichten
Stelle in der Internuntiatur durchgesickert und zur Kenntnis englischer und
sardinischer Diplomaten gelangt war, die entsprechende Warnungen an die
türkischen Behörden weiterleiteten	. Kossuth selbst war vorgewarnt und
um die Jahreswende wohl von einemKomplott gegen seine Person – er befür-
chtete seine Ermordung – überzeugt . Als Mitte Jänner 1850 auch seine Frau
in Schumla eintraf, schwand der für den Entführungsplan unbedingt not-
wendige Einfluss der Dembinska auf den Revolutionsführer beträchtlich.
Und einen Monat später, mit der Abreise Kossuths aus Schumla in Richtung
seines Internierungsortes, Kiutahia in Kleinasien, sanken die Aussichten auf
eine Entführung gegen Null ab.
Es gibt Anzeichen dafür, dass Mihanovich und Jasmagy auch weiterhin
mit dem Plan einer Entführung Kossuths liebäugelten, aber mehr als ein
Liebäugeln war es nicht. Jasmagy wurde offiziell in den österreichischen
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Dienst übernommen und reiste in dieser Eigenschaft Ende Juni 1850 nach
Aleppo und Kiutahia mit dem Auftrag aus Österreich und demWissen der
Türken, Kossuth zu überwachen. Irgendwelche Hinweise auf eine neue
Entführungsaktion sind nicht vorhanden. Und als Anfang November 1850
Gerüchte über eine bevorstehende Flucht Kossuths auftauchten, begnügte
sich Schwarzenberg mit der offiziellen türkischen Versicherung, es be-
stünde keine Gefahr, und wies bloß die Internuntiatur an, ein „sorgfältiges
Augenmerk darauf zu richten, dass die bisherige strenge Überwachung der
Internierten von Seite der Türken den übernommenen Verbindlichkeiten
gemäß ununterbrochen fortgesetzt werde”.
Abgesehen von Kossuth selbst beschäftigte sich die Regierung auch mit
seinen Kindern. Nachdem der Vater ins Exil gegangen war und die Mutter
sich, da sie zur Verhaftung ausgeschrieben war, verborgen hielt, wurden
die Kinder ab August 1849 auf dem Schlossberg zu Pressburg festgehalten.
Hier blieben sie bis Ende Oktober, und erst eine Anfrage des ungarischen
Oberkommandos, wer nun die monatlichen Aufenthaltskosten von 200 fl.
bezahlen sollte, veranlasste den Ministerrat, aktiv zu werden: er beschloss
nach einer Diskussion, ob die Kinder auf Staatskosten in Kadettenschulen
respektive im Salesianerkloster unterzubringen wären, streng nach dem
Gesetz zu verfahren – die Kinder sollten einen Vormund erhalten, der
Staat würde für ihre Erziehung aufkommen. Der Pester Magistrat, der in
dieser Angelegenheit zuständig war, bestellte einen Vormund, den Wech-
selappellationsgerichtsbeisitzer Josef Czernecky, der allerdings wegen sei-
ner Erkrankung dieses Amt nicht ausüben konnte. Inzwischen hatten die
Großmutter und die Tante angeboten, die Obsorge für ihre Enkel bezie-
hungsweise ihre Nichte und Neffen zu übernehmen. Auch Haynau
mischte sich ein und schlug vor, die Kinder unter strenger Bewachung in
öffentliche Anstalten zu verbringen, um sie gegebenenfalls als Geiseln
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gegen die Umtriebe ihres Vaters zu verwenden. Die Regierung verwarf die
Idee, sie als Geiseln zu nehmen, und entschied erneut, den legalen Weg
einzuschlagen – wiederum wurde der Pester Magistrat angegangen, einen
neuen Vormund zu bestellen. Er fand ihn in dem Pastor Lang, der als
immer loyal gegenüber der Dynastie bezeichnet wurde. Die Kinder erhielten
unter seiner Obhut ihren Aufenthaltsort in Budapest zugewiesen, eine Ent-
scheidung, die sich als problematisch erwies. Denn hier hielten sich auch die
Mutter und Schwester Kossuths auf, die, wie es der Regierung schien, den
Kristallisationskern für eine konspirative, prokossuthsche Bewegung bil-
deten	. Selbst der dynastietreue Lang soll „seit seiner Verbindung mit der
Kossuthschen Familie ein zwar bedächtiger aber entschiedener Demokrat”
geworden sein, und die Kinder wurden als „Kronprätendenten” behandelt .
Unter diesen Umständen kam es unter den Regierungsmitgliedern Mitte
April 1850 erneut zu einer Diskussion über das künftige Schicksal der kos-
suthschen Nachkommen; dieMöglichkeit, die Kinder außerhalb vonUngarn
aber innerhalb der Donaumonarchie unterzubringen oder sie gar zu ihren
Eltern ausreisen zu lassen, wurde erwogen. Eine Entscheidung wurde
vorläufig allerdings nicht getroffen. Noch am 23. April 1850 war sich die
Regierung aber einig, einen etwaigen Entführungsversuch zum Zweck, sie
in die Türkei zu bringen, auf alle Fälle zu verhindern. Einen Monat
später freilich sah es ganz anders aus: die drei Kinder Kossuths über-
schritten in Begleitung ihrer Tante, Louise Rutkay, mit einem offiziellen
Pass, ausgestellt von Haynau persönlich und gültig für die Aus- und
Einreise innerhalb von zwei Monaten, die österreichisch-türkische Grenze
und kamen im Juni 1850 in Kiutahia, dem Verbannungsort ihres Vaters,
an. Diese Kinderaffäre hatte ein etwas merkwürdig anmutendes Nach-
spiel: Anfang 1851 beschloss der Ministerrat, die bei der Festnahme der
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kossuthschen Kinder bei ihnen sichergestellten Pretiosen zu verkaufen,
um damit die angelaufenen Kosten für ihre Verpflegung während ihrer
Internierung auf dem Pressburger Schlossberg zu begleichen – die Summe
betrug 624 fl..
Thomas Kleteèka
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KOSSUTH UND DIE ÖSTERREICHISCHE
GESCHICHTSSCHREIBUNG
Die deutschsprachige österreichische Geschichtsschreibung hat sich nicht
sehr oft und nicht besonders ausführlich mit Kossuth beschäftigt. Das an-
gesehene ältere Serienwerk „Neue Österreichische Biographie ab 1815”  zum
Beispiel umfasst zwar 20 Bände und vereinigt fast 400 Porträts „Großer
Österreicher”, aber Lajos Kossuth ist nicht darunter, ebenso wenig seine
Gegenspieler István Széchenyi und Ferenc Deák, obwohl Personen aus
Ungarn nicht prinzipiell ausgeschlossen sind. So lesen wir etwa über Lud-
wig v. Benedek, Géza Fejérváry, Gustav Kálnoky oder István Tisza. Ernst
Bruckmüllers verdienstvolles „Personenlexikon Österreich” kennt zwar
die ungarische Baronesse Mary Vetsera, aber keinen der drei oben genannten
Protagonisten. Dafür rettet das von der Österreichischen Akademie der
Wissenschaften herausgegebene „Österreichische Biographische Lexikon”
die Ehre der österreichischen Lexikographie. Hier hat Walter Goldinger
1969 vergleichsweise ausführlich über Kossuth, den „Heros der ungarischen
Nation”, geschrieben. In den verschiedenen Handbüchern und Überblicks-
darstellungen zur Geschichte Österreichs von Krones über Uhlirz, Görlich,
Zöllner usw. bis Rumpler wird Kossuth natürlich regelmäßig erwähnt,
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sehr kurz und rein faktografisch. Auch die Suche in den Schlagwort-
katalogen der Bibliotheken bringt ein mageres Ergebnis. Nur sehr wenige
Aufsätze mit dem Namen Kossuth im Titel und keine einzige Biographie
über ihn aus einer österreichischen Feder sind zu finden. Die umfassendste
und modernste Möglichkeit der Recherche, nämlich die elektronische
Abfrage der „Österreichischen Historischen Bibliographie”, bestätigt dieses
Ergebnis.
Ich vermute drei Gründe für die spärliche Ausbeute des Bibliogra-
phierens.
1.Kossuth hatte für die ungarische Geschichte über Jahrzehnte hinweg
eine herausragende Bedeutung, zuerst als Anhänger der Reformpartei und
als Führer im Freiheitskampf, dann als Emigrant und als Bezugspunkt des
nationalen, ideologischen und politischen Denkens. Dagegen hat er für die
cisleithanisch-österreichische Geschichte nur einmal eine wichtige Rolle
gespielt, nämlich mit seiner Rede vom 3. März 1848. Diese zündende Rede
wurde am 13. März inWien in deutscher Übersetzung verteilt und im Hof
des niederösterreichischen Landhauses verlesen. Sie war ein wichtiges Ele-
ment im Ablauf der revolutionären Vorgänge dieses Tages. Anton Springer
nannte sie bekanntlich „die Taufrede der ungarischen wie derWiener Rev-
olution”. Dieses Ereignis wird dementsprechend in allen Darstellungen
der Märzrevolution und weiterhin in allen Gesamtdarstellungen ange-
führt, aber es hat nicht ausgereicht, um Lajos Kossuths Person und
Tätigkeit insgesamt zu einem Thema der österreichischen Geschichte zu
machen.
2. Es gibt viele für die österreichische Geschichte wichtige Persön-
lichkeiten österreichischer und nichtösterreichischer Herkunft, seien sie
Revolutionäre oder Monarchen oder auf andere Weise wichtig, von denen
es keine Biographie aus österreichischer Feder gibt. Kossuth teilt dieses
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Aufmerksamkeit schon mit Franz Joseph oder Adolf Hitler aufnehmen?
Das ist wohl nicht eine Besonderheit der österreichischen Historiographie,
sondern eine aller kleineren Länder und Völker und ihrer HistorikerIn-
nen. Ihre Kapazitäten sind eben begrenzt.
3. Den dritten Grund sehe ich bei Kossuth selbst, der tatsächlich eine
der umstrittensten Persönlichkeiten der ungarischen Geschichte war. Wir
dürfen uns über das Fehlen einer umfassenden Kossuth-Forschung in
Österreich vielleicht – ganz abgesehen von den sprachlichen Schwierig-
keiten – mit dem Satz István Deáks trösten, der in der Einleitung zur
deutschen Ausgabe seines Buches über 1848/49 schrieb: „Die historische
Person Kossuths gilt bis heute als problematischer, nicht geklärter Fall…
Kossuth wirklich zu kennen ist der Nachwelt unmöglich”.
Ich möchte im folgenden die Rezeption Kossuths in der österreichi-
schen Historiographie, die es trotz allem natürlich gegeben hat, aufzeigen
und dabei vor allem jene wenigen Arbeiten hervorheben, die sich mit
Kossuth wirklich auseinandergesetzt haben.
Der Beginn ist – ich suche nach einem geeignetenWort – etwas peinlich.
Ich beginne nämlich mit dem Artikel „Kossuth” im berühmten biogra-
phischen Lexikon von Constant vonWurzbach. Im 13. Band, 1865 erschie-
nen, widmete er ihm einen zwölfeinhalb Seiten langen Artikel, nicht
gerechnet die umfangreichen bibliographischen Notizen. Dass Wurzbach
Kossuth als Agitator, Revolutionär und Hochverräter einstuft, ist nicht
verwunderlich, ebenso wenig, dass er ihm allein die Schuld an den Leiden
seines Vaterlandes Ungarn gibt, das er ins Unglück gestürzt habe. Wer
„den Wurzbach” benützt, erwartet sich nichts anderes als eine Darstellung
aus der Sicht eines kaisertreuen Gesamtösterreichers. Der Lexikonartikel
ist aber überraschenderweise etwas ganz anderes. Er ist buchstäblich die
moralische Hinrichtung Kossuths. Dieser ist für Wurzbach kein wirkli-
cher Ungar, er ist charakterlos, ehrgeizig, geldgierig, erpresserisch, verlo-
gen, prinzipienlos, ein politischer Abenteurer. Seine Erfolge und seine
Wirkung auf die Massen werden nicht durch sein Talent oder seine
Rednergabe erklärt, die ihm im allgemeinen auch seine Gegner nicht
abstreiten, sondern sie sind Ergebnis einer Täuschung, eines Betrugs, purer
Agitation. Wurzbach erklärt Kossuth ausdrücklich für „moralisch und für
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bürgerlich tot”. Er stellt Kosciusko undWashington als positive Freiheits-
kämpfer der negativen Figur Kossuth entgegen. Der Schlusssatz aus Wurz-
bachs Lexikonartikel lautet: „Welche traurige Rolle gegenüber diesen beiden
von allen Parteien anerkannten, bewunderten und gehuldigten Heroen der
Menschheit spielt Ungarns Agitator! Von welch immer für einer Seite be-
trachtet, löst sich sein Dasein auf in einen fortlaufenden Schwindel, und die
tragische Rolle des Hochverrates an seinem König muss vor der alltäglichen
eines Banknotenfälschers und gemeinen Betrügers zurücktreten.”
Man könnte nun sagen, Wurzbachs Pamphlet sei nicht Historiographie,
sondern zeitgenössische politische Publizistik, wie es sie in den 1850er und
1860er Jahren gegeben hat, sei politische Auseinandersetzung, nicht Ge-
schichtsschreibung. Dem ist das Gewicht und der Anspruch dieses gigan-
tischen biographischen Werkes entgegenzuhalten. Gerade im 13. Band, in
dem sich auch der Artikel über Kossuth befindet, hatWurzbach ein Vorwort
geschrieben, das mit folgendem stolzen Ausspruch endet. So wie der große
österreichische Dichter Franz Grillparzer vom Feldmarschall Radetzky ge-
schrieben habe „In deinem Lager ist Österreich”, so könne er, Wurzbach,
ausrufen „In meinemWerke ist Österreich”. Das Lexikon war weit verbreitet
und hat ohne Zweifel jahrzehntelang eine starke Wirkung ausgeübt.
Diese im Fall Kossuths negative Wirkung ist z.B. noch in einem 1907 in
Linz erschienenen Büchlein eines gewissen Franz Ninold mit dem Titel
„Der Kossuthkultus in Ungarn” zu spüren 	. Ninold nahm die Vorbe-
reitungen zu einem Denkmal oder Mausoleum für Kossuth zum Anlass,
um im wesentlichen die Charakterskizzen von Bertalan Szemere aus dem
Jahr 1853 in deutscher Fassung herauszugeben. Im vierten Kapitel fragt
Ninold katechismusartig: Ist Kossuth ein Republikaner? Nein, ist die
Antwort, die dann begründet wird. Ist Kossuth ein Demokrat? Nein,
lautet die Antwort, und so fort. Ist er der Held der ungarischen Revolu-
tion? Ist er aufrichtig? Schont er seine politischen Gegner? Ist er ein
Staatsmann? Jede Frage wird verneint. Auch hier wird dem Leser also noch
das Bild des Schwindlers vor Augen gestellt, wie 1865 bei Wurzbach.
Kossuths langes Leben und seine konsequente Weigerung, sich mit dem
Kaiser/König Franz Joseph und mit dem Ausgleich von 1867 auszusöhnen
und in die Monarchie zurückzukehren, haben lange Zeit die Entstehung
 stefan malfèr
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eines weniger negativen Bildes in Österreich verhindert. Schließlich ist es
aber doch zu einer ausgewogeneren Betrachtung seiner Person gekommen,
und damit verlasse ich Wurzbach und die erste Befassung mit Kossuth.
Langsam verbreitete sich ein neutraleres, weniger gehässiges Bild in den
verschiedenen Handbüchern zur Geschichte Österreichs, wohl auch, weil
Kossuth nicht mehr so wichtig war wie in der 1850er und 1860er Jahren.
Man brauchte den Platz für anderes. Huber-Dopsch, eines der sozusagen
offiziellen Lehrbücher des 1893 eingeführten Unterrichtsfaches „Öster-
reichische Reichsgeschichte” für Juristen, bezeichnet Kossuth mehrmals
als einen der Anführer der Reformpartei, die durchaus mit Sympathie
bedacht wird  . Kossuth habe die Aufhebung der Zensur, die Robotab-
lösung und die Beseitigung der Steuerfreiheit des Adels verlangt. „Als die
Regierung nun dem gegenüber eine nachgiebig-schwächliche Haltung beo-
bachtete, hielt Kossuth am 3. März 1848 seine berühmte Programmrede, in
der er nicht nur die Reform der ungarischen, sondern auch eine konsti-
tutionelle Verfassung für alle österreichischen Länder verlangte…”. Kos-
suth ist also hier – das Lehrbuch erschien 1894 in erster Auflage – vom
Schwindler aufgestiegen zu einem, der eine Verfassung auch für Österreich
verlangt hatte. Dies war jetzt, 27 Jahre nach der Erlassung der Dezem-
berverfassung von 1867, auch im historischen Rückblick ein hoffähiges
Anliegen geworden. Damit Kossuths Ansehen nicht allzu sehr stieg, wurde
er auf der darauffolgenden Seite zum „maßlosen Finanzminister, der die
Reichstagsmajorität ganz beherrschte” . Der 14. April 1849 führte im-
merhin zur „Bekleidung Kossuths mit derWürde eines Gubernators” . Da
aber die Niederlage rasch folgte, war das Kapitel Kossuth für Huber-
Dopsch endgültig abgeschlossen.
Ein ähnliches Bild Kossuths finden wir in Heinrich Friedjungs „Ge-
schichte Österreichs von 1848 bis 1860”, die 1896 in erster Auflage erschien .
Friedjung anerkannte Kossuths Fähigkeiten, erwähnte aber auch seine Cha-
rakterschwächen, freilich ohne denHassWurzbachs, sondern eher bedauernd.
Letztlich sei Kossuth derjenige gewesen, der eine Ausgleichung mit der
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Regierung Österreichs vereitelt habe. Zur Rechtfertigung dieses Urteils
berief sich Friedjung auch auf das Urteil der gemäßigten Ungarn und
Gegenspieler Kossuths, wie Deák und Eötvös. Friedjung hat die Meinung
der deutschösterreichischen Historiographie für lange Zeit formuliert,
wenn er schrieb: „Ludwig Kossuth, dessen flammende Beredsamkeit in
ihrer Art vielleicht einzig dastand und der auch als Journalist die Herzen zu
bewegen verstand, war der Abgott der Massen, da er den demokratischen
Gedanken in dem vom Adel beherrschten Lande vertrat; aber die tiefen
Schatten seines Charakters, sein Mangel an Wahrheitsliebe, die Eitelkeit,
mit der er den Becher der Popularität um jeden Preis und bis zur Hefe
schlürfen wollte, entfremdeten ihm alle ernsteren und tieferen Naturen.
Es ist jetzt, ein halbes Jahrhundert nach der Revolution, üblich, Kossuth als
den nationalen Heros zu feiern, weil der von ihm vertretene Gedanke der
Losreißung Ungarns von Österreich wieder siegreich um sich greift; näherer
Einblick jedoch in das politische Getriebe von 1848 belehrt darüber, dass
auch die Führer der gemäßigten Opposition, Franz Deák und Baron Joseph
v. Eötvös, nur sehr zurückhaltend und oft missbilligend über Kossuths
Agitationen urteilten.” 
Eine ähnliche Position finden wir in der „Geschichte der österreichi-
schen Revolution” von Helfert, 1907 erschienen, doch wird hier die Kritik
amMagyarismus hervorgehoben . Während Széchenyi die Gefahr erkannt
und sein Volk vor dem Abgrund gewarnt habe, „verharrte [Kossuth] in
seinem nationalen Dünkel und in jenem unbeugsamen Hochmut, den der
Magyarismus den anderen Völkern entgegensetzte” .
Ähnlich wie Friedjung und Helfert hat dann Joseph Redlich in seinem
breit angelegten, vielbeachteten Werk über das österreichische Staats- und
Reichsproblem Kossuth beurteilt, freilich ist sein Urteil vertieft, ver-
schärft und erweitert . Redlich ist nach Wurzbach eigentlich der zweite,
der sich eigenständig mit Kossuth auseinandergesetzt hat. Die Situation
hatte sich seit Friedjung völlig gewandelt. Redlich schrieb nach demUnter-
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gang der Monarchie, der sein eigentlicher Gegenstand war. Er versuchte
die Frage zu beantworten, warum die Habsburgermonarchie zerfallen war
und wer die Schuld daran trug. Dabei nahm er nicht zu äußeren Faktoren
zuflucht, sondern untersuchte vor allem die inneren Bedingungen. Aus
diesem Blickwinkel wurde Kossuth für Redlich zum Zerstörer des Reiches.
Er war es gewiss nicht allein, viele andere trugen Mitschuld, wie der
Wiener Hof, die uneinsichtige Wiener Zentralregierung verschiedener
Epochen, das Unverständnis für die Staats- und Reichsproblematik bei
vielen Verantwortungsträgern, schließlich der „Nationalitätsgedanke” .
Aber Kossuth war eben auch einer der Zerstörer des Reiches. Gelegentlich
taucht bei Redlich die Erklärungsfigur der Dämonisierung auf, aber sie
bezieht sich nur auf die Fähigkeiten Kossuths, nicht auf sein politisches
Wollen. Darin ist er nur Symbol für eine ganze politisch-geistige Strömung:
„Über die Kräfte und Ideen, die dem Reichsproblem auf ungarischer Seite
gegenüberstanden, ist, was die Magyaren betrifft, eigentlich alles mit dem
Namen Kossuths gesagt: dieser in seinen Fähigkeiten und Mängeln gleich
bedeutende, dämonische Mann hatte in dem Jahrzehnt seines Wirkens vor
dem Ausbruch der Revolution die ganze magyarische Gesellschaft bis in ihre
Tiefen aufgewühlt, ihrem politischen Denken eine neue und klar bestimmte
Richtung gegeben und drängte sie seit dem Anfang Februar [1848] auf der
längst eröffneten Bahn mit unheimlicher Kraft zur Revolution und über
diese hinaus zum letzten Ziel der vollen staatlichen Unabhängigkeit Un-
garns als eines streng magyarisch zentralisierten Nationalreiches.”	 Im
nächsten Satz schlug Redlich einen kühnen Bogen von 1526 über Rákóczy
und Kossuth bis zum Zusammenbruch von 1918. Stets habe ein Teil des
magyarischen Adels die habsburgische Dynastie leidenschaftlich abgelehnt.
Die Revolution von 1848 und Kossuth hätten diesen Gedanken auf die
ganze Nation übertragen. Aus demselben Grund, aus dem Kossuth einer
der Zerstörer des Reiches war, wurde der gemäßigte, auf der Pragma-
tischen Sanktion aufbauende Ferenc Deák zum großen Favoriten Red-
lichs. Ihm gegenüber, der die Monarchie erhalten wollte, wurde Kossuth
zum Repräsentanten des magyarischen „Imperialismus” und „äußersten
Nationalismus” mit dem Ziel eines national magyarischen Einheits-
staates auf Kosten aller anderen Nationalitäten, und als solcher trug er
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Mitschuld am Untergang des Reiches, dessen großen Klagegesang Red-
lichs Werk darstellt .
Zehn Jahre nach Redlich erschien das bekannte Handbuch von Karl
Uhlirz, dessen Darstellung und Literaturangaben eine ganze Generation
von StudentInnen und Geschichtelehrkräften beeinflusst hat. Kossuth
wird beträchtlicher Raum gegeben, die Darstellung ist ziemlich sachlich,
sie schwankt zwischen Bewunderung und Ablehnung. Neben Entschlos-
senheit, glänzender Rednergabe, Kühnheit, unglaublich vielseitiger Tätig-
keit stehen Ausdrücke wie „demagogische Triebe” und „aufreizende Reden”.
Eine vertiefte, problemorientierte Auseinandersetzung findet in diesem
Lehrbuch freilich nicht statt.
Dies war auch nicht der Fall bei Heinrich v. Srbiks Aufsatz aus dem Jahr
1944, einem der wenigen Beiträge mit Kossuths Namen im Titel: „Ein
Mordanschlag Felix Schwarzenbergs auf Ludwig Kossuth?” Dem bedeu-
tenden österreichischen Historiker, der mit seinem Werk über die „Deut-
sche Einheit” vor allem die Beziehungen der Habsburgermonarchie zu
Deutschland, also die „deutsche Frage” thematisiert hat, ging es nicht um
Kossuth, sondern um den ersten Ministerpräsidenten Franz Josephs Fürst
Schwarzenberg, den er vom Vorwurf des Befehls zu einem Meuchelmord
entlastete. Zwischen den Zeilen sind ansatzweise eine vorsichtige Sym-
pathie für Kossuth und ein Mitleid mit dem Emigranten zu spüren.
Wichtiger ist aber die programmatische Äußerung in der Einleitung des
Artikels, wo Srbik sowohl dem Heroenkult in der ungarischen Histo-
riographie als auch der vorbehaltlosen Herabsetzung von deutschöster-
reichischer Seite eine klare Absage erteilte und sich zur kritischenGeschichts-
forschung bekannte.
  stefan malfèr
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Was hatte und hat die österreichische Historiographie nach 1945 zu
Kossuth zu sagen?
Eine wirkliche Befassung mit Kossuth im Sinn eines originellen Beitrags
fand eigentlich nur in Robert Kanns Standardwerk „Das Nationalitäten-
problem der Habsburgermonarchie” statt. Auf den ersten Blick mag es
scheinen, dass Kann nur eine Fortsetzung von Redlich ist und, wie es im
Untertitel heißt, die „Auflösung des Reiches im Jahre 1918” thematisiert.
Dies ist aber nicht der Fall. Kanns Thema war nicht der Untergang der
Monarchie, sondern die Nationalitätenfrage, das Problem des Nationa-
lismus, und er nahm für sich und sein Werk ausdrücklich die „Zeitge-
mäßheit” in Anspruch. Das braucht heute noch weniger begründet zu
werden als zum Zeitpunkt des Erscheinens. Kann hat kurz aber scharf
herausgearbeitet, dass Kossuth, dessen Fähigkeiten er nicht bezweifelte,
den er genial nannte, von einer Grundannahme ausgegangen ist, die der
Entwicklung und dem Urteil der Geschichte nicht standhalten konnte,
nämlich die „führende kulturhistorische und nationale magyarische Mis-
sion im Donauraum”. Die Weigerung Kossuths, die nationale Gleichbe-
rechtigung anzuerkennen, und seine Annahme, dass „die Gleichberechti-
gung vor dem Gesetz die nationale Gleichberechtigung überflüssig” machen
würde, das waren nach Kann die Grundfehler in Kossuths Denken. Kann
fand durchaus verständnisvolle Worte für die Person Kossuth, er hat aber,
sine ira et studio, mit seiner grundsätzlichen Kritik einen doch sehr wichti-
gen Punkt bezeichnet, der auch weit über das Schicksal der Monarchie
hinausführt.
Was gibt es neben Kann? Es gibt zwei ältere Wiener Dissertationen über
die Kossuth-Emigration in Deutschland und in Amerika bzw. über Kossuths
Amerikareise, zu denen nun (lange nach der hier dokumentierten Konfe-
renz) eine sehr interessante Diplomarbeit hinzugekommen ist. Der Plan
	 	" " & 
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einer Donaukonföderation Kossuths wird da und dort behandelt. Das
Burgenländische Jahrbuch hat 1975 einen Aufruf Kossuths in deutscher
Sprache aus dem Jahr 1848, der in burgenländischen Bauernhäuser verbreitet
war, abgedruckt und dabei bedauernd festgestellt, die Vorstellungen über
Kossuth, diesen „Kämpfer für Freiheit und Unabhängigkeit seines unga-
rischen Volkes” seien stark verdüstert. Ernö Deák wurde um ein kurzes,
dem Stand der Geschichtswissenschaft entsprechendes Porträt gebeten	. Es
gibt den schon eingangs erwähnten Beitrag Goldingers im Österreichischen
Biographischen Lexikon. Es gibt schließlich die kritische, aber ausgewogene
mehrfache Erwähnung Kossuths im neuesten Handbuch zu Geschichte
Österreich im 19. Jahrhundert, Helmut Rumplers „Eine Chance für Mittel-
europa” . Auf eine (nach der hier dokumentierten Konferenz erschienene)
Detailstudien über die Kossuthnoten sei noch verwiesen.
Neben diesen wenigen Arbeiten ist aber noch auf eine andere Entwicklung
hinzuweisen, nämlich auf die mittlerweile sehr häufige und selbstverständ-
liche internationale Arbeitsteilung und Kooperation in der Geschichtswissen-
schaft. Was ist überhaupt „österreichische Historiographie”? Was ist mit
den Beiträgen ungarischer HistorikerInnen in österreichischen Büchern?
Hat es gar nichts mit der österreichischen Historiographie zu tun, wenn
die Artikel zu ungarischen Themen in der von der Österreichischen Aka-
demie der Wissenschaften herausgegebenen, renommierten „Habsburger-
monarchie” von George Barany, László Katus, László Péter, György Ránki,
Béla Sarlós, Éva Somogyi usw. geschrieben werden? Wenn die Biographie
Kossuths von István Deák im Wiener Böhlau-Verlag in deutscher Über-
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reihe des Österreichischen Ost- und Südosteuropa-Instituts inWien publi-
ziert wurden? Die Geschichtswissenschaft hat eben doch weitgehend den
rein nationalen Standpunkt überwunden, ihre Fragestellungen und Ant-
worten erfolgen nicht nach nationaler Zugehörigkeit, sondern nach inneren
Kriterien der Wissenschaft. Daher ist auch ein Austausch von Gedanken,
von Autoren und Autorinnen häufig geworden. Zwischen Österreich und
Ungarn ist dieser Austausch, das darf hier gesagt werden, besonders häufig.
Gewiss war es ein weiter Weg von Constant von Wurzbach bis zur
sozusagen gemeinsamen Geschichtsschreibung. Ich denke, wir sollten diesen
Weg weiter beschreiten. In diesem Sinn möchte ich abschließend noch
einen sehr originellen und ohne Zweifel österreichischen Beitrag zu Kos-
suth nennen. In der Zeitschrift „Zeitgeschichte” hat der Geschichtelehrer
Rainer Gauß 1975 über einen Unterrichtsversuch in einer Salzburger Haupt-
schule berichtet. Der Titel des Beitrags lautet: „Andreas Hofer – Freiheits-
held, Ludwig Kossuth – Fanatischer Nationalist?” Gauß ließ die Schüler
Texte aus verschiedenen österreichischen Schulbüchern vergleichen. Das
Ergebnis: Die Geschichte Andreas Hofers war durchgehend mit Formulie-
rungen bedacht, die positive Assoziationen hervorriefen, während von
Kossuth meist in nüchtern distanzierter Form die Rede war. Die Schüler
erkannten, so Gauß, „dass bei allen literarischen Produkten (einschließlich
amtlich genehmigter!) kritisches Lesen, ja oft ein Lesen ‚gegen den Strich’
am Platze ist”.
Stefan Malfèr
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Die liberalen Politiker des letzten ungarischen ständischen Landtags
1847-48 haben die Vorzeichen der bevorstehenden europäischen Verän-
derungen wahrgenommen und sich bewusst darauf vorbereitet, Vorteile
für Ungarn zu ergreifen. Zugleich waren alle Mitglieder der Opposition
einverstanden, die Zukunft des Landes im Rahmen des Habsburgerreiches
zu planen, auch unter den geänderten Umständen, und sie lenkten ihre
Forderungen auf die konstitutionelle Umgestaltung der Gesamtmonar-
chie. In seiner Rede vom 22. November 1847  führte Ludwig Kossuth aus,
dass „die aufstrebenden konstitutionellen Bewegungen die Verhältnisse der
Kronländer in die Richtung treiben, dass die Verfassung einer der Provin-
zen eine Garantie für die anderen sei”, und er hoffte auch, dass die er-
wünschten Veränderungen die gegenseitige Antipathie der Nationalitäten
vermindern und dadurch die Machenschaften der österreichischen Bürok-
ratie neutralisieren würden. Er hat die konstitutionellen Reformen weiters
auch darum betrieben, weil er ihr Ausbleiben als dramatische Schwäche der
österreichischen Positionen im deutschen Raum empfunden hat und hoffte,
diesen Prozess zu bremsen oder gar umdrehen zu können.
Kossuth glaubte seinen Standpunkt durch die Revolution in Paris bestätigt
zu sehen. In seiner großen Rede vom 3. März 1848, die bekanntlich von
historischer Bedeutung war, hat er entschlossen auf die Schritte gedrängt,
deren Ausbleiben eben in der französischen Hauptstadt den Ausbruch der
gewalttätigen Revolution verursachte. Die einzige reale Chance zur Vor-
beugung solche blutiger Geschehnisse sah er in der konstitutionellen Umge-
staltung der Gesamtmonarchie, und er wartete auf den Herrscher, der als
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„zweiter Gründer der Habsburgerdynastie” bereit und fähig wäre, seinen
Thron „auf der Freiheit seiner Völker zu etablieren”.
Die Wiener Revolution vom 13. März wurde von Kossuth als ein
wichtiges Glied in der Kette der europäischen Umwälzungen bewertet. Er
sah auch klar, dass im revolutionären Reifungsprozess die Tätigkeit der
ungarischen Opposition und besonders seine eigene Parlamentsrede am 3.
März eine außerordentliche Rolle gespielt hatten. Aufgrund dieser Prä-
missen war es für ihn auch nicht überraschend, dass er beim Besuch der
ungarischen Delegation am 15. März in Wien als populärster Politiker der
Reichshauptstadt gefeiert worden ist. Es war besonders bemerkenswert,
dass neben der Ehrung durch zehntausende entschlossener Bürger auch Al-
exander Bach – der damals noch eine der führenden Persönlichkeiten der
Wiener Revolution war – ihn in seinem Gasthaus besucht hat.
„Wenn es Kossuth will, wird die Burg zertrümmert” – schreibt Graf
István Széchenyi in seinem Tagebuch am 16. März, und in seinen Erin-
nerungen am 18. September betonte auch Kossuth selbst, dass „ich in
Wien einen Augenblick lang in meiner Hand eine solche Macht gehalten
habe”, woran er auch später nur mit Schrecken denken konnte. Kossuth,
der ohne Zweifel von den Rahmenbedingungen des Habsburgerreiches
ausgegangen ist, wollte aber nicht mit seiner Position Missbrauch treiben,
und er hat mit seinem gemäßigten Verhalten die Lage der Dynastie weit-
gehend stabilisiert.
Kossuths außerordentlicher Einfluss auf die Entwicklung zeigte auch
die Widersprüche der politischen Situation in Wien auf, vor allem den
Umstand, dass das österreichische Bürgertum keinen entsprechenden Fü-
hrer hatte und keine organisierte oppositionelle Bewegung besaß, die richtig
vorbereitet gewesen wäre, die Macht zu ergreifen und sie verfassungsmäßig
durchzuführen. Kossuth hat aber keineswegs Ungarns Bedeutung über-
bewertet. In seinem letzten Abgeordnetenbericht vom 16. April hat er die
Wechselwirkungen der Ereignisse klar beleuchtet und genau dargestellt,
wie sie sich gegenseitig unterstützend entfaltet und in beiden Hauptstädten
den Sieg der Revolutionen gefördert haben. „Es ist unseren Mitbürgern in
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Metternichs gestürzt ist. Unsere Nation hatte das anregende, das orien-
tierende Wort, welches die Seele der Wiener durchdrungen hatte. Die
Wiener vollbrachten die erste Tat, die unseren Bewegungen den Anstoß
gegeben hat, sie vergossen ihr Blut für die Freiheit”, und die Ankunft der
ungarischen Delegation „sicherte für Österreich den Augenblick der Ge-
währung der Verfassung”.
Die Freude über den Sieg hat Kossuth nicht daran gehindert, auch die
Widersprüche zu erkennen und in seinem Deputiertenbericht darauf einzu-
gehen, dass „Österreich in Unordnung geraten ist und die österreichische
Dynastie eine sichere Stütze außerhalb Ungarn kaum finden könnte”. Er
warnte vor der Gefahr, „Ungarns Kraft, die es im Interesse der Aufrechter-
haltung seiner Integrität, seiner Unversehrtheit und der Verhältnisse auf der
Grundlage der Freiheit braucht, schwächen zu wollen: „Es könnte unsere
Heimat in Blut gestoßen werden, die Last dessen würden aber nicht nur wir
tragen.”
Die ungarische politische Elite hat die Erkämpfung der konstitutio-
nellen Umwälzung mit Zufriedenheit aufgenommen. Sie hat auch die
Verfassung vom 25. April positiv bewertet, aber auch ihre Vorbehalte
ausgesprochen, weil die Verfassung nur geringe Garantien für die Weiter-
entwicklung der Freiheitsrechte beinhaltete und nichts über die Befreiung
der Leibeigenen enthielt. Mehrfach wurde stark kritisiert, dass der Abso-
lutismus viele seiner Positionen bewahrt habe: „Die Bureaucratie, die wir
schon verloren glaubten, bewegt sich noch”, stellte Pál Nyáry, eine der
führenden Persönlichkeiten der radikalen Richtung, fest.
Kossuth war besonders dadurch beunruhigt, dass sich die Kräfte des
habsburgischen Absolutismus nach dem März 1848 eher in Richtung der
Slawen als nach Frankfurt orientierten, d.h. statt auf die deutsche Einheit
zu setzen mit der Idee eines auf die Slawen gegründeten Reiches spielten.
Nicht weniger beunruhigte ihn, dass sich wichtige Teile der besitzenden
Schichten, die um ihr Vermögen bei den Krawallen besorgt waren, schrit-
tweise dem konterrevolutionären Lager annäherten. Auch erfüllte ihn die
Wahrnehmung, dass in der bisherigen Einheitsfront von Liberalen und
Radikalen Symptome der Auflösung zu bemerken waren, mit Sorge. Er
war überzeugt, dass Österreich inmitten der großen europäischen Verän-
derungen seine Freiheit nur dadurch bewahren könne, dass es sich der
großdeutschen Idee anschloss. Er hat es daher mit Beruhigung zur Kenntnis
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genommen, dass die Orientierung nach Deutschland im Frühling und im
Sommer 1848 in Wien und in anderen Teilen Österreichs dominierte, und
zwar so sehr, dass selbst Schmerling und auch Erzherzog Johann mit der
Auflösung des Reiches und mit der Eingliederung der Kronländern in die
deutsche Einheit rechneten.
Die Wiener Revolution vom 15. Mai wurde von der überwiegenden
Mehrheit der ungarischen Politiker mit Distanz aufgenommen. Sie wer-
teten die Veränderungen, vor allem die Flucht des Kaisers, als einen
entscheidenden Schritt in Richtung der Machtergreifung durch die Slawen
und als eine ungünstige Wendung im Prozess der deutschen Einigung.
Kossuths Einschätzung gemäß hat die erneute Revolution in Wien eine
niederdrückendeWirkung auf das Wirtschaftsleben und auf die Atmosphäre
des Landes ausgeübt. Er hielt die durch den Schrecken über die Exzesse
hervorgerufene Abwendung der bürgerlichen Elemente vom Lager der
Revolution für gefährlich.
In Bezug auf die innenpolitische Entwicklung in Österreich sah er in der
Zuspitzung des sozialen Problems ein weiteres bedrohliches Element. Er
teilte die Meinung von Zsigmond Kemény, der schon am 10. Juni in einem
Artikel prophezeit hatte: „Wien bereitet sich auf die Revolution vor.Wien
wird in Revolution versinken, und diese Revolution durch die Proletarier
wird Tatsachen schaffen, die dem Ruf der Hauptstadt schaden, ihr Ver-
mögen vernichten und ihre Glaubwürdigkeit zerstören.” 
Kossuth versuchte den Hof darauf hinzuweisen, dass „das panslawis-
tische Element dem österreichischen Haus keine Zukunft sichert. Denn
wenn es scheitert, reißt es im Scheitern auch denjenigen mit, der sich
darauf gestützt hat, wenn es aber siegt, siegt es für einen Fremden, dessen
Ziel auf nichts anderes gerichtet ist, als vom Schwarzen Meer bis ins Herz
Deutschlands vorzudringen und diese Region für die Wildheit und für den
Despotismus zu erobern.” 	 Ende April wurde es für die ungarischen
Politiker auch klar, dass die Intrige der österreichischen Regierung und der
Aufruhr des kroatischen Banus Jelaèiæ derselben Quelle entsprangen. Sie
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haben daraufhin die nötigen Vorbereitungen eingeleitet, um die Bedrohung
abzuwehren. „Wien freut sich auf die Übel, weil sie uns zürnen”  , stellte
Ferencz Deák, der Justizminister der Regierung Batthyány, schon am 30.
April fest.
Die ungarische Außenpolitik, die stark von Kossuth beeinflusst war,
leitete Mitte Mai, angesichts der in Gang gesetzten deutschen Einigung
und der erwarteten Auflösung der Habsburgermonarchie, eine Offensive
ein, um das Zentrum des Reiches nach Buda zu verlegen. Mit diesem
Vorschlag wollte sie zum einen den Nachweis ihrer Kompromissbereit-
schaft liefern, zum anderen versuchen, die Habsburgermacht, die sie verdäch-
tigte, hinter den Nationalitätenbewegungen zu stehen, zur Aufdeckung
ihrer Karten zu zwingen. „Wien ist sehr missvergnügt, ich denke, dass es
schon an der Zeit wäre Schritte einzuleiten, um den König nach Buda zu
holen”,  drängt Kossuth schon am 17. Mai, und am 19. argumentiert er so:
„Wien ist jetzt von Frankfurt abhängig – ein so untergeordneter Thron
kann nicht als Zentrum der Macht unseres Königs funktionieren. Unser
König kann nur in Buda völlig Souverain sein. Der König soll nach Buda
kommen.” 
Dass dies ein gangbarer Weg der Entwicklung gewesen sein könnte,
dürfte zwar der Nachwelt, die den Ablauf der Ereignisse kennt, als eine na-
ive Vorstellung erscheinen. Die vielen Kommentare und Feststellungen
zeitgenössischer Teilnehmer lassen es allerdings geboten erscheinen, eine
vorsichtigere Beurteilung vorzunehmen. Die Worte von Karl von Hum-
melauer, Rechtsexperte der österreichischen Regierung, an den Rechts-
berater der englischen Königin, Baron Friedrich von Stockmar, sind ein-
deutig: „In Österreich lebt der Glaube, dass ein neues Reich gegründet werde
müsste, dessen erste Aufgabe sein sollte, den alten Namen wieder zum Tri-
umph zu erheben, und aus diesemGrunde macht es Ungarn groß, und wenn
es notwendig ist, verlegt es sogar auch seine Hauptstadt dorthin.” 
Auch wenn Kossuth solche außenpolitischen Bestrebungen propagierte,
wusste er wohl, dass die Wiener Reaktion ihre gegen Ungarn gerichteten
Bemühungen fortsetzen und verstärken würde und dass sie – wie er in
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einem Artikel am 4. Juli  feststellte – das selbständige ungarische Finanz-
und Heereswesen vernichten wollte. In der Parlamentsrede am 11. Juli 
betonte er, dass die österreichische Regierung entschlossen sei, Ungarn und
seine Ressourcen sogar mit Gewalt zurückzuerobern, und dass die Vorbe-
reitungen dazu mit dem Vormarsch von Jelaèiæ in engem Zusammenhang
stünden.
Der Sieg Radetzkys in der Schlacht bei Custoza am 25. August schuf für
ganz Mitteleuropa, also auch für die Beziehungen zwischen Wien und
Ungarn, eine grundlegend neue Situation. „Inmitten von Kabale und
Verrat muss man auch den Versuch, die alte Ordnung mit Gewalt wieder-
herzustellen, befürchten” , betont die Erklärung der ungarischen Regie-
rung am 18. August. Der Erfolg der Konterrevolution war, nach Kossuths
Einschätzung, auch eine indirekte Unterstützung für die Niederschlagung
der Revolte der Wiener Arbeiter zwischen dem 21. und 23. August. Trotz
der ungünstigen Veränderung der Kräfteverhältnisse sah er aber doch mit
vorsichtigem Optimismus in die Zukunft, da er auch eine Vertiefung der
Kluft zwischen der offiziellen Regierungspolitik und der Stimmung der
Massen wahrzunehmen glaubte, so wie er auch nicht das kroatische Volk
mit der Politik von Jelaèiæ gleichsetzte.
Kossuth erkannte den unmittelbaren Zusammenhang zwischen der
Freiheit des ungarischen und des österreichischen Volkes, und er war mit
Baron MiklósWesselényi völlig einverstanden, dass „Wien nie frei und nie
blühend wird, wenn Pest unterdrückt ist.”  In diesem Sinn verstärkte er
seine Bemühungen um Zusammenarbeit mit Wien, und in diesem Sinn
reagierte er auch auf die Schritte der liberalen österreichischen Regierung,
die, unterstützt durch den Monarchen, den Verzicht auf die ungarische
Unabhängigkeit forderte, die aber gerade durch den Monarchen, durch
König Ferdinand V., am 11. April 1848 sanktioniert worden war.
Diese verfassungswidrige Aufforderung wurde von der ungarischen
öffentlichen Meinung einmütig zurückgewiesen. Sie hatte sich im Septem-
ber unter Kossuths Führung für den Selbstverteidigungskrieg entschieden.
Die Hoffnungen auf die deutsche Einheit waren längst zunichte geworden,
doch eröffnete die neue Wiener Revolution vom 6. Oktober eine neue
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Kossuth betonte wiederholt, dass dieWiener Revolutionäre auch im Interesse
Ungarns zurWaffe gegriffen hatten, und er drängte darauf, ihnen zuHilfe zu
kommen. Er sah in den Ereignissen, ganz abgesehen von der grundsätzlichen
Schicksalsgemeinschaft der beiden Völker, einen Wendepunkt für die Ge-
schichte des ganzen Kontinents. Die weitere Entwicklung würde für ganz
Mitteleuropa und die dort lebenden Nationen bestimmend sein.
Ein Artikel im „Kossuth Hírlapja” vom 15. Oktober lässt keinen Zweifel
daran, dass „der Kampf um die Freiheit der Völker in Wien entschieden,
und Wien das Paris Mitteleuropas sein wird”. Er vertrat auch die Mei-
nung, dass „unsere Sache mit Wien verbunden als eine europäische Ange-
legenheit wirkt – von Wien getrennt aber von niemandem wahrgenom-
men wird.”  Doch warb er vergebens darum, aus Solidarität mit der
Bevölkerung der Reichshauptstadt die Grenze zu überschreiten. Der ver-
spätete Versuch vom 30. Oktober bei Schwechat blieb erfolglos. Dieser
Misserfolg hat es der Habsburgerdynastie ermöglicht, unter Verletzung der
geltenden Verfassung eine Offensive mit der Absicht zu beginnen, die
Aprilgesetze rückgängig zu machen, die die ungarische nationale Selbst-
bestimmung garantierten und durch denKönig sanktioniert worden waren.
In den darauffolgendenMonaten, von Anfang November an, waren alle
Kontakte zwischen Wien und dem ungarischen Freiheitskampf praktisch
unterbrochen. Erst die militärischen Erfolge des Frühjahrsfeldzugs haben
eine neue Chance auf eineWiederannäherung eröffnet. Nach dem Sieg der
ungarischen Honvéd-Armee am 26. April 1849 bei Szõny-Komárom stellte
sich die Frage einer Offensive zur Befreiung Wiens. Die Einnahme der
Hauptstadt der Habsburgermonarchie erschien als mögliche Wende, um
den ungarischen Freiheitskampf aus der internationalen und militärischen
Isolierung herauszuführen und die ungünstigen Kräfteverhältnisse zu ver-
ändern. ÜberWien hätte Ungarn unmittelbaren Kontakt mit den anderen
unterdrückten Völkern der Monarchie, ja sogar mit den unzufriedenen
Kreisen in Süddeutschland und Norditalien aufnehmen können. Zumin-
dest ließ es die Besorgnis der österreichischen Politiker als realistisch er-
scheinen, dass der Weg der ungarischen Truppen Ende April 1849 bis
Wien offen war.
Andere aber, auch Arthur Görgey, beurteilten die Lage pessimistischer
und sahen, dass die Honvédarmee nach den schweren Schlachten völlig
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erschöpft war, dass ihr Zustand es nicht erlaubte, die Offensive ohne Pause
fortzuführen und dass sie eine Ruhezeit zu ihrer Regeneration brauchte.
Diese notwendige Pause wollte die Führung zur Befreiung von Buda
nützen, die man sich anfangs als schnelle und leichte Aktion vorstellte. Die
Anordnung, Buda zu belagern, wurde hauptsächlich aus außenpolitischen
Gründen gegeben. Kossuth hat sie nie als eine Alternative zum Angriff auf
Wien aufgefasst. Dass sich die Einnahme der Burg unerwartet verzögerte,
hat eine dramatische Wende hervorgerufen.	
Die Habsburger konnten nämlich die zwei Monate dauernde Pause nütz-
ten, um nicht nur ihre Reihen zu schließen und die Armee stabilisieren,
sondern auch entscheidende Schritte zur unmittelbaren Vorbereitung der
zaristisch-russischen Intervention zu unternehmen. Der habsburgisch-rus-
sische Belagerungsring wurde geschlossen. Als letzter Ausbruchsversuch bot
sich der ungarischen Führung der verzweifelte Versuch eines Zuges nach
Wien dar. Kossuth hat für diese Offensive eine große Aktivität entfaltet, da
er – wie er in einem Brief vom 28. Mai an General Josef Bem erörterte –
ehrlich daran glaubte: „Das Schicksal Ungarns und der Freiheit, ja das
Schicksal Europas […] wird vor den Mauern Wiens entschieden.”  Unab-
hängig davon aber, wie man die Erfolgsaussichten eines solchen Angriffs
beurteilt, hat die Niederlage in den Gefechten bei Zsigárd und Perezd am 16.
und am 20./21. Juni das Kapitel geschlossen. Die Chance des Ausbruchs aus
der Umzingelung und der Wiederherstellung der Beziehungen war end-
gültig verloren.
Der allgemeine Sieg der antiliberalen Kräfte in Europa hat die Völker
sowohl Ungarns als auch Österreichs in die Unterwerfung unter das Sys-
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GEFANGENSCHAFT UND PROZESS
KOSSUTHS, 1837-1840
Es war am 5. Mai 1837, kurz nach Mitternacht. Kossuth erholte sich seit
zehn Tagen im Gasthofe „Zu Gottes Auge” im Auwinkel (Budaer-Gebirge,
heute Zugliget). Hier wurde 1913 die erste Kossuth-Statue in Budapest
eingeweiht. Die Stelle liegt etwa 30 Minuten zu Fuß von der Talstation der
Sesselbahn „Libegõ” entfernt, sie war und ist auch heute mit einemWagen
vom Schwabenberg (Svábhegy) zu erreichen. Kossuth, wie er später selbst
erzählte, schrak plötzlich durch das Hundegebell aus dem Schlafe auf und
sah draußen im Fackellicht Bajonette. Er forderte den königlichen Fiskal,
der in sein Zimmer eintrat, auf, einen Haftbefehl aufzuzeigen. Hier ist der
Befehl, zeigte letzterer auf die Grenadiere des zweiten Infanterieregi-
mentes, wozu braucht man hier noch einen Befehl. Kossuth wurde verhaf-
tet, seine Wohnung in Pest/Leopoldstadt in den Morgenstunden durch-
sucht, seine Schriften in Beschlag genommen, einen Teil derselben bekam
er nie wieder zurück. Er wurde in die Kaserne auf der Josefbastei in Buda
gebracht. Drei Jahre verließ er das Gebäude nicht. Anfang Juni 1837 wurde
er verhört, Ende des Monats wegen Untreue gegen den Thron und den
Staat angeklagt. Sein Prozess dauerte achtzehn Monate: im März 1839
verurteilte ihn die Königliche Septemviraltafel zu weiteren vier Jahren
Gefängnis. Demzufolge hätte Kossuth den Kerker erst in März 1843
verlassen können. Die Türe seines Gefängnisses öffnete sich aber schon im
Mai 1840. Nach acht weiteren Monaten wurde der Sträfling Kossuth
Redakteur des Pesti Hírlap, der in wenigen Monaten zur wichtigsten
Zeitung und zum ersten modernen politischen Blatte Ungarns aufstieg. 
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Die Verhaftung, die Anklage und die Verurteilung Kossuths bildeten
einen wichtigen Bestandteil der Politik, die die Regierung zwischen 1835
und 1839 führte. Nach 1830 wurden in der Öffentlichkeit, insbesondere in
den ständischen Foren, in den Komitatsversammlungen und auf dem
Landtag Stimmen laut, die sich für grundlegende Reformen einsetzten.
Die Aufhebung der Avitizität, der Fideikommisse, der Herrenstühle wurde
in mehreren Foren gefordert, die Forderung nach Einführung der frei-
willigen Grundentlastung genoss sogar eineinhalb Jahre lang Unterstü-
tzung in der Unteren Tafel des ersten sog. Reformlandtages von 1832-1836.
Gute Kenner des ungarischen politischen Lebens wie z.B. Palatin Erz-
herzog Joseph wiesen auf die inländischen Wurzeln dieser neuen Erschei-
nung. Fürst Metternich jedoch sah die Dinge anders. Er bestimmte bis 1848
die Grundzüge der Ungarnpolitik Wiens, und als Staats- und Konferenz-
minister hatte er auch in allen Detailfragen Mitentscheidung. In diesen
Jahren war er besonders aktiv. Obwohl seine Informationsbüros im Ausland
keinen Beweis dafür lieferten, kam er zu der Überzeugung, dass die Re-
formpolitiker verkappte Revolutionäre waren und dass hinter den Re-
formforderungen die französische Propaganda steckte. Von Anfang 1835,
besonders aber vom Mai 1836 an machte Wien von Mitteln Gebrauch, die
die durch die Opposition zur Terrorpolitik gestempelt wurde. Zum ersten
Male seit den französischen bzw. napoleonischen Kriegen wurden aus
politischen Gründen Prozesse angestrengt. Von 1835 bis 1838 wurden ein-
undzwanzig Personen des Hochverrates, der Untreue und anderer politi-
scher Verbrechen beschuldigt: in der Tat hielten die meisten Angeklagten
bloß scharf gegen die Regierungspolitik gerichtete Reden in einer Komi-
tatsversammlung. Der bedeutendste Angeklagte hieß BaronMiklósWesse-
lényi, frühere bzw. spätere Landtagsabgeordnete wurden auch angeklagt.
Ferenc Deák und Bertalan Szemere, 1848 Kollegen Kossuths in der Regie-
rung Batthyány, gerieten auch ins Visier, ihnen wurde aber kein Prozess
angehängt. In dieser Galerie politischer Verbrecher wies Fürst Metternich
Kossuth einen wichtigen Platz zu: er habe sich aufgeschwungen „auf die
Höhe eines Werkzeuges kräftiger Natur in den Händen der Beförderer
eines gründlichen Umsturzes alles Bestehenden in Hungarn”. Deshalb
hatte „die Art undWeise, wie die Regierung sich Kossuth gegenüber stelle”
in seinen Augen „den vollen Wert eines Wendepunktes”.
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Kossuth trat in der Landespolitik ab 1832 auf. Er redigierte dreieinhalb
Jahre lang seine berühmten, für die Abonnenten handschriftlich vervielfäl-
tigten Landtagsberichte (Országgyûlési Tudósítások). Diese Berichte „er-
schienen” Anfang 1836 in etwa 80 Exemplaren, doch wurden sie von Hun-
derten, sogar Tausenden gelesen. Nachdem der erste Reformlandtag imMai
1836 geschlossen wurde, zog er von Pressburg nach Pest und kündigte an,
sein Unternehmen unter dem Titel „Komitatsberichte” (Törvényhatósági
Tudósítások) fortzusetzen. Die „Komitatsberichte” erschienen vom Juli 1836
bis Mai 1837, anfangs in 80, später in 160 Exemplaren. Kossuth brachte
regelmäßig Berichte über die Versammlungen von über 30 Komitaten (d.h.
etwa zwei Drittel aller Komitate). Unter den damaligen Zensurverhältnissen
durften Zeitungen über die Debatten der Versammlungen nichts berichten.
So waren Kossuths Komitatsberichte bahnbrechend und halfen einemMan-
gel ab, der vom Publikum immer mehr gefühlt wurde. Zugleich verhalfen
die „Komitatsberichte” den Liberalen, ihrer Reformpolitik auch nach dem
Landtage eine breitere Öffentlichkeit zu verschaffen; in der Lesart des
Palatins Erzherzog Joseph hatten Kossuths Berichte „die Aufwiegelung der
öffentlichen Meinung” zum Ziel. Der Inhalt des Blattes entsprach wörtlich
dem Titel. Kossuth brachte ausschließlich Berichte, keine Editorials, auch
Kommentare kamen selten vor. Doch waren die „Komitatsberichte” keine
parteilose Zeitung; der Redakteur brachte seine Sympathien mit den Libe-
ralen deutlich zum Ausdruck, die Berichte waren aber korrekt abgefasst.
Kossuth musste auch die organisatorischen Aufgaben selbst bewältigen. Er
stand mit seinen lokalen Berichterstattern bzw. Abonnenten, also mit hun-
derten Personen in regelmäßiger Verbindung, das heißt er verfügte über ein
weitverbreitetes politisches Netzwerk, das zu den größten seiner Zeit gehörte.
So wurde seine Position in der liberalen Opposition immer stärker. Er konnte
sich des unbedingten Vertrauens Wesselényis und Deáks rühmen, war Duz-
freund der Nationaldichter Kölcsey und Vörösmarty. Anfang 1837 gab es in
Pest keine vertraulichen oppositionellen Konferenzen mehr, zu denen er
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Als Palatin Erzherzog Joseph 1836 Juni über die Ankündigung der
Komitatsberichte erfuhr, verbot er die Herausgabe sofort. Kossuth leistete
der Anordnung keine Folge. Das Verbot wurde im Oktober 1836 imNamen
des Königs wiederholt. Die Behörden meinten, die Komitatsberichte seien
eine Zeitung, deren Herausgabe einer königlichen Genehmigung bedurfte
(und der Zensur unterworfen war). Kossuth argumentierte, er betreibe
eine private Korrespondenz, nicht sein Unternehmen, sondern das Verbot
verstieße gegen die Gesetze. Er legte Protest ein, und wandte an die
Komitate. Über dreißig Komitate, drei Viertel der Gerichtsbarkeiten, an
die er sich gewandt hatte, hielten sein Unternehmen offiziell für gesetz-
mäßig, über zwanzig Komitate abonnierten sogar die Berichte. Die Regie-
rung beschuldigte Kossuth, dass er sich einer königlichen Verordnung
widersetzte und durch seine Berichte das Publikum gegen die bestehende
Ordnung aufwiegelte. Nach mehreren Beratungen wurde die Entschei-
dung über seine Verhaftung und Anklage im Januar 1837 getroffen. Die
Regierung hoffte, durch die Verhaftung des Redakteurs den Komitats-
berichten ein Ende zu bereiten, und tatsächlich erschienen sie nach der
Verhaftung nicht mehr. Metternich aber, beeinflusst durch Geheimbe-
richte Joseph Graf Sedlnitzkys, des Präsidenten der Obersten Polizei- und
Zensurhofstelle, war überzeugt, dass Kossuth die Fäden einer weitverbrei-
teten Verschwörung in Händen hielt. In Wirklichkeit gab es überhaupt
keine Verschwörung. Sedlnitzky, Metternich und ihre Umgebung schenkten
aber völlig aus der Luft gegriffenen Nachrichten auch später Glauben. Nach
der Verhaftung Kossuths entfaltete sich in mehreren Komitaten eine Sam-
mlung, um seine Familie zu unterstützen. Vertraute Sedlnitzkys meinten, dass
man dadurch das Schweigen Kossuths über die angeblichen „Umtriebe” der
Opposition erkaufen wollte. Diese Geheimberichte nahmman inWien völlig
ernst. Die die Gefangenschaft Kossuths betreffenden Maßregel wurden
mit aller Strenge bestimmt, da man glaubte, es gehe um einen Verschwörer
mit höchstgefährlichen Verbindungen. Kossuth durfte zwei Jahre lang keinen
Besuch erhalten, seine Korrespondenz mit den Eltern wurde zensuriert, er
bekam Bücher, die aus Sicherheitsgründen auf Kosten des Ärars neu ange-
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kauft wurden. Er bat umsonst um seine Flöte. Die Bitte wurde abgelehnt,
damit er der Außenwelt keine geheimen Zeichen geben könne.
Die Regierung maß den politischen Prozessen eine große Bedeutung bei.
1835 wurde verordnet, dass die zuständigen königlichen Fiskale die Doku-
mente der Anklage erst dann einreichen durften, nachdem sie durch das
geheime Komité der Ungarischen Hofkanzlei geprüft und gutgeheißen
waren. Die zwei wichtigsten Dokumente der Anklage gegen Kossuth
wurden auch in der Staatskonferenz geprüft und persönlich durch den Kai-
ser und König gutgeheißen. Die Regierung setzte sich zum Ziel, die
prominenten Oppositionellen durch längere oder kürzere Gefängnisstra-
fen aus der Politik auszuschalten und Sympathisanten einzuschüchtern. Sie
positionierte sich als Verteidigerin der Verfassung und beschuldigte ihre
Gegner verfassungswidriger Bestrebungen. Um ihr Ziel erreichen zu kön-
nen, war sie jedoch gezwungen, Mittel zu ergreifen, die eindeutig gegen das
Gesetz verstießen. Man gab Kossuth auch trotz seines Verlangens die
königliche Verordnung nicht; als Edelmann hätte man ihn nicht durch
Militärgewalt und ohne Gerichtsurteil verhaften dürfen; die königliche
Tafel hätte ihn freilassen und ihm die freie Verteidigung sichern müssen.
Die Regierung aber hatte kaum eine andere Wahl. Um das königliche
Ansehen nicht peinlichen Debatten auszusetzen, stellte man keine förm-
liche königliche Verordnung aus. Das Komitat Pest nahm für Kossuth
Partei. Die Enthaftung Kossuths hätte die Regierung kompromittiert; und
hätte man Kossuth nicht verhaftet, so hätte er, sich auf die Unterstützung
von dreißig Komitaten berufend, seine Komitatsberichte fortgesetzt.
Die Anklagebehörde beantragte gegen zwölf Personen die Todesstrafe
mit Vermögensentzug. Man gab aber manchen Angeklagten zu verstehen,
dass der Herrscher ein Gnadengesuch nicht ablehnen würde. Drei Ange-
klagte ergriffen die Gelegenheit, und sie wurden auch begnadigt. Gegen
Kossuth ging die Regierung hart vor: er wurde verhaftet, während alle
anderen der Untreue Beschuldigten sich auf freiem Fuß verteidigen durf-
ten. Die Regierung bot Kossuth keineWahl an: sie war bestrebt, ihn aus der
Politik auszuschalten, statt ihn für sich zu gewinnen. Dies erschwerte seine
persönliche Situation, erleichterte ihm aber die Entscheidung, wie er sich
den Behörden gegenüber verhalten sollte. Es war ihm äußerst wichtig, die
schwere Prüfung zu überstehen. Er stammte aus einer der ältesten Adels-
familien Ungarns, war aber besitzlos. So war er auf sich selbst, seine
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außerordentlichen Fähigkeiten und die durch ihn aufgebauten oppositio-
nellen politischen Kontakte angewiesen. Nichts hielt er für wichtiger, als
seinen mit harter Arbeit verdienten guten Ruf zu bewahren bzw. zu
vergrößern.
Die Opposition erkannte der Regierung das Recht ab, in ständischen
Versammlungen auftretende Redner unter Anklage zu stellen, so scharf sie
auch die Obrigkeit kritisierten. So wurden diese Prozesse von vornherein
für ungesetzlich gehalten, und die Angeklagten vermieden möglichst, in
inhaltliche Fragen einzugehen. Kossuth wählte eine Strategie, die mit
diesen Grundsätzen im völligen Einklang stand. Er betonte, dass sein
Unternehmen völlig gesetzlich war; immer wieder protestierte er gegen
seine gesetzwidrige Verhaftung und forderte seine Freilassung. Wie die
meisten Zeitgenossen, berief sich auch Kossuth gerne auf antike und
romantische Beispiele. Er benahm sich vor dem Gericht als ein beschei-
dener aber selbstbewusster Staatsbürger, der der Tyrannei unter allen Um-
ständen, auch alleine, Trotz bietet und den Gesetzen und seinen ethischen
Normen treu bleibt. Und diese Rolle war nicht nur gespielt.
Die Prozesse wurden, wie damals alle bedeutenderen Prozesse, schriftlich,
und nicht mündlich geführt. So waren sie nicht öffentlich. Die Angeklagten
hatten trotzdem die Möglichkeit, ihre Argumente der Öffentlichkeit zu
präsentieren, da der damaligen Prozessordnung zufolge alle dem Gericht
eingereichten Schriften an die Öffentlichkeit gelangen konnten. Dank sei-
nen Anwälten wurden die Verteidigungsschriften Kossuths kopiert, und sie
zirkulierten in den liberalen Kreisen. Dementsprechend formulierte Kos-
suth seine Schriften, die manchmal den Umfang von 50 bis 60 gedruckten
Seiten hatten. Er hegte sicher nicht die Hoffnung, dass seine Ausführungen
die Anklagebehörde und den Gerichtshof überzeugen würden. Ihm schwebe
die Nachwelt vor Augen, beteuerte er; in der Tat adressierte er seine Argu-
mente an das liberale oder wenigstens antiabsolutistisch eingestellte Publi-
kum. Für seine Antworten während seines Verhörs im Juni 1837 erntete er
besonders viel Beifall. Er antwortete auf die lateinisch gestellten Fragen
ungarisch und brachte damit den Staatsanwalt sofort in eine ungünstige
Position. Die tapfere, rechtlich und auch politisch fundierte Argumenta-





Die Opposition wählte „Beschwerde betreffend die Redefreiheit” als
zentralen Begriff ihrer Politik gegen die Regierungsmaßnahmen. Der Fall
Kossuth war eine Fundgrube von Verstößen gegen die Gesetze, die der
Angeklagte ausgezeichnet ausbeutete. Kossuths Angelegenheit wurde auch
in die Gravamina aufgenommen, die am Landtage 1839/1840 den wich-
tigsten Bestandteil der Oppositionspolitik bildeten. Nach langem Tau-
ziehen erwies sich diese Politik als erfolgreich: imMai 1840 wurden die vier
zu Gefängnisstrafen Verurteilten freigelassen, zwölf andere Prozesse ein-
gestellt. Sogar das politische Klima milderte sich: die Regierung verzichtete
auf Terrormaßnahmen, und fand sich vorläufig mit der Existenz einer
Reformopposition ab. Auch Kossuth wurde freigelassen. Seine Position in
der liberalen Opposition änderte sich völlig. BaronWesselényi, ein früherer
Mitangeklagter, der vor der Erblindung stand, war der Meinung, dass sie
beide sich aus der Politik zurückziehen müssten. Kossuth sah die Dinge an-
ders. „Was uns geschehen ist – antwortete er –, hat das Gewicht unserer
Worte in den Augen eines großen Teils unserer Nation vergrößert.”
Freunde und Gegner wurden nun neugierig, was Kossuth im Sinne hatte.
Er wollte ein politisches Blatt herausgeben und stellte damit die Regierung
vor eine peinliche Wahl. Sowohl die Genehmigung zu erteilen als auch sie
abzulehnen war riskant. Endlich wurde Kossuth Redakteur einer Zeitung,
deren Herausgeber ein Vertrauensmann gewisser Wiener Regierungs-
kreise war. Herausgeber Landerer wollte Kossuths Ruf ausbeuten, Metter-
nich, der letzten Endes die Entscheidung traf – die sich bald als verfehlt
erweisen sollte –, rechnete wahrscheinlich damit, dass man Kossuth mit
Hilfe der Zensoren im Zaum halten konnte.
Kossuth behauptete sich gegen die Angriffe der Terrorpolitik in einer
Weise, die ihm Anerkennung einbrachte und auch die Sache der Liberalen
popularisierte, was der Opposition half, die Regierung zur Aufgabe der
gewalthaberischen Maßnahmen zu zwingen. Mittelbar hatte Kossuth sowohl
seine Freilassung, als auch seinen kurz darauffolgenden Aufstieg sich selbst
zu verdanken. Die Leistung Kossuths, des Helden (oder des Martyrers)
beeinflusste die politische Laufbahn nur auf kurze Dauer. Langfristig
erwiesen sich andere Faktoren für wichtiger. Kossuth brach in der strengen
Haft nicht zusammen, und er verwendete das Unglück zu seinem Nutzen.
Nach 1849 betonte er immer wieder, dass er im Gefängnis, ohne Bücher
lange auf einsameMeditationen angewiesen, den Zustand und die Zukunft
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Ungarns überdachte, durch Shakespeare-Studien das Englische erlernte
und endlich auch Mathematik studierte. Dazu wurde Kossuth durch die
strengen Haftmaßregeln veranlasst. Darin sah er ein Zeichen der göttli-
chen Vorsehung. So entwickelte er seine politische Strategie, so wurde er in
die Lage versetzt, in England und in Amerika in englischer Sprache gewal-
tige Reden für die Freiheit Ungarns halten zu können, so erwarb er
Kenntnisse, die für ihn als Finanzminister absolut notwendig waren. Ein
amerikanischer Bewunderer Kossuths zitierte in diesem Zusammenhang
Shakespeares Worte über „the uses of adversity”. In Wirklichkeit waren
die Dingen etwas anders. Kossuth war nie der Lektüre beraubt, obwohl er
nicht ganz frei lesen durfte. Zweitens war Shakespeare zu lesen tatsächlich
ein Lebenserlebnis für ihn, wir wissen aber von ihm selbst, dass er schon
früher regelmäßig englisch las. Endlich besaß Kossuth auch als antretender
Redakteur des Pesti Hírlap noch keine definitive politische Konzeption,
und die Entwicklung seiner politischen Ideen war auch später auf aktuelle
Debatten und nicht auf Meditationen im Gefängnis zurückzuführen. Im
großen und ganzen hatte Kossuth jedoch recht. Die Selbstbehauptung
während des Prozesses stärkte seine Position und verhalf ihm mittelbar zur
Redakteursstelle. Auf seine ganze politische Karriere jedoch übten seine
Studien, die einsamen Meditationen, die Entfaltung seiner Persönlichkeit
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Ungarns erster Ministerpräsident stammte aus einer alten und vermö-
genden Familie des Hochadels. Ihre Abstammung soll bis zum Zeitalter der
Landnahme zurückreichen, im 12. Jahrhundert besaß das Geschlecht Län-
dereien im Komitat Zala. (Den Namen erhielt die Familie nach der Siedlung
Battyán im Komitat Fejér.) Später spielten einige Familienmitglieder eine
herausragende Rolle in den Kriegen gegen die Osmanen, wobei ihre Ver-
dienste durch neue Donationen belohnt wurden. 1630 erwarb die Familie den
Grafentitel. Einer von ihnen, Graf Lajos Batthyány (1696-1765), erklomm die
höchste Position, die einem ungarischen Adeligen möglich war: Er wurde 1761
zu Ungarns Palatin, d.h. zum Stellvertreter des Königs. Ein anderer Fami-
lienzweig – der Märtyrer-Ministerpräsident gehörte diesem nicht an – erwarb
1764 sogar den Fürstentitel, der auf der Linie der erstgeborenen Söhne vererbt
wurde. (Dieser Linie entstammte ein entfernter Verwandter des Minister-
präsidenten, Graf Kázmér Batthyány, der 1849 Außenminister war.)
Lajos Batthyány wurde am 10. Februar 1807 in Pressburg geboren. Sein
Vater diente kurze Zeit hindurch als Offizier, danach bewirtschaftete er
den Landbesitz und verstarb in jungen Jahren (1812). Die Erziehung des
fünfjährigen Sohnes und seiner um zwei Jahre älteren Schwester oblag von
da an der Mutter, Borbála Skerlecz, die sich allerdings nicht viel darum
kümmerte, sondern ein mondänes Leben in Wien führte. Das enorme
Vermögen, das ihr durch Nutznießungsrechte zugefallen war, wurde von
ihr verschwendet, den Sohn brachte sie in einem Erziehungsheim unter,
wo er von Trost- und Lieblosigkeit umgeben war. Hier wuchs er letzten
Endes als ein Waisenkind auf, und hier reifte auch sein widerspenstiger
und verschlossener Charakter heran, der Widerspruch nur schwer erdul-
den konnte. Nach den Jahren im Erziehungsheim erhielt er von aufge-
klärten Wiener Privatlehrern Unterricht in Sprachen und in Philosophie –
damit waren die Fundamente seiner liberalen Weltansicht gelegt. In der
Regel nahm die Erziehung von hochadeligen Kindern damit ein Ende, der
18jährige Batthyány dagegen inskribierte sich an der juristischen Akademie
in Zagreb (wo die Unterrichtssprache Latein war) und wurde danach Kadett
in einem in Italien stationierten ungarischen Husarenregiment; seine Stu-
dien führte er währenddessen weiter. Fünf Jahre lang war er Offizier, einen
höheren Rang als den eines Unterleutnants erreichte er nicht. Eine Militär-
karriere strebte er nicht an, sondern er suchte nach der Möglichkeit einer
unabhängigen Existenz. Von Wien und seinen Erziehern endlich befreit,
wurde er leichtsinnig, amüsierte und verausgabte sich, machte Schulden;
vielleicht ist seine Jugend mit jener von István Széchenyi vergleichbar.
Schließlich schaffte es Batthyány, sich diesem Strudel, der ihn in mora-
lischen und finanziellen Verfall zu stürzen drohte, zu entreißen. Um das
väterliche Erbe zurückzuerlangen, leitete er einen Prozess gegen seine Mut-
ter ein. Auf Vermittlung der ungarischen Hofkanzlei hin, trafen Mutter
und Sohn 1830 ein Abkommen: An seinem 24. Geburtstag, dem 10. Februar
1831, konnte der volljährige Batthyány die Verwaltung seiner mit Schulden
belasteten Besitzungen übernehmen. Er schied aus dem Militär aus und ließ
sich in Ikervár, dem Zentrum seiner Landgüter, nieder. Die ungarische
Sprache beherrschte er zu dieser Zeit noch nicht. Einige Jahre verbrachte
er damit, seinen Landbesitz in Ordnung zu bringen. Er legte die Grund-
stücke zusammen oder tauschte sie gegen nebeneinander liegende ein; er
baute Gutshöfe und Getreidespeicher, errichtete Straßen und Brücken und
experimentierte mit neuen landwirtschaftlichen Verfahren. In Ikervár
bewirtschaftete er etwa 10.000 Joch Land, er besaß aber auch Güter
außerhalb des Komitats Vas, so zum Beispiel in Zala, Fejér, Somogy und in
Oberungarn. Eine bedeutende Neuerung bestand im Anbau von Zuckerrü-
ben auf seinen Grundstücken. Für die Verarbeitung der Ernte errichtete er
auf seinem Besitz eine Zuckerfabrik. Trotzdem blieb ihm noch Zeit für die
Selbst- und Weiterbildung. Seine Bibliothek und seine Lektüren deuten
darauf hin, dass er sich auf eine Laufbahn als Politiker vorbereitete; er
studierte vor allem juristische, politische und historische Schriften. Seine
jeweils mehrere Monate dauernden Reisen führten ihn von der Türkei bis
nach England.
1834 heiratete er die für ihre Schönheit bekannte Gräfin Antónia Zichy,
die nicht nur ein beträchtliches Vermögen, sondern auch beachtliche ge-
sellschaftliche Beziehungen in die Ehe einbrachte. Die vermögende und
vornehme Familie Zichy nahm regen Anteil an Ungarns öffentlichem
Leben – es ist anzunehmen, dass Batthyánys Einführung in die Politik ihr
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zuzuschreiben war. Batthyány durchschritt nämlich nicht die übliche,
überwiegend oppositionell gesinnte politische Schule des Komitats. Er
nahm auch nicht an den adeligen Generalversammlungen des Komitats
Vas teil und erhielt von ihr auch kaum Aufträge. In den 1830er Jahren
lernte er Széchenyi kennen, den er möglicherweise beneidete und dem zu
folgen er sich bemühte, doch es ist unwahrscheinlich, dass er sich auf
Einfluss Széchenyis hin dem Reformlager anschloss. Vielmehr waren es die
Lektüren, die Verwandtschaftsbeziehungen – nicht zuletzt seine Ehefrau
Antónia, die von romantischer Begeisterung erfasst war – und seine Freunde
aus dem Komitat, die ihn dazu bewogen, sich als einer der wenigen Hoch-
adeligen der Gruppe der Reformoppositionellen anzuschließen.
1839 betrat Batthyány die politische Bühne im Pressburger Landtag:
geistig gewappnet und unerwartet – sowohl für sein eigenes Umfeld als
auch für die politische Öffentlichkeit des Landes. Als geborener Hoch-
adeliger bekam er eine Einladung zur Magnatentafel, wo er mit bereits
ausformulierten Vorschlägen erschien. Sein Programm war eine klare,
nicht im Geringsten vorsichtige politische Zusammenfassung der Vorstel-
lungen der Reformopposition. Das Wichtigste aber war folgendes Er-
kenntnis: Für ein solches Programm musste – vor allem im Magnatenhaus
– ein entsprechender organisatorischer Hintergrund geschaffen werden.
In diesem Sinne stellte er der hochadeligen Opposition, die im Begriff war,
sich zu einer Gruppe zu formieren, als Gastgeber seine Pressburger Woh-
nung zur Verfügung, später gründete er speziell für diesen Zweck einen
geschlossenen Klub. Von seinen Mitstreitern holte er sich die Zustimmung
zu den von ihm ausformulierten grundsätzlichen politischen Forderungen,
die gemeinsame Ausarbeitung der politischen Taktik bildete den nächsten
Schritt. Danach besprachen sie, wer sich zu welchem Punkt der Tages-
ordnung in welchem Tonfall äußern würde und wie die Gespräche mit den
oppositionellen Politikern des Unterhauses geführt werden sollten. Die
Hochadeligen konnten sich nur schwer an die „Parteidisziplin” gewöhnen
(früher verreisten sie sogar für mehrere Wochen, wenn sie der Unterhand-
lungen überdrüssig waren), doch Batthyánys Organisationstalent, seine ge-
schickte Agitation, die er mitunter bis zur Aufdringlichkeit steigerte, zeitig-
ten schließlich ein erstaunliches Ergebnis. In den Berichten der Geheimpolizei
wurde die Opposition der Magnatentafel als besser organisiert erachtet als
jene des Unterhauses, das wiederum auf die Vorarbeit mehrerer Jahrzehnte
zurückblicken konnte. Die oppositionelle Gruppierung der Magnatentafel
zählte höchstens dreißig oder vierzig Aristokraten, doch die Tatsache, dass
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diese als gut organisierte oppositionelle Kraft auftraten, und der Umstand,
dass im Magnatenhaus sachliche Diskussionen geführt wurden, die manch-
mal zugunsten der Reformoppositionellen ausfielen, bewirkten einen qua-
litativen Wandel im politischen Leben. Batthyány hatte sich nicht die
Wahrung der Position des Hochadels zum Ziel gesetzt, sondern er strebte,
ganz im Gegenteil, die Aufhebung der Privilegien an; die Gruppierung der
Aristokraten sollte als Instrument dazu dienen. Damit der oppositionelle
Kreis noch breitere Wirkung erzielen konnte, regte Batthyány die Publi-
kation der Protokolle der Magnatentafel an.
Nach der Schließung des Landtags im Jahre 1840, mit dem Erscheinen
von Kossuths Zeitung Pesti Hírlap, entstand eine neue politische Situation:
Die Reformpolitik war von da an keine Angelegenheit von kleineren oder
größeren Elitegruppen mehr, sondern von tausenden politisch interes-
sierten Menschen und somit der öffentlichen Meinung, die gerade im
Entstehen begriffen war. Batthyány reagierte auf die neue Zeitung und
ihren Tonfall – ähnlich wie Széchenyi – mit Eifersucht und Abneigung.
Nach einer kurzen Phase der Unschlüssigkeit, nahm er jedoch in der
großen Debatte zwischen Széchenyi und Kossuth für Letzteren Stellung.
Er erkannte, dass die Zeit der von Klubs und Vereinigungen gesteuerten
Politik alten Typs abgelaufen war und eine neue Ära eingesetzt hatte: die
Zeit – wenn auch nicht der Massenpolitik – des Politisierens auf breiterer
Basis, in der gesellschaftlichen Organisationen eine außerordentlich große
Rolle zukommen sollte. Diese Erkenntnis verleitete ihn zur Zusammen-
arbeit mit Kossuth, auf dessen Einladung hin er zuerst den Posten des
Vorstands des Industrievereins annahm. Später nahm er in weiteren, neu
gegründeten Organisationen – wie z.B. der Gesellschaft für die Gründung
von Fabriken – eine Führungsrolle ein. (Vorstand des 1844 gegründeten
Schutzvereins wurde allerdings Graf Kázmér Batthyány.)
Im Landtag von 1843-1844 erschien Lajos Batthyány bereits als landes-
weit bekannter Politiker. Er reorganisierte die oppositionelle Vereinigung
der Magnaten und nahm aktiv an den Unterhandlungen teil. Er meldete
sich mehr als zweihundert Mal zu Wort. Die ungarische Sprache beherrschte
er noch immer nicht gut genug, also verfasste er seine Reden auf Deutsch,
ließ sie ins Ungarische übersetzen und lernte sie auswendig. (Vorlesen war
damals nicht erlaubt.) Es lag aber nicht an den Sprachschwierigkeiten, dass er
kein guter Redner war, seine Stärke lag eher im Organisieren und Disku-
tieren. Man betrachtete ihn einhellig als Parteiführer, als den Leiter beider
Kammern, sowohl des Magnaten- als auch des Abgeordnetenhauses. Im
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Landtag standen die Religionsfrage, die Modernisierung der Rechtspre-
chung und der Verwaltung der königlichen Freistädte auf der Tages-
ordnung. Die Debatten in der Magnatentafel wurden von Batthyány
geleitet. Entschlossen kämpfte er für die Durchsetzung der allgemeinen
Steuerpflicht, doch das Magnatenhaus stimmte nur im Grundsatz zu, über
die Bewilligung einer konkreten Steuer wurde keine Entscheidung getrof-
fen. Batthyány ergriff mehrere Male das Wort gegen die absolutistische
Wiener Regierung, die sich gegen die Reformen sperrte. „Ich hatte nie
Vertrauen zu der Regierung”, erklärte er, „also konnte ich es auch nicht
verlieren.” In diesem Landtag äußerte er erstmals seine Meinung, wonach
die Politik des Reiches umfassend geändert werden müsste, indem auch die
westliche Reichshälfte eine Konstitution erhalten sollte. Die Regierung
sollte auf einem System beruhen, das in West-Europa bereits Anwendung
fand, nämlich aus dem Parlament gegenüber verantwortlichen Ministern.
Nach der Schließung des Landtags, Mitte der 1840er Jahre, begann Bat-
thyány, die Opposition als eine Partei zu organisieren, wodurch der insti-
tutionelle Rahmen für ihre Tätigkeit geschaffen wurde.
1844 übersiedelte Batthyány nach Pest. Seine Aktivitäten in den Vereinen
brachten sowohl Erfolge als auch Misserfolge, sie konnten aber eine politi-
sche Vereinigung und die Erarbeitung eines Parteiprogramms keinesfalls
ersetzen. Ferenc Deák, der im Komitat Zala lebte, mahnte wegen dieser
Schwierigkeiten zur Vorsicht und riet zum Abwarten: Ein allzu allge-
meines Programm würde sie von den Konservativen nicht abgrenzen, ein
kämpferischer Oppositionsgeist hingegen könnte die Unentschlossenen
abschrecken. Batthyány bewirkte, dass die Zeitung Pesti Hírlap, die zu
dieser Zeit in der Hand der so genannten zentralistischen oppositionellen
Gruppierung war, zum Organ der gesamten Opposition wurde. Danach
besuchte er Deák und überzeugte ihn davon, dass es an der Zeit war, sich zu
einer Partei zu formieren. Der Graf berief eine Tagung am 15. März 1847 in
Pest ein, auf der schließlich die Gründung der Oppositionspartei erfolgte.
Zum Vorstand wurde – für die Zeitgenossen selbstverständlich – Lajos
Batthyány gewählt. Mitte 1847 erschien das Kurzprogramm der Partei, die
Oppositionserklärung, deren grundlegenden Text Kossuth formuliert hatte.
Dass das Programm vervielfältigt und auch im Ausland verbreitet werden
konnte, wurde durch die großzügige finanzielle Unterstützung von Bat-
thyány ermöglicht. Die politische und finanzielle Unterstützung des Grafen
trug auch dazu bei, dass Kossuth Ende 1847 zum Delegierten des Komitats
Pest in den Landtag gewählt wurde. Die Oppositionsführung gedachte ihm
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die Rolle des Wortführers („Fraktionsführers”) im Unterhaus zu, Batthyány
jene in der Magnatentafel.
Der letzte ständische Landtag (1847-1848) eröffnete einen Frontalangriff
gegen die Regierung. Batthyány äußerte sich vor allem zu außenpolitischen
Fragen und betonte erneut die innere Widersprüchlichkeit des politischen
Systems, nämlich dass in der einen Reichshälfte absolutistisch regiert wurde,
in der anderen Hälfte (Ungarn) wiederum – zumindest theoretisch – Verfas-
sungsmäßigkeit herrschte. Batthyány drängte auf eine Umstellung zur kons-
titutionellen Regierungsweise im gesamten Reich.
Der zensurierten Presse war es zu dieser Zeit bereits erlaubt, über die
Verhandlungen im Landtag zu berichten. Der Parteivorsitzende Batthyány
erließ mehrere Rundschreiben, in denen er ausführliche Informationen gab,
und er bezog die Komitate durch seine Anträge in die Arbeit des Landtags
ein. Im Februar 1848 gelangten die Unterhandlungen im Landtag aufgrund
des Widerstands von Wiener Regierungskreisen an den toten Punkt. Auf
die Nachricht der Pariser Revolution hin entschieden sich Kossuth und
Batthyány dafür, die Initiative zu ergreifen: Sie schlugen vor angesichts der
außenpolitischen Situation vor, eine Adresse an den Herrscher (d.h. an die
Wiener Regierung) zu richten und darin die Erfüllung ihrer Forderungen zu
erbitten. Es war nicht einfach, die Zustimmung der Führung der Opposition
zu diesem Antrag zu erwirken, schließlich konnte ihn aber Kossuth am 3.
März 1848 im Abgeordnetenhaus im Namen der gesamten Opposition
einbringen. Damit nahmen die revolutionären Umwälzungen ihren Anfang.
Der Landtag entsandte am 15. März 1848 – d.h. zwei Tage nach der
Wiener Revolution – eine Delegation nach Wien mit der Absicht, die
Ziele der (von Kossuth formulierten) Adresse durchzusetzen. Am Morgen
dieses Tages, unmittelbar vor ihrem Aufbruch nach Wien, stellte Kossuth
in Pressburg, vom Balkon des Gasthofs Zöldfa aus, Batthyány bereits als
Ungarns künftigen Ministerpräsidenten vor. (Der Balkon ist heute in
Cegléd zu sehen.) Die Delegation erzielte einen Erfolg, der nicht zuletzt auf
die Wirkung der Nachricht der Pester Revolution am 15. März zuzuschrei-
ben war. Erzherzog Stephan, Palatin von Ungarn, ernannte Lajos Bat-
thyány – kraft seiner vom Herrscher erteilten Vollmacht – am 17. März in
Wien zu Ungarns Ministerpräsidenten.
Zur Arbeit der neuen ungarischen Regierung fehlte noch die rechtliche
Grundlage. Im letzten ständischen Landtag in Pressburg begann nun fieber-
haft die Gesetzgebungsarbeit. Neben der Umbildung des Regierungssystems
mussten Gesetze zur Bauernbefreiung, der Volksvertretung, der Union mit
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Siebenbürgen und zu weiteren grundlegenden Fragen der bürgerlichen
Umwandlung erlassen werden. Diese Arbeit wurde hauptsächlich von
Batthyány als designiertem Ministerpräsident geleitet. Er überzeugte im-
mer wieder die Konservativen innerhalb der Magnatentafel des Pressbur-
ger Landtags und reiste mehrere Male nach Wien, um den immer wieder
neu aufflammenden Widerstand seitens der Regierungskreise zu brechen.
Er wollte vollendete Tatsachen schaffen und die Gesetzgebungsarbeit
beschleunigen, indem er am 23. März (noch vor deren Ernennung) die
Namensliste seiner Regierung publik machte. Nach heutigen Begriffen
bildete er eine Koalitionsregierung. Ihre Mitglieder waren der konserva-
tive Fürst Pál Esterházy (als Minister am kaiserlichen Hof), der Zentralist
Eötvös, der Munizipalist Deák, Klauzál, der die Opposition des vorange-
gangenen Landtags angeführt hatte, sowie der parteiunabhängige Lázár
Mészáros, Berufsoffizier und Kriegsminister. Die Rechte der Opposition,
die zu den Konservativen neigte, war durch Verkehrsminister Széchenyi
vertreten, die Linke, die sich an den Demokraten orientierte, durch Finanz-
minister Kossuth und Innenminister Szemere. Durch die Veröffentli-
chung der Liste wollte Batthyány Druck auf den Hof ausüben. Am 7. April
wurden seine Vorschläge in Wien notgedrungen akzeptiert. Dieselbe Poli-
tik der vollendeten Tatsachen betrieb er, als er am 23. März einen Runder-
lass an die Komitate richtete, in dem er anordnete, die Bauernbefreiung zu
verkünden. Mit diesem Schritt zwang er in der wichtigsten Frage der
gesellschaftlichen Umwandlung sowohl die Konservativen als auch den
Wiener Hof zum Rückzug. (Den Grundbesitzern half er durch seinen
Vorschlag zur Errichtung einer Bodenkreditanstalt, die bittere Pille zu
schlucken.)
Am 11. April 1848 wurden die so genannten Aprilgesetze, die die Grund-
lagen für die bürgerliche Umwandlung festlegten, vom König in Pressburg
feierlich sanktioniert. In Ungarn wurde damit die Wirtschafts- und Rechts-
ordnung des Feudalismus aufgehoben, das Land wurde in ein konstitutionelles
Königreich umgewandelt, das auf einer Volksvertretung und einer ihr gegen-
über verantwortlichen Regierung beruhte. Der gemeinsame Herrscher war
zwar nicht der einzige Faden, durch den Ungarn mit dem Reich verbunden
war, doch wenn er sich nicht im Lande aufhielt (und König Ferdinand V. lebte
bekanntlich in Wien), trat laut Gesetz der Palatin, Erzherzog Stephan, als
dessen mit großer Vollmacht ausgestatteter Stellvertreter an seine Stelle.
Die Regierung Batthyány, die ihre konstituierende Sitzung am 12. April
in Pressburg abhielt, zog einige Tage später nach Pest-Buda und nahm dort
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ihre Tätigkeit auf. Der Ministerrat tagte fast jeden Tag, denn die angehäuften
Aufgaben und deren Komplexität erforderten kontinuierliche Beratungen.
Der Großteil der Minister war in der Staatsverwaltung und im jeweiligen
Geschäftsbereich versiert. Batthyány mischte sich in die Arbeit der einzelnen
Ressorts nicht ein, doch es war für ihn keine einfache Aufgabe, die Meinun-
gen der Regierungsmitglieder, die in zahlreichen Fragen unterschiedliche
Standpunkte vertraten, in Einklang zu bringen. Der Geschäftsbereich des
Ministerpräsidenten umfasste die Außenpolitik, die Bereinigung der strittigen
Angelegenheiten mit dem österreichischen Reich und Kroatien sowie die Or-
ganisation der Streitkräfte.
Die verfassungsmäßige Grundlage war also durch die Aprilgesetze ge-
geben und gefestigt. Der Ban von Kroatien, Jellaèiæ – der einige Tage vor
Batthyánys Amtsantritt ernannt wurde – war der einzige, der die Regierung
nicht anerkannte und jegliche Beziehung mit Pest-Buda abbrach. Im neuen,
nach dem Prinzip der Volksvertretung gewählten Landtag, der Anfang Juli
in Pest zu tagen begann, erlangte die Regierung Batthyány die überwiegende
Mehrheit. Einstweilen zeigte sich die außenpolitische Situation als günstig.
In der Frankfurter Paulskirche trat die Nationalversammlung zusammen.
Ihre Aufgabe war es, alle Staaten des zu einem zusammenzuschließen. Es
war zu hoffen, dass die (westlichen) Kronländer des Habsburgerreiches in die
neue deutsche Einheit eingegliedert würden. In diesem günstigen Fall könnte
das historische Ungarn – meinten zumindest Batthyány und seine Mit-
streiter –, das an sich schon eine Mittelmacht darstellte, weitere Gebiete des
Habsburgerreiches, die von der deutschen Einigung ausgeschlossen blieben
(Galizien, Kroatien und Dalmatien), und in weiterer Folge auch die Länder,
die am Unterlauf der Donau von der osmanischen Anhängigkeit befreit
wurden (Serbien, die Walachei und die Moldau), um sich scharen. Diese
Vorstellung, die nachträglich als „großungarisches” Konzept bezeichnet
wurde, war nicht frei von nationalistischen Ideen, dennoch müsste sie eher
als eine außenpolitische Konstruktion betrachtet werden, die sich aus der
durch die erhoffte deutsche Einheit entstandenen Situation notwendiger-
weise ergab. Sie war natürlich die günstigste Version der ungarischen Außen-
politik, und man muss hinzufügen, dass sich Batthyány diesen Wandel unter
der Führung eines Mitglieds der Habsburger-Dynastie vorstellte. Doch die
deutsche Einigung scheiterte, und die erhoffte große mitteleuropäische
Umwandlung blieb aus. Ende Sommer 1848 war das Programm schließlich




Das größte Problem stellte der Umgang mit der Nationalitätenfrage dar.
Diesbezüglich war die Regierung Batthyány vom ersten Tag ihrer Tätigkeit
an mit entschlossenen Gegenbestrebungen konfrontiert. Anfangs waren die
Forderungen als Punktationen (Volksversammlungsbeschlüsse) formuliert,
später, im Sommer 1848, griffen die serbischen Aufständischen mit Unter-
stützung des Fürstentums Serbien zu den Waffen. Ihr Bestreben, eine serbi-
sche Woiwodschaft zu verwirklichen, nahm seinen Anfang mit ethnischen
Säuberungen. In Südungarn brach der Bürgerkrieg aus. Es war offensicht-
lich, dass Jellaèiæ die ungarische Regierung von Kroatien her angreifen
würde. Dieser Angriff erfolgte am 11. September. Im Oktober 1848 ent-
fachten die Rumänen in Siebenbürgen, gemeinsam mit kaiserlich-könig-
lichen Streitkräften, einen bewaffneten Aufstand. Es unterliegt keinem
Zweifel, dass die Regierung Batthyány den Nationalitäten über die allge-
meinen bürgerlich-politischen Freiheitsrechte und die Bauernbefreiung hi-
naus keine Zugeständnisse machen wollte. Doch die bewaffneten Aufstände
wurden von den Nationalitäten entfacht, sie vertraten das Prinzip der
ethnischen Säuberung, und diese wären durch Verhandlungen und Konzes-
sionen schwerlich abzuwenden gewesen. Die wichtigste Aufgabe der Pest-
Budaer Regierung blieb daher die Aufstellung der Streitkräfte.
Es ist weniger bekannt, dass Batthyány neben der Führung der Regie-
rung eine entscheidende Rolle in der Organisation der Landesverteidigung
spielte. Aus den jahrzehntelangen Forschungen von Aladár Urbán wissen
wir, dass jene Armee, die am 29. September bei Pákozd einen Sieg davontrug
und kraft ihrer Stärke einen erneuten Angriff des Gegners bis Ende 1848
aufhalten konnte, großteils durch die Kraftanstrengungen von Batthyány
kampffähig wurde. Im April und Mai 1848 vertrat Batthyány Verteidi-
gungsminister Lázár Mészáros, der sich noch in Italien aufhielt. In den
Verhandlungen in Wien erreichte er, dass die in Ungarn stationierten
kaiserlich-königlichen Truppen der ungarischen Regierung unterstellt und
auf die Verfassung vereidigt wurden. Ferner drängte er darauf, die im Ausland
stationierten ungarischen Regimenter nach Hause zurück zu bringen.
Die Organisation einer zusätzlichen Streitkraft, der in den neuen Gese-
tzen verankerten Nationalgarde, war ebenfalls die Aufgabe des Minister-
präsidenten. Batthyány rief den Landeskriegsrat der Nationalgarde ins Leben,
unter dessen Leitung die Bürger für den Nationalgardedienst konskribiert,
Einheiten zugeteilt und mit Offizieren versehen wurden. Für die Beschaf-
fung der Waffen sorgte ebenfalls Batthyány; zum Teil stammten sie aus
Beständen der Militärlager, zum Teil aus dem Ausland. Für die Größe der

        
Aufgabe war bezeichnend, dass 350-400.000 Männer für den Dienst regist-
riert wurden – freilich war nur ein kleiner Teil von ihnen mit Schusswaffen
ausgestattet. Die Nationalgarde war ursprünglich für die Aufgaben der
Bürgerwache, für die Gewährleistung der lokalen öffentlichen Sicherheit
(nach französischem Muster) bestimmt, aber die Nationalitätenaufstände
machten ihre Mobilisierung und ihren vom Wohnort entfernten Einsatz
notwendig. Diese Einheiten, die für einige Wochen ausrückten und eben-
falls von Batthyány organisiert wurden, bezeichnete man als mobile Feld-
nationalgarde.
Batthyány brachte eine bedeutende – wenn man so will: revolutionäre –
Neuerung in den Militärbereich ein, als er am 16. Mai 1848 einen Aufruf
erließ: eine reguläre Nationalgarden (Söldner) wurde rekrutiert – natürlich
nicht für die Aufrechterhaltung der lokalen Ordnung, sondern für militä-
rische Einsätze, für die Verteidigung des Landes. Die Organisation und die
Musterung der Soldaten unterlagen der Sanktionierung des Königs, des-
halb wurde diese Rekrutierung in den Rahmen des Nationalgardegesetzes
eingefügt. Die Anzahl der Kompanien der neuen Nationalgarde, die sich
zumeist aus freiwilligen, schnell auszubildende Städtebewohnern und Schrei-
bkundigen zusammensetzten, erreichten bald die zehn Bataillone, d.h. zehn-
tausend Mann. Es entstand die Honvéd-Armee, die später das Rückgrat
der Wehrkraft der Revolution bildete.
Unterdessen reiste Batthyány mehrmals nach Wien und Innsbruck,
führte Gespräche mit dem Herrscher, den Erzherzögen und den Mitglie-
dern der Wiener Regierung, sogar mit Jellaèiæ. Er war bereit zu verhan-
deln, doch vom Wesentlichsten, von den Aprilgesetzen und von Ungarns
errungener Eigenständigkeit, ließ er nie ab. Obwohl es unter den Regie-
rungsmitgliedern in dem einen oder anderen Punkt Meinungsverschieden-
heiten gab, stellten sich alle seine Minister in dieser grundsätzlichen Frage
hinter ihn. Batthyány unternahm enorme Kraftanstrengungen, Ungarns
gesellschaftliche und politische Stabilität herbeizuführen. In den ersten
Monaten waren seine Organisationsarbeit und Unterhandlungen noch
erfolgreich. Als aber Ende Sommer 1848 der außenpolitische Horizont sich
verfinsterte und die Wiener Regierung durch die Siege in Italien erstarkte,
geriet die ungarische Regierung in eine kritische Lage. Batthyánys Kon-
zept bestand darin, in Kooperation mit der Habsburgerdynastie neue Stabi-
lität zu schaffen. Doch die Habsburger wünschten die alten, vorrevolu-
tionären Verhältnisse herbei. Batthyánys letzte Unterhandlungen, seine
Kompromissversuche Ende August bzw. Anfang September scheiterten.
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Die Regierung legte am 11. September 1848 ihr Amt nieder. An diesem Tag
passierten die Truppen von Jellaèiæ die Drau. Der konterrevolutionäre
Angriff der Kroaten nahm seinen Anfang.
Batthyány regierte nur mit Hilfe der Staatssekretäre allein weiter, als
geschäftsführender Ministerpräsident. Durch Rekrutierung und Papier-
geldherausgabe schuf er die Voraussetzungen für eine funktionsfähige
Landesverteidigung; damit konnte Jellaèiæ aufgehalten und zur Umkehr
gezwungen werden. Batthyánys Bedingungen für die Regierungsumbil-
dung hingegen, die auf der Bewahrung der Errungenschaften von 1848
beruhten, wurden in Wien nicht akzeptiert. Er legte am 2. Oktober 1848
sein Amt endgültig nieder und zog sich auf seinen Landbesitz zurück, um
seine künftigen politischen Möglichkeiten durchzudenken. Auch der Ge-
danke an Auswanderung ging ihm durch den Kopf. Schließlich entschied er
sich für den aktiven Widerstand. Er trat der Nationalgarde im Komitat
Vas bei und ließ sich erneut zum Abgeordneten wählen. Gegen Ende 1848
erschien er wieder im Pester Landtag. Am letzten Tag des Jahres brachte er
den Vorschlag ein, eine Delegation zum neuen gegnerischen Oberbefehls-
haber, Windischgrätz, zu entsenden – getragen von der Hoffnung auf eine
zeitweilige Waffenruhe. Ein Unheil verkündendes Vorzeichen war, dass
Windischgrätz nicht einmal dazu bereit war, den ehemaligen Minister-
präsidenten zu empfangen. (Von den anderen Mitgliedern der Delegation
forderte er bedingungslose Kapitulation.) Batthyány kehrte nach Pest
zurück. Dort wurde er am 8. Januar 1849 von den einmarschierten kaiser-
lichen Truppen verhaftet. Damit fand seine öffentliche politische Lauf-
bahn ein Ende.
Was danach erfolgte, der Prozess und das Martyrium, stellten nicht nur
in seinem persönlichen Schicksal, sondern auch in der ungarischen Ge-
schichte ein tragisches Kapitel dar. Batthyány wurde zum Opfer eines
vorab geplanten politischen Mordes, eines Racheaktes, dessen Planung und
Ausführung auf Mitglieder der Habsburgerdynastie zurückging.
Der Prozess entbehrte jeglicher Grundlage – auch unter Berücksichti-
gung der Rechtsauffassung der österreichischen Sieger. Er beruhte auf
einem am 3. Oktober 1848 erlassenen, formal widerrechtlichen kaiserlichen
Manifest, das die Tätigkeit des ungarischen Landtags und der Behörden ab
sofort außer Kraft setzte und über das Land das Kriegsrecht verhängte.
Dieses Manifest konnte keine rückwirkende Kraft haben, d.h. es konnte
niemand für eine Handlung vor dem 3. Oktober zur Rechenschaft gezogen
werden. Niemand – außer Graf Lajos Batthyány, obwohl er nach dem 3.
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Oktober keine wesentliche politische Tätigkeit mehr ausübte. Er war der
einzige unter den im Frühjahr 1848 in Europa ernannten Ministerpräsi-
denten, der zur Verantwortung gezogen wurde.
Vor dem österreichischen Kriegsgericht wurde er beschuldigt, Militär-
rekrutierung verordnet, Papiergeld herausgegeben und damit die Hoheits-
rechte des Herrschers verletzt zu haben. Batthyány bezog sich in seiner
Verteidigung darauf, dass die Situation des Landes dies erfordert hatte und
seine Maßnahmen von Palatin Stephan, dem Stellvertreter des Königs,
bewilligt worden waren. Seine Argumente wurden nicht berücksichtigt.
Ferner wurde ihm unterstellt, dass er die Wiener Revolution am 6. Okto-
ber 1848 hervorgerufen hätte – diese Anklage wurde aufgrund ihrer offen-
sichtlichen Absurdität wieder fallen gelassen. Man hat Batthyány verübelt,
dass er Ende Dezember 1848 in den Landtag zurückgekehrt war. Die
Anklage lautete auf Hochverrat; darauf stand die Todesstrafe. Der Kriegs-
gerichtsprozess zog sich in die Länge. Der Gefangene wurde aus dem
Budaer Gefängnis angesichts der herannahenden ungarischen Armee im
Frühjahr 1849 nach Laibach (Ljubljana), später nach Pressburg, von dort
wiederum nach Olmütz und schließlich – nach der Waffenniederlegung bei
Világos – in den Militärflügel des Neugebäudes in Pest gebracht. Im
Prozess vertrat der Kriegsrichter sowohl die Anklage als auch die „Vertei-
digung” in einer Person; den Verhören wohnten – im Übrigen den dama-
ligen Regeln entsprechend – ein oder zwei Mitglieder des Kriegsgerichtes
bei. Nur das Prozessmaterial gelangte vor das Plenum des Kriegsgerichtes,
der Angeklagte nicht. Wie es im Kriegsgericht üblich war, stimmte man
dem beantragten Todesurteil zu, doch wurde der Angeklagte zugleich
nachdrücklich zur Begnadigung vorgeschlagen (und es ist anzunehmen,
dass sowohl die Mitglieder des Kriegsgerichtes als auch der Kriegsrichter
fix damit gerechnet hatten, dass dies auch gebilligt werde). Doch es kam an-
ders. Der gnadenlose junge Kaiser traf selbst eine Entscheidung, indem er
das Begnadigungsrecht Haynau übertrug. Und er wusste, warum: Haynau
verordnete, das Todesurteil am Jahrestag der Wiener Revolution, dem 6.
Oktober 1849, durch den Strang zu vollstrecken.
Vor der letzten Nacht übergab Batthyánys Ehefrau, Gräfin Antónia
Zichy, ihm einen kleinen Dolch, damit er dem beschämenden Tod durch
Selbstmord entgehen konnte. Batthyány fügte sich schwere Wunden am
Hals zu, verlor jede Menge Blut, war aber in der Morgendämmerung noch
am Leben. Also musste die Vollstreckung des Todesurteils entweder ver-
schoben werden oder durch Erschießung erfolgen. Der zuständige General
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entschied sich für Letzteres. Am Morgen des 6. Oktober 1849 wurde
Batthyány vor der Mauer des Neugebäudes – ungefähr dort, wo heute das
Ewige Licht in der Pester Innenstadt steht – hingerichtet. Er selbst gab den
Soldaten des Feldjägerbataillons den Feuerbefehl: „Allez, Jäger! Es lebe das
Vaterland!”
Diese gnadenlose Vergeltung – und auch die Hinrichtung der 13 Hon-
véd-Generäle an diesem Tag in Arad und weitere Opfer – löste in Europa
große Bestürzung aus. Viele meinten, Batthyány musste an Stelle derjenigen
sterben, die in die Emigration gegangen waren, als Opfer der nachträglichen
Rache. Heute belegen mehrere Quellen, dass über Batthyánys Schicksal im
Wiener Hof bereits viel früher, im Herbst 1848, eine Entscheidung gefällt
worden war. Wer sich im Konflikt zwischen Loyalität gegenüber der Dy-
nastie und rechtmäßiger Unabhängigkeit und Verfassungsmäßigkeit des
Landes für Letzteres entschieden hatte, musste sterben.
András Gergely
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LAJOS BATTHYÁNY UND DIE ENTSTEHUNG
DES UNGARISCHEN NATIONALSTAATES
Der erste unabhängige verantwortliche Ministerpräsident Ungarns, der
den Märtyrertod starb, wurde am 10. Februar 1807 in Pressburg (Po-
zsony/Bratislava) in eine Aristokratenfamilie geboren, deren Herkunft bis
in die Zeit der ungarischen Landnahme zurückverfolgt werden kann und
der die Nation im Mittelalter mehrere Staatsmänner von herausragender
Bedeutung zu verdanken hatte. Der allgemein bekannte Stolz, das Selbst-
bewusstsein und die Selbstsicherheit von Lajos Batthyány wurzelten in
erster Linie in der Familientradition, die ihn nicht nur in seiner ganzen
Laufbahn begleitete, sondern die seine Persönlichkeit, sein Verhalten und
seine Entscheidungen grundsätzlich bestimmten. Sein Werdegang begann
in einem bei den aristokratischen Jünglingen üblichen traditionellen Rah-
men. Doch dann formulierte er auf der Grundlage der Erfahrungen auf
seinen Reisen in Westeuropa zu Anfang der 1830er Jahre, seiner theore-
tischen Kenntnisse aus der zeitgenössischen liberalen Fachliteratur und der
politischen und ideellen Wirkungen der aufblühenden ungarischen Re-
formzeit in kurzer Zeit die Grundsätze seines Gedankensystems und trat
bereits bei der Ständeversammlung 1839/40 mit einem ausgereiften eigenen
Programm auf.
Der junge Adelige hatte den Kampf für die Abschaffung der Feudal-
gesellschaft, gegen das absolutistische Regierungssystem und gegen die
nationale Abhängigkeit auf seine Fahne geschrieben. Er hielt es für die
historische Aufgabe seiner Generation, das Entstehen eines sowohl nach
außen als auch nach innen freien Ungarn zu betreiben, das sich in ein
liberales Europa ohne die Heilige Allianz als gleichrangiger Partner ein-
fügte. In seinen Ansichten mischte sich ein Sendungsbewusstsein, das auf
einer als Familienerbe mitgebrachten ethischen Grundlage beruhte, mit
einer Naivität, die politische Moral für eine Evidenz hielt, und mit einem
manchmal schon utopisch scheinenden optimistischen Glaubens an den
unaufhaltsamen Fortschritt. Da er die Wiederherstellung der Reinheit des
gesellschaftlichen öffentlichen Lebens für eine der wichtigsten Voraus-
setzungen für die bürgerliche Umgestaltung in Ungarn hielt, wandte er
sich in kritischen Aufrufen an seine Umgebung, die auf einen Wechsel
drängten und sogar demokratische Elemente beinhalteten.
Die frühen Äußerungen Batthyánys waren von der Überzeugung ge-
prägt, dass sich die nötige Umgestaltung auf die Aristokratie stützen und
deren führende Rolle anerkennen sollte. Diese Ansicht war ähnlich jener
von István Széchenyi. Sie war eng verbundenmit der privilegierten gesellschaft-
lichen Situation des Grafen, beruhte jedoch auch darauf, dass er die organische
Entwicklung eindeutig als die bessere, dem Ablauf der ungarischen Ge-
schichte entsprechendere Variante der bürgerlichen Umwandlung hielt. Das
brachte ihn jedoch denen, die die Reformen unter Aufrechterhaltung der
Privilegien erwarteten, nicht näher. Er dachte der Aristokratie auch deshalb
eine Schlüsselrolle zu, weil er ihre politische Kompetenz, historischen Erfah-
rungen und wirtschaftliche und gesellschaftliche Bedeutung für die Verwirk-
lichung seines Ideals, der monarchischen Demokratie, für unentbehrlich
hielt. Er beanspruchte also für diese Schicht eine führende Funktion
innerhalb der gesamtnationalen Bewegung, und er hielt es für ihre mora-
lische Pflicht, dass sie ihre im Lauf der Geschichte gesammelte höhere
Bildung und ihr angehäuftes Vermögen in den Dienst des Aufschwunges
der Nation stellte.
Batthyánys Konzeption der demokratischen Monarchie erhielt in den
1840er Jahren ihre endgültige Gestalt. Ihre Verwirklichung setzte nun-
mehr gleichzeitig die Auflösung des absolutistischen Regierungssystems
und die Aufhebung der untergeordneten Rolle Ungarns innerhalb des
Habsburgerreiches voraus. Diese doppelte Aufgabe brachte Batthyány dazu,
bei der Formulierung seines Gesellschaftsbildes und seines politischen Prog-
ramms dem demokratischen Prinzip der Volkssouveränität eine außeror-
dentliche Bedeutung zuzumessen.
Es ist bekannt, dass Batthyány abweichend von den bedeutendsten
Politikern der ungarischen Reformzeit, István Széchenyi, Miklós Wesse-
lényi, József Eötvös, nicht versucht hat, zur Reformdiskussion mit theore-
tischen Werken beizutragen. Es ist charakteristisch, dass er auch an dem
heftigsten ideologischen Zusammenstoß der Reformzeit, an der Diskus-
sion über Széchenyis Buch „Das Volk des Ostens” zwischen István Széche-
nyi und Lajos Kossuth, die die Trennung des konservativen und des
demokratischen Liberalismus beschleunigte, nicht persönlich teilnahm.
Batthyány sammelte in Kenntnis der progressiven Werke seiner Zeit und
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in regelmäßigem Gedankenaustausch mit seinen Kollegen die verschie-
denen Meinungen, um sich, diese Gedanken ordnend und abwägend,
seinen eigenen Standpunkt und die Strategie eines praktizierenden Politi-
kers zu bilden. Tatkräftig spornte er die Entwicklung des ungarischen
Reformprozesses an, vertrat ihn konsequent und stärkte durch seine per-
sönliche Teilnahme die Politik der Opposition. In den Mittelpunkt seiner
Forderungen stellte er die Schaffung des konstitutionellen ungarischen
Königtums mit vollständiger Autonomie innerhalb des Habsburgerreiches.
Er entwickelte eine Politik, die die verschiedenen Interessen zu vereinigen
suchte. Er wollte dem Bürgertum und dem Bauerntum zur Vertretung
verhelfen, das Eigentumsrecht der Bauern durchsetzen und die Gleichheit
vor dem Gesetz einführen. Er analysierte die Ursachen, die hinter dem
Misserfolg der parlamentarischen Opposition steckten, und wies auf die
Folgen der ungarischen konstitutionellen Umgestaltung für Österreich
hin, indem er als erster die Forderung nach der konstitutionellen Umfor-
mung des ganzen Habsburgerreiches erhob.
Sein entscheidender Einfluss auf die Führung der Opposition stand in
der zweiten Hälfte der 1840er Jahre außer Frage, und es war für alle
selbstverständlich, dass er die führende Rolle innehatte. Er brachte auch
bedeutende finanzielle Opfer, um die Reformbewegung zu fördern. Sein
Anschluss an die Vereinsbewegung führte zur persönlichen Bekanntschaft
mit Lajos Kossuth, und die in dieser Zeit entstehende enge Zusammen-
arbeit zwischen beiden war die Grundlage für ihre langfristige politische
Kooperation. Batthyány spielte 1847 eine bestimmende Rolle bei der Aus-
arbeitung und Verabschiedung des Programms der liberalen Opposition,
ebenso bei der Organisation ihrer Handlungsfähigkeit und Einheit sowie
bei der Wahl von Lajos Kossuth zum Deputierten des Komitates Pest.
Zugleich stellte er jedoch die Grenzen seiner Einigungsversuche klar. Wie
die Konservativen wollte er mit den Ultraradikalen keine gemeinsame
Sache machen. Er grenzte sich vom revolutionären Radikalismus des Mihály
Táncsics ab, was ihn indes nicht daran hinderte, die Hilfsaktion für die
Frau des verhafteten Politikers mit einem wesentlichen Betrag zu unter-
stützen.
Trotz seines bestimmenden Einflusses wollte er die Macht nicht für sich
selbst, er wollte ausschließlich dem Aufschwung des Vaterlandes dienen. Er
sehnte sich nicht nach Popularität, er schloss mit niemandem eine nähere
Freundschaft, in gewisser Hinsicht blieb er stets einsam. Für seine einzige
Vertraute und Verbündete hielt er seine Gattin, Gräfin Antonia Zichy.
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Seine Zurückgezogenheit hinderte ihn jedoch nicht zu erkennen, dass der
Erfolg der Reformbewegung eine organisierte, disziplinierte Teamarbeit
erfordere, an deren Spitze er sich stellte und dabei in Lajos Kossuth seinen
wichtigsten Helfer fand.
Die wahre historische Rolle von Lajos Batthyány, seine besondere Funk-
tion in der ungarischen liberalen Oppositionsbewegung der Reformzeit hat
Kossuth treffend charakterisiert, als er in seinem Brief vom 28. Oktober 1847
an Graf Miklós Wesselényi schrieb: „Mein Freund, man nehme den Hut ab
vor diesem Mann. Er ist auch unter den unerwartetsten Umständen scharf-
sichtig wie ein Luchs, bei seinen eigenen Entschlüssen blitzschnell, und
danach felsenfest, standhaft und beharrlich, als wären all seine Nerven aus
Eisen.”
In die Debatten der letzten ungarischen Ständeversammlung, die am 12.
November 1847 feierlich eröffnet wurde, stürzte sich Batthyány mit beson-
derer Leidenschaft. Er präsentierte die Perspektiven für die Neugeburt
Ungarns im Rahmen des Reiches und im internationalen Kontext, indem er
die Überzeugung vertrat, dass der Kontinent vor einem Wandel stehe, der
auch die Entwicklung der späteren Jahrzehnte bestimmen werde. Er erkannte
die Auswirkungen, die die revolutionären Gedanken haben würden. In seiner
Rede am 7. Dezember stellte er das Verhältnis Ungarns zum Habsburgerreich
in den Mittelpunkt: „Für mich ist es ein Axiom, dass sich das absolute Sys-
tem des Regierens mit dem konstitutionellen unter ein- und demselben
Herrscherstab überhaupt nicht verträgt und dass diese zwei Inkompa-
tibilitäten sich gegenseitig zerstören.” Er drängte als einzige mögliche
Lösung auf eine eigene Verfassung für die übrigen Kronländer der Monar-
chie. Seine mutige Stellungnahme, die bereits historische Perspektiven
aufzeigte, blieb auch außerhalb Ungarns nicht unbeachtet. Die tsche-
chischen und italienischen Liberalen, die die Aufnahme bzw. die Vertie-
fung der Beziehungen beabsichtigten, brachten ihre Sympathie zum Aus-
druck und hießen die ungarischen Reformbestrebungen willkommen, allen
voran diejenigen Elemente, die sich auf das Ganze des Habsburger Reiches
bezogen.
Batthyány widmete den parlamentarischen Debatten über die Schlüs-
selfragen der bürgerlichen Umgestaltung seine besondere Aufmerksam-
keit. Als er sich am 4. Februar 1848 in die Diskussion über den ungarischen
Sprachgebrauch und über die Nationalitäten einschaltete, rief er Betrof-
fenheit und Protest hervor, als er vorschlug, dass den Kroaten bei der
Erledigung ihrer „inneren Angelegenheiten” neben dem Latein auch die
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Benutzung ihrer eigenen Sprache genehmigt werden solle, d.h. dass sie
nicht zur Anwendung einer toten Sprache gezwungen würden. Mit dieser
beispiellosen Aussage demonstrierte er seinen Anspruch, die Nationali-
tätenfrage ohne nationalistische Extreme zu behandeln. Er wollte schon
damals, mit der Weisheit eines großen Staatsmannes, der Verschärfung
der seiner Meinung nach von Wien aus manipulierten Feindseligkeiten
vorgreifen. Mit dieser auch am zeitgenössischen europäischen Libera-
lismus gemessen herausragenden Geste wollte er auch über die Grenzen hi-
naus zeigen, dass „wir die verschiedenen Nationalitäten und deren Anhän-
glichkeit an ihre eigenen Sprachen in Ehren zu halten wünschen.”
Die Revolution in Frankreich nahm er – abweichend von den meisten
seiner Zeitgenossen – ausgesprochen begeistert auf, weil er davon über-
zeugt war, dass „durch den verdienten Sturz von Louis Philippe die Frei-
heit in ganz Europa gewonnen hat”. Er identifizierte sich vorbehaltlos mit
der Rede von Kossuth am 3. März, die das komplette Programm der
bürgerlich-liberalen Umgestaltung umriss, und verschrieb sich der Sache
öffentlich. Veranlasst durch die am 13. März ausgebrochene Wiener Revo-
lution verstärkte er seine Aktivitäten, da er erkannte, dass die Erschüt-
terung der Lage der Wiener Regierung neue Chancen für die Durch-
setzung der Reformen bot. Er setzte sich mit der Pester radikalen Jugend
unverzüglich in Verbindung und war bereit, im Interesse einer erfolg-
reichen, aber unblutigen Revolution auch das Mittel der radikalen Druck-
ausübung in Anspruch zu nehmen, lehnte jedoch die Anwendung von
Gewalt kategorisch ab. Am 15. März fuhr er als Delegationsmitglied der
Ständeversammlung von Pressburg (Pozsony/Bratislava) nach Wien, wo er
nach heftigen Diskussionen und infolge der unerschrockenen und ent-
schlossenen Intervention seines eifrigsten Förderers, des Palatins Erzherzog
Stephan, mit der persönlichen Einwilligung von Ferdinand V. am 17. März zum
unabhängigen und verantwortlichen Ministerpräsidenten ernannt wurde.
Im März 1848 war Batthyány ein sowohl in Wien als auch in Pressburg
gleichermaßen populärer Politiker, für die öffentliche Meinung verkörperte
er das wichtigste Symbol der Erneuerung. In den bestimmenden Märztagen
zeigte er verantwortungsvolles, die Zeichen der Zeit klar erkennendes Ver-
halten. Seine Anwesenheit erwies sich in mehrfacher Hinsicht als unentbehr-
lich, und er erwarb sich entscheidende Verdienste um die Durchführung des
verfassungsgemäßen und unblutigen Umbruches. In enger strategischer Zu-
sammenarbeit und bemerkenswerten Arbeitsteilung mit Lajos Kossuth er-
reichte er die Verabschiedung der Gesetze zur Liquidierung des Feudalismus
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und erzielte die Unterstützung der Öffentlichkeit außerhalb der Parlament.
Er arbeitete sowohl inhaltlich als auch taktisch engmit Kossuth zusammen. In
mehreren Fragen, wie z.B. bei der Befreiung der Leibeigenen, unterstützte
Batthyány die weitestgehenden Vorstellungen. Er bekämpfte die Verzöge-
rungsversuche der Konservativen und wehrte entschlossen und reaktions-
schnell einerseits die Radikalen, andererseits die Konterrevolutionäre ab, um
die verfassungsgemäße, monarchische Richtung vor allen Bedrohungen zu
schützen.
Wenn es nötig war, griff er zur Durchsetzung außerordentlicher Maß-
nahmen auch zu neuen offensiven politischen Mitteln. Eng mit Kossuth
zusammenwirkend gelang es Batthyány und seiner Regierung, sowohl dem
Bürgerkrieg als auch dem Bruch mit dem Habsburger Hof und auch dem
inneren Zerwürfnis zu entgehen und die nationale Selbstbestimmung und
den bürgerlich-verfassungsmäßigen Übergang in den legalen Rahmen der
Aprilgesetze zu kleiden.
Die als Ergebnis vielfacher Kompromisse erarbeitete „Aprilverfassung”
legte die Grundlagen des modernen ungarischen Staatswesens und der
modernen gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Entwick-
lung. Der neuernannte Ministerpräsident Batthyány erklärte als seine
Zielsetzungen die Festigung der Errungenschaften der Revolution, die
Ausweitung der in den Aprilgesetzen beschlossenen konstitutionellen Au-
tonomie auf alle Gebiete und die Anerkennung der reinen Personalunion
auf friedlichem Wege. Obwohl er nicht einmal über administrative Erfah-
rungen auf Komitatsebene verfügte, gelang es ihm, die Schwierigkeiten
durch eine ausgezeichnete Auswahl seiner Regierungsmitglieder und Kol-
legen auszugleichen.
Während es ihm im Bereich der Finanzen relativ leicht gelang, die Auto-
nomie von Wien durchzusetzen, traten im Bereich des Militärwesens außer-
ordentliche Schwierigkeiten auf. Laut Wiener Interpretation hatten nämlich
die Aprilgesetze nichts an der zentralen Führung des Reichsheeres verändert,
und darauf Bezug nehmend leisteten die für Ungarn ernannten General-
kommanden den Befehlen der ungarischen Regierung keine Folge. Batthyány
beharrte darauf, dass über das im Lande stationierte Militär ausschließlich die
ungarische Regierung bestimmte. Ohne ein entsprechendes Sicherheitsorgan,
ohne bewaffnete Macht, die die Souveränität des Landes verteidigen konnte,
wäre die nationale Selbstbestimmung unvollständig geblieben.
Auch auf dem Gebiet der Außenpolitik strebte Batthyány die Klärung
der unscharf formulierten, provisorischen Kompromisse an und bean-
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spruchte die selbständige Verwaltung der auswärtigen Angelegenheiten.
Er spielte eine bestimmende Rolle bei der Durchsetzung der außenpo-
litischen Konzeption für Ungarn, wenn auch in ständiger Abstimmung
mit seinen Ministerkollegen, in erster Linie mit Kossuth.
Der ungarische Ministerpräsident erkannte, dass die Revolutionen vom
Frühjahr 1848 nicht nur das reaktionäre System der Heiligen Allianz
überwunden, sondern im mitteleuropäischem Raum auch die Voraus-
setzungen der politisch-gesellschaftlichen Erneuerung geschaffen und den
Völkern und Nationalitäten neue Möglichkeit eröffnet haben. Europas lib-
eral-konstitutionelle und bürgerlich-demokratische Entwicklung ermög-
lichte im Prinzip die Wiederherstellung Polens, in Ungarn gemäß den
Aprilgesetzen die Selbstbestimmung, und die Schaffung der italienischen,
bzw. der deutschen nationalen Einheit. Das vereinigte Deutschland und das
unabhängige Ungarn waren für Europas demokratische Zukunft einander
bedingende Voraussetzungen, das wussten sowohl die Befürworter der
Vollendung der bürgerlich-konstitutionellen und liberal-nationalen Ent-
wicklung als auch die Befürworten der Restaurierung der früheren Ver-
hältnisse.
Batthyány und seine Mitarbeiter haben es richtig erkannt, dass die im
März erkämpfte ungarische und europäische Freiheit vor allem durch das
Zarenreich bedroht war. Dieses machte keinen Hehl daraus, dass es einem
eventuellen Hilferuf bestimmter konservativ-absolutistischen Kreise der
Habsburger, die jede Form der mitteleuropäischen demokratisch-nationa-
len Umgestaltung ablehnten, Folge leisten würde. Die ungarischen Poli-
tiker mussten aber bei ihren Bemühungen in England die Gleichgültigkeit
und die Passivität der offiziellen Londoner Regierungskreise, bzw. in Paris,
wegen der dortigen tiefen sozialen Krise, das vollkommene Fehlen jeglicher
internationalen Aktivität erfahren. Danach haben sie immer entschlos-
sener den Standpunkt vertreten, dass das Schicksal und die Zukunft, der
eventuelle Erfolg oder der Misserfolg der deutschen und der ungarischen
Angelegenheit nur gemeinsame Sache sein könne.
Nach ihrer Auffassung, die im späten Frühjahr und im Sommer 1848
Konturen annahm, bildeten die Konzepte vom Habsburgerreich mit Buda
als Zentrum und vom Deutschen Reich mit Frankfurt am Main als Zent-
rum die zwei ausschlaggebenden regionalen und souveränen, jedoch von-
einander untrennbaren Pfeiler des gleichen gesamteuropäischen Prozesses.
Deshalb warteten die ungarischen Politiker hoffnungsvoll auf die Ent-
stehung des neuen Deutschland. Obwohl sie die Widersprüche und Diffe-
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renzen zwischen Österreich und Preußen, das Weiterleben des Parti-
kularismus deutscher Landesfürsten, die Verschärfung der liberalen und
radikalen Gegensätze sowie die zunehmende Radikalisierung der repub-
likanisch-sozialistischen Bewegung wahrnahmen, begrüßten sie in dem
neuen Staat, der sich in Frankfurt am Main, in der historischen Pauls-
kirche, formierte, ihren wichtigsten strategischen und natürlichen Ver-
bündeten. Sie dachten, dass die Eröffnung des deutschen nationalen Parla-
ments am 18. Mai in Frankfurt eine besonders wichtige Stufe der deutschen
Einheitsbestrebungen darstellte, die die Zukunft des ganzen Kontinents
und vor allem des mitteleuropäischen Raums und damit auch Ungarns sehr
stark bestimmen würde. Die Entstehung der deutschen Einheit unter
Einschluss der österreichischen Kronländer des sich auflösenden Habs-
burgerreiches war im Sommer 1848 selbst für die sonst reaktionären politi-
schen Kreise eine Realität geworden: „Österreich – aufteilt und geschwächt
– hat aufgehört, seine frühere Position in Europa einzunehmen, statt seiner
stehen wir in dem Gebilde des deutschen Bundes einer einheitlichen demok-
ratischen Macht gegenüber, die geeignet ist, uns ernsthafte Schwierigkeiten
zu bereiten” – stellte der russische Außenminister Nesselrode in einer offizi-
ellen Note schon am 18. April fest. Das neue Deutschland mit den öster-
reichischen Kronländern, bzw. das Habsburgerreich, das die innere Einheit
verloren hatte, aus den italienischen Ländern verdrängt wurde und sich in
Auflösung befand, auf der einen Seite, und die immer stärkere russische
Bedrohung aus dem unteren Donauraum auf der anderen Seite, zwangen die
ungarischen Politiker, die Möglichkeiten des eigenen Landes ernsthaft zu
überdenken. Nachdem der Herrscher wegen der Wiener Revolution am 15.
Mai aus seiner Hauptstadt geflohen war, schlug die Regierung Batthyány
vor, den Sitz des Königs von Ungarn nach Buda zu verlegen. Die Verwirk-
lichung dieses Planes versprach eine wesentliche Festigung des internatio-
nalen Ansehens Ungarns, da ein derartiger Schritt des herrschenden Habs-
burgers die Gültigkeit der in den Aprilgesetzen sanktionierten ungarischen
Selbstbestimmung auch vor dem Ausland bekräftigt hätte.
Die ungarischen Politiker sahen in der europäischen Freiheit und im
einigen Deutschland Faktoren, die einander gegenseitig stützten. Ähnliche
Wechselwirkungen sah László Szalay, der ungarische Gesandte beim deu-
tschen Parlament in Frankfurt, in seiner Analyse der ungarischen und deu-
tschen Zukunft. Am 12. August schrieb er an den provisorischen deutschen
Ministerpräsidenten, Herzog Karl Leiningen: „Das unabhängige Ungarn
ist für Deutschlands Einheit stärkste Bürgschaft. Was Ungarns selbstän-
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diges Erblühen, was seine Bemächtigung fördert, das fördert auch die
Macht des einheitlichen und freien Deutschland.” Die Meinung Szalays
deckte sich mit der Erklärung des Frankfurter Abgeordneten Eisenmann
vom 21. August, dass „wenn eines Tages Ungarns Selbständigkeit zer-
schlagen wird, und über die ungarischen Ressourcen verfügt wird wie
früher, dann werden diejenigen, die gegenwärtig mit der Vorbereitung des
Vorspiels beschäftigt sind (das war eine klare Anspielung auf die Vorbe-
reitungen für die Konterrevolution der Habsburger) ihre Kräfte gegen uns
wenden.”
Wegen dieser Parallelität der nationalen Interessen und weil die unga-
rische Regierung keine Hoffnungen in die Politik der westlichen Groß-
mächte setzte, sah sie im vereinten Deutschland den strategischen Verbün-
deten. Am 26. August empfing der deutsche Reichsverweser, Erzherzog
Johann, den internationalen protokollarischen Gewohnheiten gemäß, den
ungarischen Gesandten László Szalay. Das bedeutete die offizielle Kontakt-
aufnahme zwischen Deutschland und dem unabhängigen Ungarn, d.h. die
diplomatische Anerkennung.
Am 31. August wurden bekanntlich die vom Herrscher sanktionierten
Aprilgesetze und somit die Grundlage der ungarischen Selbstbestimmung
auf Betreiben der konterrevolutionären Kräfte, die sich nach dem Sieg in
Italien Ende Juli schon stark genug fühlten, als illegal erklärt. Ab Mitte
September erreichte der Kampf zwischen den konterrevolutionären und
den verfassungsmäßigen Kräften in Österreich ihren Höhepunkt. Durch
den Sieg des Generals Windischgrätz über die Oktoberrevolution in Wien
wurden die mitteleuropäischen Kräfteverhältnisse grundlegend verändert
und der Beginn einer allgemeinen konterrevolutionären Offensive in Mit-
teleuropa ermöglicht. Die Verschiebung der Kräfteverhältnisse zeigte sich
deutlich auch im deutschsprachigen Raum. Die ungünstige Wendung und
die Unfähigkeit der Paulskirchenversammlung verstärkten die Aktivitäten
der Republikaner. Sie konnten jedoch keinen wesentlichen Einfluss auf die
Tätigkeit des Einheitsparlaments gewinnen, das immer mehr isoliert wu-
rde. Die Sache der deutschen Einheit nahm also eine unglückliche Wen-
dung, und dies hatte verhängnisvolle Folgen für die mitteleuropäischen
nationalen Bewegungen, die mit der deutschen Entwicklung schicksalhaft
zusammenhingen.
Bekanntlich war für die von Batthyány geleitete ungarische Regierung
das größte Problem, neben den ungünstigen internationalen Verände-
rungen, der Aufstand der von den konterrevolutionären Kräften am Habs-
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burger Hof unterstützten Nationalitäten, allen voran der Kroaten. Bat-
thyánys Verhalten in diesem sich verschärfenden Konfliktes war eine
Gratwanderung, weil er als vom Monarch ernannter Ministerpräsident
dessen Vertrauen besaß, jedoch dem Abgeordnetenhaus verantwortlich
war. Mit einer fast manisch erscheinenden Hartnäckigkeit beharrte er
darauf, jede Chance für eine friedliche Lösung zu ergreifen, während er
sich gleichzeitig zielstrebig – unter Beachtung der Legalität – auf die
Verteidigung der gesetzlichen Rechte Ungarns vorbereitete.
In der Regierungsarbeit legte er besonderes Gewicht auf die individuelle
Verantwortung der Minister und gewährte seinen Kollegen absolute Selbstän-
digkeit. Dadurch war jedoch die Grundbedingung des klassischen parlame-
ntarischen Regierens, die Gesamtverantwortung, nicht gewährleistet. Der
Graf folgte nicht dem britischen Beispiel, nicht er war der Hauptredner der
Regierung im Parlament. Diese Rolle überließ er dem sehr populären
Kossuth. Er selbst widmete sich mit aller Kraft der Rekrutierung der
ungarischen Honvédarmee, und für den Erfolg seiner Anstrengungen
lieferte der Sieg bei Pákozd am 29. September einen großartigen Beweis.
Man kann ihn mit Recht als den Begründer der ungarischen Honvédarmee
ansehen, einer seiner größten historischen Verdienste.
Batthyány bereitete sich bewusst und zu allem entschlossen auf die
militärische Kraftprobe vor, da er ganz genau die Absichten Wiens kannte.
Bei der Sitzung des Ministerrates am 27. August führte er aus: „In Wien
erhielten wir nur Versprechungen, weil sie das, was sie mit ihrer Rechten
gegeben haben, mit der Linken gleich zurücknahmen. Sie spielten mit uns,
während die Reaktion infolge des glücklichen Verlaufes des italienischen
Krieges stärker wurde. Wir werden nicht als Hauptschuldige des Blutver-
gießens bezichtigt, sondern ihr Problem ist, dass in Ungarn die ehemalige
Opposition an die Macht gekommen ist. Das ist es, was für die Reaktion
schrecklich und unter allen Umständen unakzeptabel ist.” Und wirklich:
umsonst schlug die ungarische Regierung Ende August außerordentliche
Zugeständnisse und Kompromisse vor. Umsonst verabschiedete sie am 27.
August jenen auch im internationalen Vergleich beispiellosen Gesetzes-
vorschlag, der den Kroaten gegebenenfalls die vollständige Trennung von
Ungarn, die unbeschränkte nationale Unabhängigkeit zu bewilligen bereit
war. Der Habsburger Hof und die in seinem Dienste stehenden kroatischen
Rebellen bestanden jedoch nun unnachgiebig auf der Zurücknahme der
Aprilgesetze, d.h. auf der Aufhebung der ungarischen Selbstbestimmung
als Bedingung für die Aufrechterhaltung des Friedens.
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Unter dem Eindruck der konterrevolutionären Offensive überzeugte
sich Batthyány endgültig davon, dass die weitere Aufrechterhaltung der
Loyalität unmöglich sei. In seiner Abschiedsrede im Parlament am 15. Sep-
tember begründete er die Änderung seines bisherigen Standpunktes und
wies zugleich der Nation die Richtung des Handelns: „Wenn eine Nation
ihr Leben und ihre Existenz zu verteidigen gezwungen ist und letztendlich
erkennt, dass es keine Hoffnung mehr gibt, dann bin ich auch davon
überzeugt, dass die Loyalität gewissermaßen zu einem Hindernis werden
kann. Aus demselben Grunde fordere ich das Hohe Haus auf, ernsthaft in
Erwägung zu ziehen, ob nun nicht bereits der Zeitpunkt gekommen sei, in
dem es jener allerletzten und resoluten Selbstverteidigung bedarf und in
dem es die Gesetzmäßigkeit nicht mehr aufrecht zu halten fähig, aber auch
nicht verpflichtet sei.”
Der Bewegung der maßgebenden Gruppe des liberalen Adels folgend
und sie zugleich in wesentlichem Maße gestaltend, kam also Batthyány im
Herbst 1848 zur Erkennung, dass der bewaffnete Widerstand gegen die
sich auf einen verfassungswidrigen Angriff vorbereitende Konterrevolu-
tion der Habsburger unvermeidlich und rechtmäßig sei. Der Premier, der
die Devise des auf gesetzlichen Grundlagen basierenden Selbstverteidi-
gungskrieges ausgab und auch den Löwenanteil an der Vorbereitung auf
sich nahm, übernahm nicht mehr die Führung im Freiheitskampf. Nach
dem Misserfolg der letzten Friedensvermittlung in Richtung Jellaèiæ bzw.
nach der Ermordung des königlichen Beauftragten General Lamberg in
Pest eilte er nach Wien und erklärte seinen endgültigen Rücktritt.
Mitte Dezember kehrte er ins Parlament zurück. In der Debatte über
die Fortsetzung des Selbstverteidigungskrieges schlug er vor, das Parlament
solle noch einen Versuch zur Regelung des Konfliktes durch Verhandl-
ungen unternehmen und eine Delegation zu Windischgrätz, dem Oberbe-
fehlshaber der Interventionsarmee, senden. Ohne jede Rücksicht auf seine
persönliche Sicherheit, leistete er seiner Nominierung in die Friedens-
delegation Folge und machte sich auf den verhängnisvollen Weg. Der
kaiserliche General empfing ihn nicht, Batthyány entschied sich trotz
dieses schlechten Omens nicht für die Flucht. Am 8. Januar kehrte er nach
Pest in das Palais Károlyi zurück, wo er um 11 Uhr in der Nacht verhaftet
wurde. In einem Schauprozess, der bereits die neueste Zeit vorausahnen
ließ, wurde er zum Tode verurteilt und am 6. Oktober 1849, am Jahrestag
der Wiener Revolution, gleichzeitig mit 13 ungarischen Generälen in Pest
hingerichtet.
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Die Mitglieder des Hauses Habsburg, die sich auch persönlich beleidigt
fühlten, und die Vertreter der Macht, die in ihrer Schwäche gedemütigt
und dazu gezwungen waren, den Zaren zu Hilfe zu rufen, irritierte das
heldenhafte Standhalten Batthyánys, seine moralische Beständigkeit und
nicht minder seine historische Rolle bei der Begründung der ungarischen
bürgerlichen und nationalen Umwandlung und bei der Schaffung der
Voraussetzungen für den Selbstverteidigungskrieg.
Das Lebenswerk von Batthyány und seine sowohl Werte bewahrende als
auch Werte schaffende Tätigkeit bilden ein herausragendes Kapitel in der
demokratischen Kontinuität der ungarischen nationalen Geschichte, in
der es an tragischen Ereignissen nicht fehlt. Von Batthyány ausgehend
spannt sich ein historischer Bogen bis in die neueste Zeit, der sich über Imre
Nagy bis József Antall erstreckt. Mit seiner Leistung, mit der er sich unter
die bedeutendsten ungarischen Staatsmänner einreiht, sowie mit seinem
Tod setzte er auch für die Nachwelt Maßstäbe von verpflichtender Kraft,





„FREI DAS WORT, FREI DER GEDANKE…”
GEDANKEN ZUM ÖSTERREICHISCHEN LIBERALISMUS
„Frei das Wort, frei der Gedanke…..”, so beginnt das Gedicht „Spazier-
gänge eines Wiener Poeten” von Anastasius Grün, alias Anton Graf Auers-
perg, dem späteren prominenten österreichischen liberalen Politiker, das er
1831, mitten in der jeder Freiheit abholden Ära Franz I. und Metternichs
schrieb. Es endet mit einem Aufruf an den regierenden Kaiser:
„Also spricht das Lied, das freie. Vater Franz, du zürnest nicht,
Dass dir’s nahte ungemeldet, ungefragt es zu dir spricht;
Sieh, es ist die Frühlingsschwalbe, die an deine Fenster pickt,
und auch ungefragt dich mahnet, wie die Freiheit hoch beglückt” .
Dieser deutliche Appell von Anastasius Grün an Kaiser Franz, den
Bürgerinnen und Bürgern die ersehnten Freiheiten zu geben, ist eine der
gar nicht seltenen Manifestationen einer frühen politischen Kultur der
Freiheit, einer (früh)liberalen Weltanschauung, wenngleich damit noch
kein liberales, staatspolitisches Programm (mit Verfassung, parlamenta-
rischen Vertretungen, Menschenrechten etc.) gemeint war.
Obwohl es eine politisch organisierte liberale Bewegung vor 1848 nicht
gab, soll im Folgenden versucht werden, den Spuren liberaler Ansätze vom
späten 18. Jahrhundert bis 1848 zu folgen, um anschließend die liberale Rev-
olution von 1848 in Österreich und ihre Folgen für den Liberalismus zu
beschreiben und schließlich ihre Wirkungsgeschichte zu skizzieren, die
ganz anders als in Ungarn verlief. In Ungarn waren bekanntlich die Libe-
ralen nach dem Ausgleich von 1867 dreißig Jahre lang an der Regierung,
während sie in Österreich nur kurze Zeit 1871 – 1878 politisch tatsächlich an
der Macht waren.
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Um zu einer Bewertung des Liberalismus in seinen Nuancen und Facet-
ten zu kommen, erscheint es allerdings zu kurz gegriffen, ihn nur vom
parteigeschichtlichen Standpunkt zu sehen. Man muss ihn als politische
Kultur begreifen, deren Ideale eng mit der Weltsicht und Lebensweise
sowie Identität des Bürgertums verwoben waren.
Das Erbe der Aufklärung, oder wie aus einer
Weltsicht eine Bewegung wurde
Der österreichische Liberalismus ist wie fast überall in Europa ein Kind
der Aufklärung. In der österreichischen Monarchie sind seine Wurzeln in
der josephinischen Aufklärung zu suchen. In der späten mariatheresia-
nischen Zeit und besonders im josephinischen Jahrzehnt hatte sich eine
Reformbewegung formiert, die vorwiegend aus aufgeklärten adeligen und
bürgerlichen Beamten und Literaten bestand. Verschiedenartige Vorstel-
lungen von Bildungs-, Wirtschafts- und Staatsreformen sowie die Ver-
wirklichung individueller Freiheiten, vor allem der Meinungs-, Rede- und
Pressefreiheit, standen im Zentrum der Reformbewegung. Wie wir wissen,
wurden zumindest einige davon teilweise und zeitweise – getragen auch
von Joseph II. – verwirklicht. Wenn wir Zeitgenossen glauben wollen,
verschwanden die Reformideen auch dann nicht, als sich nach Josephs II.
Tod die politischen Konstellationen änderten.
Lassen wir Ignaz Beidtel zu Wort kommen, einen höheren Beamter in der
ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts und aufmerksamen Beobachter der Zeit-
phänomene. Beidtel spricht deutlich (und glaubwürdig) von einer „Aufklä-
rungspartei” der nachjosephinischen Zeit, die sich in den Amtsstuben, vor
allem bei Beamten bürgerlicher und aristokratischer Herkunft in den
höheren und mittleren Kategorien des Staatsdienstes erhalten habe. Heu-
tige Historiker und Historikerinnen (Leslie Bodi, Gerda Lettner) nennen
diese späten Aufklärer die „Kräfte der Bewegung” im Gegensatz zur Partei
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der Gegenaufklärung, die sie als „Kräfte der Beharrung” bezeichnen. Die
josephinischen Reformvorstellungen scheinen im kollektiven Gedächtnis
tief verankert gewesen zu sein, die Erinnerung an sie und ihre Ideale
(möglicherweise auch die Idealisierung) überlebte trotz der Verfolgung,
die im Zuge und aus Angst vor der Französischen Revolution in der
österreichischen Monarchie einsetzte, trotz der Jakobinerverfolgung, der
Rückkehr zur Restauration, des Verbots der offenen und geheimen Gesell-
schaften, der scharfen Kontrolle und Zensur. Zentraler Wunsch der frühen
bürgerlichen und aristokratischen Reformer der nachjosephinischen Zeit,
deren konkrete Inhalte uns wenig bekannt sind, war zweifelsohne ganz
allgemein die Aufhebung der Gängelung durch die Obrigkeit sowie der
Kontrolle und Zensur. Eine grundsätzliche Ablehnung staatlicher Obrig-
keit wurde freilich nirgends manifest. Spätestens seit den 1830er Jahren
sind Zeichen erkennbar, dass die Kernstücke der bürgerlichen Ideologie des
19. Jahrhunderts, nämlich Liberalismus in Verbindung mit Nationalismus,
auch im österreichischen gebildeten Publikum eng miteinander verknüpft
waren. Auf dem politischen Parkett waren derartige Äußerungen nicht
sehr ratsam, denn vor 1848 bekannte sich der Staat zum strikten Anationa-
lismus. Sie waren aber fassbar, wenn es sich um Bildung und Kultur
handelte, die im „Metternichschen System” streng beaufsichtigt und zen-
suriert waren. Vergleiche mit den Verhältnissen in manchen deutschen
Nachbarlanden riefen – nachweisbar bei den Deutschsprachigen der
Monarchie – Unmut und Scham hervor. Dass jenseits der schwarzgelben
Grenzpfähle die Freiheitsideologie zunächst intellektuell-literarisch als
„klassische Bildung” und „deutscher Geist von Karl dem Großen bis Goe-
the” Triumphe feierte, bedeutete für österreichische Intellektuelle ein
unfassbares Maß an bürgerlicher Freiheit, an Bildung und Kultur. Und
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das Sozialprestige der Bildungsschichten in den deutschen Staaten war viel
höher als das der österreichischen Bildungsträger wie Professoren und hohe
Beamten. Es kann nicht überraschen, dass sie voll Sehnsucht über die
schwarzgelben Grenzpfähle blickten. So manche, die sich als (im heutigen
Sinn) Liberale verstanden, begannen sich in ihrer kulturellen Identität
„deutsch” zu orientieren, ein Faktum, das die Beziehung der späteren
österreichischen Liberalen sowohl zu den nichtdeutschsprachigen Natio-
nalitäten der österreichisch-ungarischen Monarchie als auch zur österrei-
chischen (multinationalen) Staatlichkeit schwer belasten sollte.
Für die Regierung des biedermeierlich-vormärzlichen Systems war ein
Liberaler freilich ein gefürchtetes – ja übertrieben gefürchtetes – Schreck-
gespenst, und er wurde mit den Jakobinern der Französischen Revolution
gleichgesetzt. Darauf deutet die ironische Äußerung des hohen Beamten
und späteren Hofkammerpräsidenten Carl Friedrich Freiherr von Kübeck
(im Jahr 1831) hin, der in seinen jüngeren Jahren vor allem wirtschafts-
liberale Ideen vertreten hatte: „Ein Liberaler? Sehen Sie, das ist ein Unge-
heuer, ein Feind, ein Mensch, der zu allen [sic!] fähig ist, ein unruhiger
Kopf, ein Neuerer, kurz ein gefährlicher Mensch”.
Die Liberalen waren als Staatsfeinde gefürchtet, sie wurden streng
beaufsichtigt, kontrolliert und verfolgt, und daher war eine politische
Formierung unmöglich. Im Geheimen aber und im Untergrund prägte
eine liberale Weltsicht das geistig-kulturelle und politische Klima zu-
mindest innerhalb des gebildeten Publikums. Diese reformerische Kultur
äußerte sich trotz der Kontrolle durch den Obrigkeitsstaat selbst in diesen
dunklen Jahren des Metternichschen Polizeistaates immer wieder, etwa in
Form von anonymen Schriften oder in der österreichischen Exilliteratur.
In den 1840er Jahren, zu Ende dieses Regimes, wird bereits eine liberale
Bewegung – wenn auch inoffiziell – in Ansätzen sichtbar. Sie zeigte sich
zunächst in Salons und privaten Gesellschaften, die eine Art von „Halb-
öffentlichkeit” darstellten. Der Schriftsteller Bauernfeld vermerkt am 13.
Jänner 1847 in seinem Tagebuch: „Die Gesellschaft bei Doblhoff macht
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sich… Anwesend von Doblhoff, von der Stände Seite: Colloredo, Vater
und Sohn, Fries… Von mir kamen: Alex[ander] Bach, Feuchtersleben,
Castelli… Fürs nächste Mal erwarten wir noch Grillparzer, Hammer,
Endlicher, Thun”. Damit waren in der Öffentlichkeit bekannte, zum Teil
auch verehrte Schriftsteller, Gelehrte, (einflusslose) Politiker und Beamte
genannt. Solche private Gesellschaften und Vereinigungen, wie der „Juri-
disch-politische Leseverein” und der Künstlerverein „Concordia”, bereiteten
die Formierung der ersten liberalen Partei des Jahres 1848 entscheidend vor 	.
Die Revolution von 1848 und die Folgen
1848 traten liberale Vorstellungen plötzlich massiv sowohl als revolutionäre
Freiheitsbewegung als auch als politisches Programm in Erscheinung – mit
den Inhalten politische Mitbestimmung durch parlamentarische Vertretung,
Verankerung der Menschenrechte, Rede- und Schreibfreiheit, Aufhebung der
Zensur und Einführung der Pressefreiheit, unabhängige Gerichte, Aufhe-
bung der Bindung an Grund und Boden, also der Grundentlastung, Bildungs-
und Universitätsreformen. Der Anfang erschien viel versprechend: Dem
Reichstag gelang es, eine Reihe von Punkten des liberalen Programms durch-
zusetzen. Zugleich mit dem „Völkerfrühling”, der eigentlichen Geburt des
Nationalismus im österreichischen Kaiserstaat und der Idealisierung der Na-
tion und ihrer Rechte, sollte auch im deutsch-österreichischen Liberalismus
klar der Anspruch auf nationale Freiheiten, vor allem in Form von Anspruch
auf die „deutsche Einheit”, proklamatorisch zu tage treten.
„Ich hoffe, dass das Deutsche siegen werde,
in Habsburgs Sprossen fließt ja deutsches Blut!”
lautete der enthusiastische Vers des Schriftstellers Hans Perthaler zur
Frage der „deutschen Einheit”  . Er ist bezeichnend für den Geist von 1848,
der Habsburgpatriotismus mit Deutschtümelei nahtlos verband und der
auch für die Zukunft bestimmend sein sollte.
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Nach den anfänglichen Erfolgen der liberalen Bewegung kam rasch das
Ende. Unter dem Kanonenhagel des Fürsten Windischgrätz brach im Okto-
ber 1848 die erste große österreichische Freiheitsbewegung endgültig zusam-
men , nachdem sich die bürgerlichen Liberalen schon vorher in Uneinigkeit
geübt und sich recht deutlich von der Arbeiterbewegung und deren Forde-
rungen abgesetzt hatten. Was dann folgte, war die schrittweise Liquidierung
der liberalen Errungenschaften, der politischen Rechte, der Verfassung, der
bürgerlichen Öffentlichkeit. Die Zensur wurde wieder eingeführt .
Die Regierungsinstitutionen und die „Gewaltenteilung” zwischen Mo-
narch, Regierung und Verwaltung wurden analog zum vormärzlichen
Modell gestaltet. Damit war die absolutistische Kontinuität staatsrechtlich
hergestellt, wie wenn es die Revolution von 1848 nie gegeben hätte .
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Der Liberalismus als die maßgebende politische Bewegung von 1848 war
endgültig gescheitert. War damit auch der Liberalismus als politische Kul-
tur bzw. als grundlegende Weltsicht/Weltanschauung, als Lebensweise, als
„basic personality characteristics” , um mit Norbert Elias zu sprechen,
gescheitert?
Die Geschichte sollte sich wiederholen. So wie nach dem Ende der
josephinischen Reformen war auch nach dem Scheitern der Revolution,
selbst in der düsteren Phase des neoabsolutistischen Regimes, nichts mehr
so wie vorher. Trotz des Stillstands des politischen öffentlichen Lebens und
trotz Wiederbelebung der vormärzlichen absolutistischen Traditionen in
der Regierungspraxis trat ein Modernisierungsschub ein, wieder gelenkt
„von oben” wie unter Joseph II., übrigens wiederum durchgeführt von
Bildungsbürgern, vor allem von Beamten, die sich an der Zukunft orien-
tierten und die zum Teil bereits 1848 in der liberalen Bewegung – damals als
„Staatsfeinde” für den Hof – eine Rolle gespielt hatten. Der Moderni-
sierungsschub als eine der Folgen der Revolution war eine Facette des
Neoabsolutismus, die in der Historiographie bis in die jüngste Zeit gerne
vergessen wurde! Er wurde auch auf Ungarn ausgedehnt . Die staatliche
(Beamten)Elite führte jene Reformen durch, die den Neoabsolutismus
schließlich auch zu Fall bringen sollten.
Die „Neugestaltung Österreichs” war das publikumswirksame Schlag-
wort des Neoabsolutismus ! Doch es war tatsächlich ein Modernisie-
rungsschub, der in der Folge von 1848 verwirklicht wurde, nicht bloß eine
Phrase, die von den Apologeten des Neoabsolutismus großspurig ver-
kündet wurde. Es handelte sich nicht nur um die vollständig Neuordnung
der Grundverhältnisse durch die Grundentlastung, die noch einen Sieg des
österreichischen Reichstages von 1848 darstellte. Es wurde nicht nur die
Schul- und Universitätsreform, übrigens eine Kopie der Humboldtschen
Reform, als weitere Errungenschaft der Revolution verwirklicht. Die
Palette der Reformen reichte von wirtschaftlichen Maßnahmen, wie der
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Aufhebung der Zollgrenze gegen Ungarn, der Gründung der Credit-
Anstalt, der Gewerbeordnung, Steuerreformen, Eisenbahnbau, um nur
einige zu nennen, bis zur neuen Verwaltungseinteilung und Bürokra-
tiereform, die den Bedürfnissen des Staates und den damaligen europäi-
schen Standards entsprach. Das Programm stimmte zumindest zum Teil
mit liberalen Vorstellungen überein. Man gab sich offensichtlich dem
Glauben hin, durch die wirtschaftlichen, bildungspolitischen, steuer- und
verwaltungstechnischen Reformen, die den materiellen Wohlstand her-
beiführen sollten, die Nationalitäten befriedigen zu können und die bür-
gerlichen Mittelschichten der Gesellschaft für das Defizit an politischen
Rechten und für den Verlust der bürgerlichen Freiheiten entschädigen zu
können.
Doch die Entwicklung ging andere Wege. Die Modernisierung blieb
nicht ohne gesellschaftliche Folgen. Sie trieb die Ausbildung einer moder-
nen liberalisierten Staats- und Wirtschaftsgesellschaft voran, die alle ideel-
len, ethischen und kulturellen Werte einer solchen besaß. Die Vorstellung
von liberalen Zielen als Lebensideale war nicht verschwunden. Es gab einen
Grundkonsens in der Gesellschaft, was Legitimität und Ordnung im Staat,
die Regelhaftigkeit von Regierung und Verwaltung betraf, aber auch über
die Ideen von den Freiheiten des Individuums und seinen politischen
Rechten gegenüber dem Staat, der Kirche, in Kultur und Wirtschaft. Sie
sollten die politische Kultur des Landes für die Zukunft bestimmen. Es war
nichts mehr so wie vor 1848.
Es war allerdings eine Art von „fragmentiertem Liberalismus” , d.h.
nur ein Bruchstück des Liberalismus, der als politische Kraft Platz gegrif-
fen hatte. Doch in der Vorstellungswelt von politischer Kultur spielten die
Ideen von Freiheit weiterhin eine dominierende Rolle, sie hatten die Le-
bensbereiche der Gesellschaft erobert. Im Bürgertum hatte sich ein neues
soziales Bewusstsein durchgesetzt, das Bewusstsein, Bürger zu sein, zu dem
die (bereits erwähnten) Ideale von politischen Freiheiten untrennbar ge-
hörten . Die Diskrepanz zwischen der vormärzlichen absolutistischen Re-
gierungsspitze mit den franziszeischen Traditionen auf der einen Seite und
  "	 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fen’s denn das?”. Die fortdauernde Frage zum Jahr 1848 (Reihe Civil Society der Österrei-
chischen Forschungsgemeinschaft 3; hg. von Sigurd Paul Scheichl-Emil Brix), Wien
1999, 85-95.
  Eingeschränkt auf die bürgerliche „Großgruppe” der Beamten 	
, 	
+ 207.
der weitgehend modernen Staats- und Wirtschaftsgesellschaft auf der
anderen Seite wurde immer manifester. Diese modernisierte Gesellschaft
war es auch, die nach dem gescheiterten Krieg gegen Sardinien-Piemont
und Frankreich 1859 schließlich den Absolutismus zu Fall brachte. Ohne
Aufsehen erregende Revolution, ohne demonstrative Veränderungen wurde
ein Wandel in die Wege geleitet, der einen nachhaltigen Neubeginn dar-
stellte. Er wurde ab den 1860er Jahren durch Liberale in der Regierung
signalisiert und mündete 1867 in den Ausgleich mit Ungarn und in die De-
zemberverfassung für die cisleithanische Reichshälfte	. War nun letzt-
endlich der Absolutismus oder war die liberale politische Kultur gescheitert?
Die spätere liberale Bewegung, die sich nach den verlorenen Schlachten
von Magenta und Solferino 1859 wieder formieren sollte, sah allerdings ihre
Tradition anders. Sie bedurfte offensichtlich eines Opfermythos. Dass die
politische liberal-bürgerliche Bewegung von 1848 letztendlich an ihrer
eigenen Schwäche zerbrochen war, sahen die Zeitgenossen der geschei-
terten Revolution und ihre unmittelbaren Nachkommen nicht: Ihre An-
hänger hatten ihre Uneinigkeit über die Inhalte und Strategien vergessen,
ihre Abschottung von den Forderungen der Arbeiter, und sie hielten
weiterhin an den elitären Ansprüchen der eigenen Ideologie fest, durch die
alle besitzenden und gebildeten Bürger männlichen Geschlechts einge-
schlossen, aber alle anderen, die Ungebildeten, Nichtbesitzenden, Frauen
und Kinder beiseite geschoben wurden. Sie beweinten den Untergang des
politischen Liberalismus im Jahr 1848 und bemerkten nicht das Vermächt-
nis der liberalen/bürgerlichen Kultur als langfristiges Erbe.
Die ersten liberalen Geschichtsschreiber in den 70er Jahren des 19.
Jahrhunderts wie Walter Rogge, vor allem Heinrich Friedjung seit dem
späten 19. Jahrhunderts, prägten dieses Bild der gescheiterten bürgerlichen
liberalen Revolution . Sie wollte deren Vermächtnis in der Gesellschaft
und das Weiterleben des Gedankengutes nicht wahrhaben.
Doch zu dieser Zeit meldeten schon andere Parteien den Erbanteil an der
Aufklärung und am Liberalismus an und betrachteten sich als „Parteien der
Bewegung”. Die Sozialdemokratie verfocht ähnliche bildungspolitische Ziele
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und freiheitliche demokratische Ideale wie die Liberalen. Die Deutsch-
nationalen griffen die nationale Komponente der 1848er Bewegung auf.
Beide Parteien taten dies mit viel mehr Nachdruck und Anhängerschaft, als
die Liberalen um die Zeit des zu Ende gehenden Jahrhunderts noch auf-
bringen konnten.
War es das enttäuschte Individuum, das sich 1848 endlich vom lange
unterdrückten Objekt der Geschichte zum handelnden Subjekt erhoben
hatte, aber (1848) nicht zum Zuge gekommen war, dessen narzisstische
Kränkung den Blick verstellte? Die österreichische Historiographie hat bis
in die Zeit der Zweiten Republik diese Tradition des Opfermythos von
1848 weiter vermittelt und die langfristige Wirkung von 1848 nicht betont.
Das Fortleben des Liberalismus
Anders als in der ungarischen Reichshälfte gelang es dem österrei-
chisch-cisleithanischen Liberalismus – außer in der kurzen Periode zwi-
schen 1871 und 1879 – nicht, die politische Regierungsmacht zu erringen,
obwohl seit 1860 Liberale in den Kabinetten und auch als Regierungschefs
(wie zum Beispiel Schmerling) vertreten waren, die wesentlich die Politik
und die politische Kultur bestimmten, von den liberalen Mehrheiten im
Reichsrat ganz zu schweigen. Es gab auch nach dem entscheidenden
Zurückdrängen der liberalen Partei durch das Aufkommen der Massen-
parteien in den 1880er und 1890er Jahren eine liberale, ja auch eine sozial-
liberale Bewegung – ohne jeweils wieder große politische Erfolge erringen
zu können. Für diese Wirkungsgeschichte der liberalen Bewegung schei-
nen zwei Phänomene ausschlaggebend gewesen zu sein:
Erstens sind die Trägerschichten (wie fast überall in Europa) im Bürger-
tum zu suchen, und zwar in Österreich seit dem spätem 18. Jahrhundert
traditionsbedingt vorwiegend und in einem sehr starkem Ausmaß im Bil-
dungsbürgertum und weniger – aus Mangel an Kapital – in einem starken
Wirtschaftsbürgertum. Bereits die Reformkräfte der josephinischen Auf-
klärung hatten sich vorwiegend aus Schicht der hohen bürgerlichen und
aristokratischen Beamten und Gelehrten rekrutiert, die die nötige Bildung
und die nötigen Kenntnisse aufbrachten, um die Reformen mitzudenken
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und die staatliche und gesellschaftliche Modernisierung „von oben” her
durchzuführen. Diese Beamten waren traditionellerweise und von Berufs
wegen am Staat orientiert. Das Faktum, dass Staat und Regierung auf die
Bürokratie angewiesen gewesen waren, die Staatsmaschinerie in Gang zu
halten und schon gar, wenn es darum ging Neuerungen durchzuführen,
spielte hinsichtlich der Mentalität, der Selbstauffassung und im kollektiven
Gedächtnis dieser Personengruppe eine maßgebliche Rolle. Sie hatte sich
überdies bereits vor 1848 im absolutistischen staatlichen System als Hüter
der Legitimität und der staatlichen Wohlfahrt gefühlt, eine österreichi-
sche Variante, die dem Liberalismus im Habsburgerreich eine besondere
Note verlieh. Die österreichischen liberal denkenden Menschen waren dem
Staat ergeben und vertraten seinen Wohlfahrtsauftrag. Der josephinische
Wohlfahrtsstaat hatte seine Spuren hinterlassen. Noch 1838 bezeichnet Barth-
Bartheim in seinem repräsentativen Handbuch des Verwaltungsrechts des
Vormärz als Ziel und Zweck der österreichischen Administration und der
staatlichen Politik nicht „Recht durchzusetzen”, sondern dem „Gemein-
wohl zu dienen”, also Wohlfahrt zu verwirklichen.
In der politischen Realität der späteren österreichischen Liberalen nach
1860 scheint weitgehend eine für Liberale ungewöhnlich starke Bindung an
den Staat, eine Fixierung auf Ordnung und Gesetze, an Protektionismus in
Wirtschaft und Handel und ein Bekenntnis zum Wohlfahrtsstaat vorhan-
den gewesen zu sein. Die österreichischen Liberalen wollten die Macht
des Staates benützen und die staatlichen Interventionen bestimmen und
nicht die Kompetenzen des Staates beschneiden, und sie hielten im Ernst-
fall relativ wenig vom freien Spiel der Kräfte. Dies ist übrigens, als eine
Folge der Tradition, bis in die Gegenwart so: Wohlfahrt und Protektio-
nismus spielten immer eine wichtige Rolle in der politischen Diskussion in
Österreich auch bei denen, die sich als die liberalen Kräfte des Landes
bezeichneten, und erst in letzter Zeit steht der Konsens über die staatliche
Wohlfahrt nicht mehr außer Streit.
Zweitens spielt der Nationalismus in den einzelnen Kronländern und
im deutschen Nachbarstaat, so wie er sich bereits 1848 gezeigt hatte, für das
Wohl und Wehe des österreichischen Liberalismus eine wesentliche Rolle.
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Denn gerade über (deutsche) Bildung und kulturelle Identität sollte sich die
österreichische liberale Bewegung nach 1848 in den späten 1850er und in
den 1860er Jahren nach der Unterdrückung im Neoabsolutismus zum
ersten Mal wieder zeigen und politisch definieren. Bei den Feiern zum 100.
Geburtstag Friedrich Schillers im Jahr 1859 präsentierten sich die öster-
reichischen Studenten bunt und farbenprächtig in den deutschen Farben
schwarz-rot-gold der österreichischen Öffentlichkeit. Bei den intellektu-
ellen Bürgern deutscher Zunge war, das dürfen wir nicht vergessen, von al-
lem Anfang an auch viel Deutschtümelei vertreten. Das Verhältnis zu den
außerösterreichischen Deutschsprachigen sowie zu den nichtdeutschen Na-
tionalitäten sollte für den österreichischen Liberalismus in Hinkunft eine
entscheidende Rolle spielen.
In der Theorie erwiesen sich die österreichischen Liberalen beseelt von
der Idee, die Politik durch Diskurs und Lektüre zu rationalisieren und
dadurch eine solide Meinungsbildung zu erreichen, die Solidarität und
Freundschaft unter den (vornehmlich bürgerlich) Gleichgesinnten sicher-
stellen sollte. Dagegen wurde die Organisationsstruktur, die moderne
schlagkräftige Parteien nun einmal aufzuweisen haben, vernachlässigt, und
die liberale(n) Partei(en) konnten als typische Honoratiorenparteien mit den
neuen Massenparteien, die sich im späten 19. Jahrhundert bilden sollten,
nicht mithalten. Zu vielfältig waren außerdem die Prinzipien der 1848er
Liberalen, die in der Folge – wie bereits erwähnt – von anderen, von linken
bis rechten Gruppierungen, in Anspruch genommen werden konnten.
Die Ideen des Liberalismus siegten aber letztlich endgültig in der typi-
schen Kultur und Lebensweise des Bürgertums, die sich wohl auch politisch
in Gesellschaften und Vereinen manifestierten, deren Prägekraft als „bür-
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BATTHYÁNYS JUGENDJAHRE
IN WIEN
Lajos Batthyány gehört in Ungarn zu den allgemein bekannten histo-
rischen Persönlichkeiten. Es ist anzunehmen, dass der Name des unga-
rischen Ministerpräsidenten von 1848 auch ausländischen Historikern, die
sich mit der neueren Geschichte des Habsburgerreiches beschäftigen, ver-
traut ist. Allerdings könnte auch das ungarische Publikum mit höherer Bil-
dung nicht viel Konkretes von seiner Tätigkeit erzählen, außer den beiden
Fakten, dass er Ministerpräsident war und einen tragischen Tod erlitt.
Nicht einmal von seiner Tätigkeit im Jahre 1848 gibt es viel Konkretes
im Geschichtsbewusstsein, geschweige denn von seiner früheren Lauf-
bahn. Immer wieder hat man versucht – aus welchem politischen Grund
auch immer – seine Figur ins Eck der Bedeutungslosigkeit zu stellen. Auch
die ungarische Geschichtswissenschaft begann erst in den vergangenen
zwei oder drei Jahrzehnten, sich mit dem ersten ungarischen Minister-
präsidenten zu befassen (Aladár Urbán). Heute gibt es für die Forschung
natürlich keine ideologischen oder politischen Hindernisse mehr, aber der
Mangel an Quellen macht es beinahe unmöglich, die vielen Detailfragen
adäquat zu beantworten.
Aus Mangel an Quellen sind auch die neuesten Batthyány-Biografien
nicht in der Lage, beispielsweise die Entwicklung seiner Weltanschauung
zu erfassen. Sie versuchen, aus einigen Datenfragmenten Schlussfolge-
rungen über seine geistige Orientierung und seine Erfahrungen zu ziehen.
Batthyány mied nämlich in fast schon krankhafter Weise das Schreiben: Er
verfasste weder Bücher noch Zeitungsartikel, er führte kein Tagebuch,
und es sind kaum Briefe aus seiner Korrespondenz erhalten.
Der Großteil seiner öffentlichen Auftritte ereignete sich an der Magna-
tentafel des Landtags, wo er sich aber auch nur zu den Angelegenheiten
äußerte, die auf der Tagesordnung standen; aus diesen ad hoc-Äußerungen
lässt sich natürlich kein zusammenhängendes Ideensystem rekonstruieren.
Eine interessante, aber überaus fragwürdige Quellengruppe stellen die
Berichte dar, die die Geheimpolizei über ihn verfasste. Zweifellos verdient es
Batthyány, der bereits im Alter von 42 Jahren starb, durch seine Tätigkeit
als Regierungschef, auch wenn diese kaum sechs Monate währte, und durch
seinen Märtyrertod, dass man ihn in der ersten Reihe der historischen
Persönlichkeiten erwähnt. Er kam im März 1848 nicht durch Zufall ans
Ruder des Königreichs Ungarn. Die Ernennung zum Ministerpräsidenten
erhielt er nämlich als Führer der liberalen Opposition. Sein hohes Ansehen
war unbestritten, auch wenn er nur auf eine relativ kurze, kaum neun Jahre
währende Präsenz in der Öffentlichkeit zurückblicken konnte.
Ich wurde gebeten, Bilder zu einem Album ausfindig zu machen, in dem
wichtige Schauplätze aus dem Leben Batthyánys vorgestellt werden sollen.
Bei der Recherchearbeit zu seinen Wiener Jugendjahren bin ich zufäl-
ligerweise auf einige Daten und bekannte Namen gestoßen, die meine
Neugier weckten. Ich möchte vorausschicken, dass ich – ebenfalls aus
Mangel an Quellen – hier nicht das erste Kapitel einer bislang fehlenden
Batthyány-Biografie, die vollständige Geschichte der ersten 19 Jahre, brin-
gen werde. Ich mache vielmehr den Versuch, für einen kurzen, aber für die
Persönlichkeitsentwicklung umso wichtigeren Lebensabschnitt den geis-
tigen und gesellschaftlichen Hintergrund, ein Beziehungssystem, zu um-
reißen und damit auf indirekte Weise einige Züge zu Batthyánys nur
skizzenhaft erhaltenem Porträt hinzuzufügen.
Sei erlaubt die wichtigsten Daten der ersten 19 Jahre seines Lebens, d.h.
bevor er seine militärische Laufbahn einschlug, kurz zusammenzufassen. Dazu
steht nur ein schmales Schriftenpaket zur Verfügung. Im Archiv des Komitats
Vas werden einige Briefe und Zeugenaussagen aufbewahrt, die aus Anlass
eines übrigens ziemlich geschmacklosen Konflikts entstanden. Als Batthyány
volljährig wurde, musste er einen harten Kampf um das väterliche Erbe gegen
seine Mutter ausfechten. Die Mutter, die bis dahin frei über die Landgüter
verfügte, wollte die moralische Untauglichkeit ihres Sohnes unter Beweis
stellen, während der Sohn sie als seelenlose, für die elterliche Rolle völlig
ungeeignete Person darstellte. Beide versuchten sich gegenseitig mit Hilfe von
„Bescheinigungen”, die sie von Zeugen aus Batthyánys Kindheit und Jugend
herbeischafften, im schlechtestmöglichen Licht erscheinen zu lassen. Die
Angelegenheit war im engeren Sinne des Wortes gar kein Prozess, sie wurde ja
nicht vor einem Gericht, sondern vor der Ungarischen Hofkanzlei ausge-
tragen. Den Hintergrund dazu lieferte das bevormundende und einengende
absolutistische System unter Kaiser Franz.
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Ungarns erster Ministerpräsident stammte aus einer alten und vermö-
genden Familie des Hochadels. Die Familienüberlieferung führte die Ab-
stammung bis auf das Zeitalter der Landnahme zurück. (Den Namen
erhielt die Familie nach dem Ort Battyán im Komitat Fejér.) Später spielten
einige Familienmitglieder eine herausragende Rolle in den Kriegen gegen
die Osmanen, wobei ihre Verdienste durch neue Donationen belohnt wur-
den. 1630 erwarb die Familie den Grafentitel. Einer von ihnen, Graf Lajos
Batthyány, wurde unter Maria Theresia zu Ungarns Palatin, d.h. zum
Stellvertreter des Königs. Ein anderer Familienzweig erwarb 1764 sogar
den Fürstentitel.
Lajos Batthyány wurde am 10. Februar 1807 in Pressburg geboren. Sein
Vater diente kurze Zeit hindurch als Offizier, danach bewirtschaftete er
den Landbesitz und verstarb in jungen Jahren (1812).
Die Eltern von Batthyány trennten sich bereits im Jahr der Geburt ihres
Sohnes. Die Mutter, Borbála Skerlecz, übersiedelte mit dem Baby und der
zweijährigen Tochter nach Wien. Die Gräfin lebte dort in einer Miet-
wohnung, von einer großzügigen Apanage, die ihr der in Ikervár lebende
Gatte gewährte.
Für die Atmosphäre des Absolutismus unter Kaiser Franz, bzw. für die
Person des Herrschers war es bezeichnend, dass er sich inmitten der Napo-
leonischen Kriege der Krise im Privatleben eines Mitglieds der Reichs-
aristokratie widmete, indem er Ursache und Modus der Trennung untersu-
chen und die Lebensführung der Alleinerzieherin überprüfen ließ. Nachdem
die geheimen Untersuchungen mit beruhigendem Ergebnis abgeschlossen
wurden, bekam der kleine Junge bis zu seinem achten Lebensjahr häusliche
Erziehung bei der Mutter.
1815 gab ihn die viel reisende Mutter, eine Dame von Welt, in ein pri-
vates Erziehungsheim. Über das Internat von Vinzenz Pleban fand ich bis
jetzt keinerlei Informationen in der lokalhistorischen Literatur. Aufgrund
eines Zeugnisses von Plebans Witwe im oben erwähnten Schriftenpaket
dürfte es eine Institution für Kinder der oberen Gesellschaftsschichten
gewesen sein (sie erwähnt darin namentlich mehrere Aristokratenspröss-
linge), die gute Lebensbedingungen und, im Vergleich zu den öffentlichen
Elementarschulen, gute Professoren und vielfältige Bildung bot. Nach
dem Tod des Besitzers des Erziehungsheims im Jahre 1819 wurde der
manchmal unbezähmbare kleine Teenager (inzwischen war er zwölf Jahre
alt) aus dem Internat entfernt. Die Witwe Plebans, die das Unternehmen
nach dem Tod ihres Mannes noch eine Zeit lang weiterführte, befürchtete,
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als Frau mit den Energieausbrüchen des jungen Batthyány nicht umgehen
zu können.
Batthyány verbrachte nun zwei Jahren in Ungarn auf dem Familiensitzes
in Ikervár und am Gymnasium in Gyõr. In Gyõr muss er den drei Jahre
älteren Ferenc Deák kennengelernt haben, sie wohnten im selben Haus und
besuchten dieselbe Schule. Ein unmittelbarer Beweis dafür ist zwar nicht
erhalten geblieben, doch diese Kindheitsbekanntschaft dürfte jenes Ver-
trauen und jene außergewöhnliche Achtung begründet haben, die Batthyány
so gut wie niemandem außer Deák zuteil werden ließ.
Im Frühjahr 1821, im Alter von 14 Jahren, holte ihn seine Mutter nach
Wien zurück und gab ihn in eine andere Privatanstalt, ins Erziehungsheim
von Friedrich August Klinkowström, in dem er drei Jahre verbrachte.
Danach übersiedelte er für weitere zwei Jahre ins Haus des Nikolaus Möller
– für Kost und Quartier, zugleich aber auch unter dessen Aufsicht. Dieses
Haus verließ er im Frühling 1826 unter skandalösen Umständen, danach
zog es ihn geradewegs zum Militär. Damit war ein Lebensabschnitt, die
Wiener Jahre, abgeschlossen.
Ich möchte nun den geistigen Hintergrund und das Beziehungssystem
dieser fünf Jahre nach seiner Rückkehr nach Wien – also vom 14. bis zum
19. Lebensjahr – skizzieren.
Wien war in Batthyánys Jugendjahren eine Viertelmillionenstadt, die
auf dem Weg war, sich aus einer Kaiserstadt des Barockzeitalters in eine
Großstadt, in eine Industriestadt umzuwandeln. Ein politisches öffent-
liches Leben gab es damals nicht: die Wiener konnten nicht einmal auf
Stadtebene am politischen Leben teilnehmen, es gab keinerlei Vertretung,
die auf Wahlen beruht hätte.
Das fehlende öffentliche Leben wurde teilweise durch die kulturellen
Organisationen der geistigen Elite des Bürgertums ersetzt – die Meinung
der tonangebenden Gesellschaft des Bildungsbürgertums wurde von brei-
ten Schichten des Bürgertums als richtungweisend akzeptiert. Und hier
können wir auch den jungen Batthyány auf der soziokulturellen Landkarte
der Stadt verorten, einstweilen aus der Vogelperspektive: Die Erzieher des
jungen Grafen waren angesehene Mitglieder einer maßgebenden Grup-
pierung des Wiener Bildungsbürgertums, Batthyánys Einführung in die
Welt der Erwachsenen fand in ihren Kreisen statt.
Das geistige Profil dieser Gruppierung war allerdings nicht von jenen
Ideen geprägt, denen Batthyány laut den Biografien in diesen Jahren
  $ '

begegnet sein soll – offenbar entstand diese Zuschreibung dadurch, dass
man den Oppositionsführer der 40er Jahre auf die Jungendjahre zurück-
projizierte. Nein, seine Weltanschauung wurde zu dieser Zeit nicht von
den Trägern der Tradition der Aufklärung, nicht von den protoliberalen
Ideen geformt. Im Gegenteil, als Orientierungspunkte dienten ihm die
führenden Persönlichkeiten des romantischen Katholizismus, die von der
Aufklärung enttäuscht waren.
Das 19. Jahrhundert war nämlich nicht nur das Jahrhundert des Sieges-
zuges des säkularisierten Weltbildes, das auf der industriellen Revolution
und der Entwicklung der Naturwissenschaften beruhte, und auch nicht
nur das Jahrhundert des Fortschritts der gesellschaftlichen Emanzipa-
tionsprozesse, die ihre Wurzeln in der Aufklärung hatten, sondern es
gehört – auf einer anderen Ebene – auch eine religiöse Erneuerung, die
Wiederbelebung des Katholizismus zu seiner Geschichte.
Die Erneuerung des katholischen Glaubenslebens begann zu Anfang des
Jahrhunderts. Die Keime sind in der Romantik zu suchen, die als Gegen-
reaktion auf die Aufklärung entstand, in der sie die Ursache der Ver-
armung der menschlichen Seele sah. Ein wesentlicher Punkt der Romantik
bestand in der Rückkehr zur innig und intensiv erlebten Religiosität.
Die Hauptstadt des von Deutschland ausgehenden romantischen Ka-
tholizismus wurde nach 1810 allmählich Wien. Dieser Prozess war von zwei
Namen geprägt: zum einen von jenem des deutschen Philosophen, Litera-
turhistorikers und -kritikers Friedrich Schlegel, der sich als einer der
bedeutendsten Vertreter der Frühromantik in die Kulturgeschichte ein-
trug. Zum anderen war die Verlegung des Zentrums des romantischen
Katholizismus nach Wien vom Namen eines aus einer südmährischen
Bauernfamilie stammenden Redemptoristen mit bescheidener Bildung ge-
kennzeichnet, der um die Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert von der
katholischen Kirche selig, später heilig gesprochen wurde: Klemens Maria
Hofbauer. (Er ist seit 1914 Landespatron von Wien.)
Um ihn herum bildete sich ein ziemlich heterogener Kreis aus Adeligen
und Bürgern, Wissenschaftlern und Künstlern, Diplomaten und Geist-
lichen, Männern und Frauen, die beinahe mit kindlicher Hingabe und Be-
wunderung an ihm hingen. Der intellektuelle Mittelpunkt des Hofbau-
erschen katholisch-romantischen Kreises war Schlegel, Hofbauer wiederum
war das spirituelle Zentrum.
Von den herausragenden Figuren dieses Kreises muss noch der Staats-
jurist und Philosoph Adam Müller erwähnt werden, der in seinen staats-
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wissenschaftlichen Arbeiten eine Staats- und Gesellschaftsordnung auf
christlicher Basis propagierte. Einen weiteren Orientierungspunkt für die
Verortung des Kreises auf der Landkarte des nicht existenten öffentlichen
Lebens stellt der Name eines anderen prominenten Mitglieds dar, Josef von
Pilat, der lange Zeit hindurch Metternichs Privatsekretär, ein Vertrauter
des Kanzlers und des Kaisers sowie Gründungsredakteur des Österreichi-
schen Beobachters war. Auffällig war der sehr hohe Anteil der Konvertiten
im Kreis, größtenteils ehemalige deutsche Protestanten.
In der ungarischen Geschichtsliteratur tauchen Hofbauer und sein
Kreis in Verbindung mit Ferenc Széchenyi auf. Das Wiener Palais des
Grafen, in dem er ab 1811 wohnte, war ein wichtiger Treffpunkt des
Kreises. Das Leben des Begründers des Ungarischen Nationalmuseums
und der Nationalbibliothek, eines ehemaligen Anhängers Kaiser Josephs,
war zu dieser Zeit immer ausschließlicher von einer bis zur Bigotterie
gesteigerten Religiosität erfüllt. Hofbauer wurde nicht nur zum engsten
Vertrauten und Berater des einstigen Freimaurers, sondern es gelang ihm
sogar, mit seiner religiösen Begeisterung die ganze Familie anzustecken.
Bezeichnend für Franz I. und seinen Absolutismus war, dass der „Klub
Széchenyi” von der Geheimpolizei beobachtet wurde, weil sie in ihm eine Or-
ganisation sah, die den Jesuitenorden wiederherstellen und den Einfluss Roms
stärken wollte. Das verbindende Glied zwischen diesem Kreis und Batthyány
war sein Erzieher, Friedrich Klinkowström, ein Vertrauter Hofbauers.
Klinkowström entstammte einer Adelsfamilie schwedischer Herkunft,
die mittlerweile einen Landbesitz in Preußen besaß. Er absolvierte einen
längeren Militärdienst während der französischen Kriege, wird aber in den
größeren deutschen Biografielexika auch als autodidaktischer Maler und
pädagogischer Schriftsteller bezeichnet. Nach 1810 Jahre kam Klinkow-
ström in Wien mit dem Kreis um Hofbauer in Berührung, unter dessen
Einfluss er zum Katholizismus übertrat. Mit Pilat war er auch familiär
verbunden: dieser heiratete Klinkowströms ältere Schwester. Eine Zeit
lang war er Mitarbeiter des von Schlegel und Pilat gegründeten Österreichi-
schen Beobachters, 1818 gründete er selbst ein Organ mit pädagogischem Ziel,
das Sonntagsblatt für die Jugend, das er unter dem Namen Friedrich Kinder-
mann bis 1821 herausgab. Ferner veröffentlichte er zwei ABC-Bücher mit
moralischen und religiösen Lehrsätzen und schrieb auch einen Erzählband
für die Jugend, der mehrere Auflagen erfuhr.
Klinkowström rief 1818 auf Hofbauers Anregung hin und um dessen
Vorstellungen zu realisieren die „Erziehungsanstalt für Knaben katholi-
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scher Religion aus allen Ständen” in der Alservorstadt ins Leben, die sich
später als sein Lebenswerk erwies. Er leitete diese Institution bis 1834, als er
sie wegen Krankheit Wenzel Hoklik überließ, der wiederum das Ruder
1850 an Pater Bilka weitergab. Klinkowströms Ziel bestand darin, im
Zeitalter der religiösen Gleichgültigkeit aus den Söhnen des Hochadels
einen dem Katholizismus verpflichteten Nachwuchs heranzuziehen, der
in Zukunft die politische Elite des Reiches bilden sollte. „Meine Erzie-
hungsanstalt ist für Knaben katholischer Religion aus allen Ständen be-
stimmt. Da den Allerhöchsten Vorschriften gemäß gründliche Kenntnis
und Übung der Religion ein Hauptgesichtspunkt der Erziehung sein sol-
len, und wahrhafte Religiosität wesentliche Bedingung eines echt mora-
lischen und musterhaften Lebenswandels ist, so werde ich zuvörderst
diesem wichtigen Gegenstande meine ganze Sorgfalt widmen”, schrieb
Klinkowström in dem Zeitungsaufruf, der die Gründung der Erziehungs-
anstalt bekanntgab. „Im Übrigen ist mein Bestreben dahin gerichtet, die
mir anvertrauten Zöglinge zu den staatsbürgerlichen Verhältnissen, wozu
ihr Stand oder Beruf sie in der Folge führen mag, möglichst brauchbar zu
bilden und sie auf diese Weise zu nützlichen und musterhaften Mitgliedern
des Staates und der menschlichen Gesellschaft zu erziehen.”
Klinkowström engagierte mehrere Professoren des Internats aus dem
Kreis um Hofbauer, beispielsweise den Französischlehrer Peter Silbert, der
zahlreiche populäre Gebetbücher verfasste und ein fruchtbarer Übersetzer
religiöser Literatur war.
Die Erziehungsanstalt beherbergte zwar auch eine Elementarschule,
doch der Großteil der Schüler besuchte die höheren Gymnasialklassen. Das
Internat hatte im Laufe seiner Tätigkeit insgesamt 210 Zöglinge (in seiner
Glanzzeit lernten dort 50 Jugendliche gleichzeitig). Zwei Fünftel der Na-
men hatte das Prädikat Hochadelig: während der 16 Jahre wurde Klin-
kowström die Bildung und Erziehung von vier Fürsten-, 59 Grafen- und 23
Freiherrensöhnen anvertraut. In der Liste stößt man auf die Namen der
vornehmsten Familien der Reichsaristokratie. Der bekannteste Name neben
jenem Batthyánys war Graf Alexander von Auersperg, der unter dem
Namen Anastasius Grün als wichtiger Vertreter der österreichischen li-
beralen politischen Dichtung Bekanntheit erlangte, und der Klinkow-
ströms Erziehungsanstalt zur selben Zeit wie Batthyány besuchte. (Beide
werden im Übrigen in der Institutgeschichte als „schwarze Schafe” erwähnt.)
Dieselbe Schule besuchte auch Baron Alexander Hübner, vermutlich Metter-
nichs unehelicher Sohn, der als Diplomat und 1859 als Polizeiminister zu
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den bedeutendsten konservativen Politikern zählte. Weiters wurden im
Internat die Söhne von Metternichs Privatsekretär und Klinkowströms
Schwager, Joseph Pilat, erzogen.
Die Erziehungsanstalt verdankte ihre Popularität im Kreise der Aristok-
ratie u. a. dem Umstand, dass sie vom Kaiser selbst – sogar gegen die
staatliche Eliteschule, das Theresianum – empfohlen wurde. Die Namens-
liste spiegelt die Multiethnizität des Habsburgerreiches wider, so werden in
der 1877 erschienenen Geschichte der Schule auch 14 junge Herren aus
Ungarn aufgezählt. Außer Batthyány stoßen wir auf zwei Esterházy- und
zwei Széchenyi-Söhne: Letztere waren István Széchenyis Neffen, deren
Vater, Lajos, zu dieser Zeit als Hofmeister der Erzherzogin Sophie tätig war.
Eine auffällig hohe Anzahl der einstigen Zöglinge der Erziehungs-
anstalt schlug eine diplomatische Laufbahn ein. Staatskanzler Metternich
schenkte den Absolventen dieser Schule besondere Beachtung. (Von den
Ungarn wurde György Esterházy Diplomat.) Der Großteil entschied sich
jedoch für eine militärische Laufbahn, was mit dem hohen Schüleranteil
adeliger Herkunft zu erklären ist.
Klinkowströms Sohn Alphons, der Verfasser der einzigen Klinkow-
ström-Monografie, erwähnt den Grafen Batthyány wegen seiner späteren
Laufbahn unter den herausragenden Zöglingen. „Von dem Grafen Bathiany
würde ich lieber schweigen, weil er in hervorragendster Stellung zu unglück-
licher Zeit ein bedauernswerthes Ende genommen. Seine nationale Über-
spannung hatte keine religiöse oder kirchliche Färbung und ist insofern irrel-
evant für die Beurtheilung des Baumes aus seinen Früchten.”
Der Ort unserer Veranstaltung verpflichtet zu erwähnen: Der Ver-
fasser, einer von Klinkowströms vier Söhnen – die ebenfalls in der Erzie-
hungsanstalt lernten –, wurde Archivar des Haus-, Hof- und Staats-
archivs, er ordnete die Papiere Metternichs und stellte die 1880-1884
erschienene dreibändige Ausgabe von Metternichs Schriften zusammen.
Im Internat herrschte der Geist der Gleichheit. Man nannte sich beim
Vornamen, duzte einander und trug die gleiche Uniform. Dies bedeutete
allerdings nicht die Umsetzung der Gleichheitsidee der französischen Revo-
lution, sondern brachte vielmehr die Ordnung einer patriarchalischen Ge-
meinschaft zum Ausdruck. Die Bildung war von den humanistischen Fä-
chern dominiert, wobei man besonderen Wert auf Fremdsprachen legte
(unter den Wahlfächern war übrigens auch Ungarisch). Die Jungen mussten
sich auch Fertigkeiten aneignen, die der vornehme gesellschaftliche Status
erforderte (wie z.B. Tanzen oder Turnen als Grundlage einer militärischen
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Ausbildung). Die Anstalt besaß kein Öffentlichkeitsrecht, die Schüler legten
ihre Prüfungen im Schottengymnasium ab.
Den markantesten Zug der Prinzipien, nach denen die Erziehung in der
Anstalt erfolgte, hielt ein ehemaliger Zögling, der ebenfalls als Diplomat
Karriere machte, Baron Adolf Brenner-Felsach, in seinen Memoiren folgen-
dermaßen fest: „…die Anstalt in jeder Hinsicht, sowohl was umfassenden
Unterricht als gesunde Unterkunft und Erholung betrifft, der strengsten
Anforderungen… vollkommen entsprach. Was jedoch die Anstalt des Herrn
v. K. eigentlich characterisierte und sie vor allen damaligen privaten und wohl
auch den meisten öffentlichen Anstalten auszeichnete, war der Umstand, dass
sie in ihrer ganzen Leitung und Einrichtung zum Hauptzweck hatte, den
Unterricht sowohl als die sittliche Ausbildung auf eine entschieden christ-
katholischen Grundlage zu stellen und dadurch in den jugendlichen Ge-
müthern eine religiöse Gesinnung zu erwecken, die ihnen auf ihrem fernen
Lebensgange als ein fester Kern männlichen Characters… dienen sollte.”
Die Schüler der Erziehungsanstalt hatten die Möglichkeit, die ange-
sehensten Persönlichkeiten des Hofbauer-Kreises persönlich zu treffen, z.B.
Schlegel und seine Frau, Adam Müller und die Biedermeier-Schriftstellerin
Karoline Pichler, die sich damals großer Beliebtheit erfreute. Nach dem Tod
Hofbauers im Jahre 1820 avancierte Klinkowströms Erziehungsanstalt zum
wichtigsten Treffpunkt des Kreises, wo geistige Autoritäten oft gemeinsam
mit den älteren Zöglingen zu Abend aßen. Karoline Pichler beschrieb die
Atmosphäre im Hause Klinkowström folgenderweise: „Wer das Haus betritt,
spürt sofort die Atmosphäre des Friedens, der Stille und derGerechtigkeit. Ein
ausgewählter Kreis traf hier zusammen, der durch seinen gehobenen Geist,
die Würde des Verstands und die Kenntnis jeder literarischen Neuerschei-
nung hervorragte.”
In der Erziehungsanstalt entstand eine freundschaftliche Beziehung zwi-
schen Batthyány und seinem jungen Philosophieprofessor Josef Freiberger.
Sie hielten auch in den darauffolgenden Jahren Kontakt miteinander. Wä-
hrend des Prozesses Batthyánys gegen seine Mutter äußerte sich Freiberger
sehr positiv über den Charakter des jungen Grafen. Keinen Hinweis habe ich
gefunden, dass der Professor dem jungen Batthyány liberale Ansichten
eingeimpft hat, wie es in den neuesten Biografien vermutet wird.
Auch über Freiberger selbst konnte ich keine näheren Angaben finden, aber
die Zeugnisse, die in den Dokumenten zum oben erwähnten Prozess erhalten
sind und in denen Freiberger ein eindeutig positives Bild vom jungen Batthyány
zeichnete, unterschrieb er 1829 als Beamter des zentralen Bücher-Revision-
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samtes, d.h. der Zensur. Laut der Bescheinigung eines jungen bürgerlichen
Intellektuellen, Neurohr, der längere Zeit mit Batthyány in Kontakt blieb, war
Freiberger bereits ab 1824 als Polizeibeamter tätig (seine Professorenstelle in der
Anstalt wäre demnach eineNebentätigkeit gewesen) und er habe Batthyány auf
freundschaftlicher Basis Unterricht in Naturrecht gegeben.
Eine liberale Orientierung können wir auch jenem Nicolaus Möller kaum
unterstellen, in dessen Haus und unter dessen Aufsicht der junge Graf, als er
bereits an der Universität studierte, zwei Jahre lang (1824-1826) lebte. Für
Möller entschied sich die Mutter auf die Empfehlung von Klinkowström hin,
der ihn in der Erziehungsanstalt als Englischlehrer engagierte. Möller, den es
von Norwegen nach Wien verschlagen hatte, Doktor der Philosophie und
ebenfalls Konvertit, war zu dieser Zeit um die Fünfzig. Laut Neurohr habe er
den 18 Jahre jungen Mann, der gerade auf den Geschmack der Selbstständigkeit
gekommen war, mit dem Übereifer eines Neophyten zu einem asketischen und
frommen Spießbürger zähmen wollen, sogar unter Anwendung körperlicher
Strafen. Neurohrs Bescheinigung ist übrigens auch ein indirekter Beweis dafür,
dass der junge Graf bereits Einlass in den Erwachsenenkreis gefunden hatte,
Neurohr lernte ja Batthyány gerade bei den Schlegels kennen.
In Kenntnis dieser Fragmente von Batthyánys Beziehungsnetz erscheint es
als unwahrscheinlich, dass er die Ideen des Liberalismus in den Wiener Jugen-
djahren kennengelernt hätte, geschweige denn mit in einer positiven Kon-
notation. Zugleich mag aber auch die Annahme nicht aus der Luft gegriffen
sein, dass er sich während der Schuljahre, in den apolitischen oder eben reak-
tionären Kreisen des Wiener Biedermeier-Bildungsbürgertums doch etwas an-
eignete, was eine wichtige Voraussetzung für seine steile Laufbahn war.
Man könnte es folgendermaßen zusammenfassen: Dieses Milieu wird in
ihm höhere intellektuelle Ansprüche geweckt und die Selbstbildung zur
Selbstverständlichkeit gemacht haben, was für die ungarischen hochade-
ligen Zeitgenossen – laut der oft wiederholten Beschwerde István Széche-
nyis – gar nicht zutraf. Und noch eine Auswirkung kann der Sozialisation
des jungen Batthyány zugeschrieben werden: In seiner späteren Partner-
wahl dürfte das Beispiel der intellektuell vollkommen emanzipierten Frau-
en (wie Dorothea Schlegel und Karoline Pichler, die er im Kreis um
Hofbauer kennengelernt hatte) auf ihn gewirkt haben, als er sein Leben
mit Antónia Zichy verband, die sich während seiner öffentlichen Lauf-





UND DIE ÖSTERREICHISCHE STÄNDISCHE
OPPOSITION IM VORMÄRZ
Das Zusammenleben des ständisch-konstitutionellen Ungarn und des
absolutistischen Österreich innerhalb desselben Staatsmechanismus ist schon
im Vormärz als das mächtigste Hindernis auf dem Weg zu einer wirklichen
Integration des Reiches betrachtet worden. Die meisten österreichischen
Staatsmänner wünschten die Aufhebung dieses „alten Dualismus” durch
die Außerkraftsetzung oder wenigstens Verwässerung der ungarischen
ständischen Verfassung.
Unter den oppositionell gesinnten Politikern existierten aber auch an-
dere Vorstellungen. Viktor Freiherr von Andrian-Werburg, der Autor der
berühmtesten anonym veröffentlichten oppositionellen politischen Bro-
schüre im Vormärz, „Oesterreich und dessen Zukunft” (1843) , kam darin
zum Urteil, dass das Reich aus Mangel an Zusammengehörigkeitsgefühl
einem immer schneller werdenden Zersetzungsprozesses unterworfen war.
Es sei nur zu retten, wenn gegenüber der Bürokratie und dem starren
Absolutismus, der alles selbst zu regeln bestrebt war, wieder ständisch-kon-
stitutionelle Institutionen (starke ständische Provinziallandtage, vervoll-
ständigt durch Repräsentanten des städtischen Bürgertums und der Land-
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gemeinden) gebildet würden, die nach dem Muster Lombardo-Venetiens
mit einer gewissen Autonomie und dezentralisierter Administration ausge-
stattet würden. Andrians Vorschläge sahen auch die Errichtung eines Reichs-
parlaments als gemeinsamen ständischen Ausschuss vor, den Schwerpunkt
des politischen Umgestaltungsprozesses legte er aber auf die Provinzen und
die adeligen Provinzeliten.
Er propagierte die Notwendigkeit eines einheitlichen österreichischen
Patriotismus, der die Völker der Habsburgermonarchie im Rahmen einer
politischen Nation zusammenfassen sollte. Andrians politische Ideale ent-
sprachen nicht den fortgeschrittenen liberal-konstitutionellen Standards.
Er suchte seinen Platz zwischen dem Liberalismus, der moderne verfas-
sungsmäßige Prinzipien verkündete, und dem Konservativismus, der abso-
lutistische Ideale vertrat. Im Rahmen dieser politischen Identitätssuche zu
Beginn der 1840er Jahre geriet er in die Rolle des oppositionellen Politikers.
Andrians Bekanntschaft mit Anton Baron Doblhoff-Dier, dem Leiter der
niederösterreichischen Stände, während eines Aufenthalts in Helgoland im
Sommer 1846 bildete eine wichtige Etappe in diesem Prozess. So erwachte
auch sein intensives Interesse für Ungarn. Er überlegte sogar, den Schwer-
punkt seiner Tätigkeit, vielleicht auch in Verbindung mit einer günstigen
Ehe, nach Ungarn zu verlegen, und hegte auch einen konkreten Plan,
nämlich in Ungarn mit Hilfe eines Strohmannes eine Zeitschrift in deu-
tscher Sprache zu gründen, die – um die Genehmigung der Regierung zu
erhalten – offiziell als Organ der in Ungarn wohnenden Deutschen dienen
sollte, deren Hauptaufgabe aber darin bestanden hätte, offene politische
Agitation im westlichen Teil der Monarchie zu betreiben. Doch alle diese
Pläne fielen ins Wasser.
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Magyarhontól az Újvilágig. Emlékkönyv Urbán Aladár ötvenéves tanári jubileumára [Von
Die ungarischen Politiker schrieben wenig über die staatsrechtlichen
Beziehungen zwischen Ungarn und Österreich in ihren sonst sehr um-
fangreichen Flugschriften. „Wie müssen über die Heterogenität der ver-
schiedenen Teile der Monarchie schweigen, denn wenn unsere Verfassung
von der Regierung respektiert wird, haben wir mit der Struktur anderer
Provinzen überhaupt nichts zu tun” – formulierte Aurél Graf Dessewffy,
ein konservativer ungarischer Politiker, die allgemein befolgte politische
Strategie in Ungarn im Jahre 1841.
Die Mitglieder der ungarischen liberalen Opposition beschäftigten sich
jedoch hinter den Kulissen sehr intensiv mit den Problemen dieses „alten
Dualismus”. In einem Polizeibericht vom 28. Oktober 1844 aus Pressburg
während des Landtages ist zu lesen: „In der Casino-Cotterie der Magnaten
der Oppositionspartei wird die Idee einer eigenen ungarischen Regierung,
worunter sie ein rein ungarisches Ministerium und einen ungarischen
Staatsrath verstehen, immer lebendiger. Man will gar nichts mehr mit den
Deutscherbländischen Provinzen gemeinschaftlich haben als das Staats-
oberhaupt. Die erwähnte Magnatenpartei geht von der Ansicht aus, dass
eine und dieselbe Regierung unmöglich zu gleicher Zeit in Ungarn kons-
titutionell und in den deutschen Provinzen unbeschrenkt regieren könne,
auch sei es nicht in der Ordnung, dass die ungarischen Angelegenheiten
durch fremde Räthe und Minister geleitet werden, so wie es auch nicht
recht wäre, wenn die Ungarn sich in die deutsch-erbländischen Angele-
genheiten mischen wollten.” Ein Bericht vom 30. Juni 1844 aus Pressburg
denunzierte selbst Ludwig Grafen Batthyány, den Leiter der sogenannten
Magnatenopposition, dass er „…eine Generalreform in der Politik Oester-
reichs als die conditio sine qua non des Fortbestandes der Integrität Oester-
reichs hält, die ganze Zukunft Oesterreichs und Ungarns sey von der
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teressen abhängig…” Laut dem Tagebuch Graf István Széchenyis war
Batthyány der Ansicht, dass eine „Assimilation” zwischen Trans- und
Cisleithanien im politischen Sinne nötig wäre, aber nicht in die Richtung
des Absolutismus, sondern eben in jene des Konstitutionalismus, d. h. auch
in den Erbländern sollten konstitutionelle Institutionen wiederhergestellt
werden. Batthyánys Ideen in diesem Zusammenhang standen also in
vollem Einklang mit Andrians Vorschlägen, obwohl Batthyány sonst ein
Anhänger der politischen Ideale des modernen liberalen Konstitutiona-
lismus war. Andrian dagegen verkündigte die Prinzipien eines moder-
nisierten ständischen Konstitutionalismus.
Die Initiative zur Kontaktaufnahme ging von Andrian aus. Er bat einen
seiner ungarischen Magnatenfreunde, den Grafen Imre Bethlen, ihn mit
Batthyány bekannt zu machen. Inzwischen war es infolge eines in der
Zeitschrift „Die Grenzboten” erschienenen Artikels allgemein bekannt
geworden, dass Andrian der Verfasser der berühmten Broschüre war, was
die Bereitwilligkeit der ungarischen Oppositionsführer, mit ihm Kontakt
aufzunehmen, natürlich verstärkte. Am 6. September 1846 wurde er – wie
er in seinem Tagebuch formulierte – „stafettaliter” zu Bethlen „hinaus
zitirt”, denn der ihn besuchende Graf Batthyány hatte die Absicht, Andri-
an kennenzulernen. Ihre Besprechung fasste Andrian in seinem Tagebuch
folgendermaßen zusammen: „Die ungarische Opposition will nämlich, der
agressiven Politik der Regierung gegenüber, auch ihrerseits die größte
Thätigkeit entfalten, u[nd] namentlich an das Forum der öff[en]l[lichen]
Meinung durch Broschüren, Zeitungsartikel, u[nd] eine eigene periodische
Revue appelliren, um sich gegen das systematische Verläumden von Seiten
der Regierung zu vertheidigen. In Ungarn ist dieß nicht möglich, u[nd] so
soll es denn in Deutschland geschehen, u[nd] ich soll es vermitteln, etc.…
Louis Batthyany… schien mir ein ganz durch u[nd] durch gescheiter
Mensch, mit sehr viel Rednergabe – viel Kopf, u[nd] gar kein Herz.” Im
November fand in Wien eine zweite Besprechung mit Batthyány statt.
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Im Jahre 1847 fing Andrian an, die Fäden des praktischen Bündnisses mit
den ungarischen Liberalen zu weben. Sein wichtigster Partner dabei war
eben Batthyány, der erkannte, welche Vorteile das gemeinsame Auftreten
der oppositionell gesinnten politischen Kräfte innerhalb der ganzen Monar-
chie dem absolutistischen Machtzentrum gegenüber haben würde.
Am 15. März hielt die ungarische Opposition unter dem Vorsitz von
Batthyány eine Konferenz ab mit dem Zweck der Vorbereitung einer
programmatischen Erklärung. Aus diesem Anlass sandte Andrian einen
Brief an sie, zusammen mit einem Exemplar des zweiten Bandes seiner
Broschüre, den er im selben Jahr veröffentlicht hatte.
Darin widmete Andrian Ungarn ein ganzes Kapitel, in dem er den
ungarischen ständischen Konstitutionalismus zum Vorbild erklärte. Dieses
Lob bildete für Andrian Teil einer wohlüberlegten Strategie: „Ich hoffe
nähmlich es zu bewirken, dass beym nächsten Landtage (1847) förmliche
Anträge auf eine Wiederherstellung der verfassungsmäßigen Rechte in den
Erbstaaten gestellt werden. Was, wenn auch keinen unmittelbaren Erfolg,
doch einen ungeheueren Anklang hierlandes finden, u[nd] uns befestigen
wird.” 	 Er wollte also die Schwäche der Stände in den österreichischen
Provinzen durch das Beispiel der ungarischen Liberalen ausgleichen und auf
diese Weise stärkeren politischen Druck auf die Regierung ausüben.
Ende März 1847 richtete Batthyány einen Brief an Andrian, in dem er
ihn über die geplanten Programmpunkte informierte und darum bat, einen
beigefügten Artikel dem Redakteur der Zeitschrift „Die Grenzboten”,
Ignaz Kuranda, zukommen zu lassen.  
Im April besuchte Andrian den prominenten ungarischen Liberalen
Ferenc Pulszky, den er schon vor mehreren Jahren in Wien kennengelernt
hatte. Aus diesem Anlass brachte Andrian seinen Wunsch vor, dass das
offizielle Programm der ungarischen Opposition die Forderung nach der
Errichtung verfassungsmäßiger Zustände auch in Österreich enthalten
sollte. Briefe ähnlichen Inhalts richtete Andrian an Batthyány und an den
Grafen László Teleki. 
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Am 28. Mai suchte Batthyány Andrian in Wien auf, und sie hatten eine
dreistündige Unterredung. „Meine Vorschläge haben dem Oppositions-
Comité, u[nd] namentlich dem liberaleren Theile desselben: Teleki u[nd]
Kossuth sehr gefallen, u[nd] es ist demnach im Programm welches nun
erscheinen soll, eine entsprechende Einschaltung gemacht worden, einen
eigenen Punkt daraus zu machen war nicht mehr möglich, weil diese
Punkte schon Alle am 15. März festgesetzt worden sind – doch wollte mir
B., qui en général jouait très serré, übrigens doch viel mehr sagte als er
wollte, weil ich ihn immer u[nd] allein reden ließ, nicht sagen, welches die
Ausdrücke des Programmes seyen. Auch in die Instruktionen des Pesther
Comitats sollen sie u[nd] zwar hier mit der größten Klarheit u[nd] Be-
stimmtheit diesen Punkt aufnehmen. Dagegen verlangen sie, oder wenig-
stens Batthyany, dass vor dem – am 4. d[ieses] M[onates] zu Pesth zu publi-
cirenden Programme Anlass genommen werde, im publicistischen Wege
eine Demonstration zu Gunsten der magyarischen Nationalität u[nd] der
Sache der Opposition gemacht werden soll. Die Leute fürchten, dass wenn
by uns das konstitutionelle Princip erstehen sollte, wir dieses zu Erdrü-
ckung des Magyarismus anwenden würden – die dummen Germanis-
irungstiraden von Schuselka und Consorten haben sie mißtrauisch ge-
macht. Weiter verlangen sie, dass diese Verbindung zwischen uns u[nd]
ihnen keine isolirte bleibe, sondern fortdauere, zu welchem Zwecke B.
wünschte mit einigen der hiesigen Leaders in Berührung gebracht zu
werden. Beydes sagte ich natürlich gerne zu, wiewohl mich die Idee einer
Conferenz zwischen Ungarn u[nd] Oesterreichern etwas stutzig mach-
te…”  Andrian hatte die Absicht, Batthyány mit Baron Andreas Stifft,
Baron Anton Doblhoff-Dier, Karl Ritter von Kleyle und Prince Gustav
Lamberg in Kontakt zu bringen. Die für 10. und 11. Juni geplante Bespre-
chung mit den Leitern der niederösterreichischen und böhmischen stän-
dischen Opposition unterblieb jedoch, weil Batthyány und László Graf
Teleki nicht nach Wien kamen. Wir kennen die Ursache leider nicht.
Am 6. und 7. Juni wurde aber die nächste Versammlung der Leitung der
ungarischen Opposition gehalten. Bei dieser Konferenz wurde schon die
Anforderung der konstitutionellen Umgestaltung der Reichsregierung vor
allem von Lajos Kossuth und Baron József Eötvös verkündet. Das offiziell
am 7. Juni angenommene Programm enthielt schon folgendes Element:
„Wir sind überzeugt, dass wenn die alten constitutionellen Freiheiten der
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österreichischen Erbländer noch beständen, wenn sie nach den Forde-
rungen der Zeit und Gerechtigkeit ebenfalls in die Reihe der constitu-
tionellen Nationen treten würden, und die Regierung der ganzen Monar-
chie im ganzen Systeme wie in den einzelnen Theilen vom Geist der
Constitutionalität durchweht würde – unsere Interessen und die ihrigen,
welche jetzt geschieden, ja sogar feindselig einander gegenüberstehen, lei-
chter vereinigt, und alle Theile der Monarchie durch größere Einheit der
Interessen und ein größeres Vertrauen zusammen gehalten und gekräftigt
werden könnten, wodurch die Monarchie, sowohl geistig als materiell,
gedeihen und mit Erfolg den Stürmen der Zeit und feindlichen Ereignissen
trotzen würde.” 
Batthyány beeilte sich, Andrian von der guten Nachricht in Kenntnis
zu setzen und ihm die deutsche Übersetzung des Programms zu schicken:
„Ihrem Wunsche gemäß habe Ihnen gleich nach abgehaltener Conferenz
ein Exemplar unseres Programmes zugeschickt, u[nd] hoffe dass die Sie in
selbem hauptsächlich betreffende Stelle ihren Erwartungen einigermaßen
wenigstens entsprochen habe.”  Im Sommer und Herbst wurde Andrian
von mehreren ungarischen Koryphäen, Kázmér Graf Batthyány, László
Graf Teleki und Ferenc Pulszky aufgesucht.
Als Gegenleistung bat Andrian Karl Moering, eine Antwortschrift auf
das Programm zu schreiben. Moering veröffentlichte daraufhin in seiner
Flugschrift „Guter Rath für Oesterreich. Mit Bezugnahme auf das Prog-
ramm der Liberalen Partei in Ungarn” den Text des Programms und
begrüßte ihn mit warmen Worten. Auch im Grenzboten wurden mehrere
den ungarischen Liberalen gegenüber günstig gesinnte Artikel veröffent-
licht. Andrian selbst hat einen Artikel in der Augsburger Allgemeinen Zei-
tung geschrieben. 
Der ungarische Landtag begann seine Session am 7. November 1847 in
Pressburg. Auch Andrian wollte dort sein, konnte aber wegen einer Grippe
nicht fahren. Er hatte aber einem seiner ungarischen Magnatenfreunde,
dem Grafen Mihály Esterházy, „die nötigen Materialien mitgegeben, damit
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er sie demjenigen Ablegaten, welcher by der Adresse Débatte… unsere
Angelegenheiten u. specielle die böhmische Steuergeschichte aufs Tapet
bringen wird, einhändigen möge. Wegen dieser Sache habe ich in diesen
letzten Tagen besonders mit Louis Batthyány u[nd] Pulszky conferirt – ers-
terer nach seiner Gewohnheit – serré u. diplomatisch, sprach sich nicht
bestimmt aus, u. meinte man müsse erst die Stärke der Partheyen, u. den
wahrscheinlichen Erfolg einer solcher Notion kennen lernen… dagegen war
Pulszky (der mir als der Organ der unteren Tafel viel wichtiger ist) 2
Stunden lange by mir, um über die Art u[nd] Weise es zu conferiren – was
auf die eiteln Ungarn besonders zu wirken scheint, ist die in Aussicht
gestellte abgesonderte Veröffentlichung der Debatten über diesen Gegen-
stand in einer eigenen deutschen Brochuren – Überhaupt gibt ihnen dieser
Schritt erst eine eigentliche europäische Bedeutung u. eine politische Wich-
tigkeit – et je fais sonner cela…”  Am 17. November reiste Andrian nach
Pressburg, um dort weitere persönliche Beziehungen, vor allem mit Lajos
Kossuth anzuknüpfen. Andrian bat Batthyány, ihm einen guten Korres-
pondenten zu organisieren. Bis Ende des Landtages berichtete Lõrinc Tóth
ihm und Friedrich Grafen Deym über die Sitzungen. Am 19. November
nahm Andrian an einem politischen Diner bei Lajos Batthyány teil. „By
diesen Gelegenheiten, so wie überhaupt by den vielen… Besprechungen,
welche ich über diesen Gegenstand hatte, verhielt ich mich immer sehr
zurückhaltend, ließ die Leute anfangen, davon zu sprechen, u[nd] vermied
systematisch den Schein, als käme ich, um ihre Intervention zu bitten – Ich
sagte: ein Resultat ihrer Discussion, ein Paragraph in der Adresse so sey uns
ziemlich gleichgültig, denn ein solches würde für uns doch keine praktische
Wirkung haben – es sey mir mehr um eine lange u. lebhafte Discussion zu
thun, u[nd] zwar vornehmlich aus der höheren politischen Rücksicht der
Annäherung zwischen den Gleichgesinnten beyder Länder, welche beyde
denselben Gegner hätten, folglich schon von Natur darauf angewiesen
seyen, sich einander zu nähern, ohne Bedingungen u[nd] Concessionen
von irgend einer Seite, welche bey der Verschiedenheit der Fragen, In-
teressen hie u[nd] dort unnützlich u[nd] unmöglich seyen. Übrigens
würde der ungarische Landtag erst durch die Behandlung solcher Fragen
aufhören, ein bloßer Provinziallandtag zu seyn, eine europäische Be-
deutung gewinnen, u[nd] das Gewicht einer Nation von 14 Million
Menschen in die Wagschale des liberalen Europas legen, welches auch
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  Andrian-Werburgs Tagebücher, Bd. 7. Wien, 10. November 1847.
erst jetzt, seit dem letzten Programm der Opposition auf Ungarn auf-
merksam zu werden beginnen – (hier liegt die ungarische Achillesferse).
Ich wüßte sehr wohl, sagte ich, dass wir deutsche in Ungarn unpopulär
seyen – aber das sey die Folge der irrigen Auffassung der Ungarn, welche
uns für solidarisch für die Regierung verantwortlich ansehen, ohne zu
bedenken, dass wir unter ihren Streichen hundertmal mehr als sie gelitten
haben – etc. Ich glaube damit keine geringe Wirkung gemacht zu haben –
Szentkirályi [Mór] u[nd] Kossuth erklärten mir, dieser Landtag müsse ein
Wendepunkt in der Politik u[nd] den Nationalsympathien Ungarns
werden…” 
Die Reden der Oppositionsführer während der Adressdebatte des Land-
tags im November und Dezember 1847 traten offen für den Konstitu-
tionalismus im ganzen Reich ein. Am 22. November erörterte Kossuth im
Unterhaus, und am 7. und 11. Dezember Batthyány im Oberhaus die
möglichen Vorteile einer konstitutionellen Umgestaltung des politischen
Systems in den Erbprovinzen. Batthyány ließ den Text seiner Rede ein paar
Tage nachher auch in deutscher Sprache veröffentlichen. Am 22. Novem-
ber verkündete Dénes Pázmándy seine Sympathie gegenüber den poli-
tischen Zielsetzungen der böhmischen Opposition. Kossuth brachte dann
in seiner berühmten Adressrede am 3. März 1848 einen formellen Antrag
bezüglich der Wiederherstellung der verfassungsmäßigen Institutionen in
den Erbprovinzen ein. 
Die Zusammenarbeit hatte aber gewisse Grenzen. Die ungarische Op-
position hielt an dem Gesetzesartikel X aus dem Jahre 1790 fest, dem
Prinzip der Selbständigkeit der ungarischen politischen Behörden, und
wollte von einem gemeinsamen Reichsparlament, ja auch nur von einem
 	  &!! (! ))  
  Andrian-Werburgs Tagebuch, Bd. 7. Wien, 21. November 1847; Lõrinc Tóths drei
Briefe an Andrian-Werburg, Pozsony, 4. November, 18. Dezember 1847, 1. April 1848.
Andrian-Werburgs Nachlaß, Archiv m sta Brna, Großgrundbesitz Líšen – H2. Inv. è. 663,
Krab. 114, Inv. è. 664, Krab. 115.
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gemeinsamen ständischen Ausschuss nichts wissen.	 Unter den oppo-
sitionell gesinnten Politikern in Österreich dagegen setzte sich die An-
schauung immer stärker durch, dass konstitutionelle Institutionen in Ös-
terreich den Widerstand der Ungarn gegen die auf die Reichseinheit
abzielenden Bestrebungen brechen und den Weg für die Errichtung ge-
samtösterreichischer staatlicher Institutionen frei machen würden. Im
Frühling 1848 wollten dagegen die ungarischen Liberalen die aktuelle poli-
tische Situation ausnützen, um die endgültige Absicherung der Selbst-
verwaltung Ungarns zu erkämpfen. Die Sanktion der sogenannten unga-
rischen Aprilgesetze und die Erlassung der nur in Österreich in Kraft
tretenden Pillersdorfschen Konstitution bestätigten den traditionellen „Du-
alismus” unter den neuen Voraussetzungen. In den folgenden Monaten
bemühte sich die von Batthyány geführte ungarische Regierung sogar um
die weitere Lockerung des staatsrechtlichen Bandes zwischen Österreich
und Ungarn bis hin zur bloßen Personalunion. 
Die ungarischen Politiker besuchten jedoch immer Andrian-Werburg,
wenn sie nach Wien fuhren, offenbar in der Hoffnung, dass das Bündnis in
gewisser Form aufrechterhalten werden könne. Anfang Mai suchte Bat-
thyány selbst Andrian auf und erklärte sogar, dass die ungarischen Politiker
es für wünschenswert gehalten hätten, wenn Andrian sich endlich in die
Reihe der leitenden Politiker gestellt hätte, gegebenenfalls auch als Minister-
präsident. „Namentlich die Ungarn (L. Batthyány, der einige Tage hier war,
u[nd] mit seiner gewöhnlichen eisernen Hartnäckigkeit die gemessensten
Unterwerfungsbefehle an Jellachich erwirkte, a la tête) dringen mich, ein
neues Ministerium zu bilden. Sie sind für unseren engen Anschluss an
Deutschland mehr als wir selbst – weil sie unsere u[nd] Deutschlands Allianz
brauchen, um sich gegen die immer drohenden aufstehenden Slawen zu
schützen. Dagegen versprechen sie Trouppen, Übernahme der Staatsschuld
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u[nd] die Donaumündungen.” Batthyány suchte Andrian auch Anfang
Juni auf und „bedauerte wieder sehr (wie ich an den Ungarn überhaupt
meine besten Verbündeten habe) dass ich nicht Minister sey, ich würde
wenigstens eine offene ehrliche Politik befolgen.”
Nach den euphorischen Märztagen kamen aber die Monate des Kampfes
zwischen den Anhängern der Zentralismus, verschiedener Föderalisierungs-
programme und dem ungarischen Programm der bloßen Personalunion. Das
verhinderte allmählich eine weitere Zusammenarbeit zwischen den früheren
„Meinungsgenossen” – wie Batthyány Andrian in seinem Brief an Andrian
vom 1. Juli 1847 noch bezeichnete. Schon Ende Juli 1848 hat Andrian die
folgenden Gedanken in sein Tagebuch eingetragen: „Ich sehe aus diesem Di-
lemma keinen Ausweg als dass entweder Oesterreich ganz dem deutschen
Bunde (welcher als dann ein mitteleuropäischer werden würde) beytrete,
oder dass es ganz aus demselben austrete – u[nd] selbst einen Bundesstaat aus
deutschen, slavischen, ungarischen, illyrischen & Provinzen bilde. Ohnehin
ist dieses meiner Ansicht [nach] die einzig mögliche Verfassung Oesterreichs.
Die Provinzialverfassungen müssen bey uns die Haupt-, der Zentrallandtag
Nebensache werden – u. wenn sich Ungarn in folge der Wirren mit den
Croaten u[nd] Slaven in mehrere Provinzen zersplittert, so ist dieses nur ein
Schritt dazu – denn ein compactes Ungarn u[nd] Siebenbürgen würde den
Schwerpunkt eines solchen Bundesstaates verrücken.”
Das gemeinsame Auftreten der ständischen und liberalen Opposition in
Österreich und der ungarischen Liberalen gegen die absolutistische Regie-
rung in Wien blieb nur ein kurzes Zwischenspiel im politischen und
militärischen Kampf.
Ágnes Deák
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 Graf Batthyánys Brief an Andrian-Werburg, Pest, 1. Juli 1847. Andrian-Werburgs
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LAJOS BATTHYÁNY UND DIE AUFSTELLUNG
DER HONVÉDARMEE
Als die Regierung Batthyány im April 1848 an die Macht kam, hatte sie
praktisch keine Armee. Unter den im März und April 1848 erlassenen
Gesetzesartikeln gab es keinen, der über die Streitkräfte des Landes ge-
sondert verfügt hätte. Die Formulierung des Gesetzesartikels III war nicht
eindeutig genug, denn darin wurden nur jene Gegenstände in entschiedener
Form in den Wirkungsbereich der ungarischen Regierung verwiesen, die
früher zum Kreis der Ungarischen Hofkanzlei, des Statthaltereirates und
der Kammer gehörten „oder doch gehören sollten”. Der Text des Gesetzes-
artikels behandelte lediglich im Allgemeinen die zum Ministerium gehö-
renden Themen des Militärs und generell der Landesverteidigung. 
Die früheren Regierungsbehörden spielten jedoch höchstens bei der
Verpflegung der in Ungarn stationierten kaiserlich-königlichen Armee
und bei den Kontakten zwischen den militärischen und zivilen Behörden
eine Rolle. Einen Großteil der militärischen Angelegenheiten erledigten
die Generalkommanden innerhalb eines Systems, das sich auf das gesamte
Territorium des Habsburgerreiches erstreckte. Über sie verfügten jedoch
die Gesetzesartikel aus dem Jahre 1848 nichts, wie auch nicht, was unter
ungarischem Militär zu verstehen war, nämlich die im Lande garnisonier-
ten Einheiten mit ihren Ergänzungsbezirken größtenteils in Österreich,
Galizien (Polen und Ukrainer), Böhmen und Mähren, oder aber die im
Lande angeworbenen und eingerückten, jedoch oft ins Ausland dirigierten
Streitkräfte.
Diese Fragen mussten auch deswegen geregelt werden, weil den Ge-
neralkommanden auch hinsichtlich der Bewaffnung der im Sinne des Ge-
setzesartikels XXII aufzustellenden internen Ordnungskraft, der Natio-
nalgarde, eine wichtige Aufgabe zukam. Die Institution Nationalgarde war
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eine typische Errungenschaft der bürgerlichen Revolutionen. Im Ungarn
der Jahre 1848-1849 erhielt sie eine besondere Bedeutung. Die National-
garde bedeutete einen Rahmen, in welchem sich ein beträchtlicher Teil der
Bevölkerung die Grundkenntnisse im Gebrauch der Waffen aneignen und
diese auch bei der Organisierung der regulären Armee nutzen konnte.
Grundeinheit der Nationalgarde war das Bataillon (davon gab es in einer
Stadt in der Regel je eines, in einem Komitat bis zu vier). Die Bataillone
wurden in Kompanien, darunter in Zügen organisiert. Der Bestand der
registrierten Nationalgarde erreichte im Sommer 1848 rund 350.000 bis
380.000 Mann, diese Zahl beinhaltete jedoch nicht die Nationalgarden von
Siebenbürgen bzw. der Militärgrenze und Kroatiens. Innerhalb dieses be-
deutenden Bestandes gab es lediglich 6000 berittene Nationalgardisten –
und auch sie in ziemlich ungleichmäßiger territorialer Verteilung.
Die k.k. Generalkommanden kümmerten sich zu Beginn überhaupt
nicht um die Anweisungen der Regierung, da sie meinten, hinsichtlich des
Gehorsams der Regierung gegenüber keine Anweisung aus Wien bekom-
men zu haben. Dank dem entschiedenen Auftritt des Ministerpräsidenten
Batthyány stellte der Herrscher am 7. Mai die vier Generalkommanden in
Ungarn – Buda (in engem Sinne genommen Ungarn), Temeschwar (Banat),
Peterwardein (Slawonien und Syrmien) sowie Agram (Kroatien) in einem
königlichen Handschreiben unter die Befehle der ungarischen Regierung.
  ' %
 4 94
,  .		S 	S 	( Q  S SSR S
!#&# S	S  5 '		   :		  8	    	 =
	 *	  	  <	 !#&#, Hadtörténelmi Közlemények 76 (1963) 145-169;
:4
 ", 1 	. 3  !#&#%!#&, D	 	 3 I + East European So-
ciety and War in the Era of Revolution, 1775-1856 (War and Society in East Central Europe
4; hg. von Béla K. Király), New York 1984, 437-448; 48 
, 1 *	. . 3
 D	 G	   D	 8 3  	.   G( 3  (, The Hun-
garian Revolution and War of Independence, 1848-1849. A Military History (hg. von Gábor
Bona), New York 1999, 1-39; ,8 !

: D	.E 	 	 =	 C	%
+ C	+  	, 
 (Hg.), 1 D	 (, 41-54.
 4 94
,  W	Q Q (QQ 	(Q !#&# .	S  5 C	 	
J	  	 D(Q  	 !#&#+ Budapest 1973; :4
 ", 1 	.,
449-453; 4 94
, @ =0 .S.   C	 3  D	 J%
 	.+ !#&#%!#&,+ East Central European War Leaders: Civilian and Military (War
and Society in East Central Europe 25; hg. von Béla K. Király-Albert A. Nofi), New York
1988, 47-50;4 
: 	 /	  3  D	 	 3 I , The Hungar-






: @	  1  	 .	  ( 
)	  	 	 	 %C3 	    1	, Bd. 2, Wien 1851, 323-324.
Das Generalkommando Hermannstadt (Siebenbürgen) wurde erst am 10.
Juni bei der Sanktionierung der Union Siebenbürgen angewiesen, die Ver-
ordnungen der ungarischen Regierung zu erfüllen. Die Folgsamkeit dieser
Behörden ließ jedoch sehr zu wünschen übrig. Ihre Anführer waren im
Zeichen der bedingungslosen Treue zum Herrscher und des Gedankens
der Einheit des Reiches aufgewachsen. Die Mehrheit der unter ihrer
Verfügungsgewalt stehenden Truppen war landesfremd und zeigte nicht
gerade eine überwältigende Begeisterung für die ungarischen Politiker, die
ihrer Meinung nach das Reich gefährdeten.
Ministerpräsident Lajos Batthyány hielt es auch aus diesem Grund für
wichtig, die fremden Einheiten so bald wie möglich gegen im Ausland
garnisonierte ungarische Regimenter auszutauschen. In Bezug auf die in
Galizien, Böhmen und Österreich stationierten ungarischen Husaren- und
Infanterie-Regimenter gab es noch eine gewisse Hoffnung. An die Heim-
bringung der ungarischen Einheiten, die auf dem italienischen Kriegs-
schauplatz kämpften und in der k.k. Armee dienten, war aber nicht zu
denken. Dies durfte die ungarische Regierung allein schon deshalb nicht
forcieren, weil sie den Anschein hätte erwecken können, dass sie ihre aus
der Pragmatischen Sanktion ergebende gegenseitige Verteidigungspflicht
nicht zu erfüllen beabsichtige. Die Heimholung der Soldaten aus dem
Ausland ging nur langsam voran, die Regierung hingegen musste so bald
wie möglich für Streitkräfte sorgen. Am 24. April formulierte der Minis-
terrat: „Wenn die Zuziehung des zur Aufrechterhaltung der öffentlichen
Sicherheit erforderlichen Militärs weiterhin behindert werden sollte, be-
trachtet es das Ministerium als unumgänglich, Schritte zu tun, zu denen
das Gefühl seiner Verantwortung es nötigt.” Diese versteckte Ermahnung
bedeutete, dass das Ministerium für eigene Streitkräfte sorgen würde, falls
es das erforderte Militär nicht bekommen sollte.
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Die Antwort gar nicht abwartend beschloss die Regierung am 26. April
unter Bezugnahme auf die gefahrvolle Natur der Bewegungen im Lande,
„eine mobile Nationalgarde aufzustellen oder eine Freiwilligenschar zu
bilden”. Laut Beschluss musste ein Budget für 10.000 Mann erstellt wer-
den. Mit den Aufgaben betraute die Regierung den Ministerpräsidenten,
der provisorisch die Militärangelegenheiten betreute, sowie Finanzminis-
ter Kossuth. Die unmittelbare Vorgeschichte des Beschlusses war, dass am
24. April 1848 in Grosskikinda ein Aufruhr ausbrach, der die Furcht vor
nationalen und sozialen Aufständen hervorrief.
Die Idee einer freiwilligen mobilen Nationalgarde – der späteren Hon-
véd – stammte wahrscheinlich von Batthyány selbst. Den Entwurf erstellten
Soma Sztankó, Leutnant des k.k. Infanterieregiments Nr. 62 (Turszky) und
Mitarbeiter des Landes-Nationalgarde-Kriegsrates. 	 Der Ministerpräsident
erhielt den Entwurf am 15. Mai, an dem Tag, an dem der Bericht des FML.
Baron János Hrabovszky, kommandierender General von Slawonien und
Syrmien, eintraf, dass Serbien Ungarn gegenüber ein drohendes Verhalten
aufwies.   Daher beschloss der Ministerrat, die Festungen in der Militär-
grenze in Kampfbereitschaft zu setzen, bei Szeged ein Lager mit 12.000
Mann aufzustellen und unverzüglich mit der Aufstellung einer 10.000
Mann starken mobilen Nationalgarde zu beginnen. Die Regierung ver-
fügte also über die Aufstellung der Bataillone bereits zu einem Zeitpunkt,
als lediglich ein Entwurf über die Errichtung der Nationalgarde vorlag. 
Am 16. Mai erschien ein Aufruf der Regierung, der mit Bezugnahme auf
die drohende Gefahr den Beginn der Werbung ankündigte. Im Manifest
zur Aufstellung einer regulären Nationalgarde von 10.000 Mann hieß es,
dass die Mitglieder der aus Freiwilligen aufzustellenden Streitkräfte drei
Jahre lang dienen sollten und ihr Sold höher als jener der Liniensoldaten
sein würde. Waffen und Bekleidung sollten die Freiwilligen vom Staat
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tern, die in den auf diese Weise aufzustellenden Bataillonen einen Posten
als Offizier haben wollten, aufgefordert, sich beim Landes-Nationalgar-
de-Kriegsrat zu melden.  Am 17. Mai wurde ein weiterer Aufruf veröf-
fentlicht, diesmal an das in Ungarn stationierte reguläre Militär gerichtet.
Der Appell wiederholte bzw. interpretierte im Wesentlichen die auf das
Offizierscorps der Linieninfanterieregimenter Bezug nehmenden Stellen
des Aufrufs vom 16. Mai. Es wurde erklärt, dass das aufzustellende Heer
aus zehn Bataillonen „mit den bei der Armee üblichen Chargen eingeteilt,
nach militärischen Vorschriften exerziert und abgerichtet, und von Majo-
ren befehligt” bestehen werde. Dies stellte klar, dass es nicht bloß um eine
Art Elite-Nationalgarde, sondern um ein reguläres Militär ging. 
Aus der öffentlich-rechtlichen Situation der neuen Einheiten erklärt sich
die anfangs komplizierte Bezeichnung. Die verschiedenen Dokumente ver-
wendeten die Ausdrücke „freiwillige”, „reguläre” oder „mobile” National-
garde und signalisierten damit, dass diese Truppen der Nationalgarde ange-
hörten, ihre Organisation also in dem durch den Gesetzesartikel XXII
garantierten Rahmen erfolgte. Zugleich lassen gerade die erwähnten feinen
Unterscheidungen erkennen, dass die Regierung diese Armee von vorn-
herein für eine andere, große Aufgabe vorsah. Schon der Ministerrats-
beschluss vom 26. April verwies in einem Halbsatz darauf: „wo der Mangel
an Militär so notwendig ersetzt werden muss”.  Aus den beiden Appellen
vom 16. bzw. vom 17. Mai ergab sich eindeutig, dass die neue Armee die
gleiche Rolle wie das reguläre Militär spielen werde. Es gelang Batthyány, die
Aufstellung der neuen Armee auch beim Hof, der im Mai nach Innsbruck
geflüchtet war, durchzusetzen. 
Die schwerfällige Bezeichnung der neuen Einheiten machte bald einem
neuen Wort Platz: Honvéd. Sie war die Spiegelübersetzung der Reserve-
Bataillone, der Landwehr-Bataillone der nicht-ungarischen Linieninfan-
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terieregimenter. Ein Passus im Nationalgarde-Gesetz lieferte die öffent-
lich-rechtliche Grundlage ihrer Organisation. Demnach konnten auch
Personen in die Nationalgarde aufgenommen werden, denen die Quali-
fikation bezüglich des Vermögens und der Schulbildung fehlte, die jedoch
„an der Aufrechterhaltung der constitutionellen Ordnung interessiert”
waren. 
Der hohe Anteil der Intelligenz in der gesellschaftlichen Zusammen-
setzung der Bataillone ist auffällig. Der Anteil änderte sich natürlich je
nach Landesteil. Neben dem überwiegenden bäuerlichen Element betrug
die Intelligenz etwa zehn Prozent, und auch die Beteiligung der Handwer-
ksgesellen war relativ hoch. Dieser hohe Anteil machte die Einheiten in
gewisser Weise zu Ausbildungsbataillonen. Ein beträchtlicher Teil des Oberof-
fizierskorps der ab September organisierten neuen Honvédbataillone ent-
stand aus diesen Bataillonen. Die 24 bis Ende September ernannten Stabs-
offiziere und 77 % der 360 Oberoffiziere waren zuvor k.k. Offiziere. 
Ein Großteil der Bewaffnung der neuen Bataillone stammte aus den Lagern
der Generalkommanden aus Buda (Ofen) und Temesvár/Temeschwar. 
Zur Mobilisierung der neuen Honvédbataillone kam es in der zweiten
Junihälfte. Ursprünglich sollten sie das in das südungarische Lager ent-
sandte reguläre Militär ablösen und einen Garnisonsdienst leisten. Dann
wurden sie in verschiedene Lager in der Nähe der Kampfschauplätze
dirigiert, die sich noch für Übungen eigneten. Als Lager in Südungarn
wurde Szeged (Szegedin), als jenes an der Draulinie Nagykanizsa (Groß-
kanischa) ausgewählt. Die Mehrheit der nach Südungarn dirigierten Ba-
taillone wurde jedoch kurz nach ihrer Ankunft in Szeged (Szegedin) in ein
Militärlager dirigiert, das den Serben gegenüber stand.	
Diese Aufgabe wurde auch einem Teil der im Sinne des Gesetzesartikels
XXII organisierten regulären Nationalgarde zuteil. Wegen der kroati-
schen Bedrohung ernannte Innenminister Bertalan Szemere am 2. Juni
1848 László Csány zum königlichen Kommissär der Komitate Zala, So-
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mogy, Baranya und Tolna. Er betraute ihn, mit Hilfe des entlang der
Drau zusammengezogenen Militärs und der Nationalgarde die Gescheh-
nisse am anderen Ufer genau im Auge zu behalten. In einem etwa 250 bis
290 Kilometer langen Abschnitt konnte diese Truppe aber bestenfalls
Grenzüberwachungstätigkeiten ausüben, sie war nicht einmal für kleine
lokale Attacken stark genug. Die gesamte Mannschaftsstärke betrug nur
wenig mehr als 35.000 Mann, und das nur bis Ende Juli, danach wurden
zwei Bataillone und mehrere tausend Nationalgardisten auf den Kriegs-
schauplatz in der Batschka abkommandiert. Im weiteren Verlauf kamen
weitere Husareneskadronen, ein Honvédbataillon und zwei Freiwilligen-
kompanien zur Verstärkung an die Drau. Die Mannschaftsstärke war
aber dennoch im Vergleich zum Juli um ca. 10.000 Mann reduziert. 
Die auf die Kriegsschauplätze dirigierten, monatlich wechselnden regulä-
ren Nationalgarde-Einheiten erfüllten jedoch die in ihrem Einsatz gehegten
Hoffnungen nicht, sie konnten sie auch nicht erfüllen. Sie verbrachten vier
bis acht Wochen im Ausbildungslager. Bevor sie sich an den Dienst gewöhnt
hatten, wurden sie wieder abgerüstet.
Daher initiierte Batthyány Mitte August die Organisation weiterer frei-
williger mobiler Nationalgarde-Einheiten. Die meisten von ihnen wurden
im Laufe des Herbstes ebenfalls zu Honvédbataillonen umgewandelt. Aus
diesen Bestandteilen, den ungarischen Einheiten der k.k. Armee, den Hon-
védbataillonen und den freiwilligen mobilen Nationalgarde-Bataillonen kamen
letztendlich jene Streitkräfte, die Honvéd zustande, deren Aufgabe es ab
Herbst 1848 war, die Selbständigkeit des Landes zu verteidigen.
Das Parlament, bereits auf Grundlage der Aprilgesetze als Volksver-
tretung einberufen, begann im August 1848 mit der Debatte über das
Rekrutierungsgesetz. Kriegsminister Lázár Mészáros wollte aus den Rekru-
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ten weitere Bataillone der Linieninfanterieregimenter bilden. Ein bedeu-
tender Teil der Abgeordneten schlug die Organisation von Honvédbataillo-
nen vor. Schließlich fand man einen Kompromiss. Zuerst sollten mit den
Rekruten die in Ungarn stationierten ungarischen Linieninfanterieregi-
menter und die Kavallerieregimenter ergänzt werden, mit den übrigen
Rekruten hingegen sollten weitere Honvédbataillone aufgestellt werden.
Das Parlament nahm den Entwurf des Rekrutierungsgesetzes auf seiner
Tagung vom 26. bis 29. August an, der Herrscher sanktioniert ihn jedoch
nicht.
Der Einfall der Armee des Banus von Kroatien, FML. Josip Jellaèiæ,
veranlasste das Parlament am 12. September zum Beschluss, das Gesetz in
Kraft treten zu lassen. Batthyány konnte aufgrund dieses Parlaments-
beschlusses am 14. September die weitere Honvédwerbung anordnen. Am
16. September beschloss das Parlament auf den Vorschlag von Pál Nyáry, dass
die Munizipien für je 127 Personen zwei Rekruten aufzustellen hatten. Die
größere Hälfte der Armee des Freiheitskampfes machten also nicht mehr die
freiwilligen, sondern die regulären Einheiten aus. Bis Ende des Jahres wur-
den insgesamt 67, bis Ende des Freiheitskampfes etwa 150 Bataillone orga-
nisiert – nicht gerechnet die übergetretenen Linieninfanterie-Regiments-
Bataillone, die ausländischen Legionen und die Jäger- und Freikorps. Man
begann, die übergetretenen oder nach Ungarn zurückgekehrten Husarenregi-
menter aufzufüllen bzw. weitere sechs Husarenregimenter aufzustellen.
Auch die Organisation der Artillerie wurde von Batthyány in Angriff
genommen. Die zumeist aus Studenten des Ingenieurwesens bestehende
ungarische Artillerie erfüllte ihre Pflicht im Laufe des Krieges hervor-
ragend, so dass die Österreicher und die Russen überzeugt waren, die
Ungarn würden französische Artilleristen haben. Mehr noch: im Som-
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mer 1849 schlug der Generaldirektor der österreichischen Artillerie, FML.
Vinzenz Augustin, vor, die Organisation der ungarischen Batterien zu
übernehmen.	
Nach der Intervention der kroatischen Truppen ordnete Batthyány
den aktiven Volksaufstand in ganz Transdanubien an.  Der Widerstand
war vor allem bei der Behinderung des Nachschubes und der Kommu-
nikation wichtig. Angehörige des Volksaufstandes fingen Ende September
1848 die Korrespondenz von Jellaèiæ ab, aus der eindeutig hervorging, was
man bis jetzt nur vermuten konnte, dass der Banus von Kroatien aktiv vom
österreichischen Kriegsminister Latour unterstützt wurde.
Vor 1848 gab es in Ungarn keine Waffenproduktion. So war es auch eine
der wichtigsten Aufgaben der ungarischen Regierung, sie einzuführen.
Ministerpräsident Batthyány schloss am 29. April 1848 mit der Pester
Gesellschaft für Maschinen- und Eisengussfabrik einen Vertrag ab, nach
dem die Regierung der Fabrik ein zinsenloses Darlehen bot und 100.000
Stück Bajonettwaffen bestellte. Dafür verpflichtete sich die Gesellschaft,
ab dem 15. November täglich 500 Waffen herzustellen. Bis Ende Septem-
ber beschäftigte sich die Fabrik nur mit der Reparatur und der Adaptierung
alter Waffen. Auch später produzierte sie Gewehre unter Verwendung der
Vorräte aus Waffenlagern. Am 14. November leitete Kossuth die Verstaat-
lichung der Fabrik ein, die dann unter dem Namen Landes-Staatsgewehr-
fabrik fungierte. Neben dieser Fabrik beschäftigten sich ab Herbst 1848
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auch kleinere und größere Betriebe mit der Herstellung von Waffen und
Ersatzteilen, zunächst etwa 20, im Frühjahr 1849 etwa 40 Betriebe. Sie
lagen vorwiegend in den traditionellen Industriegebieten des Landes, aber
auch im Szeklerland war die Herstellung von Waffen- und Munition im
Entstehen. Anfang Januar 1849 wurde die Waffenfabrik nach Gross-
wardein transferiert, wo sie bis Juli-August 1849 funktionierte.
Weiters wurde die Ausstattung der ungarischen Armee mit Ankäufen
im Ausland gesichert. Soma Sztankó konnte fast 25.000 moderne Gewehre
im Ausland ankaufen und sie bis Oktober 1848 nach Ungarn kommen
lassen. Auch die für eine Waffenproduktion notwendigen Maschinen wur-
den im Ausland gekauft und ins Land geschmuggelt.
Die Honvédarmee bestand kaum eineinhalb Jahre. Nicht die zeitweilig
auftretenden Versorgungsprobleme, sondern erst die mehr als zweifache
Übermacht besiegelte ihre Niederlage. Dass sie so lange durchhielt, zeigt
auch, dass Ungarn im Vormärz nicht nur eine Glanzzeit des ungarischen
politischen Denkens, sondern auch eine Zeit des wirtschaftlichen Auf-
schwunges war. Denn die reguläre Armee der absolutistischen Regierung,
die auf die Wirtschaftsressourcen der übrigen, wirtschaftlich entwickel-
teren Gebiete des Reiches zurückgreifen konnte, war außerstande, aus
eigener Kraft das noch dazu vom Nachschub von außen abgeschnittene
Ungarn zu besiegen.
Wenn wir Ungarns Leistungen in den Jahren 1848-1849 beurteilen,
dürfen wir einen wichtigen Faktor nicht vergessen. Ohne Zweifel war die
entscheidende Frage die bürgerliche Umgestaltung des Landes. Zu dieser
Umgestaltung wäre es jedoch – wenn auch unter ungünstigeren Um-
ständen – auch dann gekommen, wenn Ungarn in ein einheitliches Habs-
burgerreich integriert worden wäre. Das ungarische Programm der Umge-
staltung war bereits vor dem Jahr 1848 fertig, und die Führungskräfte der
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Opposition warteten nur auf die entsprechende außen- und innenpoliti-
sche Situation, endlich dieses Programm in Kraft setzen zu können. Die
ungarische Armee aber war ein spezifisches Werk der Jahre 1848-1849.
Vor 1848 existierte sie nicht einmal auf programmatischer Ebene. Die
Regierung unter Lajos Batthyány stellte sie 1848 innerhalb weniger Monate
auf. Diese Armee war in der Lage, das aus mehreren zehntausend Soldaten
bestehende Heer des kroatischen Banus aufzuhalten und die Prüfungen
und Misserfolge des Winterfeldzuges zu überstehen; sie verjagte kaum ein
Jahr nach ihrer „Geburt” die stolze k.k. Armee im Frühlingsfeldzug 1849
bis an die Grenzen oder zwang sie zum Rückzug in die Festungen. Als sich
Franz Joseph I. am 21. Mai 1849 vor dem Zaren Nikolaus I. kniend für die
200.000 Soldaten bedankte, die er von ihm zur Niederschlagung der
ungarischen Revolution bekommen hatte, galt diese Kniebeuge auch der
Leistung der Honvédarmee.
Róbert Hermann
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Ferenc Deák, eine der führenden Persönlichkeiten des ungarischen
Liberalismus im 19. Jahrhundert, war eine besondere historische Person.
Sein Privatleben sowie seine vier Jahrzehnte umfassende öffentliche Lauf-
bahn legten ein Zeugnis von seiner tiefen Humanität, seiner einzigartigen
moralischen Reinheit und dem selbstlosen Dienst an den öffentlichen
Angelegenheiten ab. Seine Autorität und seinen Einfluß sowie seine aus-
nahmslose Authentizität verdankte er niemals seinem Titel oder Amt,
sondern seiner einnehmenden Persönlichkeit, seinem konsequenten Stand-
halten sowie seinen Leistungen als Politiker. Er verfaßte zwar keine theo-
retischen Arbeiten wie István Graf Széchenyi oder József Baron Eötvös,
wird aber trotzdem als ausgezeichneter ungarischer liberalen Denker ver-
merkt. Seine liberalen Ansichten gab er der Öffentlichkeit vor allem durch
seine Reden in den Land- oder Reichstagen sowie in Form von amtlichen
Schriften, Rechtsgutachten bekannt.
Ferenc Deák wurde am 17. Oktober 1803 in Söjtör, dem Komitat Zala,
geboren. Sein Vater, Ferenc Deák d.Ä., gehörte der bemittelteren, durch
juristische Bildung Ämter tragenden Schicht der Tafelrichter des Komitats
Zala an. Die Geburt des kleinen Ferenc überschattete jedoch das Leben der
verhältnismäßig wohlhabenden Familie mit einer Tragödie, da seine Mut-
ter, Elisabeth Sibrik, im Wochenbett starb. Nach dem Tod des Vaters
wurde die Erziehung Deáks von seinen Geschwistern, Antal und Klára,
übernommen.
Ferenc Deák besuchte ab 1811 das Keszthelyer Prämonstratenser Gymna-
sium, ab 1812 das Pápaer Benediktiner Untergymnasium und ab 1813 die Schule
der Piaristen in Kanizsa. 1817 bis 1821 studierte er Jura an der Gyõrer (Raab)
Rechtsakademie. Hier sammelte er die ersten Eindrücke politischer Art.
Nach der Rechtsakademie war er ein Jahr lang Praktikant im Komitat
Zala, ab November 1822 Anwaltsassessor in Pest. Hier lernte er den jungen
Literaten Mihály Vörösmarty kennen, dessen Freundeskreis den geistigen
Horizont Deáks erweiterte und ihn zur Aufnahme der liberalen Ideen
inspirierte. 1823 legte er das zweite Staatsexamen summa cum laude ab und
kehrte nach Zala zurück.
Der junge Deák verließ zwar kaum seine Heimat, verschaffte sich aber
durch seine Lektüre eine Bildung von europäischem Niveau. Obwohl er
sich die Grundlagen seiner juristischen Bildung bereits an der Gyõrer
Rechtsakademie aneignete, bildete er sich auch später ständig fort. Deák
kam mit den Ideen des Liberalismus vor allem durch seine Lektüre in
Berührung. Seine liberale Überzeugung wurde aber zugleich durch seine
Erfahrungen bekräftigt, die er sich in Zala erwarb. Deák behauptete noch
als Student, daß er sich niemals einem bezahlten, „von Bestellung abhän-
gigen oder Verpflichtungen verbundenen Amt verpflichten würde”, daher
nahm er ausschließlich ehrenamtliche Aufträge an. Im Laufe dieser Aufga-
ben wurde er mit Dutzenden von ungelösten gesellschaftlichen Problemen
konfrontiert. 1831 wurde er Mitglied jenes Ausschusses, dessen Aufgabe die
Überprüfung eines umfassenden Gesetzentwurfspakets war. Als Notar
dieser Kommission arbeitete er ein umfangreiches Werk aus, das unter dem
Titel „Die Bemerkungen des Komitats Zala zu den regelmäßigen Arbeiten
des Landesausschusses” in Druck erschien. Die Ausarbeitung dieses Werkes
bedeutete den Anfang seiner politischen Laufbahn und verschaffte ihm ein
derartig großes Ansehen, daß er im darauffolgenden Jahr – anstelle seines
abdankenden Bruders Antal – zum Landtagsdeputierten des Komitats
gewählt wurde. So gelangte der gerade 30jährige außergewöhnlich begabte
Mann in den Preßburger Landtag, in die Politik auf Landesebene. Durch
ihn erschien in Preßburg ein konzeptioneller Reformer, ein ausgereifter
meisterhafter Taktiker, der in kaum zwei Jahren den Zusammenschluß
und die Führung der gesamten liberalen Opposition übernehmen konnte.
Er war sehr einfach und bescheiden, fast schon puritanisch, Eitelkeit und
Karrieremacherei waren ihm fremd, er hatte kaum persönliche Ambitio-
nen und wurde fast nur von seinem moralischen Pflichtgefühl auf die
politische Laufbahn geführt. Seine liberalen Genossen schätzten seine
Begabung von Anfang an und sahen in ihm immer stärker ihren Anführer.
Laut Ferenc Pulszky war im Landtag Kölcsey das Herz der liberalen Oppo-
sition, der „kühle” Deák dagegen der Kopf.
Deák nannte und unterstützte während des langen Reichstags eine
Reihe von liberalen Reformen. Die wichtigste Rolle übernahm er in der
Diskussion der Leibeigenenfrage und der Angelegenheit der Redefreiheit.
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Seine Argumentation stützte sich oft auf das „ewige und niemals verän-
derbare” Naturrecht, das jedem Menschen angeboren sei. Zu den unver-
äußerlichen Naturrechten zählte er u.a. die Gedanken- und Redefreiheit,
das Recht zur Personen- und Vermögenssicherheit, unabhängig von sozia-
len Unterschieden, sowie das „heilige und unantastbare” Recht zum Besitz.
Das „Gemeinwohl” folgte in der Auffassung Deáks in Wahrheit aus dem
Naturrecht und bedeutete auch das Durchdenken dessen. Die zentralen
Begriffe in seinen Reden, die er zur Bauernfrage hielt, waren Freiheit und
Besitz. Er gab seiner Überzeugung Ausdruck, daß das Recht der Unter-
tanen auf freien Grundbesitz aus dem Naturtecht hervorgeht, und wies
darauf hin, daß „die Freiheit, die man mit anderen teilt, sich nicht ver-
ringert, sondern im Gegenteil, nur stärker wird”.
In den wesentlichen Fragen der Reform erzielte dieser Landtag wenig
Erfolg. In den darauffolgenden Jahren versuchte die Regierung die liberale
Opposition durch politische Prozesse zum Schweigen zu bringen. Einer der
spektakulärsten Prozesse verlief gegen Miklós Baron Wesselényi: Infolge
einer seiner Reden wurde er wegen Untreue angeklagt. Deák trat zur
Verteidigung seiner liberalen Freunde sowohl mit politischen als auch mit
rechtlichen Mitteln für die Redefreiheit ein. Dieser Kampf endete 1840
mit der Freilassung der Verurteilten und der Einstellung der politischen
Prozesse.
Im 1839/1840er Landtag war Ferenc Deák nicht mehr nur Anführer der
liberalen Opposition, sondern der des ganzen Reichstags. Dieser Landtag
behandelte auf Deáks Antrag hin jene unerledigten und dringenden Fra-
gen, die er noch von der vorhergehenden Versammlung geerbt hatte. Er
hielt z.B. die Frage der Aufhebung der Urbarialverhältnisse weiterhin auf
der Tagesordnung und es gelang, die freiwillige Erbablöse als Gesetz zu
registrieren. Den Erfolg der von Deák angeführten Opposition zeigte
auch, daß sie die Annahme zahlreicher, die Freiheit und Entwicklung der
Wirtschaft und des Handels unterstützenden liberalen Gesetze erkämpfen
konnte. Nach dem Schluß des Landtags referierte Deák im Komitat Zala
seinen Delegiertenbericht über die Bilanz des Reichstags. Dieser Bericht hat
eine grundlegende Bedeutung im Lebenswerk Deáks. Er ist die Rechen-
schaft eines Realpolitikers über die erlittenen Niederlagen und erkämpften
Erfolge, sowie das klare Zusammenfassung von der liberalen Reform-
vorstellungen und der vor neuen Perspektiven stehenden oppositionellen
Bewegung. Er erörterte in seinem Delegiertenbericht seine allgemeinen
Ansichten über die Pressefreiheit.
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Von November 1841 bis März 1843 hielt sich Deák in Pest-Buda auf und
übernahm als Mitglied des durch den Reichstag delegierten Ausschusses
einen Löwenanteil in der Ausarbeitung des neuen Strafkodex. Deák und die
liberalen Mitglieder der Kommission kämpften für die genaue Bestim-
mung der Vergehen und Strafen, für die gänzliche Gleichstellung vor dem
Gesetz, die Abschaffung der Körper- und Todesstrafe und die Einführung
der Rechtssprechung vor dem Schwurgericht.
Mitte des Jahrzehnts, zur Zeit der sich verschärfenden politischen
Kämpfe, verlor er das Vertrauen, seine Prinzipien zur Geltung zu bringen.
Doch trat er lieber den Rückzug an, anstatt sie aufzugeben. Für seinen
Rücktritt lieferte der berüchtigte Zalaer Skandal bei der Landtagsdepu-
tiertenwahl 1843, bei der die vom Klerus gekauften Kleinadeligen die
Steuerpflicht der Adeligen ablehten, sowohl den Vorwand als auch den un-
mittelbaren Grund. Sein Vertrauen verloren, in seinem Glauben erschüt-
tert, blieb er Preßburg fern. Die Opposition des Reichstags mußte ihren
früheren Anführer zu entbehren. Sein Aufstieg schein am Ende zu sein.
In den darauffolgenden Jahren trat er nur gelegentlich und für kurze
Zeit aus dieser Passivität hervor. Eine solche Gelegenheit war z.B. die
Gründung der lokalen Organisation des (zur Förderung der heimischen
Industrie geschaffenen) Schutzvereins. Ein zweiter Anlaß war die Kons-
tituierung der Oppositionspartei. Deák beurteilte die Aussichten der libe-
ralen Opposition eher pessimistisch und wies die Führerrolle daher von
sich. Trotz seiner Vorbehalte nahm die Organisation der oppositionellen
Partei 1846 unter dem Vorsitz von Lajos Grafen Batthyány und der
praktischen Leitung von Lajos Kossuth ihren Fortgang. Im Jahre 1847 gab
endlich auch Deák nach und stimmte dem Ausarbeiten des Programms zu.
Die Konferenz der Liberalen hatte am 15. März 1847 die Grundsätze der
Opposition angenommen; dem Text der Oppositionserklärung verschaffte
Deák die endgültige Form. Der Text widerspiegelte und summierte die seit
etwa anderthalb Jahrzehnten verlautbarten liberalen Ansichten Deáks.
Deák blieb zwar Mitglied des zentralen Vorstands der oppositionellen
Partei, hielt sich aber von dem aktiven Politisieren weiterhin fern. Er berief
sich auf seine sich seit Jahren hinziehende Krankheit, als er dem im No-
vember 1847 beginnenden Reichstag fernblieb. Seinem Widerstreben setzte
im März 1848 die Revolution ein Ende. Deák fuhr als Vertreter seines
Komitats in den Reichstag. Seinen liberalen Freunden gelang es, ihn zu
überzeugen, mit seiner Anwesenheit und Mitwirkung der Kodifikation
der bekannten Reformforderungen Gewicht und Autorität zu verleihen.
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Deák hielt es für seine moralische Pflicht, das Portefeuille des Justizministers
annehmend, eine Rolle in der Regierung von Lajos Batthyány einzunehmen.
Deák war die Stütze und der Vertraute von Batthyány sowohl in den
Ministerratssitzungen als auch während der Verhandlungen mit Wien.
Deák wünschte besonderen Akzent auf die Kodifizierungsarbeit des
Justizministeriums zu legen. Er veröffentlichte am 29. April seine Ministe-
rialverordnung über die Beurteilung der Pressevergehen vor dem Schwur-
gericht. Sie war die erste gesetzliche Verordnung bürgerlicher Art in
Ungarn und zugleich der erste Versuch, eine moderne Gerichtsorganisa-
tion aufzustellen. Ein weiteres wichtiges Ergebnis seiner Tätigkeit als
Justizminister war ein Gesetzentwurf, der sich die Präzisierung und Wei-
terentwicklung des Gesetzes über die Bauernbefreiung vornahm.
Als dieser Antrag dem Parlament vorgelegt wurde, war Deák bereits
kein Minister mehr: Da die Verhandlungsversuche von Deák und Bat-
thyány in Wien erfolglos endeten, verkündete der Ministerpräsident am
11. September den Rücktritt seiner Regierung. Auch Deák reichte seine
Abdankung ein und beteiligte sich an der Arbeit des Reichstags von da an
nur als einfacher Abgeordneter. Während der Freiheitskämpfe nahm Deák
keine ernstere politische Rolle mehr ein. Er war zwar Mitglied der Delega-
tion, die mit Windischgrätz, dem Kommandanten der vorstoßenden kai-
serlichen Kräfte, zu verhandeln versuchte, in den Erfolg der Einigung
hatte aber auch er kein Vertrauen mehr. Deák folgte nicht dem Reichstag
nach Debreczin, er zog sich auf seinen Landbesitz in Kehida zurück. Die
Entthronung der Habsburger stand in diametralem Gegensatz zur Kon-
zeption von Deák, da er überzeugt war, daß Ungarns Sicherheit und Zu-
kunft nur im Rahmen der Monarchie vorstellbar seien. Nach der Nieder-
schlagung des Freiheitskampfes und nach der Vergeltung wurde sein Ver-
halten, daß er zur Kooperation mit den Kaiserlichen in keinerlei Form
bereit war, zum Symbol des passiven nationalen Widerstands. Deák ver-
kaufte 1854 seinen Landbesitz und übersiedelte nach Pest. Er mietete ein
Appartement im Hotel zur Königin von England. In Pest entstand ein ver-
rauter Freundeskreis um ihn, sein Quartier war immer voller Bekannter
und Freunde. Das öffentliche Politisieren war nicht möglich, so motivierte
er seine Besucher, wenigstens im Privatleben und auf gesellschaftlichen
Veranstaltungen die Erinnerung an 1848 zu bewahren und die nationalen
Traditionen sowie die Muttersprache zu pflegen.
Das im Herbst 1860 publizierte Oktoberdiplom sowie das im Februar
1861 veröffentlichte Patent verlieh Ungarn zwar ein wenig Selbstständigkeit,
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beschränkte aber die Rechte des Reichstags, setzte wieder die überholten
ständischen Regierungsorgane ein und unterwarf das Land hiermit weiter-
hin dem Reichsparlament und der Regierung. Deák hielt sich an die
Fundamente von 1848, betrachtete daher all das als Rücktritt und wies die
AllerhöchstenEntscheidungen zurück.
Am Zusammentreten des Reichstags im Frühling 1861 nahm Deák als
Abgeordneter der Pester Innenstadt teil. Das Oktoberdiplom und das Feb-
ruarpatent wurden abgelehnt, es ergab sich aber eine Meinungsverschie-
denheit bezüglich des Modus der Zurückweisung. Deák schlug vor, die
Wiederherstellung der Grundsätze von 1848 mittels einer Adresse an
Franz Joseph zu beantragen und damit die Bedingungen für die Behebung
der Gegensätze zu schaffen. Die Mehrheit unterstützte aber den aus der
Emigration heimgekehrten László Graf Teleki, der die Forderung der
vollkommenen Wiederherstellung der Gesetzgebungsrechte in Form einer
einseitigen Erklärung und Resolution vorschlug.
Nach dem tragischen Selbstmord von Teleki bewilligte der Reichstag
den Adreßantrag von Deák. Da aber die Anerkennung des Thronanspruchs
von Franz Joseph weggelassen wurde, verweigerte er deren Übernahme.
Am 8. August 1861 legte Deák dem Abgeordnetenhaus eine erneute Adresse
vor. In dieser formulierte er die Forderungen der ersten Adresse markan-
ter: Deák zeigte zwar manche Bereitschaft zu Unterhandlungen, er bestand
aber konsequent auf den gesetzlichen Grundprinzipien des öffentlichen
Rechts von Ungarn. (In den darauffolgenden Jahren erörterte Deák seine
Ansichten über die Kontinuität der verfassungsmäßigen Selbstständigkeit
Ungarns in Diskussionen, die er mit dem österreichischen Rechtswissen-
schaftler Wenzel Lustkandl führte.) Nach Deáks zweiter Adresse ließ
Wien den ungarischen Landtag auflösen und führte eine neue Regierungs-
ordnung ein. Da das Schmerling-Provisorium in Ungarn keine Unter-
stützung fand, eröffnete Wien Ende 1864 durch einen konservativen un-
garischen Politiker, Antal Baron Augusz, geheime Verhandlungen mit
Deák, um die Ausgleichsabsichten von Ungarn zu ermitteln. Deák bestand
weiterhin auf der Anerkennung der politischen Integrität der ungarischen
Krone sowie auf der Wiederherstellung der Rechtskontinuität. Er aner-
kannte aber zum ersten Mal die gemeinsamen Angelegenheiten als Verhand-
lungsgrundlage und skizzierte auch seine Konzeption zur ihrer Behandlung.
Im Februar 1865 nahm Franz Joseph diese Grundsätze als Verhandlungs-
grundlage an. Die Grundsätze des Ausgleichs wurden hinter den Kulissen
festgelegt. Vor der Öffentlichkeit wurden diese Prinzipien im sog. Oster-
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artikel Deáks bekanntgegeben, der am 16. April 1865 in Pesti Napló erschien.
Das ausführliche Drehbuch des Ausgleichs veröffentlichte Deák Anfang
Mai in der Wiener Debatte. Er beantragte eine dualistische Monarchie, die
außer durch die Person des Monarchen durch die Verwaltung der aus-
wärtigen und militärischen Angelegenheiten sowie des Finanzwesens zusam-
mengehalten wäre. Er skizzierte auch den Plan der Ausgleichsverhandlungen
und der das öffentliche Recht betreffenden Aktionen: Der erste Schritt wäre
die Wiederherstellung der 1848er Gesetze, dann anhand derer die Einberu-
fung des Reichstags. Dieser würde die Bestellung der verantwortlichen Regie-
rung sowie die Krönung des Königs folgen. Danach könnte die Annahme der
Ausgleichsregelungen im Reichstag und deren königliches Sanktionieren statt-
finden. Die Ausgleichsverhandlungen verliefen im wesentlichen nach Deáks
Programm. Der Herrscher hatte im Dezember 1865 den Reichstag einberufen,
dessen Deák ergebene Mehrheit sich für den Ausgleich engagierte. Deák selbst
führte die Verhandlungen eher auf prinzipieller Ebene, die praktische Füh-
rung überließ er Gyula Graf Andrássy. Als Ministerpräsidenten nominierte er
ebenfalls Andrássy, nachdem er selbst diese vom Monarchen angebotenen
Posten zurückwies. Er lehnte Belohnung, Rang, Titel und Auszeichnungen
jeder Art ab. Er blieb auch dem spektakulärsten staatsrechtlichen Akt des
Ausgleichs, der Krönung von Franz Joseph, fern.
Er hielt den Ausgleich nicht für ein endgültig beendetes Werk, viel-
mehr für einen von der Vernunft verlangten zwangsläufigen Kompromiß.
„Wir behaupten nicht, daß unser Werk vollkommen sei. Wir sind der
Mängel bewußt; aber ein zweckmäßig besseres, das in unserer Lage auch
praktisch ausführbar gewesen wäre, konnten wir nicht anfertigen” – sagte
er in der Diskussion des Ausgleichsgesetzes.
Nach dem Ausgleich übernahm Deák keinerlei Regierungsfunktion. In
der Gesetzgebung besaß er zwar anfangs noch einen entscheidenden Einfluß,
später verlor er aber schrittweise seine parteiführende Rolle und vereinsamte
in politischer Hinsicht. Gegenüber Deáks konsequentem Liberalismus tra-
ten immer stärker die nationalistischen und konservativen Elemente in den
Vordergrund. Deák verbitterte auch der moralische Niedergang seiner Par-
tei. Es war ihm unvorstellbar, nicht von der prinzipiellen Überzeugung,
sondern vom Karrieredrang und der persönlichen Profitmacherei motiviert
zu werden.
Bei der Formulierung der Gesetze über den kroatisch-ungarischen Aus-
gleich und über die Gleichberechtigung der Nationalitäten gelang es ihm,
das empfindliche Gleichgewicht zwischen Liberalismus und Nationalis-
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mus zuwege zu bringen. Das im Sinne von Deák verfaßte Gesetz ermög-
lichte auf der Ebene der höheren Jurisdiktion die Alleinherrschaft der
ungarischen Staatssprache, den nationalen Sprachgebrauch hingegen nur
auf der niederen Ebene, bei den regionalen und örtlichen Selbstverwal-
tungen. Der liberalste Zug des Gesetzes war, daß es den nicht ungarisch
Sprechenden das Recht zur Schule und Bildung in der Muttersprache
versicherte, was damals in Europa einzigartig war. Letzteres hielt Deák für
die wichtigste Errungenschaft des Gesetzes. In den Folgejahren des Aus-
gleichs fanden Deáks liberale und kirchenpolitische Ansichten immer we-
niger günstige Aufnahme. Seine wichtigsten Ansichten blieben im Reichs-
tag in der Minderheit.
Im November 1863 endete im wesentlichen die vier Jahrzehnte umfas-
sende politische Laufbahn Deáks. Seine seit langen Jahren anhaltenden
Krankheiten, vor allem sein Herzleiden, überwältigten ihn endgültig.
Seine Krankheit zwang ihn zum Hausarrest, und obwohl er von seinen
Verwandten und Freunden gewissenhaft gepflegt wurde, konnte er auch
daheim keine wesentlichen politischen Arbeiten mehr verrichten. Er erlebte
zwar noch die Vereinigung seiner Partei mit der Kálmán Tiszaschen mittle-
ren Linke im Jahre 1875, fand aber allein schon den Namen der neuen
Freigeistigen Partei enttäuschend. „War ich denn bis dahin nicht freigei-
stig?” – frage er ironisch bei der Einschreibung. Seine Welt näherte sich
bildlich und wahrhaftig dem Untergang. Er verschied in seinem 73. Le-




FERENC DEÁK IN DER ÖSTERREICHISCHEN
GESCHICHTSSCHREIBUNG
Auf der Einladung zum Symposion „Ferenc Deák. Liberales Denken
und Kompromissbereitschaft” prangt das Porträt Ferenc Deáks von Berta-
lan Székely. Mit ernstem, klaren Blick schaut er in die Ferne – oder in die
Zukunft? Die rechte Hand stützt sich auf ein Buch, weitere Folianten
liegen auf dem Tisch. Die Anordnung der Bücher und die Steckzettel
verweisen darauf, dass sie benützt worden sind. Die Linke hält mit energi-
schem Griff ein Schriftstück fest. Der massige Körper vermittelt Bedeu-
tungsschwere. Er korrespondiert mit den noch massiveren Säulen im Hin-
tergrund, die wohl nur Teil eines unzerstörbaren Jahrtausendbauwerkes
sein können.
So schön und feierlich dieses Bild ist, so einseitig ist es auch. Es ist das
Porträt des beharrlichen, entschlossenen, gesetzestreuen „Weisen der Na-
tion”. Nicht der leutselige Deák steht da vor uns, auch nicht der beschei-
dene und zurückgezogene, der dem jungen Andrássy den Vortritt lässt und
der in der schwierigen Kriegszeit nicht ansteht, der Kaiserin auf dem
Bahnhof die Aufwartung zu machen, sondern der unumstrittene Führer
seines Volkes.
Meine Aufgabe heute ist die Beantwortung der Frage, welches Bild
Deáks – im übertragenen Sinn – die deutschsprachige österreichische
Geschichtsschreibung vermittelt? Es ist ein sehr eindeutiges und insofern
scharfes, aber zugleich ein eigenartig knappes, verkürztes Bild, eher nur ein
Bildausschnitt, kein Vollporträt, sondern ein bloßes Brustbild ohne erläu-
ternde Akzessoires und ohne Hintergrund. Mit wenigen Ausnahmen erfa-
hren wir nur zweierlei. Das eine: Deák ist der unbestrittene Führer der Na-
tion und der Schöpfer des Ausgleichs. Das andere: er war eine höchst
integre, geradlinige und geradezu sympathische Persönlichkeit.
Was dieses zweite betrifft, unterscheidet sich der Deák der österrei-
chischen Historiographie also sehr etwa vom Bild seines großen Mitspielers
und Kontrahenten Lajos Kossuth, der überaus zwiespältig dargestellt wird,
einerseits als geniale Persönlichkeit, als feuriger Volksredner und Tribun
usw., andererseits geradezu als vollkommen Gescheiterter, ja als moralisch
verwerfliche Figur . Aber auch abgesehen von Kossuth: es gibt nicht viele
historische Persönlichkeiten, deren menschlich-persönliche Qualitäten so
unumstritten sind wie die Ferenc Deáks. Es ist mir buchstäblich nur eine
einzige Stimme untergekommen, die an diesem Bild kratzt, und ich will sie
Ihnen nicht vorenthalten. Es ist die des kämpferischen Deutschliberalen
Walter Rogge. Er stammte zwar aus Norddeutschland, lebte aber als Jour-
nalist beim Pester Lloyd, bei der Ostdeutschen Post und bei der Presse und
als freier Schriftsteller sieben Jahre in Pest und weitere 25 Jahre in Wien.
Im zweiten Band seines polemischen, aber inhaltsreichen Werkes „Öster-
reich von Világos bis zur Gegenwart”, erschienen 1873 in Leipzig und
Wien, lesen wir, „dass die Magyaren in Franz Deak einen Mann besaßen,
der die ihm zugefallene Aufgabe mit dem Vollgewicht jener starren und
schroffen Einseitigkeit und Selbstbeschränkung löste, wie sie allen histo-
rischen Persönlichkeiten eigen ist, deren die Weltgeschichte sich zu einer
bestimmten Mission bedient”. Und weiter: „Deak’s vierschrötige und
rücksichtslose Natur, wie sie einem Parteiführer, der seinem Volke ein
Pfadfinder sein und ihm lediglich durch unerschütterliche Charakter-
festigkeit imponieren soll, unentbehrlich ist, entsprach seiner Sendung
wohl in noch höherm Grade als unbedingt unerlässlich.” Immerhin aner-
kannte Rogge auch, dass Deáks Rede „nachdem er sein Thema hatte reif
werden lassen, Ja Ja und Nein Nein war”.
Für alle anderen Autoren ist Deák, sofern sie auf seine Person eingehen,
makellos, bescheiden, unbeirrbar aber gemäßigt, nie verletzend, ein kluger
Taktiker, der auch den Augenblick des notwendigen Kompromisses erkennt,
und vor allem ist er absolut rechtlich denkend, der Mann des Gesetzes
schlechthin.
Als Beispiel und als Gegengewicht zum ersten Zitat möchte ich Ihnen
ein paar Sätze aus Heinrich Friedjungs Buch „Der Kampf um die Vorherr-
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schaft in Deutschland” vorlesen. Sprach aus Rogge die deutschliberale Ent-
täuschung über die Verfassungsentwicklung in Cisleithanien, so spricht
aus Friedjung die fast ein wenig neidvolle Bewunderung des deutsch-
nationalen Historikers für den erfolgreicheren ungarischen Politiker.
17. Juli 1866, vierzehn Tage nach Königgrätz/Hradec Králové. Deák,
der sich auf sein Landgut zurückgezogen hat, erhält einen Brief des Hof-
kanzlers Majláth. „Als Deak am Abend das Schreiben las, fühlte er den gro-
ßen Erfolg seines arbeitsvollen Lebens aufsteigen; aber man sah, wie sich
sein Antlitz von ernster Sorge umdüsterte. Der Kaiser beschied ihn zu sich
nach Wien; aber nicht Triumph erfüllte ihn, sondern vor allem das Be-
wusstsein schwerer Verantwortlichkeit in diesem geschichtlichen Augen-
blicke. Am nächsten Morgen reiste er nach Wien und stieg, um nicht sofort
erkannt zu werden, in einem kleinen Gasthofe außerhalb der Stadt, in
Meidling, ab. Am 19. Juli empfing ihn der Kaiser. Nahezu eine Stunde
dauerte die folgenschwere Unterredung, welche auf den Herrscher tiefen
Eindruck machte. Nur das Wichtigste hat Deak über dieses Gespräch
mitgeteilt, denn er mochte die von dem Kaiser in dieser ernsten Stunde
ausgesprochenen Empfindungen nicht müßigem Urteile preisgeben. Der
Kaiser befragte ihn um die Wünsche Ungarns. Ebenso klug als edelmütig
war die Antwort: Ungarn verlange nach der Niederlage von Königgrätz
nicht mehr als vorher. Diese Worte prägten sich dem Gedächtnisse der
Zeitgenossen fest ein, und der Herrscher eines großen Reiches sagte viele
Jahre später zu Deak: er habe den Mann kennen lernen wollen, der so
gesprochen hatte… Wie schlicht war die Festigkeit des Führers der Na-
tion, aber wie unergründlich klug auch, ohne den Schein diplomatischer
Kunst, die von ihm gestellte Forderung!… Einem Staatsmanne kann nichts
Größeres nachgesagt werden, als dass er in den entscheidenden Augen-
blicken seines Lebens das Selbstverständliche erstrebte und durchsetzte.”
In diesem Zitat ist neben der großen, warmen Wertschätzung auch die
erste Information enthalten, von der ich gesprochen habe und die in der
einschlägigen Literatur stets wiederkehrt: Deák als der unbestrittene Führer
der Nation und als der Schöpfer des Ausgleichs. Josef Redlich, auf den ich noch
zu sprechen komme, hat für Deák den Ausdruck von der „providentiellen
Persönlichkeit” geprägt. Bekanntlich hat Graf Gyula Andrássy Kaiserin Elis-
abeth als die „schöne Vorsehung” – providentia – bezeichnet. Deák wiederum
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1-2, Stuttgart-Berlin  1912/13, Bd. 2, 398ff.
hat Andrássy als den providentiellen Ministerpräsidenten genannt. Was aus
diesen Epitheta spricht ist die Faszination der Persönlichkeiten, ihre Wir-
kung auf andere, die wir ja nicht leugnen wollen. Ferenc Deák wird wohl
nicht ohne Grund zu ihnen gerechnet. Und wenn dieses sympathische Bild
in der Historiographie tradiert wird, kann man ihr nicht den Vorwurf des
unkritischen Abschreibens machen. Es stimmt einfach, oder wenigstens ist
kein Material für ein anderes Bild, für eine Gegenthese vorhanden.
Viel eher ist erstaunlich, dass kaum gefragt wurde, erstens woher denn
diese offenbar positive und wirkmächtige Persönlichkeit im weiteren Sinn
kam, wo ihre Wurzeln und die Quellen der Kraft lagen, und zweitens ob es
denkbar ist, dass eine solche Persönlichkeit nur dieses eine bewirkt hat oder
doch vielleicht auch anderes. Um bei unserem anfänglichen Beispiel zu
bleiben: Gibt es von dieser Persönlichkeit nur dieses wohlgelungene Brust-
bild? Gibt es kein anderes Porträt, kein Vollbild mit Hintergrund?
Nun, sozusagen im Antiquariat findet sich der ein- oder andere ältere
Stich. Constant von Wurzbachs unerschöpfliches „Biographisches Lexikon
des Kaiserthums Österreich” brachte im 3. Band, erschienen 1858, eine fast
zwei Seiten umfassende Kurzbiographie, in der die Tätigkeit Deáks auf den
vormärzlichen Landtagen beschrieben und seine wichtige Rolle im Jahre
1848 eben mit dem bis dahin errungenen Ansehen begründet wird. Im
übrigen ist Wurzbachs biographische Notiz außerordentlich freundlich,
geradezu eine Lesebuchseite. Es ist nicht verwunderlich, dass die ganz
unrevolutionäre Persönlichkeit Deáks in dem mitten im Neoabsolutismus
erscheinenden monarchiefreundlichen Werk gut wegkommt. Im Hinblick
auf Deáks zukünftige Rolle ist es aber doch bemerkenswert, was wir da
lesen, zu einer Zeit, in der noch immer der Faden zwischen dem König und
der Nation zerrissen am Boden lag: „Im [ungarischen Minister]Rathe
stimmte er [Deák] stets für Ausgleichung und verwarf alle zur Abtrün-
nigkeit führenden Maßregeln. Sein Element war Friede und Ordnung, und
wie dies einmal aufhörte, hatte er auch keine Stelle mehr. Die Wogen der
Revolution vermochten nicht, ihn einen Fingerbreit aus seiner Stellung zu
bewegen…”. Auch der 1864 erschienene Nachtrag, in dem vor allem der
Landtag von 1861 beschrieben wird, ist sehr positiv.
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Auch in Anton Springers „Geschichte Österreichs seit dem Wiener
Frieden 1809”, erschienen 1863, ist relativ ausführlich von der Tätigkeit
Deáks auf den „Operatenreichstagen” die Rede. Seine Fähigkeiten und sein
Charakter werden zur plausiblen Grundlage seiner Erfolge, z.B. der Erfolg
des liberalen Oppositionsprogramms von 1847 	. Selbstverständlich ist das
auch bei Gustav Steinbach der Fall. Der im Revolutionsjahr 1848 in Press-
burg/Pozsony geborene Journalist und Schriftsteller hat 1888 eine Artikel-
serie in der Österreichischen Revue verfasst und dann als eigene Broschüre
herausgegeben. „Sein Scharfblick zeigte Deák immer den entscheidenden
Punkt jeder Frage; er verstand es, sich in den Mittelpunkt jeder Angele-
genheit zu versetzen und von dort aus sie zu beurteilen.” „Ihn nötigte die
logische Anlage seines Geistes, jede Frage, mit der er sich befasste, bis ans
Ende zu denken… er steckte sofort die Ziele aus mit Mäßigung und
Festigkeit.”  
Verglichen mit diesen vielversprechenden Anfängen verfiel die öster-
reichische Historiographie in Bezug auf Deák in den Jahrzehnten nach dem
Ausgleich in ein zunehmendes Schweigen. Gewiss, ich habe Rogge zitiert,
oder Friedjung. Wertheimers Andrássy-Biographie erschien immerhin auch
in deutscher Sprache . Aber es war doch so, dass die deutsch-cisleithanische
Geschichtsschreibung insgesamt Ungarn aus den Augen zu verlieren begann.
Während etwa Springer in der schon zitierten „Geschichte Österreichs”
von 1863 wie selbstverständlich auch die Geschichte Ungarns miterzählt,
handelt etwa das zwischen 1902 und 1914 erschienene monumentale Werk
des deutschliberalen Gustav Kolmer mit dem Titel „Parlament und Ver-
fassung in Österreich” ausschließlich von Cisleithanien .
Zweitens spielte der Ausgleich in der breiten staatsrechtlichen und
politologischen Reformliteratur in den letzten zwei Jahrzehnten der Mo-
narchie keineswegs eine positive Rolle, er war vielmehr das, was irgendwie
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1863-1865, Bd. 1, 496, 501ff., Bd. 2, 107, 121ff.
   Gustav Steinbach, Franz Deák, Wien 1888, 7. Zu Steinbach siehe Handbuch öster-
reichischer Autorinnen und Autoren jüdischer Herkunft 18. bis zum 20. Jahrhundert, hg. von der
Österreichischen Nationalbibliothek, Bd. 1-3, München 2002, Bd. 3, 1309.
  Eduard von Wertheimer, Graf Julius Andrássy. Sein Leben und seine Zeit, Bd. 1-3,
Stuttgart 1910-1913.
  Gustav Kolmer, Parlament und Verfassung in Österreich von 1848-1904, Bd. 1-8, Wien
und Leipzig 1902-1914; fotomechanischer Nachdruck Graz 1972-1980.
zu überwinden war, wollte man aus der politischen Dauerkrise heraus-
zukommen . Also konnte auch der Schöpfer des Ausgleichs nicht mit
besonderer Anteilnahme und Aufmerksamkeit rechnen. Ein Beispiel dafür
ist die Schrift, die der 34jährige Karl Renner 1904 noch unter dem Syn-
onym Rudolf Springer publiziert hat . Sie trägt den bezeichnenden Titel:
„Die Krise des Dualismus und das Ende der Deakistischen Episode in der
Geschichte der Habsburgischen Monarchie”. Renner polemisierte scharf
gegen den aktuellen Magyarismus. Den Dualismus verwarf er grundsätz-
lich, aus geopolitischen, ethnisch-nationalen und aus sozialen Überlegungen
heraus. In dieser Schrift findet sich die typisch Rennersche zugespitzte
Formulierung: „Der Dualismus ist Zerlegung des Ganzen in eine verdop-
pelte Halbheit” . Deák selbst war für Karl Renner in erster Linie die Chiffre
für ein System. Menschlich hat er ihn in dieser Schrift durchaus positiv
bewertet. Aber der Dualismus sei dazu verurteilt, Episode zu bleiben.
Schließlich geriet drittens die geistige Strömung, in der Deák wirkte,
der Liberalismus, als ganzer in Misskredit . Das scheinen mir die Gründe
zu sein für das besagte Schweigen.
Erst nach 1918 änderte sich das. Die quälende Frage derer, die in der
Monarchie nicht einen Völkerkerker, sondern ein großes Reich gesehen
hatten, lautete: Warum und woran war sie zerbrochen? Die profundeste
Antwort der deutschösterreichischen Historiographie hat der deutsch-
mährische, in Wien lehrende Staats- und Verwaltungsrechtler, Politiker
und Historiker Josef Redlich formuliert. Sein in zwei Bänden 1920 und 1926
erschienenes Werk trägt den programmatischen Haupttitel „Das öster-
reichische Staats- und Reichsproblem” und den beschreibenden Untertitel
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„Geschichtliche Darstellung der inneren Politik der habsburgischen Mo-
narchie von 1848 bis zum Untergang des Reiches” . Daraus geht zunächst
hervor, dass dieses alte Reich in Redlichs Augen problematisch geworden
war und dass dies eine Frage der inneren Politik war.
Ich schweife keineswegs von Thema ab, wenn ich kurz über Redlichs
wahrlich fundamentales Buch rede. Redlich These ist: Das Habsburger-
reich hat als Verkörperung der Idee der friedlichen Vereinigung der mittel-
europäischen Völker jahrhundertelang eine gewaltige kulturelle Aufgabe
erfüllt. Durch die neuen Kräfte im verfolg der französischen Revolution
und des napoleonischen Zeitalters wurde es aber sich und den Völkern zu
einer „fragwürdigen Existenz” und ist in ein „problematisches Zeitalter”
eingetreten. Durch die Unfähigkeit oder den mangelnden Willen der
Regierenden aber auch der Regierten ist es nicht dazu gekommen, dass
dieses Staats- und Reichsproblem gelöst wurde durch Ausbildung einer
neuen Idee von Österreich als freiem übernationalen Völkerreich. Durch
die Endkatastrophe des Weltkriegs ist zwar das „österreichische” Staats-
und Reichsproblem für immer beseitigt und aus der Welt geschafft, das
zugrundeliegende Problem ist aber nicht gelöst, es ist vielmehr zu einem
europäischen geworden.
Es ist nun kein Zufall, dass das imponierende, fast 2000 Seiten umfas-
sende Buch Redlichs formal gesehen unvollendet geblieben ist. Der zweite
Band reicht nur bis zum Abschluss des Ausgleichs mit Ungarn im Jahre 1867.
Ein weiterer Band von dort bis zum Untergang des Reiches ist nicht erschie-
nen. Bei näherem Zusehen kann man das Werk insofern als vollendet an-
sehen, als für Redlich der Ausgleich zum abschließenden Ereignis, zur nicht
mehr übersprungenen Hürde auf dem Weg zu Erneuerung geworden ist.
„Der Ausgleich bedeutete von Anfang an doch nur die künstlich herbei-
geführte Erstarrung der nach dem Kriege von 1866 augenblicklich vorhan-
denen politischen, nationalen und wirtschaftlichen Interessengegensätze
und Machtverhältnisse.”  „Indem nun der Kaiser die unveränderte Auf-
rechthaltung des Ausgleichswerkes von 1867 immer unverkennbarer zu dem
eigentlichen Fundament seiner ganzen Politik erhob und so das, was ein
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augenblicklicher Behelf seiner Haus- und Machtpolitik gewesen, gleichsam
als die reine ‚Reichsraison’ stabilierte, machte er den Dualismus zum eigent-
lichen Gegenstande des Angriffes aller um Geltung ringenden und nach
vorwärts drängenden nationalistischen, politischen und sozialen Kräfte sämt-
licher Völker seines Reiches.”	 Da so die Erneuerung unmöglich gemacht
worden war, d.h. vor allem das Nationalitätenproblem nicht gelöst werden
konnte, folgte, einer griechischen Tragödie gleich, das unvermeidliche
Ende. Der markante Schlusssatz des zweiten Bandes lautet: „So hat schließlich
doch das Werk von 1867 – nach einem halben Jahrhundert seiner Funktion als
Grundlage dynastischer Großmachtpolitik – seine beiden Schöpfer: die Dy-
nastie und das imperialistische Magyarentum zugleich mit der Zertrüm-
merung der deutschen Macht in Europa in den Abgrund gestürzt.” 
Sie werden verstehen, warum ich das alles gesagt und zitiert habe, wenn
ich Ihnen sage, dass sich für Redlich diese beiden Kräfte, die Dynastie und
das Magyarentum, in Franz Joseph und in Ferenc Deák personifiziert
haben. Deák wird im Lauf der Darstellung zum eigentlichen Widerpart des
Monarchen, er ist durch seine Position innerhalb der ungarischen Par-
teienlandschaft, durch seine überragenden moralischen Eigenschaften und
taktischen Fähigkeiten der eigentliche Schöpfer des Ausgleichs. Und da der
Ausgleich die oben zitierte schicksalhafte Bedeutung für Bestand oder
Untergang der Monarchie erhielt, wird Deák zur zentralen historischen
Figur der letzten Epoche der Geschichte dieses Reiches.
Drei Punkte müssen noch genannt werden, wenn wir dem Deákbild Josef
Redlichs gerecht werden wollen. 1. Redlich weist, eng an Pulskys Biographie
angelehnt, auf die Wurzel des Ansehens von Deák hin, nämlich die Tätigkeit
bei den Reichstagen von 1832-36, 1839/40 und 1847/48; 2.Redlich äußert sich
stets mit größter Wertschätzung über Deák; 3. – und das ist vielleicht über-
raschend – Deák ist für Redlich nicht schuld am Zusammenbruch des Reiches.
Wie ist das möglich, wenn doch der Dualismus den Keim des Untergangs in
sich trug? Redlich war trotz seines tiefen Pessimismus keineswegs ein Deter-
minist. Vielmehr vertrat er die Ansicht, dass jede Generation ihre eigene
Verantwortung wahrzunehmen hat. Deáks Epigonen trifft die Schuld, denen
„die zeitgemäße Fortbildung des durch Deák geschaffenen Staates Pflicht und






sen, „die Loslösung der ungarischen Gesellschaft aus dem avitischen Feuda-
lismus und die geistige Befruchtung der staatlichen Tradition Ungarns durch
Aufnahme des westlichen Liberalismus anzubahnen”. Es sei nach Redlich die
Aufgabe der nächsten Generation gewesen, das Problem der Gleichberech-
tigung der verschiedenen Völker Ungarns in seiner ganzen Tiefe zu erfassen.
Diese Generation sei also schuld am Untergang.
Das Bild, das Redlich von Ferenc Deák zeichnet, hat Jahrzehnte hindurch
die österreichische Historiographie beherrscht. Er ist der Weise der Nation,
der providentielle Führer seines Volkes, beharrlich, rein, gesetzestreu, undmit
diesen Fähigkeiten ausgestattet hat er den Ausgleich mit Ungarn geschaffen.
Damit ist ohneweiters die Kritik am Dualismus vereinbar. Je näher eine
Darstellung zu einer der Nationalitäten der Monarchie oder überhaupt zum
Nationalitätenproblem ist, desto schärfer wird die Kritik am Dualismus und
amMagyarismus, doch ohne das Bild Deáks wesentlich zu trüben. Im Gegen-
teil, gerade in solchen Arbeiten wird z.B. auf Deáks „weißes Blatt” den Kroa-
ten gegenüber und auf die gute Absicht bei dem gemeinsam mit Eötvös
durchgebrachten Nationalitätengesetz von 1868 hingewiesen .
Eines aber kam der österreichischen Historiographie abhanden: die Ver-
wurzelung Deáks in der liberalen Reformbewegung der 1830er und 1840er
Jahre. Deák springt meist wie die gepanzerte Athene aus Zeus’ Haupt, er
erscheint, wenn seine Zeit gekommen ist, also 1861 und 1865-67, plötzlich
wie ein Deus ex machina für die Magyaren auf der Bühne, um dem König
den Ausgleich mit der Nation abzutrotzen.
Das ist bei vielen Autoren so, deren Qualität ich nicht im geringsten in
Abrede stellen will. Es ist so beim Handbuch von Uhlirz, das Generationen
von Studenten beeinflußt hat ; in Srbiks „Deutscher Einheit” ; bei Hugo
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Hantschs Darstellung der Nationalitätenfrage im alten Österreich; in Rob-
ert A. Kanns weitgespanntem „Nationalitätenproblem”; in der „Ge-
schichte Österreichs” von Erich Zöllner; in Helmut Rumplers „Eine
Chance für Mitteleuropa”	 usw.
Ich sehe die Ursache dafür einerseits in der Trennung der österreichi-
schen Geschichte in viele einzelne Nationalgeschichten. Zu dieser Entwick-
lung hat auch der Ausgleich beigetragen, und sie wurde durch das Zer-
brechen der Monarchie in Einzelstaaten weiter vorangetrieben.
Eine weitere Ursache ist natürlich die Sprache. Deáks Texte und Reden
sind nur zum geringen Teil in deutscher oder in einer westlichen Sprache
zugänglich, und das sind am ehesten Texte zum Thema Ausgleich, wie
etwa die Landtagsadressen .
Einiges hat sich freilich verändert. Es gibt Publikationen der unga-
rischen Historiographie in deutscher oder in einer anderen westlichen
Sprache. Es gibt Publikationen von Historikern, die man zwar als öster-
reichische bezeichnen darf, die aber ihrer Herkunft nach Ungarn sind und
eine Vermittlerrolle spielen. Schließlich hat sich die Historiographie, auch
die österreichische, grundsätzlich längst geöffnet. Es ist heute gang und
gäbe, dass Ungarn, Italiener, Slowaken usw. in österreichischen Organen
und Verlagen publizieren und umgekehrt. So stammen die wesentlichen
Beiträge zu Ungarn in der vielbändigen „Habsburgermonarchie” der Ös-
terreichischen Akademie der Wissenschaften von George Barany, Béla
Sarlós, László Katus, László Péter, László Révész, Éva Somogyi usw. Péter
Hanáks wichtiger Aufsatz über „Die Antezedentien des Osterartikels” ist
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in der Schriftenreihe des Österreichischen Ost- und Südosteuropa-Insti-
tuts nachzulesen.
Was auf solchen Umwegen an Ergänzungen und Vertiefungen des
Deák-Bildes auftaucht, betrifft nicht nur den Ausgleich und das öster-
reichische Staats- und Reichsproblem oder die Nationalitätenfrage, son-
dern eben auch den liberalen Reformer Ferenc Deák. So hat Moritz Csáky
mehrfach auf die liberalen Ansichten Deáks in der Religions- und Kirchen-
politik hingewiesen; es ist zu nennen ein Referat von Márton Sarlós über
das Bauernlegen und das Buch von Pál Sándor über Deák und die Frage
der Hörigen auf dem Reichstag 1832-36 mit einem Dokumentenanhang;
Götz Mavius hat in einem Beitrag im Ungarn-Jahrbuch eine Rede Deáks
gegen die Todesstrafe publiziert; schließlich haben wir die kurze aber alle
Lebensphasen und Tätigkeiten berührende Biographie von András Molnár
im Sammelband „Die ungarischen Liberalen”.
Gerade die letztgenannte Publikation könnte uns noch weiter führen.
Die Beiträge dieses Sammelbandes sind nämlich nur die übersetzten Vor-
worte zu den in ungarischer Sprache publizierten Textbänden oder Lese-
büchern. Der eben von Molnár betreute Deák-Band enthält 42 Texte in 9
Kapiteln. Nur das letzte Kapitel handelt vom Ausgleich, die anderen
bringen Ausschnitte und Leseproben zur oppositionellen Taktik, zur Leib-
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eigenschaft, zur Rede- und Pressefreiheit, zur Religionsfreiheit und Kir-
chenpolitik, zum Wahlrecht, zur Agrarpolitik, zur Justizreform und zur
Nationalitätenfrage. Es wäre verdienstvoll, wenn dieser Band ins Deutsche
übersetzt würde, zumal auch der schlichte, klare, moderne Stil Deáks und
seine überzeugende Rhetorik immer wieder gerühmt werden. So könnte,
auch wer nicht des Ungarischen mächtig ist, sich selbst überzeugen, wel-
chen Beitrag Ferenc Deák als Mitglied der liberalen Reformer Ungarns
und überhaupt des gesamteuropäischen Liberalismus geleistet hat, könnte
nachvollziehen, warum z.B. Moritz Csáky in der Frage des Verhältnisses
Kirche-Staat zum Vergleich den italienischen Reformer Graf Camillo Cavour
heranzieht oder warum Josef Redlich, um Deáks Bedeutung zu umschrei-
ben, den preußischen Freiherrn vom Stein, den Briten Sir Robert Peel oder
den Amerikaner Abraham Lincoln nennt	.
Ich denke, auch die beiden nachfolgenden Referate unseres Symposions
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FERENC DEÁK
UND DIE KODIFIKATION
Die zwei großen Leistungen Ferenc Deáks aus rechtshistorischen Sicht
sind einerseits der Ausgleich auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts und
andererseits die Kodifikation des Strafrechts (die strafrechtlichen Ent-
würfe von 1843, die Verordnungen des Justizministers, das Verfahren des
Presseschwurgerichts und das Notstandsgesetz). Diese zwei Werke der
Rechtswissenschaft gehören zwei verschiedenen Phasen Deáks Wirken an.
Das eine ist eng mit seiner staatsmännischen Tätigkeit verbunden, das
andere ist ein Werk des Juristen Deák. Das Deáksche Wirken in der
Reformzeit ist eher das eines Juristen als eines Staatsmannes, aber Deák der
Staatsmann hätte sich ohne die Vorübungen des praktischen Juristen nicht
entfalten können, ebensowenig wie der Politiker ohne die Erfahrungen im
Munizipium. Die besonnene Mentalität des Kodifikators war die Grund-
lage für den Staatsmann, der in den Ausgleichsverhandlungen ruhig nach
Kompromissen suchte und sie auch fand. Indem Gyula Wlassics das Deáksche
politische Modell analysiert, schreibt er: „Für den Staatsmann Deák ist
kluge Vorsicht kennzeichnend. In seinem Kopf entstehen keine wage-
mutigen politischen Pläne… mit allen Gedanken seines Geisten und mit
allen Gefühlen seiner Seele ist er ein Mann der Rechtsordnung… Den
zuverlässigen Kompass in seiner Tätigkeit als Staatsmann suchte er in der
ruhigen Besinnung, die alle wichtigen Umstände auf die Waage legt… Er
stellte sich mit gefasster Entschlossenheit, fest und mit dem Mut eines
Staatsmannes auf die Grundlage der Rechtskontinuität… Er war vom
Gedanken beherrscht, dass man nur auf der Grundlage des Gesetzes und
mit Ausdauer obsiegen könne. Die Ausdauer kann durch keine andere
Tugend ersetzt werden… Seine geistige und seelische Art war das Gegen-
teil eines Revolutionärs…”  Die staatsmännischen Tugenden von Ferenc
  Gyula Wlassics (Hg.), Deák Ferencz Munkáiból [Aus den Werken von Ferenc Deák], Buda-
pest, o. J. [1906], 48-50.
Deák sind zugleich die Werte des kodifizierenden Juristen: Er besitzt die
Eigenschaften eines überlegten, besonnenen und gelehrten Kodifikators,
der die Gesetze in Ehren hält.
Für die Geschichtsschreibung war bis dato Ferenc Deák als Schöpfer des
Ausgleichs das wichtigste Forschungsthema, dem Gesetzgeber, dem Kodi-
fikator wurde weniger Aufmerksamkeit geschenkt. Es ist verständlich, wenn
der Rechtshistoriker den Juristen Deák, diese maßgebende Persönlichkeit
der Gesetzgebung und Justizverwaltung der Reformzeit, mit größerem In-
teresse untersucht.
Kodifikation ist nicht einfach Rechtsetzungstätigkeit, sondern eine
höhere, anspruchsvollere und unvergleichlich kompliziertere Ebene der
Regelung des Rechts. Bei der Kodifikation entsteht kein Gesetz, das nur
eine Teilfrage löst, sondern es entsteht ein Gesetzbuch, ein Kodex, der ein
ganzes Rechtsgebiet, einen ganzen Rechtszweig umfassend regelt. Die Ko-
difikation ist also eine tief greifende, systematische und eingehende Rege-
lung eines zusammenhängenden, strukturell von den anderen Gebieten
abgrenzbaren Ausschnittes der gesellschaftlichen Wirklichkeit. Diese Art
der Regelung setzt nicht nur gründliches juristisches Wissen und die
genaue Kenntnis der Regeln und der juristischen Praxis (Rechtsanwen-
dung in der Verwaltung und Rechtsprechung) voraus, sondern auch einen
weitsichtigen, gebildeten, wissenschaftlich vorbereiteten kombinatorischen
Geist, der über umfassendes Wissen verfügt und zu vergleichenden Analysen
fähig ist. Ein guter Kodifikator muss also über eine praktische juristische
Fachausbildung, über rechtswissenschaftliche Kenntnisse, über Erfahrungen in
der Gesetzgebung, aber vor allem über eine Kodifikationsmentalität verfügen.
Der praktische Jurist
Ferenc Deák studierte von 1817 bis 1821 wie die meisten seiner adeligen
Zeitgenossen in Gyõr (Raab) an der königlichen Rechtsakademie. 1823
erwarb er in Pest das Diplom als Rechtsanwalt, und anschließend trat er im
Komitat Zala in den Dienst des Komitats. Er war als ehrenamtlicher
Fiskal, als Schreiber des Waisenstuhls und später als Tafelrichter tätig. Den
ersten, entscheidenden Abschnitt seines Lebens verbrachte er im Komitat
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als Beamter im Rahmen der Munizipalverwaltung. Als Staatsanwalt be-
wegte er sich in den verschiedensten Bereichen des öffentlichen Lebens im
Munizipium, angefangen von der Anklagevertretung in Prozessen und der
Position eines bestellten Verteidigers bis hin zur Verwaltung im Waisen-
wesen. Besonders häufig begegneten ihm die verschiedensten Fragen des
Strafrechts. Ab 1824, als er ehrenamtlich das Amt des Unterfiskals antrat,
war er hauptsächlich auf zwei Gebieten tätig: Er vertrat die Sachen der
Steuerzahler und der Waisen, außerdem erfüllte er Aufgaben im Bereich
der Strafrechtsprechung. Seine Aufgabe war es, die Prüfberichte der Stuhl-
richter zu begutachten, die Anklageerhebung vorzubereiten, im Prozess die
Anklage zu vertreten, Repliken, Plädoyers und Rechtsmittel abzufassen, sie
vorzutragen und zu erledigen. Er hatte für die Vollziehung der Urteile, für
die Aufsicht des Strafvollzugs und die Erstellung von Gefangenenlisten zu
sorgen, und er nahm auch an der Untersuchung der Kerker teil.
Wissenschaftliche Vorbildung
„Er kannte die ungarische Rechtswissenschaft, die ungarische und die
Weltgeschichte sehr gründlich. Das beschränkte sich aber nicht nur auf die
Kenntnis des Corpus Juris, der Ausgangssituation in der Landesversammlung
oder der Geschichte. Seine scharfen Logik und sein großer Verstand hoben
sein juristisches Wissen auf das höchste Niveau des Wissens”, schrieb der
spätere Biograph von Deák. Legenden wurden über den Juristen der
Reformzeit erzählt. Sein enormen Gedächtnis und sein scharfer Verstand
reihten ihn, auch mit wenig Lernen, zu den Besten. Der junge Mann, der in
den zwanziger Jahren Jura studierte, begegnete mit großer Begeisterung
den Ideen der französischen Revolution und den Boten der Aufklärung.
Der Geist der durch die Namen Beccaria, Filangieri und Howard gepräg-
ten humanistischen Bewegungen ergriff ihn. „Wir haben völlig zuver-
lässige Angaben darüber, dass er die grundlegenden staats- und volks-
wirtschaftswissenschaftlichen Werke des europäischen Rechts kannte. Die
deutschen im Original, die in anderen europäischen Sprachen erschienenen
in Übersetzung… Es ist allgemein bekannt, dass seine Lieblingsschrift-
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steller Rotteck, Welcker und Schlosser waren.” Von Széchenyi wurde
gesagt, dass er befürchtete, Deák könne durch seinen übermäßigen Infor-
mationsdurst den Theorien der deutschen Wissenschaftler verfallen. Es ist
bekannt, dass die Befürchtungen von Széchenyi nicht berechtigt waren.
Die Denkweise von Deák, der ein breites Spektrum hatte, und sein selbstän-
diges juristisches Gedankengut unterwarfen ihn nicht der europäischen
Wissenschaft, sondern sie bearbeiteten diese. Es zeigt sich in der Kodifi-
kation von 1841-1843, dass Deák die neuesten Ergebnisse in den Entwürfen
der Gesetzbücher aktiv verwendete und verarbeitete, sein Werk wurde
jedoch zu einem in ganz Europa anerkannten selbständigen Werk.
Der Schöpfer von Gesetzen
Ferenc Deák wurde 1832 zum Vizegespan gewählt, was eine Anerken-
nung des hervorragenden Juristen durch das Komitat bedeutete, aber gleich-
zeitig auch seine Orientierung auf das öffentliche Leben des Komitats
beweirkte. Ein Jahr darauf betrat er tatsächlich das Feld der Politik: Von
1833 an vertrat er (in der Landesversammlung 1832-1836) als Gesandter des
Komitats Zala. An der 1839-40 an finden wir ihn wieder in der Reichstag,
wo er sich auf der liberalen Seite immer mehr Ansehen erwirbt. Die
Vertretung des Munizipiums erweist sich als eine ausgezeichnete Mög-
lichkeit, Fingerübungen in der Gesetzgebung zu machen, sich die Technik
der politischen Argumentation anzueignen und die Gesetzgebungsmecha-
nismen in ihrer ganzen Tiefe kennen zu lernen. Die Tätigkeit von Deák in
der Landesversammlung war durchdrungen vom Respekt vor dem Recht,
den er aus den Komitaten Gyõr (Raab) und Zala mitbrachte. Sein Ziel und
seine Methode war es, die durch die bestmögliche Ausnutzung der Tätig-
keit der Landesversammlung und des traditionellen Rechts erreichten
Ergebnisse in Gesetzartikel umzusetzen. Er wollte keine politischen Explo-
sionen verursachen, sondern er wollte die rechtlichen Möglichkeiten nu-
tzen. Er wählte einen viel schwierigeren Weg, als die mit einer flammenden
Proklamation revolutionäre Stimmung schaffenden Redner, die durch das
Hochheben ihrer Fackel Begeisterung auslösten. Die Arbeit der
Gesetzgebung ist eine mühsame Arbeit, die große Geduld und Rechts-
kenntnisse voraussetzt. Sie bedeutet die Suche nach den Möglichkeiten oder
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gegebenenfalls nach den Lücken der ungarischen verfassungsmäßigen Nor-
men, des Gewohnheitsrechts und des gesetzten Rechts, sowie ihre Nu-
tzung im Interesse der gewünschten Änderungen. Während andere im
öffentlichen Leben des Landes oder des Komitats den Boden für die
gesellschaftlichen Änderungen vorbereiteten, Manifeste abfassten oder
Vereine gründeten, machte er die rechtlichen Schritte – sowohl in der
Landesversammlung als auch in den von ihr eingesetzten Ausschüssen oder
Unterausschüssen. „Einen anderen Weg geht er nicht, nur den Weg des
Rechts und der Gesetzlichkeit. Der Gedanke der Allgemeingültigkeit des
Rechts beherrschte nie stärker die Tätigkeit eines Staatsmannes, als die
seine. Niemand verstand und spürte die unwiderlegbare Richtigkeit der
These stärker als er, dass morgen ein anderes Recht für ungültig erklärt
wird, wenn wir heute den Angriff auf ein Recht dulden. Dieser Gedanke
der Solidarität des Rechts steuerte sein staatsmännisches Tun vom ersten
Tag seiner Laufbahn in der Öffentlichkeit. In den großen politischen
Kämpfen flößt er einem Mut ein, indem er sagt, dass unsere sichersten
Verbündeten Recht und Gesetzlichkeit seien.”
1831 und 1832 berieten die Komitatsversammlungen im ganzen Land die
Vorschläge der sogenannten regelmäßigen Ausschüsse, welche für Be-
handlung in der Landesversammlung vorgesehen waren. Das vierte Ka-
pitel der Vorschläge, der Gegenstand Rechtsprechung (Justizarbeit) ver-
langte in vier Bereichen eine Stellungnahme von den Komitaten. Neben
der Justizorganisation, dem ordentlichen streitigen Verfahren und den
Zivilgesetzen schlug die Landeskommission auch die gekürzte Version des
Strafkodexes von 1795 mit dem Titel „Gesetzbuch über die Straftaten und
Strafen” zur Debatte vor. Es schien selbstverständlich, dass das Komitat
Deák mit dem Erstellen des Gutachtens beauftragte. Beim Lesen des
Textes können wir die Gedanken des 28-jährigen Deák kennen lernen. Im
Stoff zeichnen sich die unerbittliche Logik seiner Argumentationstechnik
und sein klares, übersichtliches Bezugssystem ab. Das Gutachten ist –
genau so wie dies bei seinen einzelnen Anklageschriften oder Plädoyers der
Verteidigung der Fall ist – ein komplettes kleines wissenschaftliches Werk.
Seine weitab von der ständischen Rechtswelt stehenden aufgeklärten Thesen,
die These über die Unschuld („Eine Schuld soll lieber unbestraft bleiben,
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bevor einem vielleicht unschuldigen Bürger ein ungerechter Schaden zuge-
fügt wird”), über die öffentliche Vollstreckung der Todesstrafe (Die
„allgemeine Erfahrung” zeigt, dass die öffentliche Vollstreckung /vor
allem der Hinrichtung/ im Zuschauer eher Bedauern und Mitleid erweckt,
keine Gedanken jedoch über die starke Zusammengehörigkeit von Schuld
und Strafe.), über den Zustand der Gefängnisse und die Haltung der
Gefangenen ließen mindestens so stark revolutionäre Früchte reifen wie
die politische Agitation anderer. Deák fordert in der Formulierung der
Entwürfe nichts Neues, er baut die Forderungen der Jahrhundertwende
(18-19. Jh.) und der europäischen Wissenschaft in die allgemeine ungarische
juristische Denkweise ein. Seine Entwürfe sind durchdrungen vom Deákschen
Geist: „Viel Altes aufheben, viel Neues schaffen und vieles verbessernd
ändern.” Es stimmt, was der Rechtshistoriker Gábor Béldi sagt, dass näm-
lich die Anmerkungen des Komitats Zala zu den regelmäßigen Arbeiten der
Landeskommission von einem „ausgezeichnet vorbereiteten, in der Rechts-
wissenschaft und Rechtspraxis bewanderten, mit kodifikatorischer Bega-
bung gesegneten Redakteur” erarbeitet wurden. 	
Kodifikation
Zwischen 1841 und 1843 war Ferenc Deák Vorsitzender des zur Kodifika-
tion des Strafrechts, des Strafprozessrechts und des Gefängniswesens einge-
richteten Ausschusses. Es bot sich ihm die Möglichkeit, seine in der Gesetz-
gebung erworbenen Erfahrungen auf dem Gebiet der Kodifikation in ein
bleibendes Werk einzubringen. („Schon in den dreißiger Jahren wurde seine
hervorragende, sich in die Einzelheiten vertiefende Begabung zur Abfassung
von Gesetzen mit großer Hochachtung erwähnt… Das Geheimnis des großen
Erfolgs des gegenständlichen Kodifikationswerks [1843/44] liegt darin, dass
sich ein so großer Geist wie sie Deák auch mit den Detailfragen des Strafrechts
beschäftigte… So viel Weisheit und Vorsicht, wie Deák hatte, wirkte sonst
nirgends bei der codificatio des Strafrechts im Dienste der Detailarbeit mit."  )
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Das im Parlament eingebrachte sog. ‘43-er Entwurfspaket ist einzigartig in
der ungarischen Rechtsgeschichte.  Die Schöpfer der ‘43-er Entwürfe
(insbesondere die des Entwurfes über das Gefängniswesen) waren weder
durch die für die früheren Gesetzentwürfe (1795-er oder 1829-er) kenn-
zeichnende ständische Sichtweise noch durch den Regelungszwang des
bürgerlichen Staates gebunden, der nach Antworten auf die Herausforde-
rungen der neuen Realität und des sich entfaltenden Kapitalismus suchte.
Im Unterausschuss für Gefängniswesen war zum Beispiel weder ein Rechts-
anwalt, noch ein Richter, noch ein Lehrer einer Universität oder einer
Rechtsakademie tätig. Der größtenteils aus Politikern und Publizisten
bestehende Unterausschuss arbeitete daran, die Grundlagen eines bis dahin
eigentlich nicht einmal ansatzweise existierenden Systems zu schaffen,
nicht ohne Illusionen, kompromisslos, reine Ideen und Reformeifer ver-
pflichtet. Deshalb konnte die Schaffung einer konsequenten Strafvollzugster-
minologie gelingen. Sie war die Voraussetzung für die Erfüllung der alten
Forderung, dass klar unterschieden werde zwischen den noch nicht und den
bereits Verurteilten und den für kleinere bzw. schwerere Straftaten Verur-
teilten. Der Entwurf hält die Garantien zum Schutz der Verhafteten und der
Verurteilten sowie den humanen Umgang mit den Verurteilten vom Anfang
bis zum Ende im Auge. Die liberalen Politiker schlugen eine für das ganze
Land geltende einheitliche Regelung und Praxis vor, zum Schutz der Gleich-
heit und gewissermaßen der menschlichen Freiheit.  
Für die Erarbeitung der Entwürfe war die Methode von Deák kenn-
zeichnend. Vor der Formulierung der einzelnen Gesetzstellen und straf-
rechtlichen Tatbestände wurden die einschlägigen Stellen der geltenden
europäischen Gesetze und Kodizes sowie die wissenschaftlichen Stand-
punkte dargestellt, und erst danach kam es zur Formulierung des Textes.
Den in der Debatte entstandenen Text übersetzte Ferenc Pulszky ins Deut-
sche, die Übersetzung wurde Professor Mittermaier nach Heidelberg ge-
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  Az országos bizottmány jegyzõkönyvei 1843 [Die Protokolle des Landesausschusses vom Jahr
1843]. Az 1843-iki büntetõjogi javaslatok Anyaggyûjteménye. [Materialsammlung der strafrecht-
lichen Entwürfe aus dem Jahr 1843.], hg. von László Fayer, Bd. 1-4, Budapest 1896-1902, Bd.
4, 202-203.
  Über die Entwürfe vom Jahr 1843/44: Elemér Balogh  Die Dogmatik des materiellen
Strafrechts (Entwicklungsgeschichtlicher Überblick mit besonderer Hinsicht auf dem Gesetzes-
vorschlag 1843/44, Die Entwicklung der österreichisch-ungarischen Strafrechtskodifika-
tion im XIX-XX. Jahrhundert (hg. von Gábor Máthé-Werner Ogris), Budapest 1996,
181-201, hier 181; Barna Mezey, Eine Gesetzvorlage über Gefängniswesen im Jahr 1843 in Un-
garn, Ebd., 203-219, hier 203.
schickt, dessen Antwort bei der endgültigen Fassung berücksichtigt wurde.
Diese Gewohnheit behielt Deák auch später als Justizminister bei. Er ließ
die Entwürfe bzw. die erlassenen Verordnungen László Szalay zukommen,
der sie nach der Übersetzung ins Deutsche an den Professor zur Stellung-
nahme weiterleitete.  
Mentalität des Kodifikators
Der Kodifikator rüstet sich nicht für plötzliche politische Änderungen,
sondern er erarbeitet Normen, welche Jahrzehnte, im besten Falle Jahrhun-
derte gelten sollen und die Grundlagen für das Recht schaffen. Diese Arbeit
kann nicht mit revolutionärem Feuer, sondern nur mit ruhiger, umfassender
Überlegung verrichtet werden. Kodifikationsarbeit kann in einer aufge-
regten, sich Tag für Tag ändernden Atmosphäre nicht geleistet werden,
denn das Endergebnis wird durch die in der Landesversammlung versam-
melten Abgeordneten gebilligt Die Aufnahme des Gesetzbuches hängt also
davon ab, ob dort Einheit oder Streit herrscht, und welchem Thema die
Begeisterung und die Aufmerksamkeit der Anwesenden gelten.
Die Arbeit des Kodifikators geriet 1848 in Konflikt mit den politischen
Umständen. Deák zögerte schon bei der Annahme des Postens des Justiz-
ministers. Als Justizminister war er gezwungen, ständig Wortgefechte übder
beleidigende Beschuldigungen bezüglich der Tätigkeit des Ministeriums
auszutragen. Die ruhige Mentalität des Kodifikators prallte ständig auf
politische Aufregung, auf radikale Reden und hinterlistige politische An-
griffe. Äußerst schwer konnte er die gemeinen Attacken vertragen, wie zum
Beispiel die von Madarász. Am 8. Juli 1848 kam es zu einem scharfen Wort-
gefecht, weil der Abgeordnete sagte: „Seit der letzten Landesversammlung
verfiel die ihm anvertraute Vertretung des Landes größtenteils der List.” 
Deák wurde dessen müde. Er sprach mehrere Male davon, dass er für diese
Rolle nicht geeignet sei. Zu dieser Zeit obsiegte noch der Jurist über dem
Staatsmann.
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  Kálmán Györgyi, Die Rolle Mittermeiers bei der Ausarbeitung des Strafgesetzentwurfes
vom Jahr 1843, Strafrechtsgeschichte an der Grenze des nächsten Jahrtausendes (hg. von
Barna Mezey), Budapest 2003, 39-53, hier 39.
  Deák Ferencz beszédei [Die Rede von Ferenc Deák], hg. von Manó Kónyi, Budapest 1886,
Bd. 2, 67, 90.
Dazu oblag dem Portefeuille des Justizministers als eine schwierige
Aufgabe die Kodifikationstätigkeit, auf die bereits die Aprilgesetze hin-
wiesen. Unter Zeitdruck und in spürbarer Ermangelung an überlegten
Entwürfen verabschiedete die Landesversammlung im März und im April
größtenteils Gesetzartikel, die im legislatorischen Hinsicht bloß deklarativ
waren. Die achtundvierziger Artikel waren zum größten Teil rechtlichen
Formulierungen politischer Zielsetzungen, Erklärungen über die Abfas-
sung von zukünftigen Gesetze zu verschiedenen Bereichen, für deren
tatsächliche Realisierung und inhaltliche Auslegung die letzte ständische
Landesversammlung die späteren Landesversammlungen verantwortlich
machte. (Der Artikel über die Vereinigung von Ungarn und Siebenbürgen
bezeichnete als zukünftige Aufgabe der vereinten Gesetzgebung, die detaillier-
ten Regeln der Vereinigung auszuarbeiten.  Der Artikel über die allge-
meine Steuerpflicht übertrug die Ausarbeitung der konkreten Form der
allgemeinen Steuerpflicht und des Steuersystems dem Ministerium.  Über
die Aufgaben in Verbindung mit der Aufhebung der Urbariallasten und der
Entschädigung der privaten Grundherren werde das Ministerium „der
nächsten Landesversammlung einen noch eingehend auszuarbeitenden Gese-
tzentwurf unterbreiten”, verspricht der Gesetzestext.  Ebenso über die ein-
gehende Regelung der Umgestaltung der aufgehobenen Urbarialeinnahmen
der privaten Grundherren in Stastsschulden.  In der Verordnung bezüg-
lich Kommassation, Absonderung der Hutweide und Holzung verpflich-
tete die Landesversammlung das Ministerium ebenfalls zur Vorlage eines
eingehenden Gesetzentwurfs.	 Die Formulierung der Deklaration des kirch-
lichen Zehnten als Gesetzestext wurde ebenfalls auf die nächste Landesver-
sammlung verschoben und dem Ministerium als Aufgabe übertragen.  Die
Grundsätze der Kreditinstitute und die Regeln der Beschaffung und Ver-
waltung der zu einer Tätigkeit notwendigen Kapitalien sollten ebenfalls als
Ergebnis der Tätigkeit des Ministers erscheinen. Der Gesetzesartikel
über die Aufhebung der Avitizität erlegte dem Ministerium schlechthin die
	  
  "   
  Gesetzartikel 7 vom Jahr 1848.
  Gesetzartikel 8 vom Jahr 1848.
  Gesetzartikel 2 vom Jahr 1848.
  Gesetzartikel 12 vom Jahr 1848.
	 Gesetzartikel 10 vom Jahr 1848.
  Gesetzartikel 13 vom Jahr 1848.
 Gesetzartikel vom 14 Jahr 1848.
Pflicht der Erarbeitung eines Bürgerlichen Gesetzbuches auf. Die Komi-
tatsbehörden, die Komitatsratswahlen, die Wahlen in den freien könig-
lichen Städten und in den Gemeinden, die Organisation und Einrichtung
der Bezirke Jász-Kun und Hajdú wurden ebenfalls nur vorläufig insoweit
geregelt, bis die „in der nächsten Landesversammlung zu ergreifenden
Maßnahmen in Kraft treten”. Die Regelung der ungarischen Univer-
sitäten wurde der nächsten Landesversammlung überwiesen, über die
Nationalgarde verfügen die Stände nur solange, bis „die nächste Landes-
versammlung erschöpfend verfüge”. Und diese Gesetze enthielten bei
Weitem nicht den großen Plan der Modernisierung der Rechtsprechung,
die teils als Forderung der bürgerlichen Umwälzung formuliert wurde,
teils die Erhebung der sog. 43-er Entwürfe, eines der glänzendsten Stücke
des Deákschen Lebenswerks, in Gesetzesrang bedeutet hätte: die Kodifi-
zierung des materiellen Strafrechts (Schaffung des Strafgesetzbuches), die
Abfassung der Strafprozessordnung in einem Gesetz, die Reform des Ge-
fängniswesens, die bürgerliche Umgestaltung der Rechtsprechung, die
Erklärung der richterlichen Unabhängigkeit und der Ausbau ihrer Ga-
rantien.
Deák spürte diesen unglaublichen Druck, in seinen Entscheidungen
war jedoch die Mentalität des besonnenen Kodifikators, der jede Eile
ablehnt, stärker als der Wille des Revolutionärs, der sofort etwas Neues
schaffen will. Als Inhaber des Portefeuilles des Justizministers wider-
stand er den Absichten, das Strafgesetzbuch neu zu fassen und zu be-
schließen. Der Kodifikator, der die rechtliche Umgestaltung zu der
Reformzeit vorbereitete und auskämpfte, der einer der typischsten Ver-
treter der Rechtskontinuität war, der Anhänger der Gesetzlichkeit, der
mit präziser Genauigkeit alle Details ausarbeitete, wurde in der immer
heftigeren radikalen Atmosphäre unsicher. Er fühlte, dass das politische
Umfeld die Kodifikation nicht begünstigt. Zu Beginn der Debatte über
das Notstandsgesetz erklärte er: „…und die jetzigen Umstände in unse-
rem Land, und die Stimmung, in der wir uns zurzeit befinden, halte ich
nicht für geeignet, ein Gesetz zu beraten, das der absoluten Besonnen-
heit bedarf. Wenn so ein Gesetz entstehen soll, müssen Leidenschaft,
Ängste, Besorgnis und Zorn fern bleiben. Ich liege nicht falsch, wenn
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 Gesetzartikel 15 vom Jahr 1848.
 Gesetzartikel 16, 17, 23, 24, 25, 26 vom Jahr 1848.
 Gesetzartikel 19 vom Jahr 1848.
 Gesetzartikel 22 vom Jahr 1848
ich behaupte, dass wir unter den jetzigen Umständen diesbezüglich
nicht in derjenigen Stimmung sind.” 
* * *
Da er diese Haltung bis zum Schluss einnahm, und weil er seinem
kompromisssuchenden, auf die Rechtskontinuität beharrenden Konzept
immer treu blieb, konnte er eine der größten Leistungen der Geschichte
des 19. Jahrhunderts vollbringen. Dazu wurde er durch seine kodifika-
torische Anschauungsweise prädestiniert. Den geschichtlichen Prozessen
und den ungarischen verfassungsmäßigen Traditionen (auch wenn das
lodernde Feuer von März 1848, zu dem widersprechen scheint) entsprach
die Rechtskontinuität am meisten. Das war auch die Devise von Deák. Das
Freilegen der geschichtlichen Wurzeln für einen Ausgleich, das Erarbeiten
der rechtlichen Möglichkeiten, das Suchen nach den Möglichkeiten von
ruhigen Kompromissen im Einklang mit dem ungarischen Recht – das
alles machte die Konstruktion des ungarischen Ausgleichs möglich und
akzeptabel. Die auf der Rechtskontinuität basierende Anschauungsweise
half zu zeigen, was kein Gegenstand von Verhandlungen sein kann, und wo
die Möglichkeiten zu weiteren Schritten nach vorne bestehen. Das Prinzip
der Gesetzlichkeit war das moralische Verbindungsglied, das die Verpflich-
tung gegenüber dem ungarischen überkommenen Recht, und die Achtung
der Gesetze und der ungarischen Verfassung mit der Notwendigkeit, die
Realität zu akzeptieren, und mit Loyalität gegenüber dem Herrscher in
Einklang zu bringen vermochte.
Barna Mezey
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 Deák Ferencz beszédei, Bd. 2, 99.

FERENC DEÁK UND DIE ENTWICKLUNG
DES UNGARISCHEN STRAFRECHTS
IM 19. JAHRHUNDERT 
Die Entwicklung im Allgemeinen
Es stellt gewiss ein Wagnis dar, sich mit ungarischer Strafrechtsge-
schichte zu befassen, ohne auch nur die mindesten Kenntnisse der ungar-
ischen Sprache zu besitzen. Ich bin der Einladung hierzu dennoch gefolgt,
weil immerhin die wichtigsten Quellen zum Thema eine Übersetzung ins
Deutsche erfahren haben und auch gerade in jüngster Zeit eine ganze Reihe
von Arbeiten ungarischer Rechtshistoriker in deutscher Sprache erschie-
nen ist, die es mir ermöglicht haben, ein einigermaßen geschlossenes Bild
von der Entwicklung des ungarischen Strafrechts im 19. Jahrhundert zu
erhalten. Wenn ich dieses nun aus meiner österreichischen Perspektive
darstelle, so hoffe ich nicht nur, im deutschsprachigen Raum die Kenntnis
über ungarische Strafrechtsgeschichte weiter voranzutreiben (es wäre dies
wenigstens eine kleine Vorarbeit zu einer europäischen [Straf-]Rechts-
geschichte, an der es noch immer mangelt), sondern vor allem auch der
ungarischen Forschung zeigen zu können, wie ihre Arbeiten im Ausland
  Um Fußnoten erweiterte Fassung meines Vortrages vom 12. 11. 2003. Die Vortragsform
wurde beibehalten, nach 2003 erschienene Literatur, soweit möglich, nachgetragen.
 So insbesondere der Entwurf eines Strafgesetzbuches für das Königreich Ungarn und die
damit verbundenen Theile (2 Bde., Leipzig 1843) sowie für die Zeit ab 1867 die offiziöse deut-
sche Übersetzung der ungarischen Gesetzsammlung (Budapest 1868ff.). Das zweibändige
Corpus Iuris Hungarici (Buda 1822) enthält alle bis dahin (in lateinischer Sprache) erlassenen
Gesetze sowie auch, in selbständig paginierten Teilen, sowohl das Tripartitum als auch die
Praxis Criminalis (dazu sogleich). Einen ersten Überblick über die ungarische Strafrechts-
geschichte gibt Kálmán Kovács, Zur Geschichte des ungarischen Strafrechts und Strafprozeß-
rechts 1000-1918, Budapest 1982.
 Dies beklagt auch der, der diesem Ziel schon am nächsten gekommen ist: Hans
Hattenhauer, Europäische Rechtsgeschichte, Heidelberg 2004, VIII.
rezipiert werden und wie die ungarische Strafrechtsgeschichte von diesem
Blickwinkel aus erscheint.
Das ungarische Strafrecht hat, auch wenn Ungarn und Österreich
politisch jahrhundertelang (mehr oder weniger eng) miteinander verbun-
den waren, fast immer eine von Österreich getrennte Entwicklung genom-
men. Es bestand noch zu Anfang des 19. Jahrhunderts hauptsächlich aus
dem Gewohnheitsrecht, welches 1517 von Istvan Werböczy in seinem
Tripartitum opus iuris consuetudinarii inclyti regni Hungariae aufge-
zeichnet worden war; einem Buch, dem zwar keine Gesetzeskraft zukam,
das aber dennoch einem Gesetz gleich angewendet wurde. Beeinflusst
wurde die ungarische Praxis auch durch die österreichische Halsgerichts-
ordnung Ferdinands II., die sogenannte Ferdinandea von 1656. Diese war
1687 unter dem Titel Praxis Criminalis in Nagyszombat, dem heutigen
Trnava in der Slowakei, veröffentlicht worden und fand seitdem auch bei
ungarischen Gerichten neben dem Tripartitum Anwendung, gleichfalls
ohne je formell für Ungarn in Geltung gesetzt worden zu sein.
Eine kurze Episode bildete das josephinische Strafgesetz, welches 1787 –
ohne dass der Reichstag zugestimmt hätte – auch in Ungarn eingeführt,
jedoch bereits unmittelbar nach dem Tod Josephs II. auf dem Reichstag von
1790/91 wieder außer Kraft gesetzt wurde. Bei dieser Gelegenheit be-
schloss der Reichstag die Schaffung eines eigenen Strafgesetzes für Un-
garn, doch weder der Entwurf von 1795 noch ein späterer aus 1829 gelang-
ten jemals in parlamentarische Behandlung.
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 Gábor Béli-István Kajtár, Österreichisches Strafrecht in Ungarn: Die „Praxis Crimi-
nalis” von 1687, Zeitschrift für Neuere Rechtsgeschichte 16 (1994) 325-334; István Kaj-
tár, Strafrechtsrezeption in Ungarn in dem 19. Jahrhundert, Strafrechtsgeschichte an der
Grenze des nächsten Jahrtausends (hg. von Barna Mezey), Budapest 2003, 27-38, be-
sonders 28ff.
 Gesetzesartikel (GA) XL: 1790/91. Die Abschaffung der Folter wurde in GA XLII:
1790/91 ausdrücklich bestätigt. Vgl. Lajos Hajdu, Das Strafgesetzbuch Josefs II. in Ungarn,
Budapest 1973; Béli-Kajtár, Strafrecht, 334.
 Elemér Balogh, Die Dogmatik des materiellen Strafrechts, Entwicklungsgeschichtlicher
Überblick mit besonderer Hinsicht auf den Gesetzesvorschlag von 1843/44, Die Entwicklung der
österreichisch-ungarischen Strafrechtskodifikation im XIX.-XX. Jahrhundert (hg. von
Gábor Máthé-Werner Ogris), Budapest 1996, 181-201, besonders 182-195; Ders., Ein wenig
bekannter Strafgesetzentwurf von 1829/30, Von dem Vormärz bis zum 20. Jahrhundert. Tra-
dition und Erneuerung in der ungarischen Rechtsentwicklung. Studien zu den Reformen
in den 19-20. Jahrhunderten (hg. von Gábor Máthé-Barna Mezey), Würzburg-Budapest
2002, 9-11; Ders., Strafgesetzentwürfe als Ergebnisse der Kodifikationstätigkeit deputationum
regnicolarum (1790-1830), Von den Ständeversammlungen bis zu den modernen Parlamenten
Der letztgenannte Entwurf fällt bereits in das sogenannte Reformzeitalter,
wie die Ära zwischen 1825 und 1848 genannt wird, als Ungarn den großen
Sprung vom Feudalstaat in die Moderne wagte. Diese Bemühungen sind
untrennbar mit dem Namen von Istvan Graf Széchenyi verbunden, der aber
natürlich nicht alleine stand, sondern einen ganzen Kreis von Reformern um
sich versammeln konnte. Zu ihnen gehörte auch Ferenc Deák, dem die
gegenständliche Tagung gewidmet ist. Als mit dem Gesetzesartikel V: 1840
eine neue, aus 45 Mitgliedern bestehende Kommission zur Reform des
Strafrechts gebildet wurde, übernahm der damals 38-jährige Abgeordnete
Deák den Vorsitz in dieser Kommission. Weitere wichtige Mitglieder
waren u.a. der spätere Innenminister Bertalan Szemere und der spätere
Kultusminister József Eötvös. Vom 1. Dezember 1841 bis zum 19. März 1843
arbeitete diese Kommission drei Gesetzesentwürfe aus: Der erste Entwurf
betraf das materielle Strafrecht; er ist als der Deáksche Strafkodex in die
Geschichte eingegangen. Der zweite Entwurf wurde der Schwurgerichts-
entwurf genannt, weil er die Geschworenengerichtsbarkeit in das Straf-
prozessrecht einführen sollte. Der dritte Entwurf hatte die Reform des
Gefängniswesens zum Gegenstand. „Das Rechtsmaterial zu den einzelnen
Bereichen wurde jeweils von einem Vortragenden präsentiert, darauf folgte
ein Vergleich vor allem mit dem Badischen, dem französischen und dem
Feuerbachschen Kodex. Nach der Debatte trugen alle Beteiligten den





(hg. von Gábor Máthé-Barna Mezey), Barcelona-Budapest 2003, 9-16; insbesondere zum
Entwurf von 1795 vgl. auch Georg Steinberg, Aufklärerische Tendenzen im ungarischen
Strafrecht, Rechtsgeschichtliche Vorträge 50, Budapest 2007, 97-110.
 Dazu eingehend Moritz Csáky, Von der Aufklärung zum Liberalismus. Studien zum
Frühliberalismus in Ungarn (Veröffentlichungen der Kommission für die Geschichte Öster-
reichs 10), Wien 1981. Vgl. nunmehr auch Helmut Rumpler, Eine Chance für Mitteleuropa.
Bürgerliche Emanzipation und Staatsverfall in der Habsburgermonarchie, Wien 1997, 178ff.;
sowie speziell für die Entwicklung der Rechtswissenschaft Katalin Gönczi, Die europäi-
schen Fundamente der ungarischen Rechtskultur: juristischer Wissenstransfer und nationale Rechts-
wissenschaft in Ungarn zur Zeit der Aufklärung und im Vormärz (Studien zur Europäischen
Rechtsgeschichte 227), Frankfurt/Main 2008, 152ff.
 Bereits 1834 hatte er davon abgeraten, den Entwurf von 1790/91 weiter zu verfolgen,
und gänzlich neue Kodifikationen angeregt: Gönczi, Die europäischen Fundamente, 156.
 Balogh, Dogmatik, 196; László Péter, Die Verfassungsentwicklung in Ungarn, Die
Habsburgermonarchie VII: Verfassung und Parlamentarismus (hg. von Helmut Rum-
pler-Peter Urbanitsch), Wien 2000, 239-540, hier 266ff.; Kálmán Györgyi, Die Rolle Mit-
termaiers bei der Ausarbeitung des Strafgesetzentwurfes vom Jahre 1843, Strafrechtsgeschichte
an der Grenze des nächsten Jahrtausendes, 39-53, hier 40.
Norm enthaltende Regel in ihre endgültige Form brachte. So wurden also
Inhalt und Form durch seine Entscheidungen zu einem Text.” 	
Ein Streit um die Zuständigkeit in Hochverratsprozessen führte dazu,
dass die Deákschen Reformvorschläge zwar von der Unteren Tafel, nicht
aber von der Oberen Tafel des Reichstages angenommen wurden; lediglich
der Entwurf über das Gefängniswesen wurde von beiden Kammern des
ungarischen Parlaments angenommen.   Es mag überraschen, dass der Re-
form des Gefängniswesens so viel Bedeutung zugemessen wurde. Diese Re-
form stand aber im direkten Zusammenhang damit, dass der Deáksche
Strafkodex die Todesstrafe zur Gänze abschaffen und die Freiheitsstrafe
zur wichtigsten Strafart machen wollte. Deák maß der Reorganisation des
Gefängniswesens höchste Bedeutung zu, und zwar nicht nur aus huma-
nitären, sondern auch aus kriminalpolitischen Gründen: „Denn dieselbe
Strafe ist in anständigen Gefängnissen nicht einmal halb so lästig, als in
ungesunden Gefängnissen, bei schlechter Behandlung und Verpflegung.” 
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 	 András Szabó, Die strafrechtlichen Ansichten von Ferenc Deák, Nationalstaat – Monar-
chie – Mitteleuropa. Zur Erinnerung an den „Advokaten der Nation”, Ferenc Deák (hg.
von Gábor Máthé-Barna Mezey), Budapest 2004, 114-123, hier 122. Bei den erwähnten
Vorlagen handelt es sich um den französischen Code pénal 1810, das – maßgeblich von P. J.
A. Feuerbach beeinflusste – bayerische Strafgesetzbuch von 1813 sowie um einen Entwurf
des (erst 1845 erlassenen) badischen Strafgesetzbuches von 1839. Vgl dazu Gönczi, Die
europäischen Fundamente, 168, wonach auch ein preußischer Entwurf aus 1843 zur Anwen-
dung gekommen sein soll (was nur in der Schlussphase möglich gewesen wäre). Dass die
Kommission das – eigentlich nächstliegende – österreichische Strafgesetzbuch 1803 völlig
außer Acht ließ und offenbar auch nicht in Kontakt mit der 1828 zur Ausarbeitung eines
neuen Strafgesetzbuches neu eingesetzen österreichischen Kommission trat (dazu Thomas
Olechowski, Zur Entstehung des österreichischen Strafgesetzes 1852, Grundlagen der öster-
reichischen Rechtskultur. Festschrift für Werner Ogris zum 75. Geburtstag (hg. von
Thomas Olechowski-Christian Neschwara-Alina Lengauer), Wien-Köln-Weimar 2010,
319-341, hier 322), kann hier nur mit Schmunzeln als typisch ungarisch zur Kenntnis
genommen werden.
   Péter, Verfassungsentwicklung, 267ff.; Gönczi, Die europäischen Fundamente, 169.
  Zit. nach Barna Mezey, Eine Gesetzvorlage über das Gefängniswesen im Jahr 1843 in
Ungarn, Die Entwicklung der österreichisch-ungarischen Strafrechtskodifikation, 203-219,
hier 204; vgl. nunmehr auch Barna Mezey, Ferenc Deák und das ungarische Gefängniswesen
gegen Mitte des 19. Jahrhunderts, Nationalstaat – Monarchie – Mitteleuropa, 34-44, be-
sonders 36ff. – Schon der Entwurf von 1795 hatte die Todesstrafe nur mehr für wenige
Delikte vorgesehen gehabt, vgl. Steinberg, Aufklärerische Tendenzen, 103. Über die Hal-
tung Deáks zur Todesstrafe vgl. insbesondere Götz Mavius, „Der Todesstrafe Ziel ist nicht
die Rache.” Ferenc von Deák über die Todesstrafe, Ungarn-Jahrbuch 13 (1984/85) 53-75. Zur
zeitweiligen Abschaffung der Todesstrafe in Österreich unter Joseph II. und ihrer Wie-
Der Wiener Hof freilich war anderer Ansicht: Mit der Begründung, dass
es sinnlos sei, das Gefängniswesen zu reformieren, wenn es nicht auch glei-
chzeitig zur Reform von Strafrecht und Strafprozessrecht käme, verweigerte
König Ferdinand V. 1844 die Sanktion auch dieses Gesetzes.
Der Kodifikationsversuch von 1843/44 war damit – so wie auch seine
Vorgänger – gescheitert, vorerst wenigstens. Als vier Jahre später die Revo-
lution ausbrach, beschloss der ungarische Reichstag jene 31 Gesetzesartikel,
mit denen Ungarn zu einer konstitutionellen Monarchie umgewandelt
wurde. Einer dieser Gesetzesartikel, der GA XVIII: 1848, war das neue
Pressegesetz, das die Zensur „für immer”, wie es in der Präambel hieß,
aufhob und Pressefreiheit garantierte. Zur Sicherung dieser Pressefreiheit
sollte der Justizminister eine Verordnung über das Strafverfahren in Presse-
prozessen erlassen und sich dabei am Entwurf von 1843/44 orientieren (§
17). Es ist dies das einzige mir bekannte Beispiel, wo ein Gesetz auf einen
nicht realisierten Gesetzesentwurf verweist.
Justizminister war damals kein anderer als Ferenc Deák.  Bereits am 29.
April 1848 erließ er die Verordnung über das Presseprozessrecht, mit der
wenigstens für diesen politisch so wichtigen Teil des Strafprozessrechts die
Geschworenengerichtsbarkeit eingeführt wurde. Zur praktischen Anwen-
dung kam die Presseprozessordnung lediglich in zwei Verfahren; die Eska-
lation der Revolution und das Militärregime, das ab 1849 über Ungarn
herrschte, verhinderten eine weitere praktische Wirksamkeit von Presse-
gesetz und Presseprozessordnung. 
Es sei an dieser Stelle ein kurzer Ausblick auf die weitere Strafrechts-
entwicklung in Ungarn gegeben:  In der Zeit des Neoabsolutismus wurde





dereinführung 1795 nunmehr umfassend Gerhard Ammerer, Das Ende für Schwert und
Galgen? (Mitteilugen des Österreichischen Staatsarchivs Sonderband 11), Wien 2010.
  Vgl. Péter Bárándy, Ferenc Deák, der Justizminister, Nationalstaat – Monarchie –
Mitteleuropa, 12-23.
  Dazu näher Thomas Olechowski, Das Preßrecht in der Habsburgermonarchie, Die
Habsburgermonarchie 1848-1918 VIII: Politische Öffentlichkeit und Zivilgesellschaft (hg.
von Helmut Rumpler-Peter Urbanitsch), Wien 2006, 1493-1533, hier 1519; Mihály T.
Révész, Deák und die freie Presse, Nationalstaat – Monarchie – Mitteleuropa, 67-85,
besonders 78ff.
  Kovács, Strafrecht, 35ff. und 78ff.; Tibor Király, Das Strafgesetzbuch von 1878. Der
Csemegi-Kodex, Die Entwicklung der österreichisch-ungarischen Strafrechtskodifikation,
221-236; Barna Mezey, Strafrechtskodifikation in Ungarn im Jahre 1878, Strafrechtsgeschichte
an der Grenze des nächsten Jahrtausendes, 151-177.
garn auszudehnen; namentlich wurde 1852 die erneuerte Ausgabe des öster-
reichischen Strafgesetzbuches von 1803 zusammen mit einer neuen Presse-
ordnung in der gesamten Habsburgermonarchie eingeführt; es folgte 1853
die von Anton Hye entworfene Strafprozessordnung.  Erst im Zusammen-
hang mit der Erlassung des Oktoberdiploms 1860 erhielt der ungarische
Reichstag das Recht zur eigenständigen Regelung des Strafrechts zurück. Die
Judex-Curial-Konferenz von 1861 beschloss hierauf die Rückkehr zum tradi-
tionellen ungarischen Recht, welchem Wunsch Franz Josef – mit Ausnahme
des Presserechts – auch entsprach. Das Pressegesetz von 1848 konnte aufgrund
seiner Zugehörigkeit zu den 31 Gesetzesartikeln von 1848 erst nach Abschluss
des Ausgleichs 1867 wieder in Kraft treten; der neue Justizminister Boldizsár
Horváth erließ hierauf eine neue Presseprozessordnung, die jedoch in einigen
Punkten von der Deáks abwich. 
Die Kodifikation des ungarischen Straf- und Strafprozessrechts mün-
dete schließlich nach vielen vergeblichen Anläufen in den Gesetzesartikel
V: 1878, der das materielle Strafrecht enthielt und nach seinem geistigen
Urheber Károly Csemegi als Csemegi-Kodex bezeichnet wird. Das Straf-
prozessrecht, für das Csemegi gleichfalls einen Entwurf geliefert hatte,
brauchte noch fast zwanzig Jahre länger, bis es mit dem Gesetzesartikel
XXXIII: 1896 endlich auch eine moderne Kodifikation erhielt.
Der Deáksche Strafrechtskodex
Nach diesem Überblick sollen nun die beiden Gesetzesentwürfe von
1843 zum materiellen Strafrecht und zum Strafprozessrecht etwas näher
untersucht werden. Ein Vergleich mit dem ungarischen Entwurf von 1795
sowie mit den ungarischen Kodifikationen von 1878 bzw. 1896, mit den als
Vorbilder dienenden bayerischen und französischen Kodifikationen, aber
auch und insbesondere mit dem im anderen Teil der Habsburgermonarchie
geltenden österreichischen Strafgesetzbuch 1803, soll erstens die Frage be-
antworten, inwiefern die Deákschen Entwürfe als fortschrittlich bezeichnet
werden können, ob sie in die allgemeine europäische Entwicklung jener
Zeit eingeordnet werden können oder deutlich von ihr abwichen, und
 "#! %&!
  Dazu Olechowski, Strafgesetz 1852, 336, 338.
  Olechowski, Preßrecht, 1521.
zweitens, inwieweit sie für die späteren Kodifikationen richtungsweisend
waren.
Der Entwurf für das Strafgesetzbuch erfuhr schon früh eine ausführ-
liche, kritische Würdigung durch den Heidelberger Strafrechtsprofessor
Karl Joseph Anton Mittermaier, dem Pionier der vergleichenden Straf-
rechtswissenschaft in Deutschland.  Während der Kodifikationsarbeiten
stand Mittermaier in ständigem Briefkontakt mit dem Kommissionsmitglied
Ferenc Pulszky und nahm so großen Einfluss auf die Beratungen, deren Er-
gebnis er ausführlich in seinem zweibändigen Werk „Die Strafgesetz-
gebung in ihrer Fortbildung” würdigte:  „Kein legislatives Werk trägt in
so hohem Grade das Gepräge des Strebens an sich, ein den Fortschritten der
Zeit, den Forderungen der Gerechtigkeit und den neuesten Ansichten im
Strafrecht entsprechendes Gesetzbuch zu liefern, als dies bei dem ungari-
schen Entwurf der Fall ist. Die Mitglieder der Commission zeigen, dass sie
mit den Gesetzesarbeiten des Auslands, insbesondere Deutschlands, ebenso
wie mit den wissenschaftlichen Forschungen über Strafrecht vertraut sind;
kein Gesetzbuch ist so originell gearbeitet als der ungarische Entwurf.”	
Der Strafrechtsentwurf gliederte sich in einen Allgemeinen Teil (§§ 1-108)
und einen, die einzelnen Delikte enthaltenden, Besonderen Teil (§§ 109-551).
An der Spitze stand die nulla poena sine lege-Formel: „Ein Tun oder
Unterlassen welcher Art auch immer kann nur insofern als Straftat ange-
sehen und als solche bestraft werden, als dafür das bestehende Gesetz eine
Strafe vorsieht.” (§ 1). Die Bedeutung dieses Prinzips für die Entfaltung des
modernen Rechtsstaates kann gar nicht hoch genug eingeschätzt werden,
insbesondere in einem Land, in dem bisher Gewohnheitsrecht galt und wo





  Carl Joseph Anton Mittermaier, Die Strafgesetzgebung in ihrer Fortbildung, Bd. 2,
Heidelberg 1843, 219. Vgl. zu ihm zuletzt Jan Schröder, Karl Joseph Anton Mittermaier,
Deutsche und Europäische Juristen aus neun Jahrhunderten (hg. von Gerd Kleinheyer-Jan
Schröder), Heidelberg 2008, 284-289, mit weiteren Nachweisen. – Eine weitere, wesent-
lich kürzere Besprechung erfuhr der Entwurf durch den Wiener Juristen Moritz Heyß-
ler, [Anzeige über den] Entwurf eines Strafgesetzbuches für das Königreich Ungarn und die
damit verbundenen Teile, Zeitschrift für österreichische Rechtsgelehrsamkeit und politische
Gesetzeskunde 3 (1844) 45-66.
  Eingehend Györgyi, Mittermaier; Gönczi, Die europäischen Fundamente, 166ff.
	 Mittermaier, Strafgesetzgebung, 219. Tatsächlich hatte Deák umfassende Kenntnisse
der ausländischen Strafgesetze, vgl. dazu István Kajtár, Deák und die Modernisierungspro-
zesse des 19. Jahrhunderts, Nationalstaat – Monarchie – Mitteleuropa, 24-33, hier 26.
  Vgl. besonders Praxis Criminalis Art. 52: De poena extraordinaria et arbitraria.
nach fand sich der nulla poena-Grundsatz schon seit Ende des 18. Jahr-
hunderts in so gut wie jeder Strafrechtskodifikation, wie etwa dem Jose-
phinischen Strafgesetz 1787, und war auch in den ungarischen Entwurf von
1795 aufgenommen worden. Ihre Verankerung im Deákschen Entwurf
war also mehr als überfällig; verwirklicht wurde sie aber letztlich erst mit
dem Csemegi-Kodex 1878.
Nicht minder bedeutsam war § 2 des Deákschen Entwurfes, der dessen
Geltung für „sämmtliche Einwohner des Königreiches Ungarn”, somit die
allgemeine Geltung, ohne Rücksicht auf Standesunterschiede (mit Aus-
nahme der Militärpersonen) festschrieb. Auch diese Regelung war bereits
im Entwurf von 1795 enthalten gewesen; das Strafrecht hätte hier die
verfassungsrechtliche Erneuerung des Jahres 1848 gleichsam vorwegneh-
men können; verwirklicht wurde aber auch dies erst mit dem Csemegi-
Kodex.
Die Regelungen über Schuld (Vorsatz und Fahrlässigkeit), Notwehr,
Versuch etc. folgten zwar im Allgemeinen den bekannten europäischen
Vorbildern, wiesen aber auch einige Besonderheiten auf. So sollte etwa der
Versuch nur dann strafbar sein, wenn dies beim betreffenden Delikt aus-
drücklich angeordnet wurde. Der ungarische Strafgesetzentwurf folgte
damit dem römischen Strafrecht und unterschied sich erheblich von der
bayerischen oder österreichischen Regelung, wonach Strafbarkeit generell
schon dann gegeben war, „sobald der Bösgesinnte eine zur wirklichen
Ausübung führende Handlung unternommen hat; die Vollbringung des
Verbrechens aber nur wegen Unvermögenheit, wegen Dazwischenkunft
eines fremden Hindernisses, oder durch Zufall unterblieben ist.” – Die
Problematik dieser Regelung war und ist freilich, dass es im Einzelfall
höchst strittig sein kann, worin eine „zur wirklichen Ausübung führende
Handlung” nun eigentlich besteht, wo eine straflose Vorbereitungshand-
lung vorliegt und wo der strafbare Versuch beginnt. Diese Problematik
wurde aber vom ungarischen Entwurf gerade nicht vermieden: Denn auch
der ungarische Entwurf unterließ es regelmäßig, bei den einzelnen De-
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 Steinberg, Aufklärerische Tendenzen, 104 f; Szabó, Strafrechtliche Ansichten, 118.
 Strafgesetzentwurf 1843 § 2.
 Steinberg, Aufklärerische Tendenzen, 100ff.; Szabó, Strafrechtliche Ansichten 121; Gön-
czi, Die europäischen Fundamente, 170.
 Strafgesetzentwurf 1843 §§ 48f; vgl dazu Heyßler, Entwurf, 47.
 Österreichisches Strafgesetzbuch 1803 I § 7; vgl. auch Bayerisches Strafgesetzbuch
1813 Art. 57-63.
likten festzuschreiben, ab wann ein Versuch vorliege. Der wahre Grund,
warum die Deáksche Kommission diese Regelung einführte war, dass sie so
zur Straflosigkeit zahlreicher bloß versuchter Delikte kam: So waren etwa
die Abtreibung, der Zweikampf oder der Ehebruch erst bei Vollendung des
Delikts strafbar; nicht rechtstechnische, sondern politische Erwägungen
waren hier also ausschlaggebend gewesen. Der Csemegi-Kodex fand hier
zu einer differenzierten Lösung, indem er zwar allgemein anordnete, dass
der Versuch des Verbrechens immer strafbar sei, ein versuchtes Vergehen
jedoch nur dann, wenn dies ausdrücklich angeordnet war. Er folgte dabei
dem Vorbild des französischen Code pénal von 1810.
Nun zum Strafensystem des Deákschen Entwurfes: Wie bereits erwähnt,
hatte sich die Kommission zu dem aufsehenerregenden Schritt entschlos-
sen, die Todesstrafe gänzlich abzuschaffen, ebenso auch Leibesstrafen und
Ehrenstrafen. Der Kodex kannte nur mehr Freiheits- und Geldstrafen,
Amtsverlust sowie den „richterlichen Verweis”. Dieser radikale Schritt
stieß bei Mittermaier auf schwere Bedenken. Zwar hielt er es prinzipiell für
begrüßenswert, die Todesstrafe einzuschränken, eine gänzliche Abschaf-
fung käme jedoch nur dann in Frage, wenn sie von der Überzeugung des
Volkes getragen sei – ein wohl eher unbewusster Rückgriff auf den „Volks-
geist”-Gedanken Puchtas! Mittermaier verwies auf Statistiken, wonach die
ungarischen Strafgerichte erster Instanz jährlich rund 200 Todesurteile
verhängten und wonach zwischen 11 und 18 Todesurteile auch vollstreckt
würden. Aus diesen Zahlen entnahm er, dass die Todesstrafe in Ungarn
noch weit verbreitet und vom Volk akzeptiert sei; dieses würde verständ-
nislos auf diese extreme Milderung des Strafensystems reagieren. Eine
Einschränkung, die auf lange Sicht zur Abschaffung führen würde, wäre
hier sinnvoller als die plötzliche Aufhebung gewesen.	 – Die Todesstrafe
fand dann auch im Csemegi-Kodex wieder Eingang und wurde in Ungarn
erst 1990, also fast eineinhalb Jahrhunderte nach dem Deákschen Kodex,
endgültig aufgehoben.
Die Freiheitsstrafe gliederte sich weiter in Kerker- und Gefängnis-
strafen; letzteres war bei kleineren Delikten (bis zu einem Jahr) vorgesehen
und konnte in Bezug auf Arbeit, Nahrung und Lebensweise noch gemildert





 Vgl. dazu die Kritik von Mittermaier, Strafgesetzgebung, 234.
 Französischer Code penal 1810 Art. 3.
 Strafgesetzentwurf 1843 § 8; Heyßler, Entwurf, 46.
	 Mittermaier, Strafgesetzgebung, 230.
durch Fasttage oder durch Ketten, unzulässig.  Die Kommissionsmit-
glieder propagierten hier das sog. Einzelsystem, also die völlige Isolierung
der Häftlinge voneinander. Die dafür nötigen Umbauten der Gefängnisse
hätten jedoch mehr als vier Millionen Forint gekostet, wogegen sich
erheblicher Widerstand regte, was wohl die Hauptursache dafür war, dass
letztlich auch der Gesetzentwurf über das Gefängniswesen, wie bereits
erwähnt, nicht sanktioniert wurde.
Vergleicht man die Schwere der Strafen nach dem Deákschen Straf-
rechtsentwurf mit anderen Gesetzbüchern, so fällt zunächst auf, dass der
Deáksche Entwurf nur Maximalstrafen, nicht aber Minimalstrafen fest-
setzte. Problematisch ist dies insofern, als den Richtern damit ein großer
Spielraum eingeräumt wurde und sie sowohl das gesetzliche Strafmaß voll
ausschöpfen oder aber eine ganz geringe Strafe verhängen konnten; das
österreichische Strafgesetz sowie der Csemegi-Kodex hingegen setzten in
der Regel einen gewissen Strafrahmen fest, innerhalb dessen die konkrete
Strafe zu bemessen war; lediglich in einigen Ausnahmefällen war es den
Richtern gestattet, noch unter das gesetzliche Minimum zu gehen.
Was die Maximalstrafen betrifft, so waren sie in der Regel im Deák-
Entwurf weit milder als im österreichischen Strafgesetzbuch. Dieses Pau-
schalurteil trifft zunächst natürlich auf all jene Delikte zu, auf die nach
österreichischem Recht die Todesstrafe, nach dem Deák-Entwurf aber nur
eine Freiheitsstrafe stand, wie v.a. Hochverrat und Mord. Aber auch in
vielen anderen Fällen wird eine starke Differenz deutlich. Nun war eine
Milderung sicherlich begrüßenswert; das österreichische Strafgesetz 1803
war noch stark von josephinischem Denken beeinflusst, und sein Straf-
ensystem wurde daher schon im Vormärz als zu hart empfunden, weshalb
die Richter sich in der Praxis meist am unteren Ende des Strafrahmens
bewegten und auch ihre Möglichkeiten, unter das gesetzliche Minimum zu
gehen, voll ausschöpften. Dennoch sei die Bemerkung angebracht, dass
manche Bestimmungen des Deákschen Kodex von fast unverständlicher
Milde waren. So stand etwa auf das Verbrechen des Aufruhrs, der nach
österreichischem Recht (§ 63) mit schwerem Kerker von fünf bis zehn
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Königreich Ungarn und dessen Theile (Pesth 1844); sowie Mezey, Gefängniswesen.
 Mittermaier, Strafgesetzgebung, 236.
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überaus detailliert waren: Szabó, Strafrechtliche Ansichten, 120ff.
Jahren, verbunden mit öffentlicher Arbeit bestraft werden sollte, nach dem
ungarischen Entwurf lediglich eine Geldstrafe von 1.800 Forint (§ 438). –
Ähnliches gilt für das Delikt der Verleumdung: Es war im österreichischen
StGB 1803 mit schwerem Kerker von einem bis zu fünf, unter Umständen
zehn Jahren bedroht (§ 189), im ungarischen Entwurf hingegen mit einer
Geldstrafe von 600 Forint (§ 267). – Eine derartig milde Strafe lud ja
reiche Ungarn, die Mut zum Risiko hatten, geradezu dazu ein, persönliche
Feinde fälschlicherweise Verbrechen zu bezichtigen! – Auch hier ist zu
konstatieren, dass der Csemegi-Kodex diese außerordentliche Milde nicht
mehr kannte und für derartige Delikte Haftstrafen vorsah, die im Falle des
Aufruhrs bis zu fünfzehn Jahren, im Falle der Verleumdung bis zu einem
Jahr dauern konnten.
Umso bemerkenswerter ist dann die vergleichsweise harte Bestrafung
des Sexualdelikts der „sodomia bestialitas” im Deákschen Kodex mit bis zu
drei Jahren Kerker, womit dieses Delikt ebenso streng wie eine schwere
Körperverletzung bestraft wurde (§§ 152, 230). Auch hier ist wieder ein
Vergleich mit dem österreichischen StGB 1803 und mit dem Csemegi-
Kodex 1878 angebracht, die für die „Unzucht gegen die Natur” maximal
einjährige Kerkerstrafe, dagegen für die schwere Körperverletzung bis zu
drei bzw. fünf Jahren schweren Kerker vorsahen.
Vom Besonderen Teil des Strafrechts sei hier nur noch ein Tatbestand
hervorgehoben, der außerhalb Ungarns kaum bekannt ist und die Verwur-
zelung des Deákschen Kodex in der ungarischen Tradition aufzeigt: Es
handelt sich um das Verbrechen der Larve und des Blutverrats. Ersteres
behandelt die widerrechtliche Annahme eines Familienstandes, letzteres
die Leugnung verwandtschaftlicher Beziehungen mit einer bestimmten
Person. Diese Delikte erinnerten noch an die Zeit der Türkenkriege, in
denen oft Ungarn jahrelang in türkischer Kriegsgefangenschaft waren,
während ihre Verwandten sich ihrer Güter bemächtigten. Kamen dann die
rechtmäßigen Eigentümer aus der türkischen Gefangenschaft zurück, so
leugneten die Usurpatoren, dass es sich beim Heimkehrer um einen Ver-
wandten handle. Im 19. Jahrhundert waren beide Delikte schon totes





 Heyßler, Entwurf, 51.
 Strafgesetzentwurf 1843 §§ 231, 234; Mittermaier, Strafgesetzgebung, 220.
Der Schwurgerichtsentwurf
Damit sei zum Strafprozessrecht übergeleitet: Es wurde von Mitter-
maier zwar nicht kommentiert, verdient aber in zumindest ebensolchem
Maße wie das materielle Strafrecht Beachtung. Gilt doch das Strafpro-
zessrecht als „angewandtes Verfassungsrecht”, da der Staat in der Art und
Weise, in der er sich um die Aufklärung von Delikten bemüht, aber auch,
in der er verdächtigen Personen ein faires Verfahren garantiert, wichtige
Grundentscheidungen der gesellschaftlichen Ordnung zur Ausführung
bringt.
Zum Verständnis des Entwurfes von 1843/44 ist es nötig, sich zu
vergegenwärtigen, dass sich der Inquisitionsprozess in Ungarn nie in so
vollständigem Maße durchsetzen konnte wie in Österreich. Wenn daher
der Deáksche Schwurgerichtsentwurf generell den Anklageprozess statu-
ierte, so folgte er nicht nur dem Beispiel des französischen Code d’instru-
ction criminelle von 1808, sondern durchaus der ungarischen Tradition.
Beachtenswert ist aber, dass die Anklage nach dem Deákschen Entwurf
ausnahmslos von einem öffentlichen Ankläger erhoben werden musste,
dass also überhaupt keine Privatanklagedelikte existierten. Auch hier
wieder erweisen sich die Vorstellungen der Deákschen Kommission als
radikaler als die später verwirklichten Kodifikationen, denn sowohl die
österreichische Strafprozessordnung 1850 als auch die ungarische Straf-
prozessordnung 1896 kannten sehr wohl Privatanklagedelikte, namentlich
bei bestimmten Ehrenbeleidigungsdelikten, bei Verletzung des Briefge-
heimnisses, Hausfriedensbruch und Sachbeschädigung.
Das wohl Hervorstechendste am Deákschen Schwurgerichtsentwurf
aber ist – wie schon der Name sagt – die Einführung von Geschworenen,
und zwar in einem bisher noch nie dagewesenem Ausmaße: Nicht nur für
das Urteil, wie nach französischem und österreichischem Recht, nicht nur
für die Versetzung in den Anklagestand, wie nach englischem Recht,
sondern auch für das Untersuchungsverfahren sollten Geschworene ein-
gesetzt werden.	 Drei Sorten von Geschworenen also, wobei das Gesetz
sehr komplizierte Regeln für die Aufstellung der Listen für die Untersu-
chungsjury einerseits, für die Anklage- und für die Urteilsjury andererseits
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enthielt. Allgemein kann festgehalten werden, dass die Geschworenen
nicht, wie heute üblich, durch das Los gezogen wurden, sondern von der
wahlberechtigten Bevölkerung nach einem Zensussystem gewählt wurde, 
das jedoch in einzelnen Komitaten aufgrund der historisch gewachsenen
Gerichtsverfassung erheblich differierte. Für die Mitgliedschaft in Anklage-
oder Urteilsjury bestanden die Voraussetzungen, zumindest 400 fl. reine
Einkünfte und eine „genügende Rechtskenntnis” zu besitzen. Worin
diese „genügende Rechtskenntnis” bestehen sollte, ging aus dem Gesetz
nicht hervor; es stand aber in erheblichem Widerspruch zu dem sonst in
Europa üblichen Prinzip, dass Geschworene eben nicht über Rechtskenntnis
verfügen müssen. Ja, der Entwurf ging noch weiter, wenn er bestimmte,
dass für Beamte, Lehrer, Mitglieder gelehrter Gesellschaften, Advokaten,
Doktoren der Philosophie, des Rechts und der Medizin sowie beeidete
Landvermesser der eben erwähnte Zensus nicht galt. Dies bedeutete nicht
zuletzt, dass die Aufnahme von Juristen – sei es unter dem Titel des
Beamten, des Advokaten oder des Doktors der Rechte – noch weiter forciert
wurde!
Diese ungewöhnlich weite Ausdehnung des Kreises möglicher Geschwo-
rener – nach der österreichischen Strafprozessordnung 1850 etwa waren
Lehrer und Beamte von der Tätigkeit als Geschworener ausdrücklich ausge-
schlossen – war aber auch geradezu notwendig, beachtete man den Aufga-
benbereich der Geschworenen, was ich am Beispiel der Urteilsjury näher
ausführen will: Die Gerichtsstühle bestanden in der Regel aus dem Vize-
gespan als einzigem Berufsrichter und Vorsitzenden, sowie zwölf Geschwo-
renen. Davon sollte die Hälfte für die gesamte Wahlperiode, d.h. für sechs
Jahre am Gericht dauernd wirken und auch besoldet werden; die andere
Hälfte wurde aus einer Gruppe von 24 Geschworenen turnusmäßig her-
angezogen und erhielt Taggeld. Der Vorsitzende hatte weder die Aufgabe,
die Geschworenen juristisch zu belehren noch besaß er die Möglichkeit, das
Urteil der Geschworenen anzufechten. Ja, er besaß nicht einmal ein Dirimie-
rungsrecht, sondern im Falle der Stimmengleichheit war die für den Ange-





  Diese heute ungewöhnlich erscheinende Form, wie die Geschworenen ermittelt wer-
den sollten, war damals nicht ohne Parallelen: Nicht nur die ungarische, sondern auch die
österreichische Preßschwurgerichtsverordnung 1848 sahen derartige Wahlen vor: Olec-
howski, Pressrecht, 1500, 1519.
 Strafprozeßentwurf 1843 § 41; Heyßler, Entwurf, 56.
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die Schuldfrage selbständig zu entscheiden, sondern auch über das Straf-
ausmaß. Sofern das Erkenntnis nicht auf Freispruch lautete, hatte sie das
Urteil auch zu begründen. Zivilrechtliche Ansprüche waren mitabzuhan-
deln und ebenso die Prozesskosten. – All diese Punkte zeigen deutlich,
dass von der Jury profunde juristische Kenntnisse verlangt wurden, dass
ihre Mitglieder aber auch gar keine Geschworenen nach westeuropäischen
Vorstellungen sein sollten. Schon eher ist ihre Stellung als rechtskundige,
nicht beamtete Urteilsfinder zu charakterisieren.
Die Strafprozessordnung 1896 wich auch hier von der radikalen Kon-
zeption des Deákschen Entwurfes ab und orientierte sich stärker an den
west- und mitteleuropäischen Vorbildern: Sie kannte lediglich eine Urteil-
sjury, und auch diese sollte nur bei bestimmten, taxativ aufgezählten Delik-
ten wie Hochverrat, Aufstand, Mord u.a. zuständig sein. Allerdings, und
dies ist auch zu betonen, wurde 1896 verlangt, dass jeder Geschworene die
magyarische Sprache beherrsche, eine im ungarischen Vielvölkerstaat äußerst
umstrittene Bestimmung, die im Reformvorschlag von 1843 noch nicht
enthalten war.
Entgegen der Darstellung von Kálmán Kovács hätte der Strafpro-
zessentwurf nicht den Grundsatz der freien Beweiswürdigung gebracht.
Vielmehr enthielt er strenge Beweisregeln, wie etwa das mosaische Gebot
nach zwei zuverlässigen Zeugen. Dieser Befund ist umso erstaunlicher,
als die freie Beweiswürdigung sonst in Europa als geradezu unabdingbare
Folge der Geschworenengerichtsbarkeit gesehen wurde, da Laienrichtern
nur schwer eine gebundene Beweiswürdigung zugemutet werden konnte.
Zu beachten ist freilich auch hier die eigentümliche Zusammensetzung der
Wahl der Laienrichter nach dem Deákschen Schwurgerichtsentwurf. Es
war auch in diesem Punkt erst die Strafprozessordnung 1896, die das
Prinzip der freien Beweiswürdigung allgemein in das ungarische Strafpro-
zessrecht einführte.
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 Strafprozeßentwurf 1843 §§ 350, 353, 366, 370; Heyßler, Entwurf, 63.
 GA XXXIV: 1897 § 15.
 Olechowski, Preßrecht, 1523.
 Kovács, Strafrecht, 77.
 Strafprozeßentwurf 1843 §§ 379-402; Heyßler, Entwurf, 63.
 Die enge Verbindung von Schwurgerichten und freier Beweiswürdigung war auch in
umgekehrter Hinsicht gegeben, als man davor zurückschreckte, Berufsrichtern dieses Privileg
zuzugestehen, da man Willkür befürchtete. Vgl. W. Sellert, Der Beweis und die Strafzumessung
im Inquisitionsprozeß, Rechtsgeschichtliche Vorträge 50, Budapest 2007, 219-238, hier 236.
Schlussbetrachtung
Die Entwürfe der Deákschen Kommission von 1843 zum Strafprozess-
recht und zum materiellen Strafrecht waren insofern richtungsweisend für
die ungarische Rechtsentwicklung, als sie bestrebt waren, das weitgehend
noch aus dem Feudalsystem stammende Recht grundlegend zu moder-
nisieren, und zwar zu einem sehr frühen Zeitpunkt, wie etwa ein Vergleich
mit dem in vieler Hinsicht hinter der ungarischen Entwicklung nachhin-
kenden Österreich zeigt. Andererseits haben die Entwürfe in einigen nicht
unwesentlichen Punkten über das Ziel hinausgeschossen und Wege beschrit-
ten, die nicht nur für zeitgenössische, sondern auch für heutige Juristen
zumindest ungewöhnlich wirken. Kann man einige Bestimmungen, wie
etwa die Abschaffung der Todesstrafe und die Einführung der Geschworen-
engerichtsbarkeit noch einfach mit dem liberalen Denken der Kommissions-
mitglieder erklären, so sind andere, aus heutiger Sicht mangelhaft erschei-
nende Bestimmungen, wie etwa die Unausgewogenheit der Strafen oder die
völlige Überlastung der Geschworenen mit schwierigen juristischen Ent-
scheidungen, wohl eher darauf zurückzuführen, dass die Väter der Ent-
würfe zwar viel theoretisches Wissen, aber wohl zu wenig Wissen um die
praktische Durchführbarkeit ihrer Entwürfe hatten. Die beiden auf Cseme-
gi zurückzuführenden Kodifikationen dagegen, die 1878 und 1896 zur Aus-
führung kamen, folgten wesentlich stärker westeuropäischen Vorbildern
und sind in mancher Hinsicht schlicht als ausgereifter anzusehen. An diesem
Reifungsprozess aber hatten die Deákschen Entwürfe einen wesentlichen
Anteil – und hier ist ihre eigentliche Bedeutung für die ungarische Straf-







DEÁK UND DIE VORBEREITUNG
DES AUSGLEICHS
Nach Deáks Tod 1876, haben seine Freunde und Verehrer ein pracht-
volles Gedenkbuch als Ausdruck ihrer Hochachtung für ihn und der
Anerkennung seiner Verdienste herausgegeben. Unter den Autoren finden
wir Adolf Frankenburg, den berühmten Journalisten und Kanzleisekretär,
der die übereifrigen Bemühungen einiger „das Vaterland rettender Embry-
onen” in seinem Beitrag schonungslos verhöhnt hat. Er behauptete, dass in
der ersten Hälfte der 1860er Jahre viele versuchten, die Gespräche zwischen
dem Wiener Hof und der ungarischen politischen Elite wieder einzuleiten,
und zwar so, dass sie auch persönlich davon profitieren. Frankenburg hat sich
aber bei der Suche nach der Wahrheit im Falle der am heftigsten kritisierten
Person, „einer in der Bach-Ära besonders bekannten kleinen Persönlichkeit”
geirrt. Als er sich nämlich auf Aufforderung „tonangebender Kreise” per-
sönlich erkundigte, was vom Gerede über die geheimen Verhandlungen des
Betreffenden mit Ferenc Deák wahr sei, erhielt er die vermeintlich zuver-
lässige Information vom Freiherrn Zsigmond Kemény. Dieser Vertraute
von Deák und gut unterrichtete Redakteur des Tagblattes Pesti Napló [Pes-
ter Tagebuch] hat in seiner Antwort den Fall als unbedeutend bezeichnet
und den Mann – den Frankenburg „Herrn X.” nannte – in die Reihe der
mit Deák verkehrenden ganz gewöhnlichen Leute gesetzt. Kemény hat
aber die Bedeutung dieser Ereignisse aller Wahrscheinlichkeit nach aus
politischen Überlegungen entstellt und den Wiener Adressaten seines
Briefes getäuscht. Er wusste ganz genau, und es ist heute auch allgemein
bekannt, dass der gewisse Herr einer der bedeutendsten praktischen Mit-
wirkenden bei der Vorbereitung des Ausgleichs war.
Aber wer ist diese weniger bekannte Persönlichkeit, die – wie Fran-
kenburg schreibt – von den Freunden „für einen hervorragenden Musiker,
doch einen schlechten Politicus gehalten wird”? Es ist Freiherr Antal Au-
gusz von Magura, Vizepräsident des wichtigen Statthaltereibezirks Buda in
den 1850er Jahren, ein naher Freund von Franz Liszt – ein Bronzerelief an
der Wand seines einstigen Palais in Buda erinnert an die dort abgehaltenen
Musikabende des großen Komponisten. Die Berichte von Augusz an Kaiser
Franz Josef über seine geheimen Verhandlungen mit Ferenc Deák an der
Wende der Jahre 1864/65 in dessen Pester Quartier, im Hotel Angol
Királynõ [zur englischen Königin] wurden von dem bekannten Historiker
der Jahrhundertwende, Ede Wertheimer aufgefunden und veröffentlicht.
Sie beweisen, wie wichtig diese Gespräche waren: hier werden nämlich die
Gedanken des späteren „Osterartikels”, und des darin bekannt gegebenen
ungarischen politischen „Vorschlags” vorweggenommen. Wie bekannt
betrachtet die Historiografie diese im April 1865 im Pesti Napló veröffent-
lichte Schrift Deáks, den sogenannten „Osterartikel” zu Recht als den
Wendepunkt in den politischen Verhandlungen zwischen Wien und Bu-
dapest. Früher, auf dem Landtag von 1861, zwar Deák hatte anerkannt,
dass die Aufrecherhaltung des habsburgischen Reiches im Interesse Ungarns
stehe, zeigte sich aber nur dann zum Ausgleich bereit, wenn der Wiener Hof
zunächst die Geltung der Gesetze von 1848 wieder anerkenne. Nur so,
meinte er, könnten diese nachher verändert werden. Dieser Standpunkt war
für Wien unakzeptabel, und Franz Josef löste den Landtag auf. Der vier
Jahre später, im Frühling 1865 erschienene „Osterartikel” enthielt im Ver-
gleich zum Standpunkt von 1861 eine entscheidende Veränderung: hier hat
Deák die obige Reihenfolge umgekehrt. Er erklärte, die Sicherheit der
Monarchie sei „vollkommen herzustellen” und die Grundgesetze der unga-
rischen Verfassung (d.h. die Gesetze von 1848) seien „so weit wie möglich
aufrecht zu erhalten”. Er stimmte also der vorherigen Veränderung der im
Systems von 1848 garanteirten für die politischen Autonomie Ungarns nach
der reichspolitischen Anforderungen zu und erfüllte damit die wichtigste
politische Forderung des Hofes und des Kaisers.
Wertheimers Quellenedition war eine der bedeutendsten Entdeckun-
gen in der hundertjährigen Erforschung der Geschichte des Ausgleichs,
weil sie zahlreiche Umstände dieser entscheidenden Wende erhellte. Sie hat
unter Beweis gestellt, dass die vorherige Abstimmung von Wien aus, und
zwar von höchster Instanz veranlasst wurde, und hat gezeigt, dass die für
das Schicksal Mitteleuropas langfristig fundamentale politische Entschei-
dung, der österreichisch-ungarische Ausgleich, in nicht geringem Maß mit
Mitteln der Kabinettspolitik herbeigeführt wurde. Nicht einmal die Mit-
glieder der höchsten politischen Elite, geschweige denn die betroffenen
Millionen, durften bei den politischen Unterhandlungen mitreden. Dieser
Umstand galt schon damals als blamabel – und so können wir verstehen,
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warum Zsigmond Kemény in seiner Antwort an Adolf Frankenburg die-
sen über die vermittelnde Rolle von Augusz falsch informierte.
Die Fakten der Verhandlungen sind inzwischen unter Historikern mehr
oder weniger bekannt. Eine detaillierte Analyse bieten Josef Redlich aus
dem Gesichtspunkt des Reiches in seinem berühmten Buch bzw. Péter
Hanák, der die Entwicklung von Deáks Ansichten aus der ungarischen
Perspektive, im Zusammenhang mit dem „Osterartikel” betrachtet. Zahl-
reiche weitere Momente der komplexen und Abfolge der Ereignissen sind
jedoch noch nicht bekannt, so dass die Publikation weiterer Einzelheiten
durchaus wünschenswert ist.
In den 1980er Jahren bin ich unter den Handschriften der ehemaligen
Bibliothek des erzbischöflichen Gymnasiums in Eger [Erlau] auf einen Pack
Briefe gestoßen, der sehr interessante neue Daten zum obigen Thema
liefert. Sie wurden von Antal Augusz geschrieben, und zwar an den Weih-
bischof János Danielik, der zwischen 1848 und 1867 eine bedeutende Rolle
im politischen, literarischen und kirchlichen Leben Ungarns spielte. Als
Vizepräsident der ursprünglich für die Verlegung katholischer Bücher
gegründeten Szent István Társulat [St. Stephan Gesellschaft] pflegte er
Umgang mit konservativen, mit dem österreichischen Absolutismus unzu-
friedenen Aristokraten und Politikern, während er zugleich als oft im Pesti
Napló publizierender Autor sehr gute Beziehungen zum Chefredakteur,
dem schon genannten Zsigmond Kemény und dadurch zur nächsten Um-
gebung von Ferenc Deák hatte. Mit Antal Augusz war Danielik schon in
den 1850er Jahren eng befreundet, und die Ähnlichkeit ihrer Ansichten
bzw. Interessen spornte sie bald zum gemeinsamen politischen Handeln an.
Die gefundenen Briefe beweisen – das darf ich kurz vorausschicken –, dass
Augusz, während er dem Herrscher in Wien über seine geheimen Ver-
handlungen mit Deák berichtete, zugleich via Danielik mit Deák selbst in
Verbindung stand und so die Fragen Franz Josefs den Intentionen Deáks
entsprechend beantworten konnte.
Das konstitutionelle zentralistische, von Anton Ritter von Schmerling
geleitete Programm der Reorganisation des habsburgischen Reiches geriet
im Herbst 1864 in eine akute Krise. Allmählich hat sich in der Presse, in der
politischen öffentlichen Meinung und vor allem in dem von den deutsch--
österreichischen Liberalen beeinflussten Reichsrat die Überzeugung durch-
gesetzt, dass die „ Taktik des Abwartens” verfehlt sei und das erwünschte
Ziel, die Anerkennung des Februarpatents durch Ungarn, nicht herbei-





wie möglich Ausgleichsverhandlungen anbahnen sollte. Das zu erwartende
Scheitern Schmerlings hat in den obersten Kreisen des Reichs einen hefti-
gen Nachdenkprozess ausgelöst. Es war zu dieser Zeit, dass Antal Augusz
und János Danielik ihre Beziehungen und Dienste angeboten haben.
Schon Wertheimer vertrat die Ansicht, dass Antal Augusz vom ehe-
maligen Generalgouverneur Ungarns, dem Onkel des Kaisers väterlicher-
seits, Erzherzog Albrecht beauftragt wurde, mit Deák in Verbindung zu
treten. Es bleibt aber bis heute unklar, von wem die Idee der Verhand-
lungen stammte: von Albrecht, vielleicht von einer der grauen Eminenzen
der Zeit, dem Graf Móric Esterházy, der Schmerlings Gegenspieler war,
oder aber von Franz Josef selbst. Einer von Danieliks Briefen deutet darauf
hin, dass – und damit hat Wertheimer auch gerechnet – Augusz – den Rat
von Danielik befolgend – zunächst den Erzherzog aufgesucht hat, der die
Idee von Verhandlungen – wissend, dass die Ansichten der maßgebenden
Kreise in genau diese Richtung zeigten – aufgegriffen, sie mit seinem
Neffen besprochen und Augusz mit der Ausführung beauftragt hat.
„Freiherr X.” trat am 27. Dezember 1864 um 10 Uhr morgens in das
berühmte Zimmer im Hotel Angol királynõ ein, um drei Stunden lang die
„Privatansichten” von Ferenc Deák über die Fragen aus Wien sich anzu-
hören und sie zu notieren. Über die Ergebnisse wurde der Kaiser im
Bericht von Augusz vom 1. Januar 1865 informiert. Der Kaiser handelte
gleich und übernahm er die Aufsicht über die Mission von Augusz; wenige
Tage danach, am 5. Januar 1865, hat der Reichsrat die Notwendigkeit
festgehalten, den ungarischen Landtag möglichst bald einzuberufen. Ein
zu Wien am 6. Februar 1865 datierter Brief von Augusz an Danielik liefert
weitere interessante Einzelheiten: er habe den von Deák durchgesehenen
und mit den neuesten, von Danielik erhaltenen Informationen ergänzten
Verhandlungstext dem Kaiser „offiziell” an diesem Tag überreicht. Der
Kaiser habe ihn dann mündlich mit der Fortsetzung von „detaillierteren”
Verhandlungen beauftragt. Die Beschreibung des Höflichkeitsbesuchs vom
5. Februar bei Erzherzog Albrecht erhellt auch die Rolle des Erzherzogs.
Die wichtigsten Sätze des offensichtlich in einer Eile, um 12 Uhr mittags
geschriebenen Briefes lauten folgendermaßen: „Ich komme eben von der
Audienz – wo Seine Majestät mich gnädigst empfing – die Schrift ernst, der
großen Bedeutung des Themas entsprechend von mir nahm – ich las ihm
das Relevante aus Deinem Brief von vorgestern vor – entnahm den gnädig-
sten Befehl, die Verhandlungen in Detail fortzusetzen – er sprach gnädig
seinen Dank für unseren Eifer aus – er werde inzwischen die Schrift
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studieren – ich warte auf den versprochenen Befehl zu einer Privataudienz.
Höchste Vorsicht ist gefragt – und von nun an muss der weitere Prozess
und die ganze Sache ein absolutes Geheimnis sein… gestern war ich bei
Erzherzog Albrecht und empfahl ihm die Sache als eine besonders im
Interesse der Dynastie stehende. Er begrüßte die Annäherung mit großer
Freude und erklärte eindeutig, dass die Lösung nur von jener loyalen
Macht zu erwarten sei und dass er, obwohl er das Oktoberdiplom und das
Februarpatent, da sie von dem Kaiser stammen, als Gesetze anerkennt,
auch die Pragmatica Sanctio als die hinreichende und wichtigste Basis
betrachtet, aus der alles folgt und an dem nichts ändern darf. /Geheimnis/.”
Am 12. Februar kam es zu einer weiteren Audienz, und Augusz nahm
Ende des Monats, dem schriftlichen Auftrag des Kaisers gemäß, die neuen,
auf Detailfragen eingehenden Verhandlungen mit Deák wieder auf. Die
Bedeutung dieser Besprechungen ist kaum zu überschätzen, denn „der
Weise des Vaterlands” (so wurde Deák in der ungarischen politischen
Literatur genannt) hat hier, wie ich schon angedeutet habe, zum ersten
Mal erklärt, dass er – im Gegensatz zu seinen früheren Ansichten – bereit
sei, soviel von der in den Gesetzen von 1848 gesicherten ungarischen
Autonomie zu opfern, wie es – auf Grund einer Vereinbarung, die auf eine
nicht näher geklärte Weise herbeigeführt werden soll – zur Sicherung der
Stabilität des Reiches „unbedingt erforderlich” ist. Die Übereinstimmung
Gewicht von Gedanke und Wort zeigt sich in dem schon von Wertheimer
zu Recht betonten Faktum, dass die aus dem „Osterartikel” wegen ihrer
entscheidenden inhaltlichen und atmosphärischen Kraft so bekannte Wen-
dung „unbedingt erforderlich” schon in dem Bericht von Augusz vom 28.
Februar 1865 zu lesen ist.
Schließlich wurde als Ergebnis der dritten Verhandlungsreihe Anfang
April ein Entwurf zusammengestellt – und von Augusz in seinem Bericht
fixiert –, eigentlich der Ausgleichsvorschlag von Deák, dessen wichtigste
Gedanken dann in dem berühmten „Osterartikel” veröffentlicht wurden.
Durch die Publikation des Artikels erübrigte sich aber die Tätigkeit von
Augusz nicht. Ganz im Gegenteil, der Artikel wurde bei der vielver-
sprechenden Audienz vom 24. April selbst zu einem wichtigen Teil im
Bericht des vermittelnden Freiherrn. Der sich schon in der kaiserlichen
Hauptstadt aufhaltende Augusz hat wenige Tage vorher, am 19. April
folgendes an Danielik geschrieben: „Ich danke Dir für Deine zwei Briefe
und für Deáks wunderschönen Aufsatz, den ich, d.h. die Ausgabe der





heute bei Seiner Majestät für die Audienz am Montag angemeldet,” setzt er
am 21. fort, „und werde die loyalen, entgegenkommenden Ansichten und
die vertraulichen Mitteilungen von Deák, die das Osterhalleluja unter-
mauern, mit voller Treue und gutem Gewissen verwenden.”
Vor der auch für seine eigenen Pläne als ausschlaggebend empfundenen
Audienz kam es jedoch zu einem unerwarteten Zwischenfall. Der begreif-
licherweise nervöse Augusz erhielt von Danielik einen Brief, der ihre
Freundschaft auf eine harte Probe stellte. Der Brief ist nicht erhalten
geblieben, wir können auf seinen Inhalt nur aus der gespannten Antwort
folgern. Das Wesentliche der Debatte bestand darin, dass, während Augusz
in Wien zunächst nur über die theoretischen Grundlagen der Entwick-
lung, über die Bestärkung der Glaubwürdigkeit Deáks verhandelte (mit der
informellen Unterstützung u. a. von Graf Coronini, dem einstigen Erzie-
her des Kaisers), Danielik in Pest schon die Detailfragen des verantwort-
lichen Ministeriums diskutierte – ein Problem, das vor dem Kaiser vorerst
nicht einmal genannt werden durfte! „Dein Brief (vom 22.) hat mich in
Verlegenheit gebracht,” schreibt Augusz, „denn Du hast meinen letzten
Brief, der so formuliert war, dass Deine Antwort darauf Informationen für
die Audienz morgen enthalten soll, vollkommen vernachlässigt und ver-
schwiegen und schreibst über Themen, die nur künftig behandelt werden
können: von Ministern, wobei Du weißt, das ist absolut unmöglich. Meine
jetzige Aufgabe ist, wie Du wusstest: die Wahl der Basis. Der 26. Februar
oder die Pragmatica Sanctio? Schmerlings Ansicht oder Deáks Ansicht?
worin man den Herrscher immer erneut und immer wieder auf Grund
seiner Erklärung in der Privataudienz vom 12. Februar bekräftigt sein
muss.”
Augusz betont, die Aufgabe sei, „Vertrauen gegenüber Deáks Verfahren
wurzeln zu lassen”, und fährt fort: „die Ausführung von unseren Arbeiten
muss im Landtag durch Deák erfolgen – und Seine Majestät muss versi-
chert werden, dass Deák dies loyaliter tun wird. Ich habe dabei Hilfe von
Dir erwartet, da ich hoffte, dass Du das Deák mitteilen darfst – nachdem
ich vermutete, die Erklärungen des Grafs Coronini hätten einen bezwin-
genden Einfluss auf Deák. Dein Brief enthält aber nichts dazu, sondern dass
einer der Minister von 1848 an der Seite Seiner Majestät wie bisher de jure et
consuetudine über den Einfluss eines Kanzlers verfügen soll. Damit, mein
Freund, ist alles aus – und die Hoffnungslosigkeit von Schmerling tritt
gegen uns in den Vordergrund. – Du warst aber absolut eingeweiht – wozu
also dieses hors d’oeuvre? Meine Audienz morgen kann so nur behutsam,
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vorsichtig und von ungewisser Wirkung sein – es sei denn, Deine erwar-
tete telegrafische Antwort bringt mich wieder in das alte Geleise, auf dem
ich mit Zuversicht fortschreiten dürfte…”.
Die „telegrafische Antwort” ist zum Glück angekommen, so dass Au-
gusz am folgenden Tag mit großer Zufriedenheit vom Erfolg der Audienz
berichten konnte. „Ich war bei Seiner Majestät, die zwei Mitteilungen, d.h.
die erste vom 28. Februar, als ich Deák die Gutheißung der Basis über-
reichte – und vom 7. April – die erneuerte Bekräftigung der bezweifelten
Basis in der Form jenen Programms. Seine Majestät zeigte großes Interesse
– und vollkommene Zustimmung. Höchst wichtig – sehr wahr. Die Audienz
hätte nicht besser und erfolgreicher gelingen können. Er fragte, ob der
Osterartikel – den er kannte – wirklich von D[eák] stamme, aber ich gab
ihm die Ausgabe des Pesti Napló… Bitte gib Deák diesen meinen Brief –
und frage ihn, ob er eine Botschaft zu senden hätte. Grüße Kemény von
mir und teile ihm meine Hoffnung mit, dass wir wahrscheinlich bald ins
Geleise kommen…”
Augusz bereitete sich also mit den besten Hoffnungen und mit großem
Schwung auf die Rolle vor, das Programm von Deák in Wien zu vermit-
teln, zu konkretisieren und die Details auszuarbeiten. Soweit wir wissen,
spricht aber alles dafür, dass er und seine Dienste im Weiteren nicht mehr
in Anspruch genommen wurden. Wahrscheinlich hielt Franz Josef die bei
den geheimen Gesprächen festgehaltenen bzw. im „Osterartikel” veröf-
fentlichten Ergebnisse für zunächst ausreichend, und kein besonderer
Umstand zeichnete Augusz für die künftigen Verhandlungen aus.
Tatsächlich war das so. Im weiteren spielten weder Antal Augusz noch
János Danielik eine Rolle in dem Theaterstück, das von den Meistern der
politischen commedia dell’arte in Budapest und Wien bis zum Ausgleich
einmal vor den Augen der Öffentlichkeit, einmal hinter den Kulissen
inszeniert wurde. Das große Werk des Ausgleichs kam ohne sie zustande.
Die selbst für die einstigen Protagonisten allmählich zu Erinnerungen
verblassenden Ereignisse hüllten sich bald in dichtes Dunkel – es war ja
eben gegen das Interesse der Eingeweihten und Beteiligten, irgendwelche
Details bekannt zu geben. Sie gehörten nämlich fast ausnahmslos den-
jenigen Gruppen an, die – um die Notwendigkeit der gegebenen Auf-
teilung der Machtpositionen zu rechtfertigen – den Ausgleich um jeden
Preis als ein spontanes allgemeines Verlangen der Nation und des Reiches
und damit als etwas „aus sich selbst Ergebendes” hinstellen wollten. Die





hätten wohl einen dunklen Schatten auf die anmutige Statuengruppe der
einander innig die Hand reichenden „reichsgründenden” Nationen ge-
worfen (wie sie übrigens als die Nebenfiguren der von Adolf Huszár
geschaffenen Statue von Deák in Pest tatsächlich vorliegt). János Danielik,
der sich, z. T. aus finanziellen Gründen, zurückzog, war dann im literari-
schen Leben und als Lehrer tätig, während Antal Augusz im Kreise seiner
Familie und vor allem im Freundeskreis von Franz Liszt seine Enttäu-
schungen in der Politik mit der Musik zu überwinden versuchte. Ihre
späteren Briefe, sind zwar reich an rührenden Momenten, enthalten aber




UNGARISCHE AUSGLEICH VON 1867
und das Zoll- und Handelsbündnis zwischen
Cisleithanien und Ungarn
Mit dem ungarischen Gesetzartikel [in Folge GA.]. XII/1867 und dem
cisleithanischen Gesetz vom 21. Dezember 1867, Reichsgesetzblatt Nr.
146/1867, dem Delegationsgesetz [in Folge DG.], entstand die Doppel-
monarchie Österreich-Ungarn. Der immense Einfluß Ferenc Deáks auf
die Entstehung des ungarischen Ausgleichsgesetzes ist vielfach bekannt.
Weil das ungarische Gesetz den Leitfaden bildete, anhand dessen Cislei-
thanien sein Ausgleichsgesetz erstellte, wird Deák auch mit vollem Recht
als „Architekt des Ausgleiches” bezeichnet.
Der staatsrechtliche österreichisch-ungarische Ausgleich von 1867 ist in
fast allen Aspekten behandelt und dabei sehr unterschiedlich bewertet
worden, abhängig vom Standpunkt und der Zeit des Betrachters. Ein
Bereich wurde aber seit dem Ende der Monarchie mehr als stiefmütterlich
behandelt: die alle zehn Jahre wiederkehrenden wirtschaftlichen Ausgleichs-
verhandlungen zwischen Cisleithanien und Ungarn, in deren Zentrum das
Zoll- und Handelsbündnis stand .
  Zu den wirtschaftlichen Ausgleichsverhandlungen zwischen Ungarn und Cisleithanien
siehe Peter Haslinger, Hundert Jahre Nachbarschaft. Die Beziehungen zwischen Österreich und
Ungarn 1895-1994, Frankfurt/Main u.a. 1996; Andrea Barbara Hölzl, Die wirtschaftlichen
Ausgleichsverhandlungen zwischen Österreich und Ungarn 1867-1918, 2 Bde., unveröffentlichte Dis-
sertation, Graz 1989; Anatol Schmied-Kowarzik, Die Verhandlungen zum zweiten wirtschaftl-
ichen Ausgleich von 1878 zwischen Österreich und Ungarn, unveröffentlichte Diplomarbeit, Wien
1996; Ders., Unteilbar und untrennbar? Die Verhandlungen zwischen Cisleithanien und Ungarn zum
gescheiterten Wirtschaftsausgleich 1897, Innsbruck-Wien-Bozen 2010; Berthold Sutter, Die
Ausgleichsverhandlungen zwischen Österreich und Ungarn 1867-1918, Der österreichisch-ungarische
Ausgleich 1867. Seine Grundlagen und Auswirkungen (hg. von Theodor Mayer), München
1968, 71-111. Zu den Krisen in Ungarn und Cisleithanien Ende des 19. Jahrhunderts siehe z.B.
Joseph Franz Desput, Die Krise des Dualismus und die öffentliche Meinung 1897-1902, 3 Bde.,
unveröffentlichte Dissertation, Graz 1974.
Das Zoll- und Handelsbündnis
im staatsrechtlichen Ausgleich
Nach beiden staatsrechtlichen Ausgleichsgesetzen sollten gewisse Staats-
angelegenheiten zwar nicht gemeinsam verwaltet, aber nach gleichen Grund-
sätzen behandelt werden, auf die sich beide Teile der Monarchie „von Zeit zu
Zeit” zu einigen hatten. Diese wurden später die „paktierten Angelegen-
heiten” genannt. GA. XII/1867 regelte diese Gegenstände in den §§ 52-68,
das DG. im § 2.
Unter den paktierten Angelegenheiten verstand § 52 des ungarischen
GA. XII/1867 diejenigen politischen Bereiche, die zwar nicht infolge der
Pragmatischen Sanktion mit den „übrigen Ländern Seiner Majestät” ge-
meinsam waren, die aber – wie es hieß – „teils infolge der Lage, aus
politischer Rücksicht, teils infolge des Zusammentreffens der Interessen
der zwei Teile, zweckmäßiger im gemeinsamen Einverständnisse als strenge
gesondert erledigt werden können.” Inhaltliche Grundlage dieser Gemein-
samkeit war für Ungarn also die Nützlichkeit. Das cisleithanische DG.
kannte hingegen keine Rechtsgrundlagen oder Prinzipien der Gemein-
samkeit, die paktierten Angelegenheiten wurden einfach mit § 2 vorge-
schrieben: „Außerdem sollen nachfolgende Angelegenheiten zwar nicht
gemeinsam verwaltet, jedoch nach gleichen von Zeit zu Zeit zu verein-
barenden Grundsätzen behandelt werden”.
Herzstück der paktierten Angelegenheiten waren Wirtschaftsfragen,
die von beiden Teilen der Monarchie nach gleichen Bestimmungen gehand-
habt werden mußten, um einen gemeinsamen Wirtschaftsraum bilden zu
können. Einige Aufgabenkomplexe wurden in den staatsrechtlichen Aus-
gleichsgesetzen direkt genannt wie die Wirtschaftsbeziehungen zum Aus-
land (also die Zollgesetzgebung), die Verzehrungssteuern auf mit der indust-
riellen Produktion in enger Verbindung stehende Güter (konkret Bier,
Branntwein und Zucker, ab 1882 auch Petroleum), die Feststellung des
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 GA. XII/1867, § 52, zitiert nach Ivan _0lengtholger, Der staatsrechtliche Ausgleich zwischen
Österreich und Ungarn, Leipzig 1911, 213-215.
 DG., § 2, zitiert nach Edmund Bernatzik, Die österreichischen Verfassungsgesetze, Wien
1911, 441.
 Auf Grund der gänzlich verschiedenen Struktur beider Gesetze brachten beide Teile der
Monarchie unterschiedliche Angelegenheiten mit den Wirtschaftsfragen in Verbindung:
GA. XII/1867 die Regelung der bis 1867 angefallenen Staatsschulden, das DG. die Feststel-
lung des Wehrsystems.
Münzwesens und des Geldfußes sowie Verfügungen bezüglich der im Inter-
esse beider Teile liegenden Eisenbahnlinien. Andere Angelegenheiten wur-
den später aufgenommen wie z.B. ein Veterinärübereinkommen. Daß und
wie diese Aufgaben gemeinsam bestimmt zu werden hatten, wurde in einem
Zoll- und Handelsbündnis festgeschrieben. Verfahrenstechnisch, so bestimm-
ten die staatsrechtlichen Ausgleichsgesetze, hatten sich zunächst die unga-
rische und die cisleithanische Regierung auf einen Kompromiß zu einigen,
den sie dann je ihrem Parlament zu unterbreiten hatten. Verlangte eines der
Parlamente Änderungen, wurden diese – über die Regierungen – auch dem
anderen Parlament mitgeteilt. Sobald auf diese Weise beide Parlamente das
Zoll- und Handelsbündnis angenommen hatten, trat es nach der Sanktion
des Monarchen in Kraft. Im ersten Wirtschaftsausgleich einigten sich
beide Seiten auf eine Dauer von zehn Jahren, die aber eine automatische
Verlängerung um weitere zehn Jahre erfahren sollte, wenn das Bündnis
nicht Ende des neunten Jahres von einer Seite gekündigt würde. Die
Zehnjahresfrist und die Bestimmung der automatischen Verlängerung
behielt man zwar von Ausgleich zu Ausgleich bei. Es wurde jedoch immer
rechtzeitig gekündigt und mußte daher alle zehn Jahre erneut abgeschlo-
ssen werden.
Die konkreten Regelungen in den einzelnen Wirtschaftsfragen legten
dann spezielle Gesetze, Verordnungen und die Handelsverträge fest. So
bestimmte das Zoll- und Handelsbündnis, daß die Verzehrungssteuern von
Bier, Branntwein und Zucker gemeinsam zu regeln seien, spezielle Gesetze
und Verordnungen legten hingegen Höhe, Einhebungsverfahren usw. fest.
Diese konkreten Bestimmungen waren natürlich nicht auf den zehn-
jährigen Geltungszeitraum des Zoll- und Handelsbündnisses festgelegt,
sondern konnten jederzeit abgeändert werden. Es stellte sich jedoch heraus,
daß Änderungen dieser Bestimmungen während der Gültigkeitsdauer eines
Zoll- und Handelsbündnisses gegen das Interesse des anderen unmöglich
waren, weil dafür die beiderseitige Zustimmung notwendig war, jede Seite
also den Erhalt des Status quo erzwingen konnte. Erst bei Ablauf des Zoll-
und Handelsbündnisses mußten Kompromisse auch in den Einzelfragen
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 GA. XII/1867, § 61, 235; DG. § 36, 450ff.
 Der erste Wirschaftsausgleich sah vor, daß nach Ablauf von fünf Jahren eine Seite der
anderen Änderungsverhandlungen nicht verweigern dürfe. Wenn die Verhandlungen
erfolglos blieben, konnte das Bündnis frühzeitig gekündigt werden. Diese Bestimmung
wurde in den folgenden Zoll- und Handelsbündnissen nicht mehr aufgenommen.
erzielt werden. So beinhalteten die Verhandlungen um dieses Bündnis an
sich auch Regelungen in einer Vielzahl von darauf aufbauenden Spezial-
themen, die die prinzipielle Problematik überfrachteten. Dies machte die
Diskussionen um die Wirtschaftsgemeinschaft überaus komplex. Daher
dauerten die Verhandlungen meist mehrere Jahre und die Frage der Wirt-
schaftsgemeinschaft stand als ständiger Dauerbrenner auf der politischen
Tagesordnung. Kaum war ein Bündnis abgeschlossen, begannen auch schon
Überlegungen, was beim nächsten revidiert werden sollte. Die ständigen
kontroversen Diskussionen bewirkten, daß das Augenmerk auf den Nach-
teilen lag; die Gemeinschaft selbst wurde weniger als Vorteil, sondern eher
als notwendiges Übel verstanden. Diese Notwendigkeit aber erkannten
beide Teile der Monarchie, und sie führte auch in unlösbar scheinenden
Problemen zu „salomonischen” Lösungen, die aber niemanden befriedigten.
Der cisleithanische Abgeordnete Karl Giskra drückte dies 1878 – für die
Frage der sogenannten 80-Millionenschuld – folgendermaßen aus: „daß sich
für den Antrag Niemand erwärmen kann, ist klar, und daß es eine harte
und schwere Aufgabe für seinen Vertreter, wie für das ganze Haus sein
wird, in diesen sauren Apfel zu beißen, ist unzweifelhaft”.
Konstitutionalität und Freiwilligkeit
Die §§ 25 und 68 des GA. XII/1867
Zwei Paragraphen des ungarischen staatsrechtlichen Ausgleichsgesetzes
von 1867 bekamen für die Wirtschaftsgemeinschaft ab 1897 eine besondere
Bedeutung. § 25 legte fest, daß „Ungarn nur mit der konstitutionellen
Vertretung jener Länder [Cisleithanien] hinsichtlich welch immer gemein-
samer Verhältnisse in Verkehr treten kann”. Damit schrieb ein ungarisches
Gesetz nicht nur für das eigene Land, sondern in allen Fragen, die beide Teile
der Monarchie miteinander auszuhandeln hatten, auch für Cisleithanien
konstitutionelle Zustände vor. Ursache dieser Bestimmung war die unga-
rische Befürchtung, daß ihre eigene konstitutionelle Sicherheit nur über eine
konstitutionelle Herrschaft auch im Partnerteil gesichert sei. Würde in Cis-
leithanien autokratisch regiert werden, so könne sich Franz Joseph auch
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 Vgl. Schmied-Kowarzik, Unteilbar und untrennbar?, 48ff.
 Stenographischen Protokolle über die Sitzungen des Hauses der Abgeordneten des österreichi-
schen Reichsrates, VIII. Session, 3. 6. 1878, 393. Sitzung, 12733.
 GA. XII/1867, § 25, S. 166ff.
leichter über Ungarns verfassungsmäßige Rechte hinwegsetzen. Da bei Sank-
tion des ungarischen GA. XII/1867 die Verfassung der „übrigen Ländern”
noch sistiert war, zwang diese Klausel Franz Joseph, auch in Cisleithanien
eine Verfassung zu erlassen. Gleichzeitig „wachte” diese Bestimmung darüber,
daß die cisleithanische Konstitution nicht zu späterer Zeit einfach außer
Kraft gesetzt werden konnte. Eine vergleichbare Bestimmung ihrer eigenen
oder der ungarischen Verfassung gab es im DG. nicht 	.
Als sich die cisleithanische Regierung 1897 mit dieser ungarischen For-
derung auseinanderzusetzen begann, verstand Justizminister Johann Graf
Gleispach zunächst das Wort „konstitutionell” als „verfassungsmäßig”  .
Die „konstitutionelle Vertretung” war in seinen Augen also die Vertretung,
die nach der Verfassung berechtigt war, gesetzliche Bestimmungen zu
beschließen. Dies führte zu einem entscheidenden Mißverständnis, denn
Gleispach interpretierte, Ungarn könne keinen Einspruch gegen das Zu-
standekommen eines Wirtschaftsausgleiches und damit des Zoll- und Han-
delsbündnisses haben, solange man sich in Cisleithanien an die Verfassung
halte. Doch wenn mit Hilfe von Bestimmungen der Verfassung aufgehört
würde, konstitutionell regiert zu werden, so wäre dies zwar verfassungs-
gemäß, aber eben nicht mehr konstitutionell. Genau das plante die cislei-
thanische Regierung. Die cisleithanische Dezemberverfassung besaß mit
dem § 14 des „Gesetzes vom 21. Dezember 1867, wodurch das Grundgesetz
über die Reichsvertretung abgeändert wird” (RGBl. 141/1867) einen soge-
nannten Notverordnungsparagraphen, der es der Regierung erlaubte, in
Zeiten, in denen der Reichsrat nicht versammelt war, wichtige Gesetze als
„kaiserliche Verordnung” zu erlassen. Die Dezemberverfassung sah also die
Möglichkeit der Umgehung der „konstitutionellen” Vertretung, also des
Parlaments, vor. Anders formuliert, bei einer Notverordnung war die
Regierung selbst die verfassungsmäßige Vertretung. Durch Auflösung oder
Vertagung des Reichsrates konnten gezielt Situationen geschaffen werden,
in denen mittels Notverordnungen gesetzliche Bestimmungen zwar verfas-
sungsgemäß, aber eben unkonstitutionell erlassen werden konnten. Genau
diese Möglichkeit wollte Ungarn mit seiner Forderung nach „Konstitu-
tionalität” verhindern.
Ein weiterer Paragraph des GA. XII/1867, der 1897 zentrale Bedeutung
erlangte, war § 68. Nachdem Ungarn die Wirtschaftsgemeinschaft mit
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 	 Vgl. Schmied-Kowarzik, Unteilbar und untrennbar? 39 f und 283.
   Cisleithanischer Ministerrat v. 8. 9. 1897 I, MRZ. 32, Österreichisches Staatsarchiv,
Allgemeines Verwaltungsarchiv, Ministerratspräsidium, Karton 36.
Cisleithanien mit der Nützlichkeit begründet hatte, war es nur konsequent
festzuhalten, daß diese Gemeinschaft nur so lange Bestand habe, wie beide
Teile der Monarchie Interesse an ihr hätten. Das Kriterium der Zustim-
mung zur Wirtschaftsgemeinschaft konnte nur sein, daß beide Teile der
Monarchie die Fortdauer der Gemeinschaft beschlossen. Wenn ein Teil
nicht mehr bereit war, über die Wirtschaftsgemeinschaft zu verhandeln, so
mußte das als Desinteresse verstanden werden, womit diese dann ihre
Berechtigung verlor. Für diesen Fall, so bestimmte nun § 68, „versteht [es]
sich von selbst, daß wenn, und inwiefern über die in den obigen §§ 58-67
aufgezählten Gegenstände [das Zoll- und Handelsbündnis] die Unter-
handlung erfolglos bleiben sollte: das Land [Ungarn] sein selbständiges ge-
setzliches Verfügungsrecht sich vorbehält und alle seine Rechte auch in
diesem Belange unversehrt bleiben” .
Das DG. kannte weder rechtliche noch inhaltliche Grundlagen der
Gemeinschaft mit Ungarn. Sie wurde mit diesem Gesetz einfach fest-
gestellt. Dementsprechend gab es auch kein Kriterium für ein gesetzlich
definiertes Ende der Wirtschaftsgemeinschaft. Dies war nur realpolitisch
möglich, indem schlicht gesetzliche Bestimmungen fehlten oder Ungarn
eigene Wege ging.
Die „unabhängige Aufrechterhaltung” der
Wirtschaftsgemeinschaft 1898 bis 1907
Zwar verliefen die Wirtschaftsausgleichsverhandlungen vor 1897 nie
problemlos, aber beide Teile der Monarchie waren sich nur allzu bewußt,
wie sehr sie von dem gemeinsamen Wirtschaftsraum abhängig waren .
1897 verband sich aber in Cisleithanien die Diskussion um das Zoll- und
Handelsbündnis mit der Nationalitätenproblematik. Um eine parlamen-
tarische Mehrheit für den Wirtschaftsausgleich zu sichern, glaubte Minis-
terpräsident Badeni die tschechischen Abgeordneten gewinnen zu müssen.
Die Deutschen schienen ihm wegen ihres wirtschaftlichen Interesses an
der Gemeinschaft mit Ungarn gesichert zu sein. Daher wurden im April
1897 für Böhmen und für Mähren Sprachenverordnungen erlassen, die die
tschechische Sprache auch in der internen Verwaltung neben die deutsche
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  GA. XII/1867, § 68, S. 245.
  Siehe hierzu allgemein Sutter, Die Ausgleichsverhandlungen.
stellten . Die Folge war eine Fundamentalopposition der deutschen Par-
teien, die nun jegliche parlamentarische Tätigkeit mittels Obstruktion
lahmlegten, auch die Verhandlung des Ausgleichsprovisoriums . Im No-
vember 1897 scheiterte der letzte Versuch Badenis, das Provisorium parla-
mentarisch zu erledigen. Nur mittels einer Notverordnung konnte die
Wirtschaftsgemeinschaft mit Ungarn in Cisleithanien gesetzlich beibehal-
ten werden.
Da nun § 25 des GA. XII/1867 die Anwendung des Notverordnungs-
paragraphen ausschloß, waren aus ungarischer Sicht die Unterhandlungen
erfolglos und damit trat für sie das in § 68 festgeschriebene „selbständige
gesetzliche Verfügungsrecht” in Kraft. Die rechtliche Basis von 1867 war
damit in den gemeinsamen Wirtschaftsangelegenheiten verlassen worden.
Ungarn hatte aber kein Interesse an einer Trennung und nutzte mit GA.
I/1898 sein Recht, das Zoll- und Handelsbündnis von 1887 einseitig und
unabhängig von Cisleithanien provisorisch für ein Jahr aufrechtzuerhal-
ten, wenn Cisleithanien dies – auch mit einer Notverordnung – genauso
täte. Die Wirtschaftsgemeinschaft blieb damit bestehen, aber die Rechtsba-
sis von 1867 wurde 1898 zunächst provisorisch, mit dem Thun-Széllschen
Ausgleich von 1899 dann definitiv verlassen . Erst mit dem Ausgleich von
1907 kehrte man zu den Bestimmungen des staatsrechtlichen Ausgleiches
zurück.
Nun könnte man meinen, daß die Frage der rechtlichen Grundlage
letztlich nur eine juristische Spitzfindigkeit angesichts der Tatsache sei, daß
die Wirtschaftsgemeinschaft bestehen blieb, ohne gesetzlich vorgeschrie-
ben zu sein. Doch darf nicht übersehen werden, daß damit das enge
Verhältnis beider Teile entscheidend gelockert worden war. Die Gemein-
schaft erlitt nach innen und außen einen enormen Prestigeverlust. So
bewirkte die Verflechtung der inneren Krise Cisleithaniens mit der Aus-
gleichskrise zunehmend auch eine innere Krise in Ungarn. Denn die
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  Landesgesetzblatt für das Königreich Böhmen, Nr. 12/1897; und Landesgesetz- und
Verordnungsblatt für die Markgrafschaft Mähren, Nr. 29/1897.
  Wegen der Nichteinigung in der Quotenfrage im Mai 1897 legten die cisleithanische
und die ungarische Regierung den Parlamenten nicht den ansonsten fertig ausgehandelten
Ausgleich, sondern nur ein Provisorium vor, das den Ausgleich von 1887 für das Jahr 1898
verlängern sollte.
  Vgl. Anatol Schmied-Kowarzik, Das Scheitern des Wirtschaftsausgleiches von 1897 und
die staatsrechtlichen Folgen für die gemeinsamen Angelegenheiten, Die Habsburgermonarchie auf
dem Wege zum Rechtsstaat? (hg. von Gábor Máthé-Werner Ogris), Budapest-Wien 2010,
292-311, hier 292-296.
Gegner des 1867er Ausgleichs konnten hoffen, den gesamten staatsrecht-
lichen Ausgleich von 1867 über die konsequente Anwendung des § 68 zu
kippen, weil die Monarchie ihre Wirtschaftsgemeinschaft nicht auf der
Grundlage des staatsrechtlichen Ausgleiches von 1867 aufrecht erhielt,
sondern diesen mittels des „selbständigen Verfügungsrechtes” umging. Je
länger der Nationalitätenkonflikt in Cisleithanien andauerte und damit
das Parlament verhandlungsunfähig blieb, desto weniger konnte sich die
Wirtschaftsgemeinschaft stabilisieren. Je weniger das gelang, desto mehr
Zulauf erhielten in Ungarn die Gegner des Ausgleichs. Diskussionen über
den Nutzen des 1867er Ausgleiches gab es in Ungarn zwar schon von
Anfang an, aber ab 1898 nahmen sie zunehmend für die Monarchie gefähr-
liche Formen an. Denn die Gegner der wirtschaftlichen und politischen
Verbindung mit Cisleithanien in Ungarn brauchten nicht mehr die Aufhe-
bung des staatsrechtlichen Ausgleiches von 1867 zu fordern, sondern von
nun an nur mehr die konsequente Anwendung seiner Bestimmungen.
Unabhängig davon, ob die selbständige Aufrechterhaltung der Wirtschafts-
gemeinschaft letztlich eine nicht legitime Verdrehung der Bestimmung des
§ 68 des GA. XII/1867 war – so der Vorwurf der Unabhängigkeitsparteien –
oder nicht, das Verlangen nach einer Wirtschaftstrennung entsprach auf
jeden Fall seinem Sinn und mußte daher ernsthaft diskutiert werden. Da die
nicht enden wollende politische Krise Cisleithaniens in Ungarn immer mehr
Zweifel an einem Nutzen der Gemeinschaft hervorrief, fanden die Befür-
worter einer Trennung immer mehr Anhang, auch unter den Mitgliedern
der liberalen Partei. Zwischen 1897 und 1907 jagte eine Krise die andere;
Österreich-Ungarn kam nicht zur Ruhe.
Resümee
Diese große Krise, in der sich die österreichisch-ungarische Monarchie ab
1897 befand, bestand aus drei Komponenten, die in gegenseitiger Wechsel-
wirkung standen: das Nationalitätenproblem Cisleithaniens, die staats-
rechtlichen Diskussionen in Ungarn sowie schließlich die Ausgleichskrise,
die sich zunächst in den Schwierigkeiten um den Wirtschaftsausgleich
äußerte, 1902 das gemeinsame Außenministerium und 1903 auch das ge-
meinsame Heer erfaßte.
Daß in beiden Teilen der Monarchie die Wirtschaftsgemeinschaft,
deren Sinn und Nutzen eigentlich von niemandem angezweifelt wurde, in
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akute Gefahr gebracht wurde, hatte natürlich vielfältige Gründe, wie das
Nationalitätenproblem in Cisleithanien oder die staatsrechtlichen Diskus-
sionen in Ungarn. Ein Grund muß aber in der dualistischen Konstruktion
der Regelung der gemeinsamen wirtschaftlichen Angelegenheiten selbst zu
suchen sein. Sie schuf eine starke gegenseitige wirtschaftliche Konkurrenz,
die oft weniger fördernd, als hemmend auf beide Partner wirkte. Schon
unter normalen politischen Verhältnissen und bei beiderseitiger Kompro-
mißbereitschaft erwies sich die Regelung der gemeinsamen Wirtschafts-
angelegenheiten als schwerfällig und krisenanfällig. Daher glaubte Badeni,
sich auf eine breite parlamentarische Mehrheit stützen zu müssen, um dieses
komplizierte und vielschichtige Werk, das aus einer Flut aufeinander auf-
bauender, Leistungen und Gegenleistungen beinhaltenden Gesetzesvorla-
gen bestand, sicher durch das Parlament bringen zu können. So brachte er die
Nationalitätenproblematik mit den Diskussionen um den Wirtschaftsaus-
gleich in Verbindung und überforderte das komplizierte Einigungsver-
fahren in den gemeinsamen Wirtschaftsfragen des 1867er Ausgleiches. 1897
bis 1907 wirkte dieser Ausgleich weder stabilisierend auf die Wirtschafts-
gemeinschaft, noch gab er den gesetzlichen Rahmen vor. Die reine Notwen-
digkeit hielt Cisleithanien und Ungarn zusammen. Nicht wegen, sondern
vielmehr trotz des staatsrechtlichen Ausgleiches von 1867 bildeten beide auch
nach 1897 einen gemeinsamen Wirtschaftsraum. Der Ausgleich von 1867
war auf Kompromißfähigkeit gegründet. Es fehlte der Monarchie eine Per-
son wie Deák, die kompromißfähig war und andere von den Lösungen zu
überzeugen verstand.
Anatol Schmied-Kowarzik




DEÁK UND DER KROATISCH-UNGARISCHE
AUSGLEICH
In diesem Beitrag werden die Wandlungen in den Ansichten von Ferenc
Deák über die kroatische Autonomie in drei Phasen untersucht, denn die
kroatische Problematik begleitete seine politische Laufbahn vom Vormärz
über die revolutionären Veränderungen von 1848 bis hin zur dualistischen
Umgestaltung der Habsburgermonarchie. Diese Kontinuität ist keineswegs
zufällig. Die Grundfrage in den ungarisch-kroatischen Beziehungen in die-
sem mehrere Jahrzehnte umfassenden, vielfachem Wandel unterworfenen
Zeitraum ist konstant geblieben: die Umformung einer mittelalterlichen,
ständischen Staatengemeinschaft zu einem nationalen, bürgerlichen und
konstitutionellen Staatswesen. Seit dem Vormärz waren die ungarischen und
die kroatischen Bestrebungen darauf gerichtet, in einem durch das histo-
rische Staatsrecht definierten virtuellen Raum die Entstehung einer unga-
rischen bzw. kroatischen Staatsnation zu fördern, die Vereinigung der nach
dem historischen Recht zusammengehörenden Gebiete zu erreichen und das
parlamentarische Regierungssystem eines selbständigen Nationalstaates aus-
zubauen.
Die ungarisch-kroatische Auseinandersetzung fand im Vormärz auf der
Grundlage der ständischen Verfassung statt. Staatsrechtlich war Kroatien
nämlich ein integrierender Teil der ungarischen Stephanskrone, die gleich-
zeitig als Symbol und Rechtsgrundlage der ungarischen staatlichen Einheit
diente. In der ungarisch-kroatischen Staatengemeinschaft mittelalterlichen
Ursprungs ist die kroatische ständische Verwaltungsstruktur mit der ungari-
schen in mehreren Bereichen zusammengewachsen. Im Zeichen des gemein-
samen Widerstandes gegen den habsburgischen Absolutismus wurden we-
sentliche Befugnisse der kroatischen Autonomie auf die ständischen Organe
des Königreichs Ungarn übertragen. Als Reaktion auf die Zentralisierungs-
bestrebungen Josephs II. übertrug der kroatische Landtag 1790 sein Steuer-
und Rekrutenbewilligungsrecht dem ungarischen Reichstag, um einen ef-
fektiven Schutz für die Aufrechthaltung der kroatischen Munizipalrechte
und der Steuerbegünstigungen zu erhalten. Im ungarischen Reichstag, wo
die Ablegaten des kroatischen Landtags kollektiv vertreten waren, versuch-
ten die Kroaten, die Munizipalrechte ihrer Autonomie dadurch zu sichern,
dass die Geltung der im ungarischen Reichstags zustande gekommenen
Gesetze in Kroatien von der Zustimmung des kroatischen Landtags abhän-
gig gemacht wurde. Auch die Kompetenzen einer selbständigen kroatischen
politischen Regierung gingen auf die entsprechenden ungarischen Dikaste-
rien über. Übrigens war die Vereinigung der ungarischen und kroatischen
politischen Exekutivgewalt nach der kroatischen Auffassung nur provi-
sorisch und aufkündbar, weil diese Regelung nur bis zur Wiederherstellung
der Einheit der zerstückelten kroatisch-slawonisch-dalmatinischen Gebiete,
die unter osmanischer und venezianischer Herrschaft standen, gelten sollte.
Die erwähnten Kompetenzübertragungen gewannen erst im Vormärz an
Bedeutung, als die Ausdehnung und der Wirkungskreis des zukünftigen
Nationalstaates aus den Zuständigkeiten der ständischen Organe abgeleitet
wurden. 
Das Verhältnis zu Ungarn bestimmte die Entstehung und die Festigung
des bipolaren kroatischen Parteisystems im ganzen 19. Jahrhundert. Der
kroatische Hungaroslawismus, der vor allem vom proungarisch eingestellten
Adel getragen wurde, betrachtete die Zugehörigkeit Kroatiens zum unga-
rischen Staatsverband als die beste Garantie für die selbständige kroatische
nationale Entwicklung und gegenüber den Zentralisierungsbestrebungen der
Wiener Reichszentrale. Für die Erhaltung der traditionellen Autonomie und
Komitatsordnung akzeptierten sie die Einheit der ungarischen Legislativ- und
Exekutivgewalt. Sie unterstützten auch die wirtschaftlichen und sozialen
Reformen des ungarischen liberalen Adels in Kroatien. Dieser Gruppierung
gehörten adelige Groß- und Mittelgutsbesitzer, Dikasterial- und Komitats-
beamte, Wirtschaftsoffiziere an, ihre Massenbasis stellte der Bauernadel von
Turopolje dar. Die andere Strömung, im Vormärz Illyrismus genannt, ver-
knüpfte das Erbe des kroatischen ständischen Staatsrechts mit dem Gedan-
kengut der so genannten slawischen Wechselseitigkeit. Die illyrische Ideologie
enthielt die Wiederherstellung der territorialen Integrität des Dreieinigen Kö-
nigreichs, die sukzessive Ausweitung seiner politischen Autonomie, seine Ab-
grenzung von der ungarischen Staatlichkeit und die Forderung nach einem
mit Ungarn gleichgestellten staatsrechtlichen Status innerhalb der Habsbur-
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germonarchie. Gleichzeitig verkündete sie den Gedanken der ethnischen
Einheit der Südslawen und für die ferne Zukunft die Einigung der kroati-
schen, slowenischen und serbischen Gebiete der Monarchie und der südsla-
wischen Provinzen des Osmanischen Reiches unter kroatischer Führung.
Dies führte dazu, dass die slawische Bedrohung, die im Vormärz so oft von
der ungarischen politischen Elite angeführt wurde, für den ungarischen li-
beralen Reformadel ganz konkret von einer möglichen südslawischen Eini-
gung unter kroatischer Führung verkörpert wurde.
Die Wahrung des ständischen Erbes
„Jus Aeqale Hunnis, et Mihi; taxa minor” 
Ab Mitte der 1830er Jahre trat Deák als Komitatsbeamter und Landes-
politiker fortlaufend mit der illyrisch-kroatischen Problematik in Berüh-
rung, einerseits als eine staatsrechtliche Frage, wenn es um den Inhalt der
kroatischen Autonomie und ihre territoriale Ausdehnung ging, anderer-
seits als ein ideologisches und literarisches Phänomen. Die staatsrechtliche
Frage, mit der sich Deák zum ersten Mal konfrontiert sah, war sowohl in der
ständischen wie auch in der bürgerlichen Periode eines der Kernprobleme
der ungarisch-kroatischen Staatengemeinschaft, nämlich die Teilung der
Steuerlasten und der gemeinsamen Ausgaben. Als liberaler Politiker, der
die Einführung der allgemeinen Steuerpflicht vorbereitete, hielt Deák es
für ungebührlich, dass die drei dem Banus unterstellten kroatischen Komi-
tate nur die Hälfte der den ungarischen Komitaten auferlegten Steuern
bezahlten und noch dazu von der Einquartierung und der Verpflegung der
Soldaten befreit waren. Dieses Missverhältnis empfand er als überaus unge-
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recht, weil seine eigene Heimat, das Komitat Zala, allein jährlich mehr
Steuern zahlte, als die drei kroatischen Komitate, die die kroatische Auto-
nomie ausmachten, zusammen. Die kroatische Steuervergünstigung war
im 16. und 17. Jahrhundert während der Verteidigungskämpfe gegen die
Türken entstanden. Ihre Beibehaltung wurde als kroatischer Beitrag zur
kroatischen Militärgrenze verstanden. Mit einer ganzen Reihe von Ge-
setzen und Fakten bewies Deák, dass die kroatische Militärgrenze nicht aus
den Einnahmen der kroatischen Autonomie, sondern aus der Dotation des
Hofkriegsrates, die aus den Landessteuern stammte, unterhalten wurde.
Trotzdem kam es während des ganzen Vormärz zu keiner Korrektur der
kroatischen Steuer. Die Erkenntnis, dass die Ursache dieses Konflikts der
unterschiedlichen Besteuerung der beiden Länder entsprang, führte ihn zu
Ansicht, dass die Trennung der ungarischen und kroatischen Finanzange-
legenheiten eine wichtige Voraussetzung für ein gedeihliches Zusam-
menleben sei.
Das andere wichtige Problem im Vormärz war die Klarlegung der
Inhalte der kroatischen Munizipalrechte, mit denen die kroatischen Able-
gaten im ungarischen Reichstag wichtige nationale und soziale Reformen
des ungarischen liberalen Adels blockieren konnten. Deák akzeptierte die
zeitgenössische staatsrechtliche Auffassung der kroatischen Stände nicht,
wonach Kroatien ein gleichgestelltes Nebenland (socium regnum) Ungarns
sei, sondern er hielt es für einen angegliederten Teil (pars adnexa). Er
begründete dies mit der Einheit der Exekutivgewalt und der gemeinsamen
Legislative, und er hielt die Munizipalrechte Kroatiens für „nie bewiesene
Rechte”. Daraus folgend stellte er fest, dass es keine kroatische Ange-
legenheit gebe, die nicht ein Thema des ungarischen Reichstags sein könne.
Seine Aversion gegenüber den kroatischen Munizipalrechten kam daher,
dass die Rücksichtsnahme auf die kroatischen Vorrechte sehr oft zur Ver-
eitlung der ungarischen liberalen Reformen missbraucht wurde. Neben dem
Beharren auf dem aus der Zeit der Gegenreformation stammenden protes-
tantischen Niederlassungsverbot in Kroatien war es für Ungarn besonders
ärgerlich, dass man die Benützung der lateinischen Sprache im ungarischen
Reichstag und in den ungarischen Dikasterien als kroatisches Munizipal-
recht betrachtete und dass damit die Einführung der ungarischen Amts-
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sprache in Ungarn erschwert und verzögert wurde. Unter den Liberalen
gehörte Deák dennoch eher zu denjenigen, die in Kroatien statt der latei-
nischen die Einführung der kroatischen Amtssprache befürworteten. Doch
gleichzeitig erwartete er von den Kroaten die prinzipielle Anerkennung der
ungarischen Amtssprache im Verkehr mit den höchsten ungarischen Regie-
rungsbehörden. Aber auch dies sollte nur allmählich und ohne eine im
Voraus festgelegte Frist zu Anwendung kommen, und er akzeptierte das
vorläufige Fortbestehen des Lateins im Verkehr zwischen den kroatischen
und den ungarischen Behörden. Diese Nachgiebigkeit steht mit der seit den
1840er Jahren zunehmenden Skepsis Deáks über die Wirksamkeit der ge-
setzlichen Verbreitung der ungarischen Sprache im Einklang. In seiner
Reichstagsrede vom 18. Juli 1839 unterstrich er, dass er mit denen, die
glaubten, dass die Kroaten einmal magyarisiert werden könnten, nicht einer
Meinung sei, weil diese Nation wohl klein sein mochte, doch eifrig an ihrer
Sprache hänge.
Später, am 10. November 1843, erläuterte er in der Komitatskongre-
gation Zala, dass die Nichtkenntnis der ungarischen Sprache nicht eine
Ausschließung von den politischen Rechten zur Folge haben dürfe. Er war
sich im klaren darüber, dass die Aneignung der ungarischen Sprache ein
langer Prozess sei, und machte darauf aufmerksam, dass „das Erlernen und
die Pflege unserer Muttersprache schwer genug ist” und es zu einem
schweren Interessenkonflikt führen würde, wenn ihre Einführung an eine
Frist gebunden würde. Auch in seinem eigenen Komitat bewertete er die
Magyarisierungsbemühungen in der Murinsel mit Skepsis.
Der Gedanke der Abtrennung Kroatiens von Ungarn hat in den 1840er
Jahren Deák und seine liberalen Zeitgenossen beschäftigt, weil die Staaten-
gemeinschaft für Ungarn nicht nur eine finanzielle Last war, sondern auch
die Durchsetzung der ungarischen sozialen Reformen erschwerte. Seine
Abneigung gegen die Kroaten wurde durch Nachrichten über antiun-
garische Kundgebungen der Illyrer nur verstärkt, und er hat diese in der
Komitatskongregation Zala mehrmals verurteilt. Mit juristischer Akribie
wies er nach, dass die Zunahme und die Aggressivität des Illyrismus nicht
die Folge der ungarischen Sprachgesetze war, sondern das Vorspiel einer
selbstständigen slawischen Staatlichkeit sei, die sowohl das Bestehen der
österreichischen Monarchie als auch das Königreich Ungarn gefährdete.
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Seines Erachtens war die unter tschechischem Einfluss stehende slawen-
freundliche Reichsregierung für den ansteigenden Slawismus verantwort-
lich zu machen. Mit einer solchen Politik werde das Habsburgerreich nicht
in der Lage sein, seine europäische Berufung zu erfüllen, nämlich ein anti-
russischer Schutzwalls zu sein. Deák sah die Gefahr, abweichend von der
verbreiteten zeitgenössischen liberalen Auffassung, nicht in unter russi-
schem Schutz entstehenden slawischen Staaten. Im Gegenteil. Wenn die
Habsburgermonarchie ihrer Rolle, die russische Expansion aufzuhalten,
nicht gerecht werde, könnte sie von einem nordslawischen Staatengebilde
mit tschechischem Zentrum und einem südslawischen, die beide mit west-
licher Hilfe zustande kämen, abgelöst werden, die das Erbe und die Funk-
tion der Habsburgermonarchie übernehmen würden. Die Folgen dieser
Machtkonstellation wären für Ungarn verhängnisvoll, da sie die Auf-
teilung seines Territoriums bedeuten würde. Ungarn würde dieser Kon-
stellation gegenüber völlig ausgeliefert und untergeordnet sein. Um dieses
düstere Szenario zu vermeiden sollte laut Deák die ungarische Nation,
gestärkt durch soziale Reformen, die ungarische Staatlichkeit ausbauen.
Nur sie alleine habe Interesse am Fortbestand der Habsburgermonarchie. 
In diesem Zusammenhang war es dann für Deák Mitte der 1840er Jahre
besonders wichtig, dass die ungarische staatsrechtliche Bindung zwischen
Ungarn und Kroatien aufrecht erhalten, ja sogar gefestigt werde. Im
Herbst 1845 verabschiedete die Illyrische Partei einen Beschluss über die
administrative Trennung von Ungarn und forderte einen kroatischen
Statthaltereirat und eine unabhängige Kirchenprovinz für Kroatien. Die-
ser Beschluss war vor allem dadurch möglich, dass ein königliches Reskript
die Wahlordnung des kroatischen Landtags neu regulierte. Um den Ein-
fluss der promagyarischen Partei zurückzudrängen, wurde dem kroati-
schen Adel das individuelle Stimmrecht entzogen und den Anhängern des
Illyrismus zur Mehrheit verholfen. Die proungarisch eingestellten kroati-
schen Adeligen, die im größten und wichtigsten kroatischen Komitat, in
Agram, über die Mehrheit verfügten, wandten sich mit einem Rund-
schreiben an die ungarischen Komitate mit der Bitte um Unterstützung.
Deák gab die Stellungnahme der ungarischen Liberalen in einem ähnlichen
Rundschreiben des Komitats Zala zu dieser Frage ab. Er fand die Einbe-
rufung des kroatischen Landtags und seine Beschlüsse verfassungswidrig,
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weil der Monarch in einer Angelegenheit, die zur Legislative gehörte,
dekretorisch vorging. Prinzipiell legte er fest, dass die Institutionen der
kroatischen Autonomie gemäß der gültigen Gesetze vom Monarchen nur
gemeinsam mit dem ungarischen Reichstag und dem kroatischen Landtag
verändert werden konnten. Mit dieser Verteidigung der Verfassung, die die
frühere kroatisch-ungarische ständische Solidarität heraufbeschwor, wollte
Deák die ungarisch-kroatische Zusammenarbeit auf liberalen Grundlagen
festigen.   Die Chancen und die Attraktivität einer solchen ideologischen
Vereinigung wurden durch die von der Regierung mit einem gesetz- und
verfassungswidrigen Verfahren in Aussicht gestellten nationalen Errungen-
schaften, wie z.B. ein selbstständiges Regierungsorgan und eine unabhängige
Kirchenprovinz, geschwächt. Dieses Ereignis war schon sehr ähnlich zur Situ-
ation, die 1848 im Verhältnis zwischen Ungarn und Kroatien entstand.
1848: Autonomieprojekt im einheitlichen
Nationalstaat
Die Aprilgesetze von 1848, die vor allem die bürgerliche Umgestaltung
der ungarischen Gesellschaft bedeuteten, kodifizierten auch die legislative
und exekutive Einheit des Staatsgebiets der Stephanskrone, d.h. also die
Vereinigung des Königreichs Ungarn, Siebenbürgens, Kroatiens und der
Militärgrenze.
Die kroatische Autonomie wurde dabei nicht näher geregelt. Im Grunde
genommen blieb der frühere politische und territoriale Status quo in Gelt-
ung. Die Ernennung des kroatischen Banus durch den Herrscher konnte,
wie es in der konstitutionellen Monarchie üblich war, nur mit Gegen-
zeichnung des ungarischen Ministerpräsidenten erfolgen, seine Rechtsstel-
lung und seine Kompetenzen blieben auch unter den neuen Verhältnissen in
mehreren Fragen im Dunkeln. Auch die Zuständigkeiten des ungarischen
Reichstages und des kroatischen Sabors wurden nicht näher bestimmt, nur
das Prinzip der Volksrepräsentation und die Vertretung der Kroaten im
ungarischen Parlament wurden festgelegt. Für die Kroaten war es zweifellos
nachteilig, dass die offizielle Sprache des gemeinsamen Parlaments das Unga-
rische wurde.
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Von ungarischer Seite wollte man über den Inhalt der kroatischen
Autonomie unter den neuen Verhältnissen in den Verhandlungen zwi-
schen dem vom Volk gewählten ungarischen Parlament und dem kroa-
tischen Sabor entscheiden, doch unterlag es keinem Zweifel, dass die
ungarische Zielsetzung die Aufrechterhaltung der einheitlichen Regierung
des ungarischen Staatsverbandes war. Darauf weist auch hin, dass noch im
April 1848 eine Resolution des Ministerrates über die Ernennung je eines
kroatischen Staatssekretärs in das Innerministerium und in das von Deák
geführte Justizministerium erlassen wurde. 
Angesichts des raschen Fortschreitens der Revolution wurden die Aus-
sichten einer Einigung auf der Grundlage der Autonomie schnell überholt.
Der zum Banus ernannte und zum Feldmarschallleutnant beförderte Josip
Jelaèiæ, der die zivile und militärische Gewalt innehatte, identifizierte sich
mit den staatsrechtlichen Bestrebungen des illyrischen Flügels der kroa-
tischen Nationalbewegung, die die staatsrechtliche Gleichstellung mit Un-
garn sowie die sofortige Installierung einer selbständigen legislativen und
exekutiven Gewalt für Kroatien anstrebte. Als militärischer Oberbefehls-
haber verfügte Jelaèiæ direkt über die Truppen der Militärgrenze, und so
setzte er sich leicht über die ständische Tradition und die bestehende
Gesetzlichkeit hinweg. Er erkannte die in den Aprilgesetzen festgelegte
Rechtskontinuität nicht an und schuf ein selbständiges kroatisches Regie-
rungsorgan, um die kroatischen Angelegenheiten des aufgehobenen unga-
rischen Statthaltereirates zu übernehmen. Mit der Ausrufung des Stand-
rechtes verdrängte er die leitenden proungarischen Politiker von der
politischen Bühne und zwang sie, nach Ungarn zu emigrieren.  Trotzdem
gab es mehrere Abgeordnete, die auf dem vom Banus einberufenen kroati-
schen Landtag für die Aufrechthaltung der Staatengemeinschaft mit Un-
garn Stellung nahmen. 	 Ein Namensvetter des Banus, Ljudevit Jelaèiæ, ein
entlassener liberaler Professor der Agramer Rechtsakademie, hat sogar im
Frühjahr 1848 einen detaillierten Plan über den Aufbau der ungarisch-
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sicht mit den später bekannt gewordenen Vorstellungen von Deák über-
einstimmte. 
Diese hungaroslawische Konzeption hatte zwei Grundpfeiler: die innere
Autonomie Kroatiens und die gemeinsame Legislative und Exekutive mit
Ungarn. Diese Pläne hatten jedoch keine Auswirkung auf den Ausgang der
staatsrechtlichen Diskussion des kroatischen Landtages, der in der Hoff-
nung auf das Zustandekommens des austroslawischen Föderalismus die
Loslösung Kroatiens aus dem ungarischen Staatsverband beschloss, um das
Land an Österreich anzuschließen und am konstituierenden Reichstag in
Wien teilzunehmen.  Die Ernsthaftigkeit der kroatischen Absicht, sich von
Ungarn zu trennen, wurde dadurch unterstrichen, dass die gefürchteten
Grenzer-Bataillone an der Drau aufmarschierten. Ein militärischer Konflikt
stand bevor, als Deák im August 1848 einen Gesetzentwurf für den kroa-
tischen Ausgleich ausarbeitete. Die gereizte Stimmung der Revolutionszeit
kommt in einem Brief Deáks an seinen Schwager zum Ausdruck, in dem er
mit einem gewissen Galgenhumor darüber nachdenkt, ob er von einem
raizischen Aufständischen, einem Grenzer von Jelaèiæ oder von einem der
lärmenden ungarischen Radikalen aus Pest aufgehängt werden würde.  In
dieser Situation hatte sein Gesetzentwurf deklaratorischen Charakter, weil
es für das ungarische Parlament damals keinen ebenbürtigen Verhand-
lungspartner gab. Der kroatische Landtag war nämlich auf Befehl von
Jelaèiæ schon längst aufgehoben worden.
Der Ausgleichsentwurf von Deák ging nicht über die Ergänzung der
zentralen ungarischen Regierung mit kroatischen Beamten und mit einem
kroatischen Minister hinaus. Das Amt des Banus blieb in erster Linie eine
militärische Funktion, der Banus selber wurde als Leiter der kroatischen
militärischen Angelegenheiten dem Justizminister unterstellt. Neben ihm
sollte ein kroatischer Staatssekretär im Kriegsministerium die Angele-
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genheiten der Militärgrenze in einer selbständigen Abteilung leiten. Es war
vorgesehen, neben dem Kriegsministerium auch im Außen-, Finanz- und
Handelsministerium kroatische Staatssekretäre einzustellen und selbstän-
dige kroatische Ministerialabteilungen zu schaffen, um so die Vertretung
der kroatischen Interessen auch auf der höchsten Regierungsebene zu
sichern. Deák hatte die institutionelle kroatische Teilnahme gerade in den
Ministerien vorgesehen, die nach der kroatisch-austroslawischen Auffas-
sung der Kompetenz einer Zentralregierung der Monarchie zugehören
sollten.
Das ausschließlich aus kroatischen Beamten bestehende Amt des als
Mitglied der ungarischen Regierung zu ernennenden selbstständigen kroa-
tischen Ministers hatte in Zusammenarbeit mit dem Banus die administ-
rativen, juridischen und Bildungsangelegenheiten, die dem Kompetenz-
bereich der Autonomie zugewiesen waren, zu verwalten. Das Konzept
ermöglichte, dass der kroatische Minister seine Amtstätigkeit mit Sitz in
Zagreb ausführen konnte, und besagte, dass der kroatische Landtag in
Angelegenheiten seines Kompetenzbereiches über legislative Rechte ver-
fügte. In den territorialen Streitfragen, die auch als ständisches Erbe zu
betrachten waren, bekundete Deák die ungarische Bereitschaft, die Zuge-
hörigkeit Slawoniens zum kroatischen Autonomiegebiet mit gewissen Be-
dingungen zu akzeptieren.  Deáks Konzeption der ungarisch-kroatischen
Einigung von 1848 hat in erster Linie ideengeschichtliche Bedeutung, denn
sie enthielt die wesentlichen Elemente des 1868 zustande gekommenen
ungarisch-kroatischen Ausgleichs.
Die subdualistische Lösung
Nach dem Sturz des Neoabsolutismus zu Beginn der 1860er Jahre
standen die ungarischen und die enttäuschten kroatischen politischen Eli-
ten dem konstitutionellen Reichszentralismus gleichermaßen ablehnend
gegenüber und traten für die Beibehaltung der nationalen Verfassungen
bzw. für die Inkraftsetzung der staatsrechtlichen Errungenschaften von
1848 ein. Für Ungarn bedeutete das staatsrechtliche Erbe von 1848 die
Wiederherstellung der territorialen und gesetzgeberischen Einheit der
   
  "	 F	
		!G5 ! "	, 
 $ 	 ! '%  (	












  	 


 + 7-  4 "#$#'  	
 %  ):%):
Länder der Stephanskrone bzw. die Einrichtung einer dem ungarischen
Parlament verantwortlichen konstitutionellen Regierung auf der Basis der
Aprilgesetze. Dies umfasste auch die ungarische Neudefinierung der Bezie-
hungen zu Kroatien. Der politische Dialog zwischen den beiden Ländern
entfaltete sich 1861 in der Form, die auch im Vormärz üblich war. Das
Rundschreiben des Agramer Komitates an die ungarischen Jurisdiktionen
über das ungarisch-kroatische staatsrechtliche Verhältnis wurde von Deák
selbst beantwortet.  In Bezug auf die gemeinsame Vergangenheit enthielt
die kroatische Streitschrift harte, leidenschaftliche Klagen über die Unter-
drückung der Nationalitäten und über die Verantwortung Ungarns für
den Untergang der kroatischen Staatlichkeit, die Deák besonnen wider-
legte, um den Dialog weiterführen zu können. Den zentralen Teil seiner
Abhandlung bildeten seine Erläuterungen über die ungarischen Gesetze
von 1848, die von vielen Kroaten abgelehnt wurden. Er wies nach, dass die
Legalität dieser Gesetze von Seite Kroatiens nicht in Abrede gestellt werden
könne, weil an ihrer Verabschiedung auch die Ablegaten des kroatischen
Landtags beteiligt waren. Dem kroatischen Vorwurf, dass das Ungarische
als Sprache der Gesetzgebung des gemeinsamen Parlaments erklärt wurde,
könne man abhelfen. Deák erklärte die Bereitschaft zu umfassenden Zu-
geständnissen und zur grundlegenden Modifizierung der Aprilgesetze in
Bezug auf die kroatische Autonomie. Er bekannte sich eindeutig dazu, dass
Kroatien eine selbstständige politische Nation mit eigenem Territorium
sei und dass die Erweiterung der Befugnisse der kroatischen Autonomie
auf Grund der gegenseitigen Übereinkunft der Deputationen des unga-
rischen Reichstags und des kroatischen Landtags zu verwirklichen sei.
Gleichzeitig verwarf er gänzlich die Eroberungstheorie des ungarischen
romantischen Nationalismus des Vormärz, mit der man damals die ein-
geschränkten Autonomierechte Kroatiens rechtfertigte. Auch in den um-
strittenen territorialen Fragen bemühte er sich, Kompromisse zu erzielen.
Die drei slawonischen Komitate, die die ungarisch-kroatischen Gegensätze
im Vormärz und 1848 hervorgerufen hatten, schrieb Deák eindeutig dem
dreieinigen Königreich zu. Er war aber nicht bereit, auf die 1849 von
Kroatien annektierte, 1860 wieder Ungarn zugesprochene Murinsel und
auf den Freihafen Fiume, dessen italienische Mehrheit zur ungarischen
Krone gehören wollte, zu verzichten.
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Auf die freiwillige Neugestaltung der staatsrechtlichen Beziehung mit
den Kroaten legte Deák einen besonderen Wert und hob deshalb mehrmals
hervor, dass Ungarn über keine Machtmittel verfüge und auch keine
Gewalt zur Beeinflussung des kroatischen Standpunktes einsetzen werde.
Am Ende seiner Denkschrift führte er mit ausgezeichnetem taktischem
Gefühl das Argument an, dass die ungarische Verfassung und die ungarischen
parlamentarischen Traditionen für Kroatien eine viel bessere Garantie dar-
stellen würden. Der österreichische Reichsrat beruhe nämlich – wie Deák
betonend unterstrich – nur auf einer oktroyierten Verfassung, die leicht
zurückgenommen werden könne. Vor allem hob er die Wichtigkeit der
traditionellen konstitutionellen Rechte, die Steuer- und Rekrutenbewilligung
hervor, worauf die Ungarn und die Kroaten im Reichsrat kaum Einfluss
nehmen könnten. Diese Ansichten Deáks, die durch seine ins Deutsche
übersetzte Denkschrift in kroatischen politischen Kreisen allgemein be-
kannt wurden, und besonders sein Verhalten am ungarischen Reichstag
von 1861 spielten eine nicht unwesentliche Rolle, dass der kroatische Land-
tag dem ungarischen Beispiel folgte und, wenn auch mit einer nur kleinen
Mehrheit, die Beschickung des Reichsrates ablehnte.
Die von Deák verfassten Grundsätze kamen im kroatischen Ausgleich
von 1868 zur Geltung, der die 1848 aufgelöste ungarisch-kroatische Staa-
tengemeinschaft in einer subdualistischen Form erneuerte. Im Ausgleich
von 1868 wurde nicht nur die unteilbare Staatengemeinschaft zwischen
Ungarn und Kroatien deklariert, sondern es wurden gleichzeitig auch die
partielle Teilung der Staatssouveränität, die territoriale Eigenständigkeit
und die innenpolitische Selbstständigkeit der kroatischen politischen Na-
tion kodifiziert.
In territorialen Fragen stimmten die kroatischen und ungarischen In-
teressen in erster Linie in der Entmilitarisierung und der Provinziali-
sierung der Militärgrenze überein. Von ungarischer Seite wollte man die
Militärgrenze, die als eine mögliche Basis für die Restauration des Zentra-
lismus und Absolutismus betrachtet wurde, unter eine zivile Verwaltung
stellen. Für die Kroaten ergab sich so die Chance, diese Gebiete, in denen
auch eine bedeutende serbische Bevölkerung lebte, in ihren Staat zu integ-
rieren. Die Auflösung der Militärgrenze bedeutete, dass ca. zwei Drittel des
zur Monarchie gehörenden kroatischen ethnischen und territorialen Be-
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standes an der Autonomie teilnahmen. In der Frage der Zugehörigkeit von
Fiume konnte allerdings keine Übereinkunft erzielt werden. Die Kroaten
hofften für die Anerkennung der Staatengemeinschaft auf ungarische
Zugeständnisse in der Frage von Fiume, doch die Ungarn wollten für das
Abtreten von Slawonien den Besitz der Hafenstadt behalten.
Im Finanzbereich kam trotz Deáks Bemühungen die finanzielle Selbst-
ständigkeit Kroatiens nicht zustande, was später oft bedauert wurde. Eine
klärende Bemerkung dazu: ursprünglich hatte keine der kroatischen Parte-
ien, weder die proungarischen Unionisten noch die proösterreichischen
Föderalisten, die finanzielle Selbständigkeit Kroatiens in ihrem Programm.
Während der Ausgleichsverhandlungen war Deák fast der einzige, der den
Standpunkt vertrat, dass die Kroaten eine umfassende finanzielle Auto-
nomie bekommen sollten, ausgenommen die monarchieweit einheitlichen
indirekten Steuern. Er begründete dies damit, dass mit der Verminderung
der Zahl der gemeinsamen Angelegenheiten auch die Reibungen zwischen
Ungarn und Kroatien vermindert werden könnten. Hinsichtlich der Au-
tonomie berief er sich auf das allgemeine Prinzip der gänzlichen Be-
seitigung der ungarischen Bevormundung, die das kroatische Selbstgefühl
irritierte. Von gutem psychologischen Gespür geleitet erkannte er, dass
auch kleine Nationen das Selbstständigkeitsgefühl erleben wollen und es
auch nötig sei, dass sie die finanzielle Verantwortung als selbstständige Na-
tion kennen lernen. Den opportunistischen kroatischen Ablegaten redete
er zu, etwas mehr zu verlangen, ihre als berechtigt empfundenen An-
sprüche vorzulegen und nicht ungarischer zu sein als die Ungarn. Seine
Vorstellungen fanden aber weder in der kroatischen noch in der ungarischen
Verhandlungsdeputation eine mehrheitliche Unterstützung. Die Kroaten
wurden durch die Finanzlasten einer umfassenden Autonomie verunsichert,
wobei auf ungarischer Seite der Standpunkt von Gyula Andrássy zur Gel-
tung kam, der die Interessen des österreichischen dualistischen Partners vor
Augen hatte. Die Entstehung einer kroatischen Autonomie, die sich auch
auf die finanzielle Selbstständigkeit erstreckte, verhinderte Andrássy gegen-
über Deáks Absicht, um nicht einen Präzedenzfall für die Tschechen und
Polen in Cisleithanien zu schaffen. Nicht weniger gewichtig war die Argu-
mentation des ungarischen Finanzministers, Menyhért Lónyay, dass die
geringen kroatischen Staatseinnahmen im Falle einer finanziellen Auto-
nomie keine angemessene Garantie für kapitalintensive Investitionen, in
erster Linie für die Eisenbahnbauten, bieten würden. Während der Aus-
gleichsverhandlungen verharrte Deák auf seinem Standpunkt bis zum Schluss.
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Seine Vorlagen zog er auch auf mehrmalige Bitten nicht zurück, sondern
ließ sich lieber überstimmen. 
Trotz der ungarisch-kroatischen Streitigkeiten in den Finanzfragen
steht es außer Zweifel, dass der Subdualismus eine beschränkte Art der
nationalen Selbstverwirklichung für die Kroaten ermöglichte. Sie ent-
sprach letzten Endes den Vorstellungen einer Strömung des kroatischen
Nationalismus, des Hungaroslawismus, und trug im Großen und Ganzen
dem Zustand der kroatischen Bevölkerung und ihrem wirtschaftlichen
Entwicklungsstand Rechnung. Das kroatische nationale Territorium war
zu diesem Zeitpunkt stark zergliedert und galt wirtschaftlich als eine sehr
zurückgebliebene Region. Das Zustandekommen des Ausgleiches ermög-
lichte es der kroatischen Führungsschicht, die kroatischen Territorien
administrativ zu vereinigen und die wirtschaftliche Integration und den
Modernisierungsprozess zu beeinflussen. Die kroatische Autonomie ent-
hielt zahlreiche Merkmale der Eigenstaatlichkeit. Die Regierungs- und
Legislativbefugnisse waren viel breiter als die der feudalen Institutionen
vor 1848 und breiter, als es die während der Revolution ausgearbeiteten
austroslawischen Programme je vorgesehen hatten, ganz zu schweigen von
der Praxis des konstitutionellen Zentralismus der ersten Hälfte der 1860er
Jahre.
Im Rahmen des kroatischen Subdualismus blieb zwar die ungarische
Suprematie erhalten, doch die Kroaten verfügten nach den zwei führenden
Nationen der Habsburgermonarchie über die am weitesten gehende insti-
tutionelle Autonomie, wie sie in der Praxis der europäischen Staaten nur
sehr selten zu finden war. Der liberale englische Politiker Gladstone, der
sich stark für die Durchsetzung des irischen Home Rule engagierte, nahm
in den 1880er Jahren den ungarisch-kroatischen Ausgleich als Modell in der
Ausarbeitung seiner Gesetzesvorlage über die irische Autonomie (Home
Rule Bill) in Betracht, doch lehnte das englische Parlament ab, da es die
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staatliche Einheit Großbritanniens gefährdet sah. Der ungarisch-kroati-
sche Ausgleich erreichte jedoch weder in Ungarn noch in Kroatien die
Anerkennung, die er bei außenstehenden und ausländischen Zeitgenossen
erfuhr. Die kroatische nationale Öffentlichkeit konnte nur schwer mit der
beschränkten Souveränität und mit dem Fehlen von staatlicher Eben-
bürtigkeit und finanzieller Selbständigkeit fertig werden. Die errungenen
staatsrechtlichen Ergebnisse reichten doch nicht aus, dem mit Ungarn
geschlossenen Ausgleich eine dauernde nationale Legitimation zu sichern.
Imre Ress
	
   
   










 	 0 ) * 	
	 ! J! 	!   ! 7		 	 	@ 






Großgrundbesitz Líšen, Andrian-Werburgs Nachlaß
H2, Inv. è. 663, Krab. 114. Inv. è. 664, Krab. 115. Inv. è. 671, Krab. 116
Deutsches Literatur-Archiv, Marbach/Neckar
Nachlaß Leopold Andrian, A: Andrian, Tagebuch Nr. 104
Andrian-Werburgs Tagebuch Bd. 6-7-8 (1846-1847-1848)
Magyar Országos Levéltár, Budapest
[Ungarisches Saatsarchiv, Budapest]
(MOL)
Regnicolaris Levéltár, N 119, Fasc. 71 und 73
Széchenyi István Gyûjtemény [Sammlung István Széchenyi] (P 626), 11
Magyar Tudományos Akadémia Könyvtárának Kézirattára
[Handschriftensammlung der Bibliothek der Ungarischen
Akademie der Wissenschaften, Budapest]
(MTAKK)
Széchenyi Gyûjtemény [Sammlung Széchenyi] (SzGy), K 231 und 282
Österreichisches Staatsarchiv, Wien (ÖStA)
Allgemeines Verwaltungsarchiv (AVA)
Ministerratspräsidium, Karton 36
Nachlaß Bach, Karton 36, Fasc. Ungarn
Haus-, Hof- und Staatsarchiv (HHStA)
Informationsbüro, A-Akten, Karton 2. 6. 20
PA I Allgemeines, Karton 451 (Acta secreta), Fasc. 581 AS
PA XXXVIII Konsulate, Karton 90, Fasc. Weisungen nach Bukarest;
Karton 92, Fasc. Vice-Consulat Rustschuk
PA XII Türkei, Karton 42
Nachlaß Anton Freiherr v. Hammer-Nemesbány, Fasc. Notizen über
den Fürsten Metternich und die nach ihm gefolgten acht k. u. k. Minis-
ter des Äußern
Staatskanzlei, Provinzen, Ungarn, Karton 2, Konv. E
Kriegsarchiv
Militärkanzlei Seiner Majestät Karton 8
LITERATUR
  	    	 
	   (Mitteilugen des Österreichischen
Staatsarchivs Sonderband 11), Wien 2010.
 
 : 	  		 	  	, Budapest 1975.
 
 	 	   	 	, Budapest 1973.
 
 	 
  	, Études Historiques Hongroises, Budapest
1975.
  :   	 ! "  #" 	  $%&% 	   '		 	
(	   	!) # 
##	 $%&%* Kaposvár 1972.
 	 )# +,"-  $%&.   /	"  0  # 1	 $%&.2
 $%&.!" ),+ + " 3+#2 	## 	 		!
 	  # 1	 $%&.2, hg. von  , Bd. 1-4, Budapest 1896-1902.
, 
	  	 4	 5  # 1	 $%&%, Wien 1898.
 :    #"  #	 
		* "	 6)	!
)" # )		 7    	   $%&.8&&, Die Entwicklung der
österreichisch-ungarischen Strafrechtskodifikation, 181-201.
 :   )"	 
		   $%9:8.;, Von dem Vormärz bis
zum 20. Jahrhundert. Tradition und Erneuerung in der ungarischen Rechtsentwick-
    	
	

lung. Studien zu den Reformen in den 19-20. Jahrhunderten (hg. von Gábor Máthé-
Barna Mezey), Würzburg-Budapest 2002, 9-11.
 : 
		  	) 	 <"=" >#
		# ?$@:;!$%.;A, Von den Ständeversammlungen bis zu den modernen Parla-
menten (hg. von Gábor Máthé-Barna Mezey), Barcelona-Budapest 2003, 9-16.






   "  7	 B# $@:$!$%&$,
Princeton-New Yersey 1968.

, 	 	 (	 $%&%!$:$%, Die Habsburgermonarchie 1848-1918,
Bd 2: Verwaltung und Rechtswesen (hg. von Adam Wandruszka-Peter Urbanitsch),
Wien 1975, 306-468.
 
: C 	#   $%&%!$%&: 7	 4	  D>* East European
Society and War in the Era of Revolution, 437-448.
  !
 (Hg.): < 0+ $%&%8$%&:!) (2 < 0+ "	#E-" 	
$%&:2 >	 $F2! $@ 0 < # $%&%8$%&: (2   
	  0!
 		!/	= 0 < $F2 >	!$@2  $%&:, Budapest 1955.
  !
 (Hg.): < 0+  E 	 	3 $%&@8&% 0 < 
#  = 0 $%&@8$%&%, (Kossuth Lajos összes munkái [Lajos Kos-
suths sämtliche Werke] 11), Budapest 1951.
  !
 (Hg.)G < 0+G D+H"	 	" I C-	 E CEJ"* 
	
  1+	 I <#)	, (Kossuth Lajos összes munkái [Lajos Kossuths
sämtliche Werke] 6), Budapest 1966.
  !
 "Hg:#	 < 0+  '	 7 # K#  0+ < 
	 
>  0 	* (Kossuth Lajos összes munkái [Lajos Kos-
suths sämtliche Werke] 13), Budapest 1952.
  !
:   <  	 + <, Budapest 1966.
$ %  (Hg.): " 	E 
 D   "	 -	   	
  0)   	 D  
  	 L, Bd. 1, Budapest 1943.
$ % 	  
	 	! , " 	E 
  -	   
	 # 	 
   






	    	 -		
> #	2 Bd. 1., Wien 1838.
K 0+ #	-"*   #,	 	   
	 )	 	!
>	=#* =	  B	  	 0+ K, hg. von  
*
, Budapest 1999.
K 0+ #	-"*   #,	 	   
	 )	 	!
>	=#* =	  B	  	 0+ K, hg. von   *&

, Bd. 1, Budapest 1999.
K" )	  	  




 (Hg.):  $%&%8&:2   >">  	3  	
(" 		!5 $%&%!&:, Budapest 1954.
,  
	  	 -		 
 	 $@&;!$%&%2  	 K	!
> )* aus seinem Nachlasse hg. von  $





 : L  	#  " 	  ## 	   + #"	E
	  <# L )	  	) 	 5	  	 	#	   !
	  ", „Javítva változtatni”, 285-305.
 &-.  !
	 M		 
		  	G   N/	O P	#Q
  $R%@, Zeitschrift für Neuere Rechtsgeschichte 16 (1994) 325-334.

 	 C	 
#   7))	 #>	   7	    	#
      5 , The Hungarian Revolution and War of Independence, 1-39.

 %
:  "" 	# "	2 5" -	 	  E	+   	
<-	   #		2   "	    	 5", Budapest 2000.

/, (
	   -		 (	, Wien  1911.
 0/	 	2  	  =# M		, Leipzig-Wien 1936.
, '/: 	  L 1 	E, 	   	= 1 L, Tör-
ténelmi Szemle 3 (1914) Nr. 3, 371-375.
, 	 
#  K2 "    +> C	, Wien
und Europa zwischen den Revolutionen (1789-1848). 15. Wiener Europagespräch (Wi-
ener Schriften 39), Wien-München 1978, 37-53.
, 	 C	  42 L	 /	 	 -		 "=	 $@%$!$@:F, Frank-
furt/Main 1977, 425-437.

 : 	# 	   7	 4	  D>, The Hungarian Revolu-
tion and War of Independence, 76-80.

 : 5 	 	#* /	 '	G   D#>	!!5 '	
  7	 	#  $%&%!&:, The East Central European Officer Corps 1740-
1920s: Social Origins, Selection, Education, and Training (War and Society in East
Central Europe 24; hg. von Béla K. Király-Walter Scott Dillard), New York 1988,
155-166.
( '$:   <		  	 	"#>, Die Revolution von
1848/49 im österreichisch-ungarischen Grenzraum (hg. von Gerald Schlag-Lieselotte
Weghofer-Mikats), Eisenstadt 1996, 103-110.
( '1 2 C 	 D	   4	  D>, East European Society
and War in the Era of Revolution, 519-529.

, ,&,
	  	 -		 B)#G 
  /"
$%&%!$%R; (Schriftenreihe der Historischen Kommission bei der Bayerischen Akademie
der Wissenschaften 15), Bd. 2, Göttingen 1978, 893-900.

, ,&,
	 0)	#  M		  5	#  	S	  >	,
Liberalismus im 19. Jahrhundert, 136-160.
(/3, 
	 $%&% I 5   M		, 1848 – Revolution in Österreich
(Schriften des Instituts für Österreichkunde 62; hg. von Ernst Bruckmüller-Wolfgang
Häusler), Wien 1999* 4-15.
K	= 1	) 	  -  $:@F.
+
 + 
 +	 	   	* Wien 1977.
+
 %!: N#) +  G #		, 	! )Q #  #	
  )	   # 	  >	* Történeti tanulmányok XVII
(Acta Universitatis Debreceniensis. Series Historica 61; hg. von Ferenc Velkey), Debrecen,
2011 [im Druck].
+
 %!: +  	G N #	 H	 ,,#E J	  
#  " + 
  E Q " 	#	"G   




	2 O  
"	       >=	  
 
 	, Történeti tanulmányok XVI (Acta Universitatis Debreceniensis. Series
Historica 60; hg. von Ferenc Velkey), Debrecen 2008, 141-165.
+
 + !
	 „M		 B $%&%!$%F%Q, Stuttgart-Augsburg 1858.
+/ :  	 <	"#>  	2   "	> ) 	 1	
$%:&8:5 (Studien zur Geschichte der österreichisch-ungarischen Monarchie 6), Graz-
Wien-Köln 1967.
+/ :   " <	  	 )	 
  	 # $:2 1		,
Ungarn-Jahrbuch 5 (1973) 117-131.
+/ 	 ( 	 "=	 # 0)	#2 
 # 	)	# 




 (Hg.): P	  	 	  +   	

	      P	, Budapest 1928.
+/
 4: 7 	  $%&%!&:! )	) 7  		 # 	!
"#> $%&%!&:, Budapest 2000.
+/
 4: 0   7  	#, The Hungarian Revolution and War of
Independence, 116-121.
+ 	  ) 
	, 6)	  "	" 
* Magyar Tudomány 2010,
Heft 12, 1458-1466.
+ : 
 D , o. O. 1991.
5/ 6
: NT 	  '			  UQ I ("	 	 			   	!
!4	)	* N #=S )	!"	  	 /"	Q, Konservative Profile. Ideen &
Praxis in der Politik zwischen FM Radetzky, Karl Kraus und Alois Mock (hg. von
Ulrich E. Zellenberg), Graz-Stuttgart 2003, 43-66.
5/ 6
: K   	" )	" $%&% tavaszán-nyarán K  
-		 0)	 # 	  
##	 $%&%, Századok 141 (2007) 603-611.
5/ 6
: K 0+   	 	""  E #3"- "J	 ?$%&@) 0+
K  	 (	 	 	) #  -		 
=, Magyarhontól
az Újvilágig. Emlékkönyv Urbán Aladár ötvenéves tanári jubileumára, 80-92.
5/ 6
: #3"-   ""	 I  E!	*  	   #		!
 " - "J	 $%&@I$%&%!). Aetas, 14 (1999) Nr. 1-2, 43-61.
5/ 6
: <>	 	 <"		 I  (	 	 	)   
=)!
   B	-		* K-#  	   1	 $%&@!$%&%, Der Reichs-
tag von Kremsier 1848-1849 und die Tradition des Parlamentarismus in Mitteleuropa
– Kromìøí_0lengthsk  snìm 1848-1849 a tradice parlamentarismu ve støední Evropì, Krems-
ier 1998, 105-115.
5/ 6
: "E 4   	   7))	 #>	  7	* Geopo-
litics in the Danube Region. Hungarian Reconciliation Efforts, 1848-1998, (hg. von Ig-
nác Romsics-Béla K. Király), Budapest 1999, 21-40.
















 " 	2 ( >" J	"  )" $%9F!$%&% / 
	  5  
	  " $%9F!$%&%, hg. von  
 
, Bd. 1, Budapest 2001.








:   	#=S 5 2 0+ <   	 $%&%!$%&:, Wien-
Köln-Graz 1989.
 	 -		!	    $%R@2 
 	  4	" (Buchreihe
der Südostdeutschen Historischen Kommission 20) hg. von  , München
1986.
51(, '1 
	   <	   #   -  $%:@!$:;9, 3
Bde., unveröffentlichte Dissertation, Graz 1974.
5)$$  (: / 7J	>  < B> "-    	 
	  	 /	 L!
  # ("  ', Gróf Dessewffy Aurél összes mûvei [Gesamtwerke von
Grafen Aurél Dessewffy] (hg. von József Ferenczy), Budapest 1887.
  " 	 -		!	 
		"" # VDV!VV2 1	!
	, hg. von  &7
 8, Budapest 1996.
  7))		#	 $%&%!$:$%, hg. von   7
(/& *
, ab
Bd. 7 von ,( 9(1& *
, derzeit 9 Bde., Wien ab 1973.
  /	"  -		 		 $%&%!$%R@ [ÖMR]. Bd. II/1:  	#

	)	* F2  #)	 $%&%!@2 1=	 $%F;, bearbeitet von 4  , mit
einem Vorwort von 7( ,
, Wien 2002; Bd. II/2:   	# 
	!
)	* %2 1=	 $%F;!.;2 >	 $%F;, bearbeitet und eingeleitet von 4  
und  
 %&-)/ Wien 2005;   :;	   	# 
	)	* $&2
'")	 $%F; I .;2  $%F$* bearbeitet und eingeleitet von 4   unter
Mitarbeit von  
 %&-)/ Wien 2010.
N 	W  Q2   		 	 # 1	 $%&% (Reihe Civil Society der Öster-
reichischen Forschungsgemeinschaft 3), hg. von %( ( %& ,
Wien 1999.
 	> 
  4	   	  5 * $@@F!$%FR (War and Society in East
Central Europe 4), hg. von  -2 -, New York 1984.
, <	   - 2 	 	 
  <-# 
	 - 	"	2  	 G 
  , Frank-
furt/Main 1983.
	  
	) 	  <-	 	   #  	) C, 2
Bde, Leipzig 1843. P	> D	 7	, Buda 1822.
	
	:  #	 "	# 	E> E"-	 $%&%!)   	>= K" 	
	 5	 # 1	 $%&%, Budapest 1988.

&-  (Hg.):   	 		!/	"   1	 $%&%!
$%&: ?6)	   )	 		A, Budapest 1998.
/, 	 	 
> 
   L, Wien 1866.

, 	   C)	  ("	 	   	!4	)	* Mitteilungen des
Österreichischen Staatsarchivs 26 (1973) 328-341.

 :  	"2  )	 >	  		#"	 		   L	!
2  )	 	>>  	 	 5	#, Budapest 1997.
    	
	

, 8	   	"  NQ   $%R@  
))	, Der öster-
reichisch-ungarische Ausgleich von 1867, 48-70.

/ 4: 	" 7	* <   /  /	>, Lajos Kossuth sent
word, Papers delivered on the occasion of the bicentenary of Kossuth’s birth (hg. von
László Péter u. a.), London 2003, 221-249.

/ 4: „  # 
">	Q* Lajos Kossuth’s English as an instrument of inter-
national politics, Shakespeare and Hungary (hg. von Holger Klein-Péter Dávidházi),
Lexington 1996, 47-73.
	    "  "	 )	  (	=  	  <	. Wien 1861.
.(
, ,
	 M		   $%&% ) $%R;2 Bd. 1:   1	 	 5   	 5!
	#   $%&% ) $%F$, Stuttgart-Berlin 1918; Bd. 2/1 (Stuttgart-Berlin 1912).
  !
: 	E 
 D     0)  	 D  
, Bd. 2,
Budapest 1914.
!= '(: X 	   	    $%R@ (Studia
Hungarica. Schriften des Ungarischen Instituts München 14), München 1979.
(> 9
: 	 7	 I 	* 0 < I 	 B”,
Zeitgeschichte 3, 1975/76, 47-55.
  
: 
 #		" ""   	  D!









	"  	 5 $%&@8%2  # 	*  	 '	!!
)* )	  #  - P  	   1 K, Pressburg 1848.


, /	 ("	 	   	!4	)	2  0)). Phil. Diss., Wien
1961.
/, ()	 	 B=   /	)#  #	 B!
!  L	, Die Habsburgermonarchie 1848-1918 (hg. von Adam Wand-
ruszka-Peter Urbanitsch) Bd. III/2, 1207-1303.
=
 -
	   	>= # 	 	 5"	G +		
4		   5  	 	 L 	 "=	  #
(	#=	 (Studien zur Europäischen Rechtsgeschichte 227), Frankfurt/Main 2008.
=* 
 '1	 	 	  	 7))		#	  M		,
Darmstadt 1970. =
, 	  M		    = ) 	
	, Wien 1961; 1990.
	E 
 D  -) "  	 		 BS  # 	 D  
,
Bd. 1 (hg. von 61 -), Budapest 1921; Bd. 2 (hg. von 61 -), Bp. 1922;
Bd. 3 (hg. von 0 4
), Budapest 1925.
	E 
 D  >E+ C)   	 D  




	 /	# 	 "# 	Y"# 	Z   # 4 	
"	 )		 , Zagreb 1992.
[	 G 
>	=  4	 /, Hamburg 1831.
(

, 9($	 	 
> 
 # /	 !D		   -), Wien 1860.
= -
:   5 	#	 ) 	 	)  
		  #




,, 	   	 #	     # 1	 $%&:  ) 	 K	
<  <* Phil. Diss., Wien 1956.
,.( .:   
	) 1 DD2  	, Budapest 1973.
,.
  !
:  K!"	# ">"+   S>" 	 5	 K!
 (hg. von Aladár Urbán), Budapest  1987.
,.
  !
:  <!#	E C-	-"	)* (Fontes Historiae Hungaricae
aevi recentioris), Budapest 1927.
, :   
  	 + 
, Tiltakozó nemzedék. Összegyûj-
tött írások, Budapest 1981, 418-425.
,
/ :   '		"  ", (.), Ungarn in der Donaumo-
narchie. Probleme der bürgerlichen Umgestaltung eines Vielvölkerstaates (Schriftenreihe
des Österreichischen Ost- und Südosteuropa-Instituts 10), Wien-München-Budapest
1984, 98-137.
,
/ 	 C 	 #>   	!7	 P#>	# I $%R;, Etudes
Historiques Hongroises 1975, Bd. 1, Budapest 1975, 567-599.
,
/ : 	  	  #	2 /	)# 	 )		 # 
( -"	 (Schriftenreihe des Österreichischen Ost- und Südosteuropa-Instituts
10), Wien-München-Budapest 1984.
7) -			 	  	 +	 7	" $%2 ) # 9;2 1	!
	, hg. von der Österreichischen Nationalbibliothek, Bd. 1-3, München 2002.
,
, ,(	   B=	 #  M		2   /	)# 	 "	" 
5 (Wiener Historische Studien 1), Wien 1953.
,
/, ?	 0 <   #	  #	"  	 5   
$%&%8&:, Phil. Diss., Wien 1966.
,
, ,	 -	>=  
	>. Südosteuropa-Fallstudien, 20
Jahre „Südosteuropäische Geschichte” in Graz, Graz 1990.
,
, 	 7	 1	 B)	2   K  M		 
	 $%:F!$::&, Frankfurt/Main u.a. 1996.
,
(, ,
	 	>= 5, Heidelberg 2004.
,(1

, 	  	 "	!	    $%R%, Der österreichisch-unga-
rische Ausgleich von 1867, 36-47.
,?(, 7$
	 NB    =	  	)…Q2 L	 > C	 	
4	 5    $%&%* Politik und Gesellschaft im alten und neuen Österreich.
Festschrift für Rudolf Neck, Bd. 1 (hg. von Isabella Ackerl-Walter Hummelber-
ger-Wolfgang Mommsen), Wien 1981, 85-107.
,?(, 7$
	 N4 "## 	 # "# Q 	* (	  
	 4	 =		  $%&%* 1848 – Revolution in Österreich (Schriften des Insti-
tuts für Österreichkunde 62; hg. von Ernst Bruckmüller-Wolfgang Häusler), Wien
1999* 23-54.
,?(, 7$
	 ( 	 	# 	 	)	)2  #"	  
	  	 4	 5    $%&%, Wien-München 1979.
,, 2 +2	 C   0 <*  		  7	, Auburn 1852, VIII-IX
(	 von , ).
,
, 7(	 N7*    0	Q2  # C) 	 4	 '")		 !
, 1848 – Revolution in Österreich , 128-138.




, 7(	 K	"	  (	 # -		 B)#, Öster-
reichische Osthefte 22 (1980) 231-265.
,
, 7(	  	 0)	# 	2 
	 	 0)	#, „Dürfen’s
denn das?”. Die fortdauernde Frage zum Jahr 1848, 85-95.
,
, 7(	     /	"  -		 		 DDD8$,
XLVIIff.
,
, 7(	  G   /	"  -		 		 $%&%!$%R@*
III. Abteilung, Bd. 1: $&2 >	 $%F9!$.2 =	 $%F., Wien 1975.
,
, 7(	 	# 5)2 K	"	  K#  M		 $@%;!$%&%
(Studien zu Politik und Verwaltung 36), Wien Köln Graz 1991, 57-76.
,
, 7(	  	=		# I 		#2 K#	" # / 
 	=	   1	 $%F&8FF, Mitteilungen des Österreichi-
schen Staatsarchivs 35 (1982) 134-149.
,$, '1  
  !
	  	 -		 5  #
L## # 	 #	>= K 	 1	 $%&%!$%&:, Bd. 1-2, Frei-
burg im Breisgau-Wien 1907-1909.
,

 9:  	     $%&%2 +H!>#)	2   (	  	
 	 1 I 
>#)	 $%&%2* A Drávától a Lajtáig. Tanulmányok az 1848. nyári és õszi
dunántúli hadi események történetéhez [Von der Drau bis an die Leitha. Studien über
die Geschichte der militärischen Ereignisse in Transdanubien im Sommer und Herbst
1848] (Ders.), Budapest 2008, 11-35.
,

 9: 7	W 
>	# 4	 0	>G '	* '>	*  /	!
, The Hungarian Revolution and War of Independence, 41-54.
,

 9	 	    C	)  B		 7	G 
>#)	!B!
 #)	 $%&%, The Hungarian Revolution and War of Independence, 243-244.
,> :  )	  	  
	) 	  <-	
	   #  	) C, Zeitschrift für österreichische Rechtsgelehr-




	  	 5" 	* Berlin 1911.
,=, 	    	 M		2 K		 /" 	  K!
  " ( -"	, Liberalismus im 19. Jahrhundert, 161-171.
,=  
 :   	  	  M		
 	 $%R@!$:$%, 2 Bde., unveröffentlichte Dissertation, Graz 1989.
 $ @  0A:   	   	 C	"2  L## )	
)"	   	  	 #	   $%&:, Leipzig 1851.
 !.B,  /	 N
"	 M		Q2   <	  	 	 #, Austro-
slavismus. Ein verfrühtes Konzept zur politischen Neugestaltung Mitteleuropas (hg.






	 	  	 	#  D	 






: P	 C) 	 #	 5 
 	 ) 	 	 4	) /!' 	  "2 "2 C	>>, Bd. 2, Wien
1851.
'(
,  2	 O  5 	2 0)	 /* 
 O>	*  B





,  2	4 )	2   5    $%&%  	 )	 	), Wien 1998.
-.  !
	  "   		>	  $:2 1		 Nationalstaat –
Monarchie – Mitteleuropa, 24-33.
-.  !
: 
			>  	  # $:2 1		, Strafrechtsgeschichte
an der Grenze des nächsten Jahrtausends, 27-38.
-

, 9  2	 C # #>	, New York 1950; deutsch:   B!
=>	)# 	 7))		#	2   D 	  K	!
)  # (	#=	 ) 	 -  5 # 1	 $:$% (Veröffentlichungen der
Arbeitsgemeinschaft Ost 4-5) Bd. 1-2, Graz-Köln 1964.
-( :  " 	   	  "2 	  "  	 "	 ,
Deák és utódai – Magyar igazságügyi miniszterek 1848-ban és a dualizmus korában (hg.
von Norbert Csibi-Endre Domaniczky), Pécs 2004.
-/  (: 	 
> 
W #= 0)*   0)!
+	  	  -)	 D		   C, Pest 1866.
-, 7$
	 /"* <	    <	  
  	 	
7=  $:2 1		 7		>  	, München 1981.
- 4:   
	)   $%@%2  	 P#!<O, Die Entwicklung der
österreichisch-ungarischen Strafrechtskodifikation, 221-236.
 , 4	     /	"  -		 		 $%&%!$%R@* D2
)G  	  5 +	 9;2=	 $%&%!9$2 B #)	 $%&%, Wien 1997.
- !
	  	  5 G   "	  	 **<!BQ2 Öster-
reichische Osthefte 45 (2003), 485-513.
-, (!	 /	#  (	  M		   $%&%!$:;&, Bd. 1-8, Wien und
Leipzig 1902-1914 ( fotomechanischer Nachdruck Graz 1972-1980).
- 5/: <  < , Magyarságtudomány 2 (1943)
217-264, 400-430. - 5/: < 0+  		#"	) 0+ < #
5	#	 Budapest 1946;  2002.
- 5/: 
  H+)) "- 	#) 
  	 	 =!
 0		* Századok 96 (1962) 279-284.
- 5/	 
  -)) 
   -)2 Budapest  1981.
  0	 [	" #	+ $%&%   #	 	 +	 $%&%,
Historiski Zbornik 3 (1950) 39-124.
-! -







: 7) 	  M		, 4 Bde., Berlin 1876-1879.
-3(   -3/ !
 (Hg.): C)	  P	 		 			 <)"  
<), Bd. I/2: $%$;!$%.:, Wien 1909.
/ : 
 +2 /-	 #"2 
  '#2 /!
 
* Budapest 2001.
Landesgesetz- und Verordnungsblatt für die Markgrafschaft Mähren, Nr. 29/1897.
Landesgesetzblatt für das Königreich Böhmen, Nr. 12/1897.

, %!	 	 <	"  5	2 	 4!  /	!
>"   4	 N1	)	 	 0		Q ?$%$%!$%&:A, Tübingen 1977.
 ,(	 \"  )	 '>>2 L	 5>	)#"  
		 
	 -		 0		 # $%&% (Literatur in der Geschichte 17), Wien-Köln 1989.




, 	   5" 	 "=	 $@:;!$@:9 (Campus Forschung 558),
Frankfurt/Main-New York 1988.
0)	# # $:2 1		2   # 	>= (	 (Kritische Studien zur
Geschichtswissenschaft 79), hg. von 5 
), Göttingen 1988.
	E  ]+ 2 #""- 	) 	 -   	 +)#	 ( !
	 ) 	 B 42 	 	  F;+=	 /		!1)=#   	




	   '")	># I  
	 # 5 Die Habsburgermonar-
chie auf dem Weg zum Rechtsstaat? (hg. von Gábor Máthé-Werner Ogris), Buda-
pest-Wien 2010, 95-120.
$D, %$
	  	 <#  	 7))		#	 I 
) 1	 (	!
"  NPQ, Die Habsburgermonarchie 1848-1918, Bd. VII: Verfas-
sung und Parlamentarismus. 1. Teilband: Verfassungsrecht, Verfassungswirklichkeit,
zentrale Repräsentativkörperschaften (hg. von Helmut Rumpler-Peter Urbanitsch),
Wien 2000, 11-67.
$D, %$
	 * Die Protokolle des österreichischen Ministerrates 1848-1867,
IV. Abteilung, Das Mini
          ! " #
 
	 	$ 	 %&	 $&'(  )	 
$D, %$
	 <   	" -	J	 ?#A [Übersetzt von Gábor
Nagy], Magyar Napló 14 (2002) Heft 10, 27-30.


, 	 	, (Ders.), Geschichte und Geschichten, Zürich 1973, 487-493.
!( =: „ 	 C	 L    5Q 	    " )	  C	,
Ungarn-Jahrbuch 13 (1984/85) 53-74.
!(, =	 „ 	 C	 L    52Q 	    " )	  C	,
Ungarn-Jahrbuch 13 (1984/85) 53-75.
   "Hg.#	 7   /		W 	 
	, K2 $2 K	>* 	
 * - /	*  # K	, Wien 188.
!, 91	   5   K-#2 
	"	   7		 
  M		 #    $:2 1		, Mainz 1998. 63-66.

 	 	  




( 9 "Hg2#:  	  />	, Bd. 1-8,
Wien 1880-1884.
	* K		G 5")"   + ">	  	, Wien 1857. 4&

 (Hg.), 	E 
 D  -) ", Bd. 3, 67-134.
 
:   	 )	 = # 1	 $%&.  	, Die Ent-
wicklung der österreichisch-ungarischen Strafrechtskodifikation, 203-219.
 
: 	  "   	 =    $:2 1	!
	, Nationalstaat – Monarchie – Mitteleuropa, 34-44.
 
: 
		""  	 # 1	 $%@%, Strafrechtsgeschichte an der
Grenze des nächsten Jahrtausendes, 151-177.
/ (:  	  "	 -	  	#  	 # "	) 
  "# 	 "	 	  	 >  
=], Bd. 1, Budapest
1927.
 + '1  

:   





	* <	G 	 5 	 '		2  K#   /		## 	 0)	
/	  	, Leipzig 1847.

  
 (Hg.): N1 J   Q2  " 	  L # $%.92  		#+ !




 (Hg.):  " 	  	 $%9&!$%.$ 
"#   !
	  ", Zalaegerszeg 1995.

  
:    " 	2  "    >"   $%;.!$%..*  	








: (### >	^	2 K 0+ 	E H+  #	-" [(###
>	^	2  	 4  	 0+ K 	 	>	=, Budapest 2007.
B I 	 I 	>2 L	 		   N " 	 BQ* !
	  ", hg. von  &
 , Budapest 2004.
N M		 K	> ) $%$F, 20 Bde., Wien-München-Zürich 1923-1979.
<
, 
	  	 <"  	2 L#=S 		   1	 $%&% 
$%&:, Linz 1907.
'		   L"* Hamburg 1843.
'		   L". L	 C, Hamburg 1847.
8)/, 4	   /	S	  	 7))		#	, Die Habsburgermonar-
chie 1848-1918 VIII: Politische Öffentlichkeit und Zivilgesellschaft (hg. von Helmut
Rumpler-Peter Urbanitsch), Wien 2006, 1493-1533.
8)/ 4	 L	   -		 
	 $%F9, Grundlagen
der österreichischen Rechtskultur. Festschrift für Werner Ogris zum 75. Geburtstag





2  	 * 	 	 , Wien 2004.
M		 7	 K)	> I 	 7	 K)	>  $:&F, Santa
Barbara-Graz ab 1965.
M		 52  	 
)   - 5, von
 $
 ,(, zweite erweiterte und verbesserte Auflage aus dessen Nachlaß, hg. und
bearbeitet von  $
 51, Prag-Wien-Leipzig 1901.
M		 K	> 0O" $%$F!$:F;, hg. von der Österreichischen Akademie der
Wissenschaften, bis jetzt 12 Bde, Wien-Graz-Köln ab 1957.
./  (Hg.): < 0+ 	 $%.@2 #+!$%&;2 #)	* 73 >	* *
H"	   
	 0+ <*  $%.@! #)	 $%&;* /	 	 	*
* < # 
, (Kossuth Lajos összes munkái [Lajos Kossuths
sämtliche Werke] 7), Budapest 1989.
./ :  "	# N			#Q >"+   $%.:!$%&;2   	3  
NC			>"Q 	 5	  	 		 0   $%.:8$%&;* Történelmi
Szemle 48 (2006) 25-52.
./ :  "	# N			#Q >"+ 		 $%.F  $%.: "--
  NC			>"Q 	 5	  	   $%.F ) $%.:* Századok 141 (2007) 683-721.
    	
	

./ G <   "	# N			#Q >"+* $%.F!$%.: <  
C			>" 	 5	, Századok 128 (1994) 809-817.
./ G <   "	# N			#Q >"+* NT	) 	#  "!
,)) #Q* <   N…	 )	   #  " 0)Q*
<   , Nemzeti és társadalmi átalakulás a XIX. században
Magyarországon (hg. von István Orosz-Ferenc Pölöskei), Budapest 1994, 157-174.
./ G <   $%.9!$%.R2   	3 <  	 0  
$%.98.R* Kossuth Lajos, „a magyarok Mózese” (hg. von Róbert Hermann# Budapest
2006, 9-44.
./ 	 < 	 ) ?$%&%2 #	 ..) L	 QC	Q   <
?.2 =	 $%&%A], Emlékkönyv Orosz István 70. születésnapjára [Festschrift zum 70.
Geburtstag von István Orosz] (hg. von János Angi–János Barta), Debrecen 2005,
169-179.
1 5
: '"#	 		  	" -	 $%&%!$%&:  "!
### 	   )=""#> 	 $%&%!$%&:* Bd. 1-2,
Pest 1868-69.
/	O" M		, hg. von 
 (/3, Wien 2001.
 :   (	"  	, Die Habsburgermonarchie 1848-1918
(hg. von Helmut Rumpler-Peter Urbanitsch), Bd. 7: Verfassung und Parlamentaris-
mus, 1. Teilband: Verfassungsrecht, Verfassungswirklichkeit, Zentrale Repräsentativ-
körperschaften, Wien 2000, 239-540.
 9	  -) 
 #   J 
  D   
 
 -), Budapest 2005.




	   	   # 1	 $%R@, Der österreichisch-unga-
rische Ausgleich vom 1867. Vorgeschichte und Wirkungen (hg. von Peter Berger),
Wien 1967, 90-112.
9, '$	   -		 
!  5>	)#2   	 	
	 /" 	 ))	 	   $%&% ) # 	  5, 1. Bd.:
 	  5"     /	)# ) 	 (	" 	
5 	   $%R$, Leipzig 1920; 2. Bd.:  	 <#> #  	 5 	!
 ) # )   # 	 # 1	 $%R@, Leipzig 1926.
9, '$	 <	 	 1>   M		2  K	>, Berlin 1929.
5	* <	G   <	   #    	  " >  	 
	 7))	 	2  > 
"   5 
>		, Wien 1904.
9( 
&%, 	   1	 $%&%2  	 4	 5 * 2 Bde.,
Wien 1872.
9 
 (Hg.): 4	"  <	2 ("	   	!4	)!
	 5> # (	#=	2   "#*  * <##	  	
B)   M		   L" ?$%&.A* Amsterdam-Atlanta 2001.
9, 7	 M		   ( ) 	 	, Bd. 1-3, Leipzig-Wien 1873.
9(1, ,(	  P 		>2 K		 #>  
 	
 	 7))		#	* (Österreichische Geschichte 1804-1914), Wien 1997.
%
 :  "   	 	 7-	  # 5 	 1	 $%.9!.R* (Studia





:  	 )		 		*  K	  	  "  # !
, Die Freiheitsrechte und die Staatstheorien im Zeitalter des Dualismus. Mate-
rialien der VII. ungarisch-tschechoslowakischen Rechtshistorikerkonferenz in Pécs
1965 (Studia Iuridica aucoritate Universitatis Pécs publicata 48; hg. von Andor Csizma-
dia), Budapest 1966, 97-101.
%,   2	 ND	  	 B!D	 Q2 0+ <*  
  
7))		#	 $%&:!$%F9, Diplomarbeit, Wien 2009.
%   2	 C	 	 # K> 	 5  	
5 		 0+ < 	  
* $%F$!$%F9, Wiener Zeitschrift zur Ge-
schichte der Neuzeit 10 (2010) II, 20-35.
%&-)/,  
:   
	  4	   $%:@  
	  	  ## * Die Habsburgermonarchie
auf dem Wege zum Rechtsstaat? (hg. von Gábor Máthé-Werner Ogris) Budapest-Wi-
en 2010, 292-311.
%&-)/,  
:   (	 #  	   
$%@%  M		  	, unveröffentlichte Diplomarbeit, Wien 1996.
%&-)/,  
: )	  	)	   (	  P!
  	 # 	 4	 $%:@, Innsbruck-Wien-Bozen
2010.
%=, '
	 <	 1>  	#	, Deutsche und Europäische Juristen aus neun
Jahrhunderten (hg. von Gerd Kleinheyer-Jan Schröder), Heidelberg 2008, 284-289.
% 7$
	  	 K   
	# # D^>	S, Rechts-
geschichtliche Vorträge 50, Budapest 2007, 219-238.
E/ '!	 /  	 " )	 	+"# >	# 2 $%&%   !
  "	 0 # -		 /	# $%&%, (Ders.), Studije iz
hrvatske povijesti za revolucije 1848-1849, Zagreb 1979, 175-195.
E/ '!	 /	 	 "+ > +  	 + $%&% K	= 	 "	 !
 =	 	 5    $%&%, Radovi Instituta za hrvatsku povijest 9 (1976) 83-91.
E/, '!	 
	`"   7	 "+ >	+ $%&%   >	> (	= 




 (Hg.): < 0+  , , #	 #	#) 0 <!
    	  		 	#, (Kossuth Lajos összes munkái
[Lajos Kossuths sämtliche Werke] 12), Budapest 1957.
%
/!  !
 (Hg.): < 0+  , #	 , #	#)* $%&%2 >	!
I>#)	 0+ <  	 	 	  		 5	2 >	!





	  M		  # 4	 	 $%;:. Bd. 2:   -		!
 5 , Leipzig 1865.
%/, ,
 9 !
	   * D  4	""  # 7 5 )
<-	=, Bd. 1-4, München 1935-1942.
%/, ,
 9 !
	  	 O 
	)	  0 <,
Archiv für Österreichische Geschichte 117 (1944) 1. Hälfte, 125-175.
%/ ,
 9 !
	 	* 	 
#  	 , Bd. 1-3, Mün-
chen 1925-1954.
    	
	

 </F	   1	 $%&%  <	G   5    D	,
Südost-Forschungen 57 (1998) 121-122.
%
, (!	 	  ", Wien 1888.
%
 	 "=		 C # 	 
		, Rechtsgeschichtliche
Vorträge 50, Budapest 2007, 97-110.
%/, ,

	 M		 	"	 # (	#=	2 7		  0)	# 	
	=	 0  
	)	* Wien 1973.
%, 
	  	 > 0)	#  M		  5 	 
N/ # 
Q I O#, „Dürfen’s denn das?”. Die fortdauernde Frage zum Jahr
1848, 106-111.

		  	 	  = 1	, hg. von 
 , Buda-
pest 2003.
%(, 	    	  M		  	 $%R@!$:$%,
Der österreichisch-ungarische Ausgleich 1867. Seine Grundlagen und Auswirkungen
(hg. von Theodor Mayer), München 1968, 71-111.
%  
:   		    	  ", Nationalstaat – Monarchie –
Mitteleuropa. Zur Erinnerung an den „Advokaten der Nation”, Ferenc Deák (hg. von
Gábor Máthé-Barna Mezey), Budapest 2004, 114-123.

 D  T B>E C), hg. von  ( 8!
, Budapest 1978.

 D G M#	  B 	 
J	 
)"  	S 	

	, Széchenyi István Válogatott Mûvei [Ausgewählte Werke von István Széche-
nyi] Bd. 3, hg. von 8/ %, Budapest 1991.

 D G NM#	Q N
)"Q. Erschienen in: 4
 (Hg.), 	E 
!
 D  -) "* Bd. 3, 581-788.

 D G N
	* 	#Q N0)* B=)Q. Erschienen: - (Hg.),
	E 
 D  -) "* Bd. 2, 572-577.

 D G B 	 
J	 	S 	 
	, Széchenyi István Válo-




>G  K"   # 5")"* 	 	   		 <	 
 	=#=  O#>	 # $%F@2  4 	2 ( # 	. Lon-
don 1859.Neugedruckt:4
 (Hg.),	E 
 D  -) ", Bd. 3, 135-565.
42 9! 	 "   	 /	, Nationalstaat –Monarchie –Mitteleuropa, 67-85.
C 7	 5   4	  D>* $%&%!$%&:2  	 7	, hg. von
 
, New York 1999.
4 '$:  #		 $%&%!&:!" 	) -" -	     	)
  	 $%&%!&:* Bd. 2, Budapest 1930.
*, - (
 	 7) 	  M		  	 B)	=	
K-#  	, 4 Bde., Graz-Leipzig-Wien 1927-1944.
*
  ,  B#,	 7     	 #	  $%&%!)  	
B	!<		   '		 	 7 !		 # 1	 $%&%* Had-
történelmi Közlemények 117 (2004) 511-534.
*
  :  #		 	" 	    ") #E " $%&% >!
	)   -		 <		  	    	# 0 	





  :  #,	    	  $%&% 	   '	 	
B	  	 7  # 
##	 $%&%* Budapest 1973.
*
  :  B#,	 7     	 #	  $%&%!)  	
B	!<		   '		 	 7 !		 # 1	 $%&%, Had-
történelmi Közlemények 117 (2004) 511-534.
*
  : K 0+ #	-"   	>	=   0+ K!
, Budapest 1986.
*
  : P 0+ K   '	   7	 B 	#*
$%&%!$%&:* East Central European War Leaders: Civilian and Military (War and
Society in East Central Europe 25; hg. von Béla K. Király-Albert A. Nofi), New York
1988, 47-50.
*
  :   K 	 	 B	 # 
##	 $%&%, Annales
Universitatis Scientiarum Budapestinensis… Sectio Historica 8 (1966) 115-137.
*
  : ' 	#  C	  4	G C 	# 	   7))	 #>!





# 	   $%&%!   J	  	 	  

# 
"E 	   	 7 	#   $%&%* Hadtörténelmi Közlemé-
nyek 99 (1986) 525-540.
*
  : C 7	 	#  $%&%!&:, War and Society in East Central Europe
I. Special Topics and Generalizations on the 18th and 19th Centuries (hg. von Béla K.
Király-Gunther E. Rothenberg), New York 1979, 97-100.
*
  : C 7	 (#  
	G C K  /"*  
			 
'	*  	 P^     $%&%, East European Society and War in the
Era of Revolution, 540-542.
0 '
:  	3 	>   # #>)2   5  5
) 	 	 	 0 	* A magyar országgyûlés 1848/49-ben [Der
ungarische Reichstag 1848/49] (hg. von György Szabad), Budapest 1998, 123-139.
0 '
: 7 "	, 		2 /" ">E"  #"  $%&;!  " +
	   /2 / <>  D #  	 $%&;	
1	* Budapest 1982.
0/ '
: - - 1E $%&.!) 	 "- >" ##	#  
> #	   1E - -  	  # 1	 $%&., Magyar-
hontól az Újvilágig. Emlékkönyv Urbán Aladár ötvenéves tanári jubileumára, 199-
206.
0/ 
: N J  "	# #)	  "Q ? "	#  
 D  >!
" +"E #+)A ND ) +  	 =	 	 5	Q ?  

	 5	 	)  >    D  
A, Történeti tanulmá-
nyok VII (Acta Universitatis Debreceniensis. Series Historica 50; hg. von Péter Ta-
kács), Debrecen 1999, 95-114.
0/ 
:  > ,H	 	   +  $%&;!  ") 

>E" "	)  P	"	"   0) 	 	"	 
/ # 
> 	 C)	   
, Arisztokrata életpályák és életviszonyok
(Speculum Historiae Debrecense 4; hg. von Klára Papp-Levente Püski), Debrecen
2009, 113-128.
    	
	

0 ( (Hg.): 	E 
 D  >E C)	  	 D  
,
Bd. 1-6, Budapest 1925-1939.
0 ( (Hg.): 	E 
 D  J	E  J	>  + < 0+  	
		  +	 
	  D  
  0+ <
(Fontes historiae Hungaricae aevi recentioris. Gróf Széchenyi István összes munkái 6),
Bd. 1-2, Budapest 1927-1930.
0 (: 	2 
 D    #3"- $%9R!$%.; "-2 C-	 )   
0)  4	"  	 D  
2 7	 	, Gróf Széchenyi
István naplói (hg. von Gyula Viszota), Bd. 3, Budapest 1932, VII-LXXVIII.
0 (: /" +	 
  $%.F!) / (		  

# 1	 $%.F, Budapesti Szemle 1925, No. DLXXVII, 250-266.
( 	 5  	 5"2 X 	 =	 	 	 5 









	 	 1 	2 
 0)   L, Bd. 1-3, Stutt-
gart 1910-1913.
7, 9($	  	 -	# #  	# (Schriftenreihe des Forschungsinstituts
für den Donauraum 1), Graz-Köln 1960.
7 ( (Hg.):  " 	 ")E   4	"   	  ", Buda-




	 K	> 0O"  <	# M		, Bd. 1-60,
Wien 1856-1891.
  <" + > 	 "!	" , U Zagrebu 1892.
G,  !
	  	 	   M		  	, Leipzig 1911.
=
, 	  M		2 (  = ) 	 	, Wien 1974.
  	
	
  

